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Eine-Welt-Diktatur: 


Offener Brief an 
die Bauern 


»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 

anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 


rat paul 
l ‚! ‘ y ’ & “6. 


URDECLKAN 
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JEDEN MONAT NEU! 


Leser werben Leser +++ Leser 


Ihr 


Lieber CODE-Leser, 


diese Zeitschrift versucht einen geistig-politischen Wandel in Deutschland einzuleiten. Denn trotz 
der schlimmen Erfahrungen eines halben Jahrhunderts und trotz aller demokratischen Rechte 
und Pflichten hält es die Mehrzahl der Deutschen heute nicht für erforderlich, sich um eine 
sachlich fundierte politische Überzeugung zu bemühen oder gar sich zu einer solchen öffentlich 
zu bekennen, sofern sie den herrschenden Auffassungen widerspricht. 


Vielen Dank 


Verlag Diagnosen 


Verlag Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D-7250 Leonberg 


Man freut sich wie ein Kind an den materiellen Konsumwerten unserer Gesellschaft, soweit man 
daran beteiligt ist, und denkt mehr an das Heute als an das Morgen. Inmitten schicksalsschwerer 
weltpolitischer Spannungen lebt man in einem spießbürgerlichen Behagen, das nur von Zeit zu 
Zeit — wenn die Drahtzieher die Deutschen wie Puppen bewegen — durch Angstträume unter- 
brochen wird. 


Es sieht aber nicht so aus, als werde dieses Behagen noch lange andauern. Die Welt von heute ist 
anders als die Welt von gestern, und die Welt von morgen wird nicht mehr die von heute sein. 


Ob es sich um Wirtschaftsfragen, Probleme des Dollars, der NATO, der Europäischen Gemein- 
schaft, der dritten Welt oder des Zionismus handelt, kein Volk wird von diesen Fragen und damit 
zusammenhängenden Entscheidungen stärker berührt als das deutsche. 


Das Herannahen der großen weltpolitischen Entscheidungen zwingt auch politisch träge Bundes- 
bürger, sich Gedanken über ihr Morgen zu machen. Das führt sie aber von selbst zu dem 
Gestern, zu der Frage, ob die Führung der Bundesrepublik in ihrer Politik dem Lebensinteresse 
des deutschen Volkes aufs beste dient oder Irrwege im fremden Auftrag geht, ob die bundesdeut- 
sche Demokratie der sachlichen Meinungsbildung über politische Ziele und Methoden den 
erforderlichen Spielraum gewährt und wie es bei uns überhaupt um Demokratie und Freiheit 
bestellt ist. 


Als Leser von »CODE« kennen Sie bereits viele Zusammenhänge und die offene. kritische 
Haltung dieser Zeitschrift. Wir bitten Sie daher zu überlegen, wer aus dem Kreis Ihrer Familie, 
Ihrer Bekannten, Kollegen und Freunde Abonnent von »CODE« werden könnte. 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen: Wenn Sie uns einen Abonnenten nennen, 
erhalten Sie als Prämie das Buch von Des Griffin »Wer regiert die Welt?« 


Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Senden Sie CODE ab ._._ 
bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementspreis von 
60,- DM einschließlich Porto und Mehrwertsteuer (im 
Ausland DM 60,- zuzüglich DM 12,- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs 
umgerechnet) an: 


Name 


Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 


ID Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. 


Bank/Ort 


Bankleitzahl 


Kontonummer 


DO Der neue Abonnent It einen Verrechnungsscheck 
über den. Betrag von 60,- DM anbei (Ausland: 
DM 72,- Gegenwert in ausländischer Währung 
zum Tageskurs) 


[I Bittet um Übersendung einer Rechnung. 


Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 
erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 


Datum 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 


Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 
Abonnements ohne Angabe von Gründen gegenüber 
dem Verlag Diagnosen, Untere Burghalde 1, D-7250 
Leonberg, binnen einer Woche schriftlich widerrufen 
kann, daß es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 
spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird. 


Unterschrift 


Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
das Buch »Wer regiert die Welt?«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift und ist nicht mit mir 
identisch. Meine Anschrift: 


Name 


Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


. Postleitzahl/Stadt/Land 
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Deutschland Europa Finanzen Internationales 
6  Verfälschung der 15 »Europäische« 26 Beim US-Dollar bleibt | 32 Redefreiheit vor 
s Begriffe Wirtschaft ohne alles beim alten Gericht ' 
® ® vd i i 
7 Offener Brief an die HIoBpnng}. 27 Der Dollar im Be erungihren Willen 
Bauern 18 Die Europäer auf der Teufelskreis bekommt, geht Ernst 
Die gegenwärtige Seite der . 2 ” Zundel zurück ins 
Planwirtschaft, die Fleisch- Palästinenser? 28 Die Aussichten für Gefängnis und wird dann 
und Bunsberge; das Die meisten Europäer Gold sind abgeschoben. 
Streben der Bauern gegen sähen es lieb di vielversprechend i . : 
Kopfgeld und Prämien ist Amerikaner nach Häuse z 33 EmpREnugew aber Ol 
erst der bescheidene gingen. Sie zweifeln am 29 Die Banker besiegeln Mordpläne des 
Anfang der Zukunft der Recht der USA, sich als das Ende der Weißen Hauses 
deutschen Bauern. Weltführer oder vielleicht . . Das Gespenst seiner 
n . Nationalisten S 
- als Führer der »freien Inih kalkuli Griff Mordpläne verfolgte den 
Welt« zu betrachten. PNZET ERIERNETTEN TON US-Präsidenten Ronald 
nach der Weltmacht haben Reagan und seinen 
20 Kurts Maler die Geldmagnaten der Rechtkberater Abrahakl 
Es geht um die »Nachrufer« Wall Street schon seit Sofaer, als sie zu einem 
von Kurt Georg Kiesinger janpeD} EPIASBE GIS 2-2 Treffen mit den NATO- 
und die »Abrufer« von Kurt nationalistischen Führer in Verbündeten in Brüssel 
Waldheim. Beide Kurts ganz Lateinamerika zu tif 
stürzen. 


haben eine verdrängte 
Vergangenheit gemeinsam. 


Oberbauer Heeremann 
interessiert sich mehr für die 
Landwirtschaftsfabriken und = 
schweigt im Bundestag zu den Österreichs Bundespräsident 
Tragödien der deutschen Bauern. | hatte sich mit der Einführung des 
PLO-Anführers Arafat in die 


z UN-Vollversammlung den 
8 NATO-Verbündete falschen Protektor für seine 


entfernen sich von den | spätere Karriere in der Wiener 
USA Hofburg ausgesucht. 


Aufgrund falscher Informationen 
stimmte der US-Präsident zu, 
den'starken Mann Libyens, N 


Oberst Muammar El-Gaddafi, 
umzulegen. 


Die Koalition der Banker wird 3 
angeführt von David Rockefeller | 34 Die SS-20 wurde 


x a 21 mass gegen | „nd seinem Finanzflaggschiff vielleicht niemals von 
p ar Ei iysieriößes Chase Manhattan Bank. den Sowjets stationiert 
10 Bonns Weg in die »Telegramm« bestätigt 30 Die Geschä 36 Die SS-20 in Kuba als 
Unfreiheit angeblich, daß Waldheim 1e \sesc äfte der Bedrohung der USA 
Der Bundesbürger möchte den » Abtransport von alten Banker mit Drogen 
gern »Europäer« sein, ohne Männern, Frauen und 31 Die Rückkehr der 37 Raketen im Hinterhof 
zu wissen, was das Kindern in den Tod« Sowi E der USA 
eigentlich ist, und damit angeordnet haben soll. Der owjetunion a F ; 
hilft er wacker mit bei der kroatische Journalist 39 Wie die Sowjets die 
Selbstvernichtung seines Zlatko Pemper stempelt USA täuschten 
eigenen Landes und damit sowohl das »Telegramm« 
Europas oder dessen, was als auch die Geschichten als 42 JagdnachP ollards 
davon noch gebliebenist. | »Lügen und Verzerrungen« ab. »Mr. X« 


Ei Tapes 


[78 


Naher Osten 


43 


4 
45 


46 


Vernunftehe zwischen 
CIA und Mossad 


Krise im Zionismus 


Kritik an der 
israelischen Politik 
muß sein 


Ein Scharfmacher 
Israels 


Einer von Israels führenden 
Verfechtern im offiziellen 
Washington ist Richard 
Perle. Er glaubt, die 
Gegenwart der 
Massenmedien habe den 
Aufstand der Palästinenser 
geschürt. 


Richard Perle: »Es ist falsch zu | 


glauben, die gegenwärtige 


Medizin 


53 


54 


55 


56 


Ionen bestimmen die 
Atemluft 


Schwingungen statt 
Tabletten 


Es gibt kein wirksames 
Arzneimittel ohne 
Nebenwirkungen. Es ist 
darum eine Alternative 
gefragt, nach der die 
Rücken-, Migräne-, 
Rheuma-, Ischias-, Kreuz-, 
Neuralgie- und sonstigen 
Schmerzgeplagten greifen 
können. Eine neue 
Schweizer Methode bietet 
diese Alternative. 


Gegen schädliche 
künstliche Energien 
Die Wirkstoffe eines 
mexikanischen Kaktusses 
helfen, die überschüssigen 
und schädlichen 
künstlichen Energien zu 
neutralisieren und gestörte 
Energien und Energiefelder 
nach einem natürlichen 
Prinzip wieder 
auszugleichen. 


Zurück zum 
natürlichen 
Gleichgewicht 


Der Bio-Aktivator Regazell 
energen stimuliert die 
Tätigkeit des 
Knochenmarks. Daneben 
wird die Grundsubstanz der 


St 
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ändige Rubriken 


16 


24 


40 


Europa-Journal 
Endgültige Ächtung der 
Wachstumshormone; 
Weltweite Zusammenarbeit 
der Kernfusion; 
Drogennetz in Frankreich 
aufgedeckt; Mrs. Thatcher 
fürchtet Gefahr für die 
NATO; Britischer Experte 
kritisiert NATO-Pläne; 
Frankreich startet neues 
Raketenprogramm; Briten 
und Sowjets tauschen 
Delegationen aus; 
Differenzen über 
Entwicklungshilfe zwischen 
USA und Europa. 


Banker-Journal. 
Afrika und Frankreich 
kritisieren IWF; Pakistan 
führte Gespräche mit dem 
IWF; Suchen die Sowjets 
die Mitgliedschaft im 
IWF?; Das meiste Gold 
haben die Japaner; 
Rekordproduktion der 
Sowjets drückt Ölpreise. 


Nahost-Journal 


Abba Eban kritisiert Yitzak 
Shamir; Henry Kissingers 
Endlösung für die West 
Bank; Keffiyeh als neue 
Mode; Wenn heute in Israel 
gewählt würde; Die 
Pollards auf freien Fuß 
setzen; Israels Pflicht zur 
Gewalt; Georg Shultz’s : 


sowjetische Regierung sei den Zellen aktiviert und Tage sind gezählt. 
USA oder deren Verbündeten, stabilisiert. 4 are 
insbesondere Israel gegenüber G hich P 
freundlich gesinnt.« eschichte 52 Zitate 
47 Die israelische 58 Licht vom Pol 62 Vertrauliches 

Zeitbombe tickt Die Auseinandersetzung Diskussion über den 

3 zwischen dem Jahwekult Niedergang Amerikas; 

48 Bilanz des und dem polaren Philippinischer 


49 


| 50 


|sı 


zionistischen Staates 


Die Palästinenser auf 
dem Weg zu einem 
Staat 


Die Jüdische Neue 
Rechte 


Auf den Schwingen 
der Geier 


Lichtträger. Man sollte 
denken, es ist ein 
Grundanliegen aller 
Religionen, die Menschen 
zu Gott zu führen. Siegt am 
Ende der Stammesgott 
Jahwe? Oder besteht noch 
Hoffnung, das 
apokalyptische Szenario 
von unserem Planeten 
abzuwenden? 


Außenminister gegen US- 
Stützpunkte; In der 
Afghanistan-Frage läßt 
dieUSA Verbündete im 
Stich; Sowjets schlagen 
Kapital aus der US-Politik 
in Panama; Sowjets zeigen 
mehr Interesse’für Saudi- 
Arabien; Evolutionstheorie 
ist grundlegender Irrtum; 
Japanische Rote Armee 


versorgt philippinische 
Rebellen; Südafrika bietet 
Sowjets einen Handel 
wegen Angola an; Keine 
Wende in der Kreml- 
Doktrin; In der UdSSR soll 
die Miliz die Drogenplage 
stoppen; Japans Anpassung 
an den Rückzug der USA; 
Sowjets rechnen im Iran 
mit baldiger Krise; Ein 
Drittel der Polen lebt in 
Armut; Sowjetunion für 
engere Beziehungen mit 
Thailand; ADL- 
Maßnahmen gegen Kritiker 
Israels; Palästinenser 
entweder erschießen oder 
verhaften. 


Leserbriefe 


Verfälschung 
der Begriffe 


Werner Wentzel 


Wie aus der westdeutschen Tagespresse zu entnehmen ist, müssen 
sich neuerdings die Heimatvertriebenen aus Ostpreußen, Schlesien, 
Pommern und Ostbrandenburg als »Auswanderer« bezeichnen, 
wenn sie bei der polnischen Botschaft in Köln oder bei der polni- 
schen Militärmission in Berlin ein Einreisevisum für ihre Heimat 


oder nach Polen beantragen. 


Diese Neuregelung erfolgte auf 
Beschluß des Zentralkomitees 
der polnischen Kommunisti- 
schen Partei. Die Deutschland- 
Experten in Warschau hatten ge- 
raten, die Vertreibung der Deut- 
schen nach Abschluß des Waf- 
fenstillstandsvertrages 1945 
nicht mehr als »humanitäre Um- 
siedlung« oder als »Bevölke- 
rungstransfer« zu bezeichnen. 
Vielmehr sollten jetzt dafür die 
Begriffe »Emigration« oder 
»Auswanderung« amtlich ver- 
wendet werden. Warschaus Au- 
ßenministerium hat inzwischen 
die diplomatischen Vertretun- 
gen angewiesen, - die neue 
Sprachregelung zu beachten. 


Weizsäckers 
Wortakrobatik 


Bei Visumsanträgen in der Bun- 
desrepublik einschließlich des 
Landes Berlin, heißt es daher 
jetzt unter Punkt 11: Dätum der 
Auswanderung aus der Volksre- 
publik Polen. Eine Außerung 
der Bundesregierung dazu wur- 
de bisher nicht bekannt. 


Durch die Einführung der Be- 
zeichnung »Auswanderung« auf 
den Formularen für Einreisean- 
träge werden die deutschen Hei- 
matvertriebenen, die ihre Hei- 
mat besuchen wollen, genötigt, 
sich als »Auswanderer« zu be- 
zeichnen, sie geben ja auf dem 
amtlichen Antrag das Datum ih- 
rer »Auswanderung« an. 


Im letzten Jahr haben 300.000 
Deutsche aus der Bundesrepu- 
blik, zumeist Vertriebene, die 
ostdeutsche Heimat besucht. In 
einigen Jahren heißt es dann, 
daß Millionen von angeblichen 
Vertriebenen sich selbst gar 
‘ nicht als solche betrachten. Sie 
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Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker redet nicht mehr 
von Vertreibung, sondern von 
einer erzwungenen Wander- 
schaft. 


haben schließlich eigenhändig 
millionenfach den Tag ihrer 
»Auswanderung« aus der Volks- 
republik Polen angegeben, von 
»Vertreibung« kann also keine 
Rede sein. 


Diese Neuregelung dient also 
der Aufrechterhaltung der soge- 
nannten Realitäten, der Ergeb- 
nisse des Zweiten Weltkrieges, 
zumal sie wohl kaum von Bonn 
mit der notwendigen Schärfe 
und Deutlichkeit. zurückgewie- 
sen werden wird. 


Übrigens hat zur Einführung der 
Rubrik »Auswanderung aus der 
Volksrepublik Polen« auf den 
Antragsformularen für die Ein- 
reiseerlaubnis nach den deut- 
schen Ostgebieten und Polen 
wahrscheinlich auch jener auf 
besonders heftige "Ablehnung 
gestoßene Passus der viel zitier- 
ten Rede des Bundespräsidenten 
von Weizsäcker beigetragen, die 
er am 8. Mai 1985 anläßlich des 
40. Jahrestages der Kapitulation 
der Wehrmacht vor dem Bun- 


destag gehalten hat. An der Stel- 
le seiner Rede, bei der von 
Weizsäcker auf die Heimatver- 
triebenen zu reden kam, ver- 


"mied er das Wort »Vertreibung« 


und sprach dagegen von einer 
»erzwungenen Wanderschaft«. 


Vertreibung als 
Wanderschaft tituliert 


Diese neue Wortschöpfung des 
Richard von Weizsäcker an Stel- 
le von »Vertreibung« hat das 
Zentralkomitee der polnischen 
Kommunistischen Partei offen- 
sichtlich mit Aufmerksamkeit 
zur Kenntnis genommen und 
entsprechende Überlegungen 
ausgelöst. Von der »Wander- 
schaft«, wenn auch einer er- 
zwungenen, über die »Wande- 
rung« schließlich zur Auswande- 
rung war der Schritt dann nicht 
mehr weit. 


Auf eine entsprechende Anfrage 
gab das Auswärtige Amt am 
22. Januar 1988 folgende Nach- 
richt: »Der Bundesregierung ist 
bekannt, daß in polnischen 
Sichtvermerksanträgen nach 
dem Datum der »Auswanderung 
aus Polen« gefragt wird. Sie hat 
sich dazu in einer parlamentari- 
schen Anfrage am 5. Dezember 
1986 geäußert. Die Bundesregie- 
rung ist sich demnach bewußt, 
welche Gefühle entstehen müs- 
sen, wenn die Vertreibung aus 
der Heimat als »Auswanderung« 
etikettiert wird. 


Andererseits obliegt die Formu- 
lierung der Fragen im Sichtver- 
merksantrag dem Staat, in dem 
die Einreise begehrt wird, und 
der dazu die Erlaubnis erteilen 
muß. Die Bundesregierung kann 
von daher keinen Einfluß auf die 
Bezeichnung in einem polni- 
schen Sichtvermerksantrag 
nehmen.« 


Soweit die Stellungnahme des 
Auswärtigen Amtes. Es ist mehr 
als bedauerlich, daß diesen von 
uns gewählten Volksvertretern 
einige der wichtigsten Grundsät- 
ze des allgemein anerkannten 
und gültigen Völkerrechts nicht 
bekannt sind. Nur einige der 
wichtigen Bestimmungen: 


Haager Landkriegsordnung von 
1907, Artikel 43: Gebot der Be- 
achtung der .Landesgesetze be- 
ziehungsweise deren Einhaltung 
durch die Besatzungsmacht; Ar- 
tikel 46: Das Privateigentum 
darf nicht eingezogen werden; 


Artikel 47: Die Plünderung ist 


ausdrücklich untersagt. 


Nürnberger Statut (Londoner 
Abkommen vom 8. August 
1945), Artikel 6 b und 6 c: An- 
klagepunkte sind beziehungs- 
weise verboten ist... 


Ver- 


EEE EEE ee 


schleppung der Zivilbevölke- 


rung... Raub öffentlichen 
oder privaten Eigentums... 
Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit: nämlich Ermordung, 


Ausrottung, Versklavung, Ver- 


schleppung oder andere an der 
Zivilbevölkerung vor Beginn 
oder während des Krieges be- 
gangene unmenschliche Hand- 
lungen. 


Auch Polen muß sich ans 
Völkerrecht halten 


Vierte Genfer Konvention von 
1949, Artikel 49: Verbot der 
»Massenzwangsverschickung so- 
wie Verschleppung«. Die Besat- 
zungsmacht darf nicht Teile ih- 
rer eigenen Zivilbevölkerung in 
das von ihr besetzte Gebiet ver- 
schleppen oder verschicken. 


UNO-Konvention vom 27. No- 
vember 1968 über die Nichtver- 
jährung von Kriegs- und 
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Menschlichkeitsverbrechen, Ar- 


tikel I, B: Vertreibung durch be- 
waffneten Angriff oder Okkupa- 
tion. 


Warum werden diese völker- 
rechtlichen Grundsätze von der 
Bonner Bundesregierung, den 
Parteien und leider auch von vie- 
len Vertriebenen-Politikern ver- 
schwiegen, statt ihre Erfüllung 
unaufhörlich anzumahnen? 


Auch durch den Abschluß der 


Ostverträge mit Moskau, War- 


a 
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schau und Prag hat sich nichtsan 


der bestehenden Rechtslage ge- 
ändert. Auch die Volksrepublik 
Polen hat sich an das geltende 


Völkerrecht zu halten, zumal 


wenn sie ständig auf wirtschaftli- 
che und finanzielle Hilfe aus 
Westdeutschland angewiesen ist, 
die ihr nur gewährt werden dürf- 
te, wenn sie ihre Menschen- 
rechts- und Völkerrechtsverlet- 
zungen bekennt und revidiert. 


Aber Lüge und Geschichtsfäl- 
schung werden heutzutage um 
den Preis der guten Beziehungen 


und des Geschäfts akzeptiert. 


Der aufrechte Gang ist zur Zeit 


in Deutschland nicht gefragt. 


Noch ist es eine Minderheit, die - 
ihn geht. Sorgen wir dafür, daß 
sie zur Mehrheit wird! Be 


.. One-World 


Offener 
Brief an die 
Bauern 


Günther Viercke 


Was wollt ihr eigentlich, ihr kleinen deutschen und europäischen 
Bäuerlein? Ist euer Gedächtnis durch den »Zeitgeist« schon so sehr 
zerstört, daß ihr nicht erkennen könnt, wohin der Weg in die 
Zukunft führt? Habt ihr vergessen, daß die Sieger nach dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges das utopische Bild der »Eine-Welt« als das 
gemeinsame Ziel verkündet haben? 


Unter der großen Kuppel des 
ewigen Friedens durch Atom- 
bomben und Einschüchterung 
wird die neue bessere Welt auf- 
gebaut. Die Vereinten Nationen 
sollen der Tempel der Gleich- 
heit, der Gerechtigkeit und der 
»Große Bruder« sein. Die »Ei- 
ne-Welt«, die sozialistische Welt 
der Brüderlichkeit und Gleich- 
heit, befreit von Hunger, Geld 
und Haß, befreit von Klassen, 
Rassen und unterschiedlichen 


. Kulturen. Wie die fleißigen Bie- 


nen ‘werden wir. künftigen, 
selbstlosen Weltbürger unsere 
. Leistungen im großen Einheits- 
topf abliefern, gerecht verteilt, 
Futter und Prämien aus ihm er- 
halten. 


Die »Großen Brüder« 
-machen Politik 


Bäuerlein, das ist die künftige 
und heile Welt. In dieser Welt 


sind Bauern und Mittelstand 


überflüssig, Gott sei es geklagt. 
Der Fortschritt verlangt nun ein- 
..mal seine Opfer. Ihr wollt euch 
doch nicht gegen den wahren 
Fortschritt stemmen? 


Für die »Eine-Welt«, für die Re- 
gierung des »Einheits-Europa«, 
ist die Konzentration in allen Le- 
bensbereichen die absolute Vor- 
aussetzung für die zentrale Pla- 
nung, Erfassung, Verteilung und 
Verwaltung. 


Haben wir nicht nach dem Ende 
des Ersten Weltkrieges die ame- 


- .. Tikanischen Farmer immer mehr 
“ durch Konzentration verdrängt? 


. Haben wir nicht zur gleichen 
Zeit die russischen Kulaken 


(Bauern) zum Teufel gejagt und 
sie für das goldene Zeitalter in 
der Sowjetunion geopfert? 


Ereilte nicht .allen osteuropäi- 
schen Bauern nach dem Zweiten 
Weltkrieg das gleiche große 
Glück der Befreiung? Die Völ- 
ker haben sich gegen die Verge- 
waltigung durch Aufstände ge- 
wehrt, sind aber erbarmungslos 
in den Boden gestampft worden. 
Die privaten westlichen Brüder 
weinten Tränen des Mitleids - 
die »Großen Brüder« machten 
Politik. 


Nun, ihr Bäuerlein, habt ihr 
denn wirklich alles schon verges- 
sen? Habt ihr euch berauscht am 
»Goldenen Kalb« des liberalen 
Europa mit seinen ungeahnten 
Möglichkeiten und ständigen 
Zuwachsraten des Wohlstandes? 


In vergangenen Zeiten waren 
die Bauern, die Handwerker 
und der Mittelstand die tragen- 
den Säulen einer Volksgemein- 
schaft im Staat. Uns Progressi- 
ven, sozialistischen Utopisten 
sind diese Säulen ein Hindernis. 
In unserem Namen, im Namen 
der Utopie, haben die Monopole 
Geld - Gewerkschaften - Partei- 
en und Regierungen sie in brü- 
derlicher Gemeinschaft ge- 
schwächt, alle Statistiken weisen 
es nach, durch gezielte Überfor- 
derung das lebensnotwendige 
Eigenkapital abgebaut und sie 
den Banken überlassen. 


Die Internationale der 
Weltverbesserer 


Bäuerlein! 1960 hatten wir in der 
Bundesrepublik Deutschland 


noch 1,3 Millionen Bauern, die 
von 2507 Beschäftigten in den 
Behörden betreut wurden. 1980 
hatten wir noch 550 000 Bauern, 
dafür aber 4400 behördliche Be- 
treuer und den Eierkopf in 
Brüssel. 


Diese verheerende Veränderung 
des Zustandes ist nicht das Er- 
gebnis des Zufalls, wie einige 
meinen mögen. Sie ist das Er- 
gebnis des Zeitgeistes zur Erfül- 
lung einer Utopie. Die bewußte 
Konzentration ist die Enteig- 
nung auf kaltem Weg und der 
Weg in die Zukunft. 


Der »Internationalismus« der 
Weltverbesserer bedeutet nicht 
die freiwillige internationale Zu- 
sammenarbeit der Nationen die- 
ser Erde. Internationalismus 
heißt zentraler Dirigismus, inter- 
nationale Verflechtung, die Ent- 
sagung jeglicher wirtschaftlicher 
und kultureller Eigenständig- 
keit. 


Nun, PBäuerlein, Hand aufs 
Herz, habt ihr und die anderen 
Leidtragenden euch das Europa 
der Zukunft so vorgestellt? 
Träumtet ihr nicht auch vom Eu- 
ropa der Vaterländer des Kon- 
rad Adenauer und Charles de 
Gaulle. Begrabt den Traum, 
oder aber kämpft um ihn. Alle 
deutschen Parteien haben sich 
dem befohlenen Zeitgeist unter- 
worfen. Das Vaterland ist tot - 
es lebe Einheitseuropa! 


Ja, Bäuerlein, da stehen wir 
jetzt, wir Toren. Ob wir uns po- 
litisch nach links, rechts oder der 
angeblichen Mitte zuwenden. 
Sie sind Fiktionen — es gibt sie 
nicht -, wir bewegen uns immer 
im Kreis des »Zeitgeistes«, wie 


‚ auch unsere politischen Führer. 


Die Vereinten Nationen als das 
Symbol des Sieges der ideali- 
stisch-ideologischen : Glaubens- 
formel hat sich bisher als ein un- 
fähiges Monstrum erwiesen. Sie 
wurden nicht der Tempel der 
Glückseligkeit und könnten 
künftig das in den Himmel ra- 
gende Symbol der Unterdrük- 
kung sein. 


Mit unserem »Einheitseuropa« 
sieht es nicht besser aus. Es wur- 
de ein Kunstgebilde, ein babylo- 
nischer Turm der Bürokratie. 
Ein Gebilde aus liberaler Markt- 
wirtschaft und sowjetischer 
Planwirtschaft. Die einen erzeu- 
gen den Überschuß, während 
die anderen ihn in unendlicher 


Fleißarbeit bremsen und ver: 
walten. 


Europas Planwirtschaft 
und Planungswirrwarr 


Wir kleinen Bürger spüren in- 
Stinktiv den Irrweg Europas. 
Diese idealistische Schöpfung ist 
scheinbar nur Glauben, nicht 
Wissen, der Weltverbesserer. 
Mit der Kelle in der Hand ver- 
mauern die Mächtigen der Ideo- 
logie weiter Stein um Stein, und 
unsere Parteiführer aller Partei- 
en sind ihre willigen Hand- 
langer. 


Die zentralistische Planwirt- 
schaft für Menschen und Mate- 
rie in der Sowjetunion mit allen 
daraus resultierenden Un- 
menschlichkeiten und Fehllei- 
stungen zeigt der Welt seit 1917 
die absolute Unfähigkeit des Sy- 
stems und gibt uns einen Vorge- 
schmack auf die künftigen Lei- 
stungen der Vereinten Nationen 
und ihrer Filialen, wozu dann 
auch der babylonische Verwal- 
tungsturm von Einheitseuropa 
gehören wird. 


Trotz aller Erfahrungen bleibt 
das sowjetische System der Plan- 
wirtschaft das Vorbild. für Euro- 
pa und die Welt - die totale Ka- 
tastrophe wird die Folge sein! 


Die gegenwärtige Planwirtschaft 
der europäischen Landwirt- 
schaft, die Fleisch- und Butter- 
berge, der Planungswirrwarr, 
das Sterben der Bauern gegen 
Kopfgeld und Prämien ist erst . 
der bescheidene Anfang der Zu- 
kunft. Unsere gläubigen Hilfs- 
maurer, die Parteimeinungsma- 
cher, schämen sich nicht, wenn 
sie gläubig oder opportunistisch 
ihre Wahrheit verkünden: 
»Wandel durch Annäherung!« 


In der Tat, der Wandel findet 
seit 1945 in kleinen, kaum merk- 
lichen Schritten statt, wenn auch 
in umgekehrter Richtung und 
nicht so, wie es unsere Glücks- 


‚planer immer wieder behaupten. 


Nicht die Sowjets passen sich an, - 
wir freien Europäer passen uns 
an und der künftigen Gleichheit 


“ steht nichts mehr im Weg. 


Bäuerlein, du und ich, wir haben 
uns dieses künftige Europa et- 
was anders vorgestellt. Wenn ihr 
euch der neuen heilen Welt op- 
fern wollt, dann opfert euch. 
Wenn ihr diesen Wahnsinn nicht 
mitmachen wollt, dann müßt ihr 
kämpfen. - 4 


' (one 7 


NATO 


Verbündete 
entfernen 
sich von den 


USA 


Oskar Boline 


Der letzte NATO-Gipfel wurde von der britischen Premierministerin 
Margaret Thatcher nach Konsultationen mit anderen Staatschefs 
europäischer NATO-Länder einberufen. Sie waren, wie Mrs. That- 
cher, besorgt über die Tendenz zum Neutralismus hin, die in West- 
deutschland seit über einem Jahr deutlich wurde, doch die seit der 
Unterzeichnung des Vertrages über atomare Mittelstreckenwaffen 
(INF) im Dezember 1987 täglich an Bedeutung gewinnt. 


Die Europäer sind auch besorgt 
über die eigensinnige Beharr- 
lichkeit der amerikanischen Re- 
gierung unter Präsident Ronald 
Reagan; sie allein entscheide 
über das Schicksal Europas in 
den laufenden Gesprächen mit 
Michail Gorbatschow. Nach der 
Entfaltung von Zorn und Hitz- 
köpfigkeit von seiten des ameri- 
kanischen Verteidigungsmini- 
sters Frank Carlucci und anderer 
Mitglieder der amerikanischen 
Delegation, die an dem jährli- 
chen Wehrkunde-Treffen in 
München einen Monat zuvor 
teilgenommen hatten, war dieser 
NATO-Gipfel zu einer absolu- 
ten Notwendigkeit geworden. 


Unvorbereitet auf jegliche 
Opposition 


Die europäischen Mitglieder der 
NATO mußten das Weiße Haus 
aus den Wolken herunter und in 
die Realität zurückholen, damit 
Reagan bei seinen Gesprächen 
mit dem sowjetischen Parteichef 
Gorbatschow über Rüstungsab- 
bau glaubwürdig ist und bleibt. 


Jenen zufolge, die an der Vertei- 
digungskonferenz in München 
teilgenommen haben, trafen 
Carlucci und die anderen Mit- 
glieder der Delegation aus dem 
Weißen Haus völlig unvorberei- 
tet auf eine entschiedene Oppo- 
sition gegen ihre vorgefaßten 
Meinungen über die Verbesse- 
rung der existierenden Atom- 
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waffen und chemischen Kampf- 
waffen. 


Als Alfred Dregger, Vorsitzen- 
der der CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag, von der 
»Singularisierung« Deutschlands 
in einem Atomkrieg sprach und 
von seiner Opposition gegen ei- 
ne Verbesserung von Atomwaf- 
fen und chemischen Kampfwaf- 
fen, stieß er deshalb sofort auf 
Ausrufe der »hitzköpfigen Ame- 
rikaner«, die gegen seinen an- 
geblichen »Neutralismus« prote- 
stierten. 


US-Verteidigungsminister Car- 
lucei drohte damit, »die ameri- 
kanischen Streitkräfte aus Euro- 
pa abzuziehen«, so war er durch 


Franz Josef Strauß war einst 
Anführer des Pro-Amerikanis- 
mus, heute hält er die Reagan- 
Regierung für nicht »vorher- 
sagbar«. 


die Äußerungen der Deutschen 
in Wut geraten. 


Einigkeit gegen ein 
deutsches Kampffeld 


Das amerikanische Gebrüll wur- 
de schließlich so heftig, daß der 
deutsche Bundeskanzler Helmut 
Kohl sich veranlaßt fühlte, die 
»verehrte« Delegation aus dem 
Weißen Haus zu fragen, ob es 
ihnen »etwas ausmachen würde, 
mit diesen Beschuldigungen auf- 
zuhören?« 


Dieses Zitat war in der sowjeti- 
schen Presse zu lesen, um auf- 
zuzeigen, wie uneins die NATO 
doch letztendlich ist. 


Sämtliche politischen Parteien in 
der Bundesrepublik - die Grü- 
nen, die liberale FDP, die sozia- 
listische SPD - sind sich im 
Grunde mit der Haltung Dreg- 
gers und seiner doch recht kon- 
servativen Einstellung zur »Sin- 
gularisierung« Deutschlands ei- 
nig. Ihr Slogan: »Je kürzer die 
Reichweite, umso toter die 
Deutschen« ist zum geflügelten 
Wort im Land geworden. 


Diese Einigkeit gegen ein »deut- 
sches Kampffeld«, auf dem das 
Schicksal Europas entschieden 
werden würde, sickerte schließ- 
lich durch. Das Weiße Haus lud 
Bundeskanzler Kohl und Bun- 
desaußenminister Hans-Dietrich 
Genscher sofort nach Washing- 
ton ein. In Washington verspra- 
chen dann die Amerikaner, daß 
US-Präsident Reagan und seine 
Delegation bei dem bevorste- 
henden NATO-Treffen in Brüs- 
sel nicht wiederholen würden, 
was in München passiert war. 


Bei der NATO-Konferenz im 
kanadischen Montebello im Jahr 
1983 stimmte die damals neue 
Regierung von Kanzler Kohl mit 
Genscher als Außenminister be- 
reitwillig dem Prinzip einer 
eventuellen Modernisierung von 
Kurzstreckenwaffen zu. 


Das geschah zwei Jahre nach- 
dem Ronald Reagan sein Amt 
als. amerikanischer Präsident 
übernommen hatte und ebenso 
viele Jahre, bevor die Offent- 
lichkeit von Michail Gorbat- 
schow je hörte. Die Vereinigten 
Staaten sonnten sich noch im 
Ruhm internationaler Anerken- 
nung, die jedoch für die besser 
Informierten schon damals auf 
recht -wackligen Füßen stand. 
Unterdessen wurde die Sowjet- 


union von vorstellungslosen al- 
ten Männern und einem Land 
ohne Hoffnung beherrscht. 


In jenem Jahr wies Deutschlands 
führendes Meinungsforschungs- 
institut in Allensbach nach, daß 
55 Prozent der Deutschen die 
Sowjetunion als militärische Be- 
drohung 'ansahen und ‘nur. 35 
Prozent waren für eine einseitige 
Abrüstung. Heute, fünf Jahre 
später, sehen knapp 24 Prozent 
die Sowjetunion als eine militäri- 
sche Bedrohung an und 50 Pro- 
zent sind jetzt für eine einseitige 
Abrüstung. 


Der Wind hat sich in 
Europa gedreht 


In einer im November 1987 in 
der Bundesrepublik durchge- 
führten Meinungsumfrage spra- 
chen sich 59 Prozent für und le- 
diglich 14 Prozent gegen Gorbat- 
schow aus. Dagegen waren nur 
35 Prozent der Bevölkerung für 
Ronald Reagan und 36 Prozent 
gegen ihn. 


Das war noch vor der Kampagne 
Gorbatschows, über die er die 
Deutschen zu gewinnen hofft. 
Sie begann erst unmittelbar nach 
der Unterzeichnung des INF- 
Vertrages. Jedes Mitglied der 
Bonner Bundesregierung wurde, 
zu einer persönlichen Reise in 
die Sowjetunion eingeladen. 


Der erste, der eine solche Einla- 
dung erhielt, war der starke 
Mann Bayerns, Franz Josef 
Strauß, ehemaliger Bonner Ver- 
teidigungsminister und einstiger 
Anführer des Pro-Amerikanis- 
mus in Deutschland. Strauß war 


so pro-amerikanisch, daß er nie 


zuvor die Sowjetunion besucht 
hat. 


Sobald Strauß nun ‘einmal in. 


Moskau war, verkündete er sei- 
ne uneingeschränkte Unterstüt- 
zung von Schritten in Richtung 
besserer Beziehungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Sowjetunion und 
versicherte, daß er die Reagan- 
Regierung nicht mehr länger für 
»vorhersagbar« halte, was im 
Deutschen ein Aquivalent für 
»glaubwürdig« ist. 


Der Wind bezüglich des Presti- 
ges der Vereinigten Staaten hat 
sich in Europa und vor allem in 
der Bundesrepublik gedreht. 
Was die Vereinigten Staaten 
verloren haben, sind die Sowjets 
dabei zu gewinnen. 0 
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NATO 


Aufruhr im 
Denken der 
Europaer 


Oscar Boline 


»Der vor kurzem in Brüssel abgehaltene NATO-Gipfel war ein voll- 
endeter Erfolg«, meinte Sir Peter Vanneck, Mitglied des Ausschus- 
ses für politische Angelegenheiten im Europa-Parlament und Vorsit- 
zender des Unterausschusses für Sicherheit und Abrüstung des glei- 
chen Parlaments, der sich um europäische Verteidigungs-Angelegen- 


heiten kümmert. 


»Daran besteht kein Zweifel«, 
berichtete Peter. Vanneck, 
»Großbritannien und Amerika 
ist es gelungen, die anderen Mit- 
glieder der NATO in einer star- 
ken Front zu vereinen; das war 
unbedingt notwendig. Nur Tage 
vor dem Gipfel schien dies un- 
möglich zu erreichen infolge des 
Aufruhrs im Denken der Leute, 
der hier in Europa plötzlich aus- 
brach über den Erfolg des Gip- 


‚feltreffens in Washington, das 


den Vertrag über das Verbot der 
atomaren Mittelstreckenwaffen 


'brachte.« 


-- Washington wollte 


Deutschland zum 
Kriegsschauplatz machen 


»In erster Linie waren alle be- 
sorgt über die Reaktion der 
Deutschen«, berichtet Vanneck 
weiter. »Sie sprachen von »Sin- 
gularität« oder »Singularisation«. 
Doch trotz. dieser Verwirrung 
vor dem NATO-Gipfel sind wir 
schließlich zusammengekommen 
und haben uns darauf geeinigt, 
erneut zu versuchen, aus einer 
Position der Stärke heraus zu 
verhandeln, wie wir es bei der 
Vereinbarung über die Mittel- 
streckenwaffen getan haben.« 


Die Verantwortung für diesen 
»Aufruhr im Denken der Leute« 


aus den Ländern der Europäi- 


schen Gemeinschaft und die 
Entwicklung des Sinnes der 
Deutschen .für »Singularität« 
liegt beim Weißen Haus. Seit 
Ronald Reagan sein Amt als 
amerikanischer Präsident über- 


nommen hat, sind die Vereinig- 


ten Staaten in. Verteidigungs- 


Peter Vanneck kritisiert die 
USA, da sie in Verteidigungs- 
fragen den Europäern zu we- 
nig Beachtung schenken. 


Angelegenheiten ihren eigenen 
Weg gegangen und haben den 
NATO-Mitgliedern nur wenig 
oder gar keine Beachtung ge- 
schenkt. 


Wie sich auf der Münchner Kon- 
ferenz drei Wochen vor dem 
NATO-Gipfel zeigte, hatten das 
Weiße Haus und all seine klugen 
Männer, zuständig für die Ver- 
teidigungs-Angelegenheiten Eu- 
ropas, die Hoffnung auf Michail 
Gorbatschow und die »neue« 
Sowjetunion, die offenbar im 
Entstehen begriffen ist, völlig 
ignoriert. Die Amerikaner hat- 
ten immer noch Pläne, Deutsch- 
land zum Kriegsschauplatz zu 
machen. 


Washington war immer noch der 
Meinung, daß Europa seinen 
»gerechten« Anteil am amerika- 
nischen Militärhaushalt tragen 
müsse einschließlich der 750- 
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Dollar-Schraubenschlüssel und 
der 500-Dollar-Toilettensitze. 


US-Präsident Ronald Reagan 
kam nach Brüssel zum NATO- 
Treffen und meckerte immer 
weiter über das »böse Empire« 
und das »diktatorische Empire«. 


Desto toter sind die 
Deutschen 


Was man ihn jedoch nicht sagen 
hörte, war: »Besser tot als rot!« 
- vielleicht aus Rücksicht auf die 
Deutschen, die ihren eigenen 
Slogan haben: »Je kürzer die 
Reichweite, desto toter die 
Deutschen.« Damit soll 


Deutschlands Position als 
Schlachtfeld in einem kommen- 
den Krieg hervorgehoben 
werden. - 


»Jetzt möchte ich auf die »Singu- 
larität« zu sprechen kommen«, 


Ronald Reagan hat stets Plä- 
ne unterstützt, die Deutsch- 
land zum Kriegsschauplatz 
machen. »Je kürzer die Reich- 
weiten, um so toter die Deut- 
schen.« 


fuhr Peter Vanneck fort. »Es ist 
ein neuer und wichtiger Begriff 
in der NATO-Sprache; eine Art, 
das Gefühl zu beschreiben, das 
die Deutschen haben, ohne da- 
bei zu alarmierend zu wirken. 


Die Deutschen sind der Mei- 
nung, daß sie das Land sind, das 
die Wucht eines sowjetischen 
Vorstoßes auf den Westen auf- 
nehmen muß. 


Das stimmt nicht ganz. Wir in 
Großbritannien sind besorgt, 
weil wir uns in der Position des 
»Flugzeugträgers< befinden, der 
vor dem Kontinent vor Anker 


liegt, ein Brückenkopf für Nach- 
schub von jenseits des Atlantiks. 
Sicher werden wir genauso ein 
Ziel sein wie Deutschland, wenn 
es zur Konfrontation kommen 
wird. 


Die Beziehungen zwischen 
Frankreich und Deutschland, 
die wir alle bewundern, basieren 
genau auf dieser Tatsache. 
Frankreich kann sagen: »Ihr be- 
kommt die Bomben vielleicht in 
ein oder zwei Tagen, wir aber 
innerhalb von 48 Stunden. Aus 
dieser Vorstellung heraus ent- 
stand der deutsch-französische 
Verteidigungsvertrag. 


Deshalb bin ich der Meinung, 
daß Deutschland zu sehr betont, 
etwas Besonderes zu sein. Die 
Kommunikationswege sind so 
und die Raketenabwürfe sind so, 


US-Verteidigungsminister 
Frank Carlucci geriet über die 
Deutschen so in Wut, daß er 
drohte, die amerikanischen 
Streitkräfte aus Europa abzu- 
ziehen. 


daß ein Land vielleicht regel- 

recht überrannt wird, doch der 

Schaden durch die nukleare, 

chemische und konventionelle 

Kriegsführung wird sich rasch 

über einen viel größeren Bereich - 
ausbreiten, als dies in früheren 

Kriegen möglich war. 


Ich möchte mit den Worten 
schließen, daß jwir nach diesem 
NATO-Gipfel gute Gründe ha- 
ben, in unsere Politiker großes 
Vertrauen zu setzen. Trotz aller 
Ablenkungen haben sie eine Zu- 
sammenarbeit erreicht. Wir sind 
jetzt in der Lage, mit den So- 
wjets aus einer Position der Stär- 
ke heraus zu verhandeln. Sie las- 
sen sich nur durch Einheit und 
Stärke beeindrucken.« 
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Europa 


Bonns Weg 


in die 


Unfreiheit 


Hans Riegelmann 


Nichts ist für den »Bundesbürger« des westdeutschen Separatstaats- 
gebildes so kennzeichnend wie seine Vergeßlichkeit, seine Denkfaul- 
heit und die Tatsache, daß er »nicht bemerkt« beziehungsweise erst 
dann bemerken wird, daß es auch um seine Zukunft geht, wenn es 
bereits zu spät ist. Er möchte »Europäer« sein, ohne zu wissen, was 
das eigentlich ist, und hilft wacker mit bei der Selbstvernichtung 
seines eigenen Landes und damit Europa oder dessen, was davon 


noch geblieben ist. 


Kein eigener, erfahrener, nur 
seiner Besatzung und den Mit- 
reisenden verantwortlicher Steu- 
ermann geleitet das von Anfang 
schlingernde Schiff in einen si- 
cheren Hafen - ein fremder Ka- 
pitän steht auf der Brücke und 
fremde Lotsen führen das 
Staatsschiff von Klippe zu Klip- 
pe. »Ruhrstatut«, »Montan-Uni- 
on«, »EWG«, »Europäische Ge- 
meinschaft« heißen sie, und 
wenn nicht bald der rechte Steu- 
ermann sich findet und das $teu- 
er noch im letzten Augenblick 
herumreißt, wird das Schiff 
scheitern und scheitern müssen. 


Sehen wir uns diese Klippen ein- 
mal an: 


Es begann mit dem 
»Ruhrstatut« 


Die erste Klippe ist das »Ruhr- 
statut«. Es wurde am 28. April 
1949 unterzeichnet von den 
USA, Großbritannien und 
Frankreich sowie den drei Bene- 
lux-Staaten, also Belgien, Nie- 
derlande und Luxemburg. Seine 
Inhalte: eine internationale Be- 
hörde -— »Ruhrbehörde« - »re- 
gelt« die Verteilung von Kohle, 
Koks und Eisen aus dem Ruhr- 
gebiet und überwacht die nach 
der Konkurrenzdemontage noch 
verbliebenen deutschen Unter- 
nehmen dieses Gebietes. 


Am 30. November 1949 darf 
auch die inzwischen von den Be- 
satzungsmächten geschaffene 
»Bundesrepublik Deutschland« 
dieser Vereinbarung »beitre- 
ten«, das heißt, sie muß sie aner- 
kennen. 
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Die "hervorragendste Leistung 
der »Ruhrbehörde«: ein volles 
Viertel der damaligen deutschen 
Kohleförderung mußte expor- 
tiert werden und die nunmehr in 
der Zeit des Wiederaufbaus un- 
seres zerstörten Landes drin- 
gend benötigte Kohle mußte aus 
den USA gekauft werden, und 
zwar zu folgenden »Geschäftsbe- 
dingungen«: für unsere Kohle 
erhielten wir je Tonne 45 DM, 
die amerikanische mußten wir je 
Tonne mit 145 DM bezahlen. 


Diese Machenschaften der »Ho- 
hen Behörde« ergaben allein für 
1950 einen deutschen Barverlust 
von 950 Millionen DM, und für 
die ganze Zeit dieser morgen- 
thau-planmäßigen Ausraubwirt- 


“schaft hat man reichlich 6 Mil- 


liarden DM als Verlust des deut- 
schen Bergbaus in diesem dar- 
niederliegenden Land errechnet. 


Um doch noch wieder Devisen 
zu haben, um von den Amerika- 
nern weiter kaufen zu können, 
bekamen wir dann ebensoviel 
Millionen als »Marshalplan«- 
Hilfe - nur daß wir diese auf 
Heller und Pfennig mit Zins und 
Zinseszins zurückzahlen muß- 
ten. Eine der geschäftstüchtig- 
sten Investitionen der Wall- 
Street-Kapitalisten, die bereits 
damals begannen, unsere wieder- 
erstehende Industrie aufzu- 
kaufen. 


Oberflächlich gesehen, hätte 


man es für ein Glück ansehen 
können, daß am 19. Oktober 
1951 die »Ruhrbehörde« ihr Ab- 


leben offiziell bekanntgab, um 
am 25. August 1952 so dann 
auch formell einzugehen. Doch 
dafür erstand ihr als ebenbürtige 
Nachfolgerin die am 18. April 
1951 in Paris vertraglich unter- 
zeichnete »Montan-Union«, die 
dann am 23. Juli 1952 als eben- 
falls »Höhe Behörde« in Kraft 
trat und alsbald ihre Bemühun- 
gen darauf konzentrierte, zu- 
nächst den deutschen Kohlen- 
bergbau zu vernichten, soweit 
ihr das nur möglich war. Und 
das interessiert uns hier beson- 
ders, da wir uns zunächst als 
Deutsche empfinden und dann 
erst als Europäer. 


Kohle, Eisen, Stahl und Schrott 
des gesamten Bundesgebietes 


wurden dieser Montanunion un- 
terstellt. Ihr vollständiger Name 
lautet: »Die Europäische Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl 
(EGKS)«. Sie umfaßt die soge- 
nannten »EWG-Staaten« Frank- 
reich, Bundesrepublik, Italien, 
Belgien, Niederlande und Lu- 
xemburg mit dem vorgeblichen 
Zweck der Schaffung eines »ge- 
meinsamen Marktes« ohne Zoll- 
und sonstige Wirtschaftsgrenzen 


zur Entwicklung der heutigen 
Weltwirtschaft mit ihren Mas- 


senproduktion und Massenab- 


satz entsprechenden Unterneh- 


menskapazitäten. Die gegensei- 
tige Abhängigkeit aller Wirt- 
schaftsbereiche, soweit sie nicht 
naturgegeben, sollte zu einer to- 
talen internationalen Monopol- 
und Kapitalmacht ausgestaltet 
werden. Das war der Sinn des 
Ganzen. 


Am 25. März 1957 wurden in 
Rom die Verträge für die Euro- 
päische Wirtschaftsgemein- 
schaft unterschrieben: (von 
links) Adenauer, Staatssekre- 
tär Hallstein und Italiens Mini- 
sterpräsident Segni. 


Im Hintergrund standen 


die Olinteressen 


Das »Politische Lexikon« kenn- 
zeichnet diese EGKS so: »Die 
Montanunion mit Sitz in Luxem- 
‚burg ist wie ein Staat organisiert; 
die Mitgliedstaaten haben die 
Stellung von Bundesländern. 
Die Gemeinschaft besitzt in der 
gemeinsamen Versammlung ein 
Parlament (praktisch bedeu- 
tungslos), in der Hohen Behörde 


VS 


SETRET 


eine Regierung, im Ministerrat 
eine dem Bundesrat entspre- 
chende Ländervertretung sowie 
eine eigene Rechtsprechung. 
Anordnungen der Hohen Be- 
hörde sind für die betroffenen 
Unternehmen verbindlich, ohne 
daß es einer Zwischenschaltung 
der nationalen Regierungen be- 
darf.« 


Deutlicher ausgedrückt: eine 
»supranationale« Behörde war 
damit geschaffen worden, die 
unmittelbar in die innere Ord- 
nung der Mitgliedsstaaten ein- 
greifen, der das Recht verliehen 
wurde, »Weisungen über den 
Kopf der Regierungen an einzel- 
ne Betriebe oder auch an die Re- 
gierungen selbst zu erteilen, ih- 
nen bestimmte Handlungen zu 
gebieten und zu verbieten« 
(Germanus »Bilanz der Unter- 
werfung, 1967). 


Der damalige Oppositionsspre- 
cher Carlo Schmidt befaßte sich 
in der Sitzung des Bundestages 
vom 12. Juli 1951 ausführlich mit 
dieser Montan-Union und hat, 
wie die Zukunft bis auf den heu- 
tigen Tag erweisen sollte, vollauf 
rechtbehalten mit allem, was er 
aussprach: 


»Die Hohe Behörde trifft ihre 
Anordnungen autonom. Die 
Parlamente der Länder haben 
keinen Einfluß auf sie, kontrol- 
lieren sie nicht... Auf der an- 
deren Seite aber wirken die Ent- 
scheidungen der Hohen Behör- 
de in die Länder hinein und zwar 
in wesentlichste Sachgebiete. 
Und damit wird das Grundge- 
setz auf weiten Gebieten illuso- 
risch. 


"Die Montan-Union nimmt uns 
auf weiten Gebieten die Ent- 
scheidungsgewalt; sie unterstellt 
deutsche vitale Interessen der 
Entscheidungsgewalt von Orga- 
nen, die notwendigerweise ge- 
genläufige Interessen verfolgen 
müssen ... . Die formale Gleich- 
berechtigung, die uns die Mon- 
tan-Union bringt, hat die Hin- 
nahme materieller Ungleichhei- 
ten zur Voraussetzung. 


Man kann bei dem Grad der Un- 
gleichheit, in dem Deutschland 
im Verhältnis zu seinen 
Vertragspartnern steht, über 
nichts anderes verhandeln als 
über die Fragen eines weitge- 
henden modus videndi. Man 
kann bei dieser Ungleichheit 
keine Verträge schließen, die die 


Zukunft eines Volkes auf zwei 
Generationen festlegen.« 


So war es durch diese auch von 
der Bundesrepublik eingegange- 
ne Selbstaufgabe freien Han- 
delns auch in wirtschaftlicher 
Beziehung nicht möglich, die ge- 
ringsten wirtschaftlichen Sicher- 
heitsmaßnahmen für die eigenen 
Lebensinteressen und Lebens- 
notwendigkeiten durchzusetzen. 
Die uns von niemand anderem 
als von dieser Montanunion und 
der hinter ihr stehenden all- 
mächtigen internationalen Öl- 
konzernherren bescherte und 
aufgezwungene sogenannte 
»Kohlenkrise« mit all ihren bis 
heute spürbaren Folgen ist wohl 
der schlagendste Beweis dafür. 


Der nächste Schritt war 
die »EWG« 


Die gefährlichste, unser gesam- 
tes völkliches Eigenleben, seine 
Grundlagen wie seine Zukunft 
am schwersten bedrohende Klip- 
pe ist die »EWG«. Wie die 
»Ruhrbehörde« die »Montan- 
Union«, so mußte diese schließ- 
lich - »fortzeugend« ‘- die 
»EWG« gebären, die sogenann- 
te »Europäische Wirtschafts-Ge- 
meinschaft.« 


Der von ihrer Vorgängerin aus- 
gehende »Integrationssog« führ- 
te denn bereits im Juni 1955 zu 
einer Außenministerkonferenz 
der Montanunion-Staaten mit 
dem Ergebnis des Beschlusses 
einer wirtschaftlichen Teileini- 
gung Westeuropas auf dem Weg 
über eine Zollunion. Nach lang- 
wierigen und schwierigen Ver- 
handlungen konnte dann am 25. 
März 1957 in Rom endlich der 
»EWG-Vertrag« unterzeichnet 
werden, zunächst von Belgien, 
der Bundesrepublik, _ Frank- 
reich, Italien, Luxemburg und 
den Niederlanden als Mitglieds- 
ländern. 


Es liegt wie ein Omen über die- 
ser Schwergeburt, daß sie im 
gleichen Jahr erfolgte, in dem 
auch die »Kohlenkrise« geboren 
wurde. Bei uns verkündeten 
Narren weiterhin die »freie 
Marktwirtschaft«, die kein ande- 
res Land praktizierte, und zu- 
gleich begab man sich abermals 
unter fremde Zwangswirtschaft, 
bei völlig einseitiger Belastung 
für uns. Das Ganze aber nannte 
und nennt man »Politik« — ver- 
gißt dabei nur zu sagen, wessen 
Politik man denn eigentlich als 


doch angeblich »souveräner 


Staat« betreibt. 


Als ihren Daseinszweck gibt die 
EWG laut Vertrag an: eine stu- 
fenweise zu errichtende Zolluni- 
on mit dem Ziel, die ihr beitre- 
tenden Länder zu einem »Ge- 
meinsamen Markt«, einem ein- 
heitlichen Wirtschaftsgebiet mit 
einheitlichem Außenzoll, zu- 
sammenzufassen. »Koordinie- 
rung« auch der Währungspolitik 
und »gegenseitiger Beistand« im 
Falle der Bedrohung der Zah- 
lungsbilanz eines der beteiligten 
Staaten durch den »Gemeinsa- 
men Markt« sowie die »Assozi- 
ierung überseeischer Länder und 
Gebiete«. Die Schaffung eines 
Fonds für »Entwicklungshilfe« 
mit der Verpflichtung zu jährlich 
- zunächst für fünf Jahre - zu 
zahlenden Beiträge seitens der 
Unterzeichner des Vertrages 
werden als weitere Aufgaben 
der EWG bezeichnet. 


Sieht dieser EWG-Vertrag auch 
auf den ersten Blick nach einer 
rein wirtschaftlichen Angelegen- 


heit aus, so dreht es sich dabei in. 


Wahrheit jedoch um ein Politi- 
kum ersten Ranges: werden 
durch die Verwirklichung der 
hier vorgesehenen Entwicklung 
doch wirtschaftliche Tatbestän- 
de geschaffen, die weitestgehend 
die politischen Entscheidungen 
der Mitgliedsstaaten nicht nur 
beeinflussen können, sondern 
beeinflussen müssen und sollen. 
Insofern stellt dieser Vertrag die 
unmittelbare Fortsetzung und 
Durchführung des mit der Mon- 
tan-Union bereits eingeleiteten 
Planes dar, »über die Wirtschaft 
und eine gemeinsame Außen- 
handelspolitik einen staatlichen 
Zusammenschluß anzubahnen«. 


Auch in die hier gegebene Ziel- 
setzung gibt das »Politische Le- 
xikon« einen klaren Einblick: 
»Wie in der Montanunion haben 
auch die Organe der EWG - das 
Europäische Parlament in Straß- 
burg, in dem die »Gemeinsame 
Versammlung« der Montanuni- 
on aufging, der Ministerrat, die 
Europäische Kommission, die 


für die Durchführung der Ver-- 


träge zu sorgen hat, und ein Ge- 
richtshof zur Entscheidung von 
Streitfragen innerhalb der Mit- 
glieder — supranationalen Cha- 
rakter. In der bisherigen Praxis 
hat sich gezeigt, daß die nationa- 
len Interessen der Mitglieder- 
staaten, besonders Frankreich, 
nur mit großen Schwierigkeiten 
den supranationalen Gesichts- 


punkten unterzuordnen sind. 
Das hat sich sehr zum Schaden 
der bundesdeutschen Landschaft 
ausgewirkt. 


Versagen der Brüsseler 
Kolchosen-Wirtschaft 


Der gemeinsame Agrarfonds der 

EWG, ursprünglich dazu be- 
stimmt, die Landwirtschaft der- 
jenigen Mitgliederstaaten zu 
entschädigen, deren Preisniveau 
nach Offnung der Zollgrenzen 
durch den ‚Import unterboten 
wurde, entwickelte sich Ende 
der sechziger Jahre zu einem 
Transitfonds für indirekte Zah- 
lungen Westdeutschlands an 
Frankreich. Die Bundesrepublik 
zahlte 1968/69 dreimal so viel in 
diesen Fonds ein, wie sie aus ihm 
ziehen konnte. Frankreich dage- 
gen zog doppelt so viel heraus, 
wie es einzahlte. Bei alledem la- 
gen die Nahrungsmittelpreise 
der EWG weiter über dem Welt- 
marktniveau.« 


Das am 10. Dezember 1968 von 
dem Vizepräsidenten der »Ge- 
meinsamen Kommission der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft«, dem 
Holländer Mansholt, dem Mini- 
sterrat in Brüssel vorgelegte Re- 
formprogramm zur »Umstruk- 
turierung« der Landwirtschaft in 
den sechs EWG-Ländern - der 
berüchtigte »Mansholt-Plan« - 
hatte allein für die Bundesrepu- 
blik bereits Folgen, ähnlich de- 
nen der von der Montanunion 
bewirkten »Kohlenkrise«; alte 
bewährte Bauernhöfe auf be- 
stem Boden, Obstplantagen, 
selbst Kühe wurden gegen »Prä- 
mien« »stillgelegt«. Dennoch 
wurde die absolut unfähige, 
wenn nicht bewußt zerstöreri- 
sche EWG mit ihren Butter-, 
Getreide-, Obst-, Eier- und 
Fleischbergen nicht mehr fertig. 


Erst verschob man zehntausend- 
tonnenweise Weizen, Butter, 
Fleisch, die wir also zu Über- 
preisen kaufen müssen, zu 
Schleuderpreisen und wobei wir 
noch die Frachtkosten zu zahlen 
hatten, an die Sowjets, damit 
diese sich beim Totalversagen 
ihrer Kolchosen-Sklaven-Miß- 
wirtschaft dennoch ungestört ih- 
rer gegen uns gerichteten Rü- 
stungsindustrie widmen 
konnten. 


Hunderttausende von Tonnen . 
wertvoller Nahrungsmittel wur- 
den schließlich sinnlos vernich- 
tet, während man gleichzeitig 
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Europa 


Bonns Weg in 

die Unfreiheit 

überall zum »Kampf gegen Hun- 
ger in der Welt« aufrief. Die 
ganze zynische Verlogenheit ei- 
nes auf Vernichtung jeder ge- 
wachsenen Ordnung gerichteten 
ausbeuterischen Systems konnte 


wohl nicht deutlicher zum Aus- 
druck gebracht werden. 


Das Beste, UÜberzeugendste und 
an Beweisen Schlagendste, was 
wohl bisher über diese EWG im 
deutschen Sinn geschrieben wur- 
de - unter geradezu bedrücken- 
dem Aufzeigen der sich aus der 
Zugehörigkeit zu ihr ergebenden 
schwersten Schäden für unsere 
eigenen Interessen und Lebens- 
notwendigkeiten -, ist die Studie 
»Überlegungen zur EWG« von 
dem Juristen und Volkswirt- 
schaftler Dr. Kurt von Laun, 
Hamburg 1970, heute noch gül- 
tig und heute zumal zutreffend 
‚In ihren Feststellungen und Aus- 
sagen. Denn das sind doch die 
durch diese Bindung an die 
EWG die Bundesrepublik im- 
mer mehr belastenden und in ih- 
rem gesamten Wirtschaftsgefüge 
immer mehr bedrohenden Reali- 
täten. 


Die Nachteile aus der 
Agrar-Ordnung 


Eine Realität sind die Nachteile 
aus der für die EWG-Staaten 
verbindlichen Agrar-Ordnung. 
Da die innerhalb der EWG er- 
hobenen Abschöpfungsbeträge 
auf Lebensmitteleinfuhren aus 
Drittländern zu Weltmarktprei- 
sen diese so verteuern, daß sie 
innerhalb der EWG teurer wer- 
den als die von ihr selbst erzeug- 
ten Landwirtschaftsprodukte, 
wirkt sich das auf den für die 
hochindustriealisierte Bundesre- 
publik so wichtigen Export auf 
die Dauer nur nachteilig aus. 
Traditionelle Handelsbeziehun- 
gen gehen verloren, da Deutsch- 
lands frühere Lieferanten land- 


wirtschaftlicher Produkte sich : 


nunmehr andere Handelspartner 
für ihre Ausfuhren suchen müs- 
sen und nun auch deren Indu- 
strieprodukte abnehmen müs- 
sen. Internationaler Güteraus- 
tausch beruht eben auf Gegen- 
seitigkeit. 


Da zugleich durch die Abnah- 
megarantie innerhalb der EWG 
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Bereits 1959 demonstrierten Bergarbeiter gegen di 
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e Energiepo- 


litik und Zechenstillegung durch die damalige Adenauer-Regie- 


rung. 


eine landwirtschaftliche Über- 
produktion ausgelöst wird, die 
Produktionskosten dabei aber 
wesentlich höher liegen als die 
Weltmarktpreie und zudem 
noch zusätzliche, beständig stei- 
gende Lagerungskosten entste- 
hen, bedarf es erheblicher Sub- 
ventionen, um einen Export der 
Überproduktion wenigstens zu 
einem Teil zu ermöglichen. 


Da zum anderen die Verbrau- 
cher der landwirtschaftlichen 
Produktion, also die Arbeitneh- 
mer in der Bundesrepublik, we- 
sentlich höhere Preise zahlen 
müssen als die Arbeitnehmer in 
Ländern außerhalb der EWG, 
muß sich das auf die Löhne und 
damit zugleich auf die Produk- 
tionskosten der deutschen Indu- 
strie entsprechend auswirken. 


Während aber die Verbraucher 
der Bundesrepublik als Angehö- 


rige eines typischen Industrie- 
staates über die Abschöpfungs- 
beträge überhöhte Preise für 
landwirtschaftliche Produkte 
zahlen müssen, die der Land- 
wirtschaft der EWG-Länder mit 
verhältnismäßig starker land- 
wirtschaftlicher Produktion über 
die Absatzsicherung zufließen, 
werden gleichzeitig Deutsch- 
lands Konkurrenten in der EWG 
auf industriellem Gebiet insge- 
samt gestärkt. 


Da die Bundesrepublik nach den 
Brüsseler Beschlüssen den 
Agrarmarkt und darüber hinaus 
die Gesamtkosten der EWG 
auch weiterhin sehr weitgehend 
finanzieren muß, hat sie auf un- 
absehbare Zeit hinaus erhebli- 
che und steigende finanzielle Be- 
lastungen zu tragen; denn: er- 
stens ist nicht abzusehen, in wel- 
chem Umfang der Aufwand der 
EWG für den :Agrarmarkt wei- 


ter steigen wird; zweitens soll 
der Beteiligungsschlüssel zu un- 
gunsten der Bundesrepublik 
ständig steigen; drittens ist noch 
völlig offen, welche weitere Auf- 
gaben außerhalb des Agrar- 
marktes die EWG noch über- 
nehmen wird und welche Kosten 
dafür entstehen werden. 


Da die Bundesrepublik Deutsch- 
land die bewährte Hauptzahlerin 
ist, wird das alles den anderen 
keine weiteren Kopfschmerzen 
machen. 


Den anderen die alten 
Kolonien finanzieren 


Demgegenüber scheint sich die 
französische Landwirtschaft un- 
ter dem Schutz der EWG recht 
wohl zu fühlen: »Erst« durch das 
Vorhandensein des Gemeinsa- 
men Marktes habe sich die fran- 
zösische Landwirtschaft »voll 
entfalten« können, geniert sich 
eine französiche Fachzeitschrift 
keineswegs triumphierend zu be- 
richten. 


Tatsächlich hat denn die Land- 
wirtschaft Frankreichs seit 1958 
ein weitaus schnelleres Wachs- 
tum aufzuweisen als der Durch- 
schnitt in Belgien, Deutschland, 
Italien und den Niederlanden. 


Beim »Entwicklungsfonds für 
die überseeischen Länder und 
Hoheitsgebiete« hat die Bundes- 
republik die Ehre, sich finanziell 
ebenfalls zu über einem Dritel 
an der wirtschaftlichen und indu- 
striellen Entwicklung der »au- 
ßereuropäischen Länder und 
Hoheitsgebiete, die mit Belgien, 
Frankreich, Italien und den Nie- 
derlanden besondere Beziehun- 
gen unterhalten« und die »der 
EWG zu assoziieren« seien, be- 
teiligen zu dürfen. Ziel und 
Zweck dieser »Assoziation« sind 
dabei nicht begrenzt, während 
der Zeitraum für die aufzubrin- 
genden Mittel praktisch alle fünf 
Jahre durch jeweils neue Ab- 
kommen um weitere fünf Jahre 
verlängert wird. 


Diese Investitionen seitens der 
Mitgliedsstaaten sollen gleich- 
zeitig die fraglichen »überseei- 
schen Gebiete« den »EWG- 
Staaten als Märkte erschließen«; 
das heißt in schlichtem Deutsch 
ausgedrückt: den ehemaligen 
Mutterländern ihrer ehemaligen 
Kolonien werden auf Kosten der 
Allgemeinheit und insbesondere 


auf Kosten der überhaupt nicht ° 


‚betroffenen Bundesrepublik die 
Mittel verschafft, an ihren einsti- 
gen Kolonien weiterhin zu ver- 
dienen, wobei natürlich nur je- 
weils das einstige Mutterland als 
Exportlieferant für dort benötig- 
te Artikel aller Art in Frage 
kommt. So ist das mit der »Ent- 
wicklungshilfe« wie mit dem 
»Märkte erschließen«. 


Die früheren französischen Ko- 


lonien sollen "aus diesen »Ent- 
wicklungsfonds« 88,1 Prozent, 
die restlichen 11,9 Prozent die 
früheren belgischen, italieni- 
schen und niederländischen Ko- 
lonien zusammen erhalten. 


Deutschland aber, dem man sei- 
ne Kolonien - in denen es schon 
vor 1914 echte Entwicklungspo- 
litik betrieb — unter dem: Vor- 
wand, es sei nicht fähig, Kolo- 
nien zu verwalten, durch das 
Diktat von Versailles 1919 ge- 
raubt hatte, um sie unter den 
einzelnen »Siegern« als Kriegs- 
beute zu verteilen, - Deutsch- 
land, das selbst sich an dem gan- 
zen Exportgeschäft in diese Ge- 
biete nicht beteiligen darf, darf 
aber wie immer und überall zah- 
len. Denn das allein ist im Grun- 
de auch der Sinn seiner Aufnah- 
me in die EWG - als die eines 
»souveränen Staates« natürlich. 


Mit Recht ist daher gesagt wor- 
den: »In der Praxis wirken sich 
die  EWG-Entwicklungsfonds 
weitgehend so aus, daß die Bun- 
desrepublik Deutschland mit ih- 
rem Finanzierungsanteil von 
rund einem Drittel dazu bei- 
trägt, daß die Bande zwischen 
den früheren Kolonien und de- 
ren Mutterländern verstärkt 
werden, und daß durch die Un- 
terstützung, die die Mutterlän- 
der aus ihren früheren Kolonien 
erhalten, die Stellung dieser 
Mutterländer gegenüber den an- 
deren Mitgliedsstaaten der 
EWG gestärkt wird.« 


Die Nachteile der EWG 
für die deutschen Häfen 


Der westdeutsche Handel hat 


sich durch diese Bindung mit al- 
len sich daraus ergebenden ver- 
traglichen Verpflichtungen in ei- 
nem äußerst bedenklichen Um- 
fang verlagert, eben auf die 
EWG-Länder. Als das Land un- 
ter. diesen, das hinsichtlich der 
Ernährung seiner Bevölkerung 
mit am stärksten auf Importe an- 
gewiesen ist, muß es auch in be- 
sonderem Maß Industrieproduk- 
te exportieren können, zumin- 


dest in-einem Umfang, der die 
Bezahlung der benötigten Le- 
bensmitteleinfuhren gewährlei- 
stet. Normalerweise wären da- 
her mit wachsender Bevölke- 
rung und zunehmender Indu- 
strialisierung die Im- und Expor- 
te zur See laufend angestiegen. 


Ohne die EWG und die Zugehö- 
rigkeit zu ihr hätten sich diese 
wechselseitigen, beständig noch 
zunehmenden und sich erwei- 
ternden Handelsbeziehungen 
trotz aller Standortvorteile der 
Häfen von Rotterdam und Ant- 
werpen in einem entsprechend 
stärkeren Anwachsen des Um- 
satzes der beiden größten deut- 
schen Seehäfen Hamburg und 
Bremen auswirken müssen. 


Die Bedeutung von Seehäfen 
beschränkt sich nicht nur auf den 
Seeverkehr selbst; dessen Wach- 
sen hat vielmehr noch die weite- 


. re Auswirkung aus der Notwen- 


digkeit, die Hafenanlagen be- 
ständig zu erweitern, zu moder- 
nisieren, neue Verkehrswege zu 
ihnen zu schaffen, nötige Indu- 
strien in ihrem Bereich anzusie- 


deln. Das heißt: die Auswirkun-. 


gen eines großen Seehafens und 
sein weiteres Anwachsen ist 
auch für die gesamte Volkswirt- 
schaft selber von gar nicht zu er- 
messender Bedeutung. 


Nur natürlich und durchaus nor- 
mal wäre es daher, wenn ein 
Staat im Interesse seiner für das 
von ihm vertretene Volk so le- 
bensnotwendigen Häfen allen 
diesen von außen drohenden 
Gefahren - in diesem Fall also 
infolge allzu großer Standortvor- 
teile fremder Häfen den eigenen 
gegenüber — durch entsprechen- 
de ausreichende Schutz- und 
Unterstützungsmaßnahmen zu 
begegnen suchte. Auch hier sind 
der Bundesrepublik durch ihren 
Beitritt zur EWG die Hände ge- 
bunden. - 


Wer einen Teil seiner Hoheits- 
rechte freiwillig an eine überna- 
tionale Institution abtritt und 
sich damit deren Bedingungen 
unterwirft, hat eben die Folgen 
zu tragen, die hier wieder zu La- 
sten des gesamten Volkes dieses 
Staates gehen. 


Mit dem famosen - und gegen 
die Bundesrepublik so schön an- 
wendbaren - Artikel 3 f des 
EWG-Vertrages, darin es so 
vornehm-zurückhaltend heißt, 
daß es der. Sinn der »Gemein- 
schaft« sei, den »Wettbewerb in- 


:nerhalb des gemeinsamen Mark- 


tes vor Verfälschungen zu schüt- 
zen«, wurden alle Versuche und 
Ansätze zu dringend erforderli- 
chen Schutzmaßnahmen für un- 
sere Häfen (Finanzhilfen, steu- 
erliche Begünstigungen, Aus- 
nahme-Bahntarife für den Ver- 
kehr mit den Häfen) sofort un- 
terbunden, das heißt aufgeho- 
ben beziehungsweise den Brüs- 
seler Grundsätzen »angepaßt«. 


Die EWG und die 
Wiedervereinigung 


Die Bonner Kurzsichtigkeit und 
Einseitigkeit in ihrer sturen Aus- 
richtung nach Westen seit Ade- 
nauers Zeiten hat von vornher- 
ein einer deutschen Wiederver- 
«inigung den Riegel vorgescho- 
ben, den »die anderen« gewiß 
nie zurückschieben werden. 
Rechtliche und tatsächliche ein- 
seitige Bindungen an den We- 
sten, zumal durch den Beitritt 
der Bundesrepublik zur EWG, 
müssen den sowjetischen Inter- 
essen zuwiderlaufen. Das wird 
man in Bonn freilich auch ge- 
wußt haben. Insofern kann man 
das ganze Wiedervereinigungs- 
gerede hier nur als absolut un- 
aufrichtig von Anfang an be- 
zeichnen. 


Insofern wäre etwa. auch das 
Verbleiben eines wiederverei- 
nigten Deutschlands in der 
EWG eine für die Sowjets unan- 
nehmbare, gar nicht diskutierba- 
re Unmöglichkeit; damit würden 
die gesamten politischen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse, 
das Gewicht der EWG wie der 
Wirtschaftsorganisation des Ost- 
blocks, der Comecon (Rat für 
gegenseitige Wirtschaftshilfe), 
völlig verändert, wenn etwa die 
DDR infolge einer innerdeut- 
schen Wiedervereinigung: Mit- 
glied der EWG würde. 


Die Sowjetunion hatte sich denn 
auch mehrfach in amtlichen wie 
offiziösen Stellungnahmen sehr 
scharf gegen einen Beitritt West- 
deutschlands zur EWG ausge- 
sprochen und mehr als deutlich 
davor gewarnt. Und die »Posi- 
tion der Stärke«, die man gerade 
in Bonn innezphaben sich einge- 
bildet hatte, die in Wahrheit gar 
nicht vorhanden war und heute 
weniger gegeben ist denn je, mit 
der man dennoch eine Zeitlang 
operieren zu können meinte, hat 
die Russen noch nie beein- 


“ druckt. 


Allein die Zustimmung der So- 
wjetunion und wenn es im Inter- 


esse auch der Sowjetunion lie- 
gen würde, würde — wenn über- 
haupt - eine Wiedervereinigung 
ermöglichen. Voraussetzung da- 
bei für Moskau natürlich, wenn 
sich dadurch die Machtverhält- 
nisse in Europa nicht zu seinen 
Ungunsten verändern würden, 
das heißt also, wenn das wieder 
zu vereinigende und widerverei- 
nigte Deutschland sich von allen 
Westbindungen löste und völlig 
neutral zwischen West und Ost 


‘verbliebe. Beide Seiten müßten 


dazu freilich zuvor etwas aufge- 
ben: die Sowjets ihre Position in 
Mitteldeutschland, der Westen 
seine Bundesgenossen in West- 
deutschland. 


Im Grunde ist es aber so: die - 
Teilung Deutschlands gerade 
war für den Westen die Voraus- 
setzung für das »Bündnis« mit 
der »Bundesrepublik«, für ihre 
Aufnahme und ihr Festhalten in 
der EWG - schon ihres Indu- 
strie-, ihres gesamten Wirt- 
schaftspotentials wegen, von 
dem sich so gut »zehren« läßt -. 
Der Westen wird nie eine deut- 
sche Wiedervereinigung wün- 
schen, geschweige denn uns da- 
zu verhelfen wollen. Der Westen 
hat auch zu viel investiert bei uns 
- wieviel Werke und Unterneh- 
men der deutschen Industrie 
sind überhaupt noch in deut- 
scher Hand? -, als daß er uns 
wieder aus den Fängen lassen 
wollte. 


Das ist die »Lage der Nation« im 
Hinblick auf den »freien« We- 
sten, das der »Segen«, den der 
Beitritt der Bundesrepublik zur 
EWG gebracht hat. 


Deutsche nationale 
Belange interessieren ' 
nicht 


Wenn man sich jetzt in Brüssel, 
Luxemburg, Straßburg oder 
sonstwo mal wieder »in die Wol- 
le bekommt«, wenn diese »Ge- 
meinschaft« — die nie eine echte 
war — darüber platzen sollte, wir 
haben und hätten wahrlich kei- 


nen Grund ihr eine Träne nach- 


zuweinen. Im Gegenteil: man 
sollte sie endlich »stillegen« -, 
die »Prämien« dafür hat sie sich 
längst im voraus mehr als reich- 
lich zu beschaffen gewußt. 


Der Beitritt und die Zugehörig- 
keit zur EWG bedeuteten und 
bedeuten nach wie vor für uns: 
Erstens, die Aufgabe eigener 
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Europa 


Bonns Weg in 
die Unfreiheit 


Handlungsfreiheit und Hand- 
lungsfähigkeit mit noch gar nicht 
absehbaren Folgen für unsere 
gesamte wirtschaftliche und poli- 
tische Existenz und zukünftige 
Entwicklung. 


Zweitens: Nachteile, die die an- 
deren Mitglieder nicht treffen, 
uns aber schon schwerste Schä- 
den erbracht haben. 


= 


BEER 
"u - 
WW day. 


Drittens: Höhere Leistungen als 
die »Partner«, aber bei weitem 
geringere Vorteile - wenn solche 
überhaupt - als jeder einzelne 
von ihnen. 


Viertens: Allen anderen sichern 
Klauseln des Vertrages weitge- 
hend die Wahrnehmung: ihrer 
nationalen Interessen zu — Ver- 
hältnis zu früheren Kolonien, 
Bündnisse mit daraus entstande- 
nen und entstehenden selbstän- 
digen Staaten; beider finanzielle 
Unterstützung durch die EWG, 
zumal mit dem größten Anteil 
durch die Bundesrepublik, dafür 
einseitige Handelsprivilegien 


nach dort für die anderen unter 
Ausschluß der Bundesrepublik. 


Fünftens: Deutsche nationale 
Belange interessieren dabei kei- 
nen, sind nirgends vertraglich 
geregelt oder auch nur genannt, 
sind blockiert durch den Ge- 
samtvertrag. Die Wiedervereini- 
gung Deutschlands, - richtiger: 


Proteste gegen die gegensei- 
tige Abhängigkeit aller Wirt- 
schaftsbereiche von einer in- 
ternationalen Monopol- und 
Kapitalmacht; sie begann mit 
dem Ruhrstatut, der Montan- 
Union und endete in der EG. 


die Wiederherstellung des Deut- 
schen Reiches, wird allein schon 
durch die Zugehörigkeit West- 
deutschlands zur EWG unmög- 
lich gemacht. 


Sechstens: Während man der 
westdeutschen Bevölkerung vor- 
gaukelt, durch den Beitritt zur 
EWG würde »alles billiger« wer- 
den, um sie durch diesen Betrug 
dafür zu gewinnen - in Wahrheit 
wurde bis auf den heutigen Tag 
alles teurer —, sicherte bereits 
Adenauer seinem Freunde de 
Gaulle, der lauthals überall die 
Oder-Neiße-Demarkationslinie 
als die »polnische Westgrenze« 
anerkannt hatte, die Preisgabe 
des deutschen Ostens zu. Die 
ganze Verlogenheit erst der 
SPD, dann der CDU/CSU- 
Scheinopposition Jahre hindurch 
gegen den verräterischen, ver- 
fassungs- und rechtswidrigen 
Verzicht auf Ostdeutschland of- 
fenbart sich hier. 


Der Preis war die Teilung 
und der Verrat des Ostens 


Die wichtigsten deutschen Er- 
nährungsprovinzen gingen so 
verloren; Frankreich dagegen 
bekam nunmehr in West- 
deutschland ein neues Absatzge- 
biet für seine landwirtschaftli- 
chen Produkte. Und die Bundes- 
republik Deutschland? Sie hatte 
in den Millionen vertriebener, 
nunmehr auch vertraglich ihrer 
Heimat beraubter Ostdeutscher 
die benötigten Arbeitskräfte zur 
Durchführung des »Wirtschafts- 
wunders«, für die immer mehr in 
fremde Hände gehende Großin- 
dustrie, für das völlig unnatürli- 
che Aufblähen des gesamten 
Wirtschaftssystems und seines 
überbesetzten Verwaltungsap- 
parates — nur daß diese neuen 
»Ostarbeiter«, die »Gastarbeiter 
für immer« aus dem deutschen 
Osten, bis heute noch nicht da- 
hinter gekommen sind wie da- 
hinter, daß ihre eigenen Funk- 
tionäre gegen beste Pfründe sie 
dem westdeutschen Arbeits- 
markt noch selber vermittelten, 
dieses volks- und landesverräte- 
rische Spiel ohne jegliche Hem- 
mung mitmachen. 


So war man sich in Paris und 
Bonn einig von allem Anfang. 
So wurden die Teilung Deutsch- 
lands und der Verrat des deut- 
schen Ostens zum Eintrittspreis, 
den Bonn zu Lasten des gesam- 
ten deutschen Volkes dafür ent- 
richtete, in der EWG Zahlmei- 
ster sein zu dürfen. U 


Europäische 
Gemeinschaft 


»Europäische« 
Wirtschaft 
eine 
Hoffnung? 


Hans W. Schimmelpfeng 


Nationale Volkswirtschaft sei 
überholt, so behaupten be- 
schwörend die »Europa«-Wirt- 
schaftler der »Europäischen Ge- 
meinschaft« und schütten dabei 
das Kind mit dem Bade aus. 


Die Deutschen wären die letz- 
ten, die gesunden und notwendi- 
gen internationalen Handelsbe- 
ziehungen den Weg versperren 
wollten. Jedoch hat das kurz- 
sichtige reine Profitdenken der 
»Weltbürger« unserem Volk die 
Tatsache ausgeredet, daß im 
Notfall uns nur die eigenen na- 
tionalen Wirtschaftsgrundlagen 
das Überleben ermöglichen; und 
Notfälle sind heute noch gefähr- 
licher als früher bei einer weni- 
ger verkoppelten und weniger 
komplizierten Wirtschaft. 


Wirtschaft und Politik sind eng 
miteinander verkoppelt. Weder 
nationale noch Weltwirtschaft 
kann gesund und stabil sein, 
wenn die politischen Grundla- 
gen nicht stimmen. Und was 
grundlegend nicht stimmt, ist die 
Teilung Europas. Auf beiden 
Seiten der Zonengrenze sind die 
Versuche mißglückt, den will- 
kürlich auseinandergerissenen 


mitteleuropäischen Wirtschafts- 


körper als Anhängsel der westli- 
chen und östlichen Wirtschafts- 
ideologie zum Funktionieren zu 
“ bringen und dauerhaft auszu- 
beuten. Was schließlich bleibt, 
sind die Trümmer. In der Bun- 
desrepublik ist es nun schon so- 
weit, daß nur noch die Arbeits- 
ämter und Sozialämter überar- 
beitet sind. 


Es gilt zu erkennen, daß das Ge- 
deihen des gesamteuropäischen 
Wirtschaftskörpers die Ordnung 
- der: gewachsenen Volkswirt- 
schaften voraussetzt. Solange 
die derzeit maßgebenden teileu- 
ropäischen Marktwirtschaftler 
der »Europäischen Gemein- 
schaft« am Dach reparieren, oh- 
ne’zu Hause ihre Wirtschaft ord- 
nen zu können, besteht keine 
Hoffnung auf eine andere »Zu- 


wachsrate« als diejenige der 
Preise, der Inflation und der 
Schulden. 


Die Deutschen müssen sich klar 
darüber sein, daß der Weg zu 
einer europäischen Wirtschafts- 
ordnung weit und steinig ist. Das 
Herz Europas muß durch die 
Wiedervereinigung Deutsch- 
lands wieder zum Schlagen ge- 
bracht werden. Zuvor ist alles 
europäische Gerede dummes 
Geschwäitz. 


Ein von selbstlosen volksbewuß- 


ten Könnern geführter Staat, 
dem das Volk vertrauensvoll die 
unentbehrliche Autorität zubilli- 
gen kann, hat eine Gemein- 
schaftsordnung zu bauen, die die 
Kräfte der Arbeitenden aller 
Volksschichten zusammenfaßt 
zum gemeinsamen Wohl, befreit 
vom marxistisch-kapitalistischen 
Klassenkampfwahn. 


Der Beginn eines 
Zusammenbruchs 


Sozialismus, das heißt Gemein- 
schaftsdenken und .Gemein- 
schaftswirken, zeigt sich nicht in 
Phrasen von »mehr Demokratie, 
mehr Lebensqualität«, mehr 
Forderung und weniger Arbeit, 
sondern in gemeinsamer Lei- 
stung zur Schaffung alles dessen, 
das unser Volksleben sichert. 


Anstelle der Vernichtung der 
kleinen selbständigen Existen- 
zen und der Verdummung der 
abhängigen Massen mit viel Ge- 
rede der Partei- und Gewerk- 
schaftsmillionäre von Bildungs- 
reform, Emanzipation hat eine 
der Bedarfsdeckung des Volkes 
dienende vielgliedrige “ Wirt- 
schaft zu stehen, die weitgehend 
auf eigener Basis aufbaut und 
unter der Führung eines volks- 
verbundenen Staates sich selbst 
bei verantwortlicher Zusammen- 
arbeit aller Partner verwaltet. 


Ohne diese Voraussetzung wird 
es keine funktionierende euro- 


Be Zusammenarbeit geben. |} 


eil die-heute bei uns Regieren- 


‚den völlig andere Wege gehen, 


haben wir nicht nur eine vor- 
übergehende Krise, sondern den 
beginnenden Zusammenbruch 
eines unbrauchbaren Wirt- 
schaftssystems. Erst dieser Zu- 
sammenbruch wird die regieren- 
den Scheindemokraten aus ihren 
Sesseln werfen und neue Wege 
freigeben. 


Bücher über den Zionismus 
und | 
gegen den Dritten Weltkrieg: 


Band 2: 
B. Uschkujnik: Paradoxie der Geschichte 


Übersetzung aus dem Russischen von G. R. Orter mit einem 
Vorwort von Armin Hinrichs, 126 Seiten, 21,— DM. 


Dies ist das hochinteressante Buch des jahrelangen Beraters 
Tschiang Kai-scheks über die geheimen Machtstrukturen in der 

7777773 UdSSR: B. Uschkujnik, ein her- 
vorragender Kenner Asiens, schildert 


5.2... die widersinnig erscheinende - und 
Paradoxie daher paradoxe - aber wahre, 


Geschichte über die im Sowjetkom- 
munismus verborgenen geheimen 
Machthaber. Der Verfasser zeigt, wie 
diese mittels Partei und Geheimdienst 
ein Herrschaftssystem restaurierten, 
an dessen Spitze Stalin stand, wäh- 
rend im Hintergrund tatsächlich 
der Chazaren-Khan Kaganowitsch 
herrschte. 


(ISBN 3—926328- 21-5) 


Reihe: Internationale Literatur zur Erfor- 
schung politischer Hintergrundmächte 


Lühe-Verlag, Postf. 1166, D-2162 Steinkirchen 


WAHRHEIT - KLARHEIT - OFFENHEIT 
Die „Republik Osterreich” 


— ein von den Siegern | 
geschaffenes Staatsprovisorium | 
wie die „BRD” und die „DDR” | 


UN Fordern Sie kostenlose Leseproben an! 
UNABHANGIGE NACHRICHTEN 


Postfach 400215 - D 4630 Bochum 4 - Pschkto. Dortmund 8988 - 462 


Die protestantischen Kirchen 
im Sog des Kommunismus 


Die nun in 4. Auflage vorliegende Schrift erklärt, wie 
die finanzkräftigen Kirchen des Westens zur morali- 

schen und finanziellen Ermunterung des weltweiten 

marxistischen Vormarsches genötigt werden. 

Der kommunistisch unterwanderte Weltkirchenrat in 

Genf spielt in dieser Pervertierung eine führende Rolle. 


Autor: Dr. jur. B. C. Bäschlin, 46 Seiten, 
SELVAPIANA-Verlag, CH-6652 Tegna 


Preis 14,- DM/12.- Sfr. Direkt beim Verlag (Porto inbe- 
griffen) oder im Buchhandel. 


Europa- 
Journal 
Endgültige 
Achtung der 
Wachstums- 
hormone 


Die Freude amerikanischer 
Fleischexporteure und Tierzüch- 
ter sowie einiger Pharmakonzer- 
ne währte nicht lange. Bereits 
“ zwei Wochen nach dem Urteil 
des Europäischen Gerichtshofs 
haben sich die EG-Landwitt- 
schaftsminister erneut auf ein 
Verbot der Verwendung von 
Hormonen bei der Tiermast ver- 
ständig. Eine entsprechende 
EG-Richtlinie, die ab dem 1. Ja- 
nuar in Kraft treten sollte, hat- 
ten die europäischen Richter auf 
Antrag Großbritanniens wegen 
eines Verfahrensfehlers abge- 
lehnt. . ern 


‚Der Entscheidung des Minister- 
rats war eine kurze, aber heftige 
Debatte vorausgegangen. Dabei 
_ vertrat der Vertreter der briti- 

schen Regierung, McGregor, die 
Auffassung, es gebe keine ein- 
deutigen Beweise für die ge- 
sundheitsschädigende Wirkung 
der Hormone. Außerdem sei es 
kaum möglich, die Einhaltung 
der neuen Richtlinie zu kontrol- 
lieren. Vielmehr werde sich ein 
blühender Schwarzmarkt ent- 
wickeln. Ferner werde das Ver- 
bot den Handel der Gemein- 
schaft mit Drittländern beein- 
trächtigen. 


Dieser Argumentation mochten 
die übrigen EG-Partner - allen 
voran Italien - jedoch nicht fol- 
gen. Selbst Dänemark, das zu- 
nächst auf der Seite Großbritan- 
niens gestanden hatte, stimmte 
schließlich für den Entwurf. 


Die neue Richtlinie tritt rückwir- 
kend ab dem 1. Februar in 
Kraft. Sie sieht für die Vermark- 
tung von hormonbehandeltem 
Fleisch eine einjährige Über- 
gangsfrist vor. Auf diesen Kom- 
promiß einigten sich die zustän- 
digen Minister, um einen erneu- 
ten Handelskrieg zwischen der 
Gemeinschaft und den USA zu 
vermeiden und Frankreich Gele- 
genheit zu geben, seine Gesetze 
an die EG-Bestimmungen anzu- 
passen. j 


Bis zuletzt hatte die Pharmain- 
dustrie versucht, eine erneute 
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Verabschiedung der Richtlinie 
zu verhindern. Der europäische 
Dachverband der betroffenen 
Fharmahersteller (FEDESA) 
beruft sich insbesondere auf 
Stellungnahmen der Welternäh- 
rungsorganisation FAO sowie 
einiger amerikanischer Wissen- 


‘ schaftler, wonach fünf der unter 


das EG-Verbot fallenden Sub- 
stanzen als unbedenklich anzu- 
sehen seien. Nach Ansicht von 
FEDESA könnte die neue EG- 
Ricktlinie zudem die europäi- 
schen Züchter gegenüber ihren 
amerikanischen und australi- 
schen Konkurrenten auf dem 
Weltmarkt benachteiligen. U 


Weltweite 
Zusammen- 
arbeit 

bei der 
Kernfusion 


Wissenschaftler aus der EG, den 
Vereinigten Staaten, Japan und 
der Sowjetunion werden in Kür- 
ze ein gemeinsames thermonu- 
kleares Forschungsprogramm in 
Angriff nehmen. Die zuständi- 
gen Minister der zwölf EG-Mit- 
gliedsstaaten gaben jetzt grünes 
Licht für den Aufbau eines inter- 
nationalen Versuchsreaktors mit 
dem Namen ITER (englische 


Abkürzung für International 
Thermonuclear Experimental 
Reactor). 


Daß sich die vier Parteien aus- 
nahmsweise zur Zusammenar- 
beit in diesem Bereich bereitfan- 
den, mag auf den ersten Blick 
erstaunen. Die thermonukleare 
Forschung ist jedoch angesichts 
zahlreicher Unwägbarkeiten und 
enormer Kosten mit einem ho- 
hen Risiko verbunden. Bis Ende 
1990 wollen die vier Partner zu- 
nächst ein Programm für das 
ITER-Vorhaben erarbeiten. 
Nach Einschätzung der Sachver- 
ständigen kann die kommerziel- 
le Nutzung der Kernfusion frü- 
hestens im Jahr 2015 beginnen. 


Die EG ist im Bereich der ther- 
monuklearen Forschung bislang 
federführend. Der erhebliche 
Kostenaufwand erscheint ge- 
rechtfertigt, da bei einem Erfolg 
des Vorhabens eine ebenso 
preisgünstige wie umweltfreund- 
liche Energiequelle zur Verfü- 
gung stünde. Für die Herstellung 
von einer Million Kilowattstun- 
den Strom dürfte eine thermo- 


nukleare Anlage lediglich 35 
Gramm Lithium und 10 Gramm 
Deuterium benötigen. Diese 
Substanzen kommen in großen 
Mengen im Wasser und in Mine- 
ralstoffen vor. Dagegen sind für 
die Herstellung der gleichen 
Strommenge bei einem her- 
kömmlichen Kraftwerk 240 Ton- 
nen Mineralöl oder 360 Tonnen 
Steinkohle erforderlich. 


Bei der Kernfusion würden kei- 
nerlei giftige oder andere um- 
weltschädliche Stoffe in die At- 
mosphäre gelangen. Die einzige 
freiwerdende radioaktive Sub- 
stanz würde sich schnell auflösen 
und nach dem derzeitigen 
Kenntnisstand keine Spuren in 
der Nahrungsmittelkette hinter- 
lassen. Die Abfälle könnten um- 
weltfreundlich entsorgt werden. 
Bei einem Störfall wäre nur die 
Anlage selbst betroffen. ID 


Drogennetz in 
Frankreich 
aufgedeckt 


Nach zweijährigen Ermittlungen 
hat die Polizei von Lyon ein aus 
drei Kanälen betehendes Dro- 
gennetzwerk aufgedeckt, das vor 
allem aus Personen der ehemali- 
gen »French connection« be- 
stand. Im Verlaufe von parallel 
dazu geführten Ermittlungen 
sind dabei auch einige Namen 
aus der High Society aufge- 
taucht. 


Das Netz konzentrierte sich um 
eine ehmalige Lehrerin, die 52 
Jahre alte Rolande Kienlen. Die 
Polizei, die aufgrund von Infor- 
mationen handelte, die sie im 
Sommer 1985 bekommen hatte, 
hat sie ein Jahr lang überwacht 
und verhaftete sie im Juni 1986. 
Man fand heraus, daß sie seit ih- 
rer ersten Festnahme zehn Jahre 
zuvor die meiste Zeit damit ver- 
bracht hatte, zwischen den Ver- 
einigten Staaten, Spanien und 
Indien - es handelte sich dabei 
um ihre Lieferquellen - hin- und 
herzufliegen. 


Die Polizei konnte drei Drogen- 
handelskanäle ausfindig ma- 
chen. Der erste, der seit zehn 
Jahren existierte, wurde von Ve- 
teranen des. Indochina-Krieges 
gehalten, die in der »French con- 
nection« eine Rolle gespielt hat- 
ten. Sie schmuggelten Kokain 
und Heroin aus Thailand über 
Säo Paulo nach Frankreich. 


Als sie diesen Spuren folgte, 
stieß die Polizei auf Händler in 
Paris mit sehr interessanten 
Adreßbüchern einschließlich 
hundert Namen aus der Pariser 
High Society, die regelmäßig mit 
Kokain beliefert wurden: 
Schriftsteller wie Francoise Sa- 
gen, Journalisten wie Thierry 
Ardisson von »La Cing«, 
»Künstler« wie Laura Picasso, 
Ex-Frau des Enkels des berühm- 
ten Malers. 


Der zweite Kanal wurde von ei- 
nem Deutschen, Klaus Roder 
(43), bedient, einem Flüchtling, 
der in Thailand wohnt und eben- 
falls Heroin aus Thailand nach 
Europa und in die Vereinigten 
Staaten brachte. 


Das dritte Netz. gehörte einer 
Französin, Nicole Guigou de Al- 
meida (55) — genannt Lola -, die 
fast eine Tonne Haschisch aus 
Marokko und dem Libanon über 
Spanien ins Land geschmuggelt 
hat. 2) 


Mrs. Thatcher 
fürchtet 
Gefahr für die 
NATO 


»Mrs. Thatcher bereitet einen 
Gegenangriff gegen die Rufe der 
Sowjets nach einem atomfreien 
Europa vor«, heißt es in einem 
Leitartikel der Londoner Zei- 
tung »Independent«. Haupt- 
sächlich wird in diesem Beitrag 
die Sorge der britischen Pre- 
mierministerin über die »ausge- 
klügelten« und »deduktiven« 
Vorstöße des »sowjetischen 
Bärs« nach dem INF-Vertrag 
zum Ausdruck gebracht. 


In der Zeitung wird eine Lage- 
besprechung in Margaret That- 
chers Büro zitiert, in der »die 
Sorge zum Ausdruck kam, daß 
das Gefühl für die sowjetische 
Gefahr in der Öffentlichkeit 
nach dem INF-Vertrag ausge- 
höhlt werde und daß das eine 
direkte Gefahr für die NATO 

selbst darstellt«. 2 


Mrs. Thatcher sagte NATO- 
Vertretern vor kurzem in Brüs- 
sel, »eine Rückkehr zum offenen 
kalten Krieg« könne nicht ausge- 
schlossen werden. »Wenn Sie 
jetzt einen Fehler machen, so 
betrifft das vielelicht nicht unse- 
re Generation, aber vielleicht 
künftige Generationen.« 


‘uns 
‘ Kampfwaffen, die wenig über- 


Einer hochrangigen britischen 


Quelle zufolge ist »Mrs. That- 
cher äußerst besorgt, daß es mit 
der Moral und der Motivation in 
der NATO seit. dem INF-Ver- 
trag rasch abwärtsgeht«. Der In- 
formant fügte hinzu, ihre jüng- 
sten Aussagen auf offizieller und 
inoffizieller Ebene »fallen zeit- 
lich so, daß sie für jene eine Un- 
terstützung darstellen, die den 
‚neuen Sonnenaufgang aus 
Moskau anzweifeln. Sie fürch- 
tet, daß besonders die Deut- 
schen offenbar geneigt sind, den 
Prozeß der Begrenzung und Re- 
duzierung von Atomwaffen ein- 


schließlich taktischer Waffen 
auszuweiten«. IM] 
Britischer 


Experte 
kritisiert 
NATO-Pläne 


Zwei britische Verteidigungs- 
chefs haben den NATO-Gipfel 
kritisiert und meinten, man habe 
es versäumt, einen glaubwürdi- 


„gen Waffenmodernisierungsplan 


vorzulegen, mit dem man nach 

dem Abzug der amerikanischen 

»- Mittelstreckenraketen aus Euro- 

pa der militärischen Bedrohung 

; durch die Sowjets in Europa ent- 
- gegentreten könnte. 


General Sir Martin Farndale, bis 
vor einigen Monaten der Be- 
fehlshaber der 200 000 Mann 
starken nördlichen Armee der 
NATO, meinte: »Ohne atomare 
Mittelstreckenwaffen verbleiben 
nur. die gegenwärtigen 


. zeugen, wenn sie nicht modifi- 

ziert werden oder die strategi- 
schen Waffen, die ein »overkilk 
‘wären. Die atomaren Mittel- 
streckenwaffen sind, kurz ge- 
sagt, die perfekten Friedensga- 
ranten. Wenn wir unsere Waffen 
nicht modernisieren, werden wir 
dem Warschauer Pakt damit ver- 


sehentlich eine Fülle von Mög- 


lichkeiten bieten, insbesondere 
wenn es dort keine Reduzierun- 
gen in den konventionellen Waf- 
fen gibt.« 


Der Chef des britischen Vertei- 
digungsstabs, Lord Lewin, Flot- 
tenadmiral, sagte: »Es scheint 
so, als würde die Politik'in der 
NATO völlig an der- Realität 


“- vorbeigehen. Der deutsche Bun-: 


deskanzier Kohl hat den Rat sei- 
“ner ‘eigenen Militärchefs igno- 
*» niert und ein’wichtiges Moderni- 


sierungsprogramm verschoben, 
einfach, weil in diesem Jahr 
Wahlen vor der Tür stehen. Ich 
bin sehr besorgt über eine an- 
scheinend wachsende Selbstge- 
fälligkeit unter NATO-Führern 
der Sowjetunion gegenüber.« U 


Frankreich 
startet neues 
Raketen- 
programm 


Frankreich wird bald mit der Ar- 
beit an Neutronenwaffen und ei- 
ner neuen Mittelstreckenrakete 
beginnen, sagte Premierminister 
Jacques Chirac auf einer Presse- 
konferenz. Er. meinte, obwohl 
Frankreich die unabhängige 
Verteidigungspolitik des verstor- 
benen Präsidenten Charles de 
Gaulle auf jeden Fall fortsetzen 
werde, sollten die Franzosen 


- auch »eine viel größere Rolle bei 


der Verteidigung Europas auf 
der Seite der NATO spielen«. 
Die französische Regierung hat 
ihre besondere Sorge über die 
Auswirkungen des amerika- 
nisch-sowjetischen Vertrages 
über atomare Mittelstreckenra- 
keten auf die Verteidigung Eu- 
ropas zum Ausdruck gebracht. 


Berichten in der Presse zufolge 
empfahl Chirac, Frankreich solle 
nicht auf den Ausgang der fran- 
zösischen Wahlen warten, son- 
dern sich jetzt für die Entwick- 
lung einer Version der Hades- 
Rakete mit einer Reichweite von 
480 Kilometern einsetzen, um 
ein nukleares Abschreckungs- 
mittel von Reichweiten zwischen 
120 und 500 Kilometern für die 
1300 sowjetischen Raketen in 


dieser Kategorie zu haben. Chi- 


rac befürwortete ebenso als Op- 
tion die Produktion von fortge- 
schrittenen Strahlungswaffen 
(»Neutronenbomben«) und be- 
zeichnete die französisch-deut- 
sche Verteidigungskooperation 
»mehr als nur symbolisch und als 
sehr wichtig«. 


Briten und 
Sowjets 
tauschen 
Delegationen 
aus | 


Die britisch-söwjetische Han- 
delskammer plant die Auswei- 


-interessen - 


tung ihrer Operationen auf dem 
sowjetischen Markt, dies teilte 
Grant Sutherland, der Vertreter 
der Gruppe in Moskaü, mit. Er 
erwähnte dabei, daß neun Dele- 
gationen britischer Geschäfts- 
leute die UdSSR vor kurzem be- 
sucht hätten und die Handels- 
kammer hoffe. auf die Besuche 
von mindestens 14 solcher Dele- 
gationen im Laufe des Jahres 
1988. Sutherland sagte, »Infor- 
mationsreisen« seien nach Le- 
ningrad, die Sowjetrepubliken 
des Baltikums, Georgien und 
Armenien unternommen wor- 
den. Weitere Besuche seien ge- 
plant. 


Die Aktivitäten der Gruppe 
bringt Geschäftsleute zusam- 
men, die sich im Westen der De- 
pression gegenübersehen, wäh- 
rend sowjetische Regierungsver- 
treter sich um Lieferungen west- 
licher Güter und Technologie 
bemühen. Unter den Vereinba- 
rungen mit westlichen Finanz- 
genannt der 
»Trust« —, die aus der Lenin-Ara 
stammen, war die wirtschaftliche 
und militärische’ Expansion der 
Sowjets immer von starker Wirt- 
schaftshilfe aus dem Westen ab- 
hängig. 


In Zukunft plant die britisch-so- 
wjetische Handelskammer die 
Unterstützung britischer Firmen 
bei der Verantaltung von Aus- 
stellungen in der Sowjetunion 
einschließlich ihrer Provinzen. 
Sie wird die sowjetischen Orga- 


‚nisationen auch bei der Abhal- 


tung von Ausstellungen in Groß- 


-britannien unterstützen. 


Die wichtigsten Trends bei der 
Arbeit der Kammer sind: Unter- 
stützung kleiner und mittlerer 
Firmen, damit sich diese auf 
dem sowjetischen Markt etablie- 
ren können, Werbung neuer 
Mitglieder und Gemeinschafts- 
werbung für britische ee 


Differenzen 
über Ent- 
wicklungshilfe 
zwischen USA. 
und Europa 


Die Überproduktion von Nah- 
rungsmitteln in den westlichen 


Industrieländern und der Hun- 


ger in der dritten Welt standen 


‘ im Mittelpunkt der vom Euro- 


päischen Parlament veranstalte- 
ten Welternährungskonferenz in 
Brüssel. Den Anstoß zu der Ver- 
anstaltung hatte der irische 
Rockmusiker und Gründer der 
Hilfsaktion »Band Aid«, Bob 
Geldof, 1986 mit dem Aufruf 
»Jetzt sind die Politiker an der 
Reihe« gegeben. Bereits im Sep- 
tember. 1986 hatte der jetzige 
Präsident des Europäischen Par- 
laments, Lord Plumb, den Ap- 
pell aufgegriffen. 


Die Konferenzteilnehmer aus 
zahlreichen Industrie- und Ent-. 
wicklungsländern befaßten sich 
mit dem Problem der Verringe- 
rung ‚der landwirtschaftlichen 
Subvention, der Rolle der Nah- 
rungsmittelhilfe und der Ent- 
wicklung des ländlichen Raums 
in der dritten Welt. Der sambi- 
sche Präsident Kenneth Kaunda, 
gegenwärtig Vorsitzender der 
Organisation für Afrikanische 
Einheit, forderte die Industrie- 
staaten zu. sofortigen strukturel- 
len Anpassungen ihrer Agrarpo- 
litik auf. Vierzig Prozent der 
Weltbevölkerung seien derzeit 
von Hungerkatastrophen be- 
droht. 


In der Debatte traten insbeson- 
dere zwischen europäischen und 
amerikanischen Teilnehmern er- 
hebliche Meinungsverschieden- 
heiten über die einzuschlagende 
Strategie zutage. US-Agrarmini- 
ster- Richard Lyng warf der EG 
vor, sie mache nicht ernst mit 
der Verringerung der Produk- 
tion und strebe nur den Schutz 
der eigenen Landwirtschaft an. 
Deshalb sei. Europa mit schuld 
am Hunger in der dritten Welt, 
kritisierte der US-Agrarmini- 
ster. Dagegen bemühten sich die 
USA, den Entwicklungsländern 
die finanziellen Möglichkeiten 
zum Erwerb von Nahrungsmit- 
teln zu erschließen. 


EG-Agrarkommissar Frans An- 
driessen wies die Vorwürfe 
Lyngs mit dem Hinweis zurück, 
die Gemeinchaft habe bereits 
beträchtliche Leistungen zugun- 
sten der Entwicklungsländer er- 
bracht und sei zu weiteren An- 
strengungen bereit. . Allerdings 
ließen sich die Subventionen für 
die Landwirtschaft nicht von 
heute auf morgen abbauen, 
meinte Andriessen. Alle Indu- 
striestaaten einschließlich der 


USA bezuschußten ihre Land- : ' 


wirtschaft. Dennoch sei es nicht 
gelungen, so der EG-Kommis- 


- sar, den Verfall der bäuerlichen 
"Einkommen zu stoppen. 
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Europäische Gemeinschaft 


Auf der Seite 


der 


Palästinenser 


Oscar Boline 


Die Jungens vom Gaza-Streifen machen US-Präsident Ronald Wil- 
son Reagans außenpolitische Abenteuer mit jedem Stein, den sie 
werfen, und jedem Auspfeifen der israelischen Soldaten und der 
Polizei die Hölle heiß. Das ist die Geschichte aus dem Leben und 
nicht ein zweitklassiger Film aus Hollywood. Die Jungens sind darin 
die Helden und der amerikanische Präsident ist der Bösewicht, eine 
Tatsache, die die meisten Amerikaner aus den Augen verloren 


haben. 


In Brüssel, der Stadt, wo die Eu- 
ropäische Gemeinschaft (EG), 
das Europäische Parlament, die 
Nato und viele andere interna- 
tionale europäische Organisatio- 
nen zu Hause sind, höre ich wie 
die Menschen das Recht der 
Amerikaner anzweifeln, sich 
selbst als die Weltführer oder 
vielleicht den Führer der »freien 
Welt« zu betrachten. Die mei- 
sten Europäer, so scheint es, sä- 
hen es lieber, wenn die Ameri- 
kaner nach Hause gingen, sich 
um ihre eigenen Angelegenhei- 
ten kümmern und die Aufmerk- 
samkeit den zweitklassigen Fil- 
men im Fernsehen widmen 
würden. 


Skandale und 
Verwicklungen wie in 
Hollywood 


Vielen erscheint es so, als wür- 
den die Amerikaner ihre führen- 
den Politiker aus Hollywood ho- 
len oder aus den Reihen der 
Fernseh-Prediger, und daß ihre 
einzige Aufgabe im Amt darin 
besteht, die Aufmerksamkeit 
der Öffentlichkeit von dem ab- 
zulenken, was die geldgierigen 
Anwärter für hohe Amter tun 
und was ihre Verbündeten in der 
Mafia, den internationalen Ban- 
ken und multinationalen Unter- 
nehmen vorhaben. 


Alles dies ist den Europäern un- 
verständlich. Sie verstehen 
nicht, wie sich amerikanische 
Politiker für ausgeglichene Män- 
ner und Frauen mit ‘einer großen 
Tradition für Demokratie, sozia- 
le Gerechtigkeit und Kultur hal- 
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bertson, in Mißkredit zu brin- 
gen. Man hat schließlich nicht 
vergessen, daß Bush ehemals 
Direktor des amerikanischen 
Geheimdienstes CIA und für 
schmutzige Tricks bekannt war. 


Spektakel um Waldheim 
eine Art Ablenkung 


Die Nachricht über die geheime 
Verbindung zwischen dem ame- 
rikanischen Justizminister Ed- 
win Meese und dem israelischen 
Außenminister Shimon Peres in 
einer Vereinbarung über ein ira- 
kisches Pipeline-Geschäft wird 
von vielen außenpolitischen Ex- 
perten im Europäischen Parla- 
ment und der Europäischen Ge- 
meinschaft als Beispiel für die 
tiefgreifende Korruption der 
Reagan-Regierung angesehen. 
In diesem Geschäft hätte Israel 


Wichtig ist, wer mit wem spricht. Bei allen Treffen in Europa mit 
den Sowjets wird gelacht wie hier Genscher (links) mit dem 
sowjetischen Außenminister Schewardnadse. 


ten können. Für sie sind ihre 
Aktionen alarmierend und ihre 
Persönlichkeit unverständlich. 


Die Meese-, Deaver-, Nofziger- 
und Iran-Contra-Skandale ein- 
schließlich der Verwicklung des 
amerikanischen Präsidenten und 
Vizepräsidenten in letzteren ha- 
ben die Europäer erschüttert. 


Und die Frage ist darum berech- 
tigt: »Wie können wir den Ame- 
rikanern trauen, wenn diese sich 
so verhalten?« 


Aufgeschlossene Beobachter der 
politischen Szene in den Verei- 
nigten Staaten sind überzeugt, 
daß Bush seine Geständnisse in 
der letzten Zeit eigentlich nur 
gemacht hat, um seinen Rivalen, 
den Fernsehprediger Pat Ro- 


jährlich .70 Millionen Dollar für 
das Versprechen erhalten, die 
Pipeline nicht anzugreifen. 


Unter den Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments gibt es 
viele die behaupten, daß die in- 
ternationale Kampagne gegen 
den österreichischen Präsiden- 
ten Kurt Waldheim von pro-israe- 
lischen Kräften im Weißen Haus 
geschürt wird, um die Aufmerk- 
samkeit der Öffentlichkeit von 
dem abzulenken, was am Gaza- 
Streifen und an der West Bank 
vor sich geht. 


Im April 1987 hatte das amerika- 
nische Justizministerium unter 
Anweisung von Edwin Meese 
Waldheim auf die »schwarze Li- 
ste« gesetzt und ihm wegen an- 
geblicher Kriegsaktivitäten, die 


nicht in Einklang mit den Men- 
schenrechten standen, die Ein- 
reise in die Vereinigten Staaten 
verboten. 


Die gleichen Politiker weisen 
auch darauf hin, daß am Tage, 
bevor das Europäische Parla- 
ment seine Resolution verab- 
schiedete, in der Israel wegen 
seiner Greueltaten am Gaza- 
Streifen und der Tatsache, daß 
sie den Palästinensern keine 
Menschenrechte zugestehen, 
verurteilt wurde, der neu er- 
nannte amerikanische Botschaf- 
ter Waldheim sein Beglaubi- 
gungsschreiben präsentierte. 


Für viele war das ein direkter 
Schlag ins Gesicht von: seiten 
Reagans und seiner Mannschaft 
im Weißen Haus. Bei dem neu- 
en Botschafter handelt es sich 
um Henry Anatole Grunwald, 
den ehemaligen Chefherausge- 
ber von »Time«, der in Wien ge- 
boren ist. Er verließ Österreich 
mit seiner Familie nach dem An- 
schluß an Deutschland. 


Grunwalds Auftreten fand bei 


“vielen Abgeordneten im Euro- 
. päischen Parlament harte Kritik, 


weil er sich weigerte Waldheim 
die Hand zu geben. Statt dessen 
ignorierte er auf höchst undiplo- 
matische Weise die ausgestreck- 
te Hand des österreichischen 
Präsidenten, als die Zeremonie 
vorüber war, und ging an ihm 
einfach vorbei. 


Von diesem Ereignis wurde an 
jenem Abend ausführlich im 
Fernsehen berichtet und am 
nächsten Morgen, dem 21. Janu- 
ar 1988, verabschiedete das Eu- 
ropäische Parlament seine Reso- 
lution, in der es Israel verur- 
teilte. 


Die Zeit 
geht weiter 


»Ich respektiere die Gefühle je- 
ner, die ihre Familie verloren 
haben oder gefoltert wurden 
oder deren Familien gefoltert 
wurden in der Zeit der Nazi-Be- 
setzung«, sagte Sir Peter Van- 
neck, Mitglied des Europäischen 
Parlaments aus London und 
einst dortiger Bürgermeister. 
»Ich bin der Meinung, daß dieje- 
nigen, die diese Verbrechen be- 
gangen haben, vor Gericht ge- 
stellt werden sollten. Doch die 
Zeit geht weiter. Wir müssen 
realistisch sein. Schließlich be- 
trachten wir die Rehabilitierung 
ebenso als ein Teil der Gerech- 


tigkeit wie die Bestrafung. Diese 
Männer sind mit Sicherheit re- 
habilitiert. 


Ich sehe keinen Sinn darin, 
Männer von 70 Jahren bis zu ih- 
rem Tod ins Gefängnis zu stek- 
ken. Das ist eine äußerst unan- 


nehmbare Phase israelischer 
Vergeltung. Wo soll das 
enden?« 


Was die Palästinenser angeht, 
die die israelischen Soldaten und 
israelische Polizei im Gaza-Strei- 
fen angreifen, sagte Thomas J. 
Maher, irisches Mitglied des Eu- 
ropäischen Parlaments: »Diese 
palästinensischen Jugendlichen 
stellen eine weitaus größere Ge- 
fahr für Israel dar als die-Bom- 
ben und Kugeln ihrer Eltern vor 
Jahren. 


Wenn sich die Israelis gegen die 
Bomben und Kugeln der organi- 
sierten Erwachsenen verteidigen 
würden, hätten sie den still- 
schweigenden Respekt der Men- 
schen auf der ganzen Welt. 
Doch wenn sie Kugeln gegen 
Kinder und Teenager einsetzen, 
selbst wenn diese sie mit Steinen 
bewerfen, dann dreht sich das 
Rad in die andere Richtung. 


Die Israelis müssen sich mit den 
Palästinensern einigen. Sie müs- 
sen das tun, was sie immer abge- 
lehnt haben, das heißt, sich mit 
der PLO (Palästinensische Be- 
freiungs-Organisation) an einen 
Tisch setzen.« 


Ein anderer irischer Abgeordne- 
ter, Thomas Raftery, fügte hin- 
zu: »Selbst die besten Freunde 
Israels in dieser Europäischen 
Gemeinschaft sagen, daß das, 
was die Israelis am Gaza-Strei- 
fen machen, die brutale Behand- 
lung der protestierenden Ju- 
gendlichen, ein Ende nehmen 
muß.« 


Barry Seal, ebenfalls europäi- 
sche Abgeordneter, gab dem 
Weißen Haus die Schuld für die 
anhaltende Verprügelung der 
Jungen am Gaza-Streifen, und 
die meisten sind dieser Meinung: 
»Die britische Regierung hat 
Druck auf Israel ausgeübt. Der 
Gemeinsame Markt hat Druck 
auf sie ausgeübt. Doch die Israe- 
lis ignorieren das alles. 


Aber die Vereinigten Staaten 
haben so viel politischen und 
wirtschaftlichen Einfluß auf Isra- 
el, daß die Israelis aufhören wür- 
den diese Kinder am Gaza-Strei- 


fen und an der West Bank bruta- 
ler militärischer Repression aus- 
zusetzen, wenn die USA wirk- 
lich ihren Druck auf die israeli- 
sche Regierung verwirklichen 
würden. Die Israelis müßten das 
Prolem dort dann auf zivilisierte 
Art und Weise lösen.« 


Die Hoffnungslosigkeit bei 
den Palästinensern 


»Die Israelis haben den Propa- 
gandakampf verloren«, meint 
Andrew Pearce, Mitglied des 
Europäischen Parlaments. »Sie 


Bryan Cassidy verurteilte Is- 
rael, weil es den Außenhandel 
der Palästinenser untermi- 
niert. 


haben die Schwierigkeiten her- 
aufbeschworen. Jetzt haben sie 
Schwierigkeiten. Was erwarten 
sie, wenn sie den Palästinensern 
entsetzliche Lebensbedingungen 
anbieten ohne einen Funken 
Hoffnung, dann können die Din- 
ge nicht besser werden. 


Die Hoffnungslosigkeit ist das 
schlimmste daran. Sie haben kei- 
ne Zukunft. Sie sind verurteilt 
ein minderwertiges Volk zu sein 
in dem Land, was sie als ihr 
Land betrachten.« 


Pearce sprach davon, daß sich 
eine Delegation aus Haiti in 
Brüssel aufhielt, die um Ent- 
wicklungshilfe von den Ländern 
des Gemeinsamen Marktes er- 
suchte. Diese Delegierten gaben 
der Frage nach der Glaubwür- 
digkeit des Weißen Hauses unter 
Ronald Reagan noch mehr 
Zündstoff. Sie erzählten den 
Mitgliedern des Europäischen 
Parlaments, daß die Entwick- 
lungshilfe der Reagan-Regie- 
rung nichts weiter ist als die Aus- 
beutung der billigen Arbeits- 


kräfte auf Haiti, daß Fabriken in 
Haiti auf Kosten des amerikani- 
schen Steuerzahlers gebaut wer- 
den, um die billigen Arbeitskräf- 
te dort für die Herstellung von 
Produkten - vor allem Textilien 
- für den amerikanischen Markt 
zu nutzen. 


Das heißt, daß die amerikani- 
sche Regierung die Beseitigung 
von Arbeitsplätzen in andere 
Länder hinein finanziert, was 
wiederum zu erhöhter Arbeitslo- 
sigkeit beiträgt und die Kosten 
der staatlichen Arbeitslosenver- 


Barry Seal gibt dem Weißen 
Haus die Schuld für die Vor- 
gänge im Gaza-Streifen an der 
West Bank. 


sicherung in den USA in die Hö- 
he treibt. 


Bryan Cassidy, Sprecher des 
Außenhandelsausschusses des 
Europäischen Parlaments, sagte 
mir: »Meine Einwände beziehen 
sich auf die Art und Weise, wie 
die israelischen Behörden Liefe- 
rungen von Agrarprodukten aus 
den besetzten Territorien, der 
West Bank und dem Gaza-Strei- 
fen, aufgehalten haben, die sich 
im Transit durch Israel auf dem 
Weg zu unseren Märkten befan- 


Als Israels Verteidigungsmini- 
ster Dekel (rechts) Bonn be- 
suchte, sprach er mit Carl- 
Dieter Spranger. 


den. Die Europäische Gemein- 
schaft hat den Zugang zum Eu- 
ropäischen Markt für Agrarpro- 
dukte und Industriewaren aus 
diesen Territorien ausgehandelt. 


Doch die israelischen Behörden 
spielen da einfach nicht mit. 


Verderbliche Agrarerzeugnisse 


wurden wegen »mangelhafter 
Dokumente< einfach festge- 
halten. 


Bis sie in den Europäischen 
Markt gelangten, haben sie den 
größten Teil ihres Wertes verlo- 
ren. Außerdem kursieren Be- 
hauptungen - die ich derzeit un- 
tersuche —, daß die Israelis Tex- 
tilien, die in Wirklichkeit in den 
besetzten Gebieten hergestellt 
worden sind und die diese Ge- 
biete mit Ursprungszeugnissen 
der örtlichen palästinensischen 
Handelskammer verlassen ha- 
ben, durch israelische Ur- 
sprungserzeugnisse ersetzt ha- 
ben sollen.« 


Israel sahnt 
nur ab 


Die reichen Märkte von Mittel- 
und Nordeuropa sind in den 
Herbst-, Winter- und Frühjahrs- 
monaten sehr stark von impor- 
tiertem Frischgemüse abhängig, 
zu deren traditionellen Lieferan- 
ten der Libanon, Israel und die 
besetzten Gebiete Palästinas 
zählten. 


Angesichts der Tatsache, daß 
der Libanon aufgrund politi- 
scher Unruhen ziemlich aus dem 
Markt draußen ist und bei den 
Lausbubenstreichen, die mit den 
Erzeugnissen aus den besetzten 
Gebieten gespielt werden, sahnt 
letztendlich Israel ab. 


Diese Art israelischer Handels- 
praktiken, die noch hinzukom- 
men zu den Berichten über die 
Pipeline-Erpressung Meese-Pe- 
res, den Einwänden Europas ge- 
gen die dominierende Rolle, die 
Israel in der amerikanischen Mi- 
litärstrategie im Mittelmeer, be- 
sonders in Spanien und Italien 
spielt und Amerikas eigene wirt- 
schaftliche und politische Unfä- 
higkeit, hat eine tiefgreifende 
Wirkung auf Europa. 


Betrachtet man dies alles zusam- 
menfassend, dann sind die Jun- 
gen vom Gaza-Streifen vielleicht 
doch nicht umsonst gestorben 
oder verstümmelt worden. - U 


Revisionismus 


Kurts Maler 


Günter Kaufmann 


Nein, es handelt sich bei der Überschrift um keinen Schreibfehler! 
Gemeint ist nicht die Autorin von zweihundert Unterhaltungsroma- 
nen, die in Nebra an der Unstrut geborene Hedwig Courths-Mahler, 
die unbedarften Kleingeistern den Märchentraum von Aufstieg, 
Reichtum und Glück vor Augen führte. Allerdings mit dem Märchen 
von Aufstieg und Glück hat es auch zu tun, was uns »Kurts Maler« in 


diesen Tagen zumuten. 


Gemeint sind die »Nachrufer« 
von Kurt Georg Kiesinger und 
die »Abrufer« von Kurt Wald- 
heim. Beide Kurts haben ver- 
drängte Vergangenheit gemein- 
sam, wobei jene des österreichi- 
schen Bundespräsidenten ver- 
gleichsweise harmlos anmutet, 
gemessen an der des Bonner 
Altbundeskanzlers, nur daß dem 
letzteren das Glück widerfuhr, 
in den sechziger Jahren keiner 
Historikerkommission begegnet 
zu sein. Den Bonner Kurt deck- 
te die übermächtige Gestalt 
Konrad Adenauers, der schon 
den Kommentator Globke zu 
verkraften verstand, und für den 
hernach der Repetitor Kiesinger 
sicherlich kein Stolperstein bil- 
den konnte. 


Die Karriere von 
König Silberzunge 


Der hochgewachsene, dennoch 
kleine Ordonnanzoffizier einer 
Heeresgruppe auf dem Balkan 
hingegen hatte sich mit der Ein- 
führung des PLO-Anführers 
Arafat in die UNO-Generalver- 
sammlung genau den falschen 
Protektor für seine spätere Kar- 
riere in der Wiener Hofburg aus- 
gesucht. Solch Ungeschick un- 
terlief dem Bundespräsidenten 
in der bescheidenen Villa Ham- 
merschmidt hingegen nicht, der 
als Major und Sohn des Rib- 
bentropschen Staatssekretärs 
höchstwahrscheinlich mehr ge- 
wußt und miterlebt hatte, als der 
einstige Dolmetscher auf dem 
Balkan. 


Aber von denen, die die Bilder 
der Kurts uns aufzeichnen, soll 
die Rede sein. Da steht obenan 
der ehemalige Bonner Regie- 
rungssprecher Günter Diehl, der 
selbst Parteigenosse und Kollege 
Kiesingers in der Kulturabtei- 
lung des ehemaligen Auswärti- 
gen Amts, die Vergangenheit 
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Kurt-Georg Kiesinger machte 
im Dritten Reich Karriere, hat- 
te aber »mit dem Nationalso- 
zialismus nichts im Sinn«. 


seines Kurts mit folgenden wohl- 
geformten Sätzen in der Tages- 
zeitung »Die Welt« vom 10. 
März 1988 verdrängt: 


»Es verwundert nicht, daß er 
nach geistiger Herkunft und Nei- 
gung das Heraufziehen des Na- 
tionalsozialismus mit Zweifeln 
und Mißtrauen beobachtete. So 
verzichtete er darauf, in den ju- 
ristischen Staatsdienst zu gehen, 
was ihm auf Grund seiner Quali- 
fikation angeboten wurde. Die 
Entscheidung der bürgerlichen 
Parteien, auch des Zentrums, 
Adolf Hitler und der NSDAP 
1933 mit den Ermächtigungsge- 
setzen das Tor zur Gewaltherr- 
schaft aufzustoßen, brachten ihn 
für einige Zeit zu der Annahme, 
wenn überhaupt, sei das Gewalt- 
regime von innen heraus zu re- 


formieren und notfalls wieder 
abzuschaffen. Der Ausbruch des 
Krieges machte alle diese Über- 
legungen zunichte. 


Ein erschütternder 
Verdrängungswettlauf 


Zwei seiner Hörer im Repetito- 
rium arbeiteten bereits im Aus- 
wärtigen Amt. Einer von ihnen 
ermutigte Kiesinger, in den Aus- 
wärtigen Dienst einzutreten. 
Kiesinger machte den Versuch 
und wurde als wissenschaftlicher 
Hilfsarbeiter akzeptiert. Er ar- 
beitete anfangs in der Kulturab- 
teilung des Auswärtigen Amtes 
und dann in der neu gegründe- 
ten ründfunkpolitischen Abtei- 
lung. 


Die passive Tätigkeit dieser Ab- 
teilung bestand in der laufenden 
Erfassung ausländischer, insbe- 
sondere feindlicher Rundfunk- 
sendungen, die aktive darin, der 
kämpfenden Truppe durch psy- 
chologische Kriegsführung. bei- 
zustehen. Dies erklärte auch die 
relativ gute Zusammenarbeit 
Kiesingers mit der Wehrmacht 
und ihrer Führung, ebenso wie 
das gespannte Verhältnis zum 
von Goebbels geführten Propa- 
ganda-Ministerium.« 


Wie »gespannt« das gute Ver- 
hältnis zu Goebbels war, konnte 
ich als Zeitzeuge während des 


Krieges täglich auf der internen 
Ministerkonferenz während des 
Krieges vormittags um 11 Uhr 
miterleben. Dort saß als Verbin- 
dungsmann des Reichsaußenmi- 
nisters zum Reichspropaganda- 
Minister der AA-Beamte Kurt 


Georg Kiesinger in der hohen . 


Vertrauensposition, wie sie in 
der Koordination der Gedan- 


ken, der öffentlichen Erklärun- - 


gen wie der internen Weisungen 
der beiden. Reichsminister - be- 
stand. 


Nicht, daß unterstellt werden 
dürfte, auch Kiesinger sei ein 
»Schreibtischtäter«e gewesen, 
aber gewußt hat er in dieser Rol- 
le doch fast alles. Wenn ihm die 
Bonner Republik an seiner Bah- 
re mit vollem Recht bescheinigt, 
eine ihrer verdienten Baumei- 
ster gewesen zu sein, so zeigt das 
eben auch nur, daß er als Partei- 
genosse seit 1933 während seiner 
Lehr- und Wanderjahre durch 
das Dritte Reich und noch dazu 
auf einer Kommandobrücke 
wichtiger politischer Aktionen 
viel gelernt hat, wie sein später 
erworbener Spitzname »König 
Silberzunge« oder seine Apo- 
strophierung als »wandelnder 
Vermittlungsausschuß« während 
der großen Koalition der sechzi- 
ger Jahre doch wohl bestätigt. 


Warum kann eigentlich nicht an- 
erkannt werden, daß ein persön- 
licher integerer Mann seinerzeit 


Kurt Waldheim hat eine harmlose, verdrängte Vergangenheit, 
gemessen an der des Bonner Altbundeskanzlers. 


” 


eine wichtige Funktion erfüllte 
und bei einem Neuanfang in ei- 


ner anderen Epoche dennoch 


Großes geleistet hat? 


Ehrenmitglied der Innung 
politischer Friseurmeister 


Was sich aber Kurts Maler Diehl 


- einst auch Botschafter der. 


Bundesrepublik in Chile - mit 
seinem _Verdrängungsnachruf 
leistete, dürfte ihm den An- 
spruch sichern, Ehrenmitglied 
einer Innung der politischen Fri- 
seurmeister zu werden: In diese 
Innung müßte allerdings auch 
der hochbegabte Kommentator 
der »Frankfurter Allgemeine«, 
Friedrich Karl Fromme, berufen 
werden, nachdem er in seinem 
Nachruf auf Kiesinger formu- 
lierte: 


»Kiesinger war, wie so viele da- 
mals, in die Partei hineingera- 
ten. Nach dem Zeugnis des ehe- 


maligen Bundesverfassungsrich- 


ters Hirsch, der bei dem »Mei- 
ster< Kiesinger im Repetitorium 
gesessen hatte, hatte Kiesinger 
mit dem Nationalsozialismus 
nichts im Sinn.« 


Erschütternder aber als solcher 
Verdrängungswettlauf in den 
westdeutschen Medien bei den 
Würdigungen des toten Kiesin- 
gers sind die Nachrufe anläßlich 
der 50. Wiederkehr des Unter- 
"gangs Österreichs. Erschüt- 
‚ternd, weil eine sensible Öffent- 
lichkeit über Wochen hinweg ih- 
‚ rem Staatsoberhaupt vorgewor- 
fen hatte, seine Wehrmachtszeit 
verschwiegen und sein Mitläu- 
fertum verdrängt zu haben, und 
nun aber bei öffentlichen Erin- 
nerungsfeiern sich selbst bereit 
fand, um das Trauma des An- 
schlusses loszuwerden, ihre tau- 
sendjährige Geschichte zu ver- 
drängen. 


Da war in diesen Märztagen aus 
Wien vieles über den deutschen 


Einmarsch und das »österreichi- 
sche Volk« zu vernehmen, vom 
Obersten Befehlshaber der 
Wehrmacht, dem Österreicher 
Hitler, so gut wie nichts. Wer die 
Geschichte und die Literatur 
kennt, weiß, daß von Maria The- 
resia bis Otto von Habsburg, 
vom Sozialisten Renner bis zum 
Märtyrer Dollfuss, von Grillpar- 
zer bis Weinheber alle Österrei- 
cher sich als Teil des deutschen 
Volkes bekannt haben. Doch 
keiner der hochrangigen Politi- 
ker der zweiten Republik, die 
jetzt akzentuiert vom öster- 
reichischen Volk sprachen, zi- 
tierte diese Persönlichkeiten aus 
der Vergangenheit und erinnerte 
auch nicht an die letzte Ein- 
tragung des Bundeskanzlers 
Schuschnigg vom 11. März 1938 
in sein Tagebuch, kurz bevor er 
für immer den Ballhausplatz ver- 
ließ, und die lautete: 


»Österreich soll noch deutsch 
sein, wenn der wirre Traum des 
Dritten Reichs längst schon - in 
Blut und Tränen erstickt - histo- 
rische Erinnerung sein wird.« 


Für seine Nachfahren am Ball- 
hausplatz soll Österreich offen- 
bar nicht mehr deutsch sein. 
Welche überdimensionale Ver- 
drängung der Wirklichkeit! Und 
welche Gefahr! 


Denn wenn es in Zukunft ein 
österreichisches Volk neben ei- 


"nem deutschen Volk geben soll, 


dann werden die Österreicher 
wohl für ihren Adolf Hitler vor 
der Geschichte als einem der Ih- 
ren die Verantwortung überneh- 
men müssen, und die Weimarer 
Republik, und nicht Österreich, 
wird dann wohl für sich in An- 
spruch nehmen können, das er- 
ste Opfer Hitlerscher Aggres- 
sion in Europa gewesen zu sein. 
Solch falscher Zungenschlag in 
Wien könnte dem österreichi- 
schen Teil des deutschen Volkes 
noch teuer zu stehen kommen. 


Die »Großen Zwei« 


Österreich 


Desinfor- 
mationen 


gegen 


Waldheim 


Zlatko Pemper 


In einer anhaltenden weltweiten Attacke gegen den österreichischen 
Bundespräsidenten Kurt Waldheim, der der »Kriegsverbrechen« 
beschuldigt wird, die er angeblich im Zweiten Weltkrieg als in Jugos- 
lawien stationierter Leutnant begangen haben soll, ist auf mysteriöse 
Weise ein »Telegramm« aufgetaucht, das angeblich bestätigt, daß 
Waldheim den »Abtransport von alten Männern, Frauen und Kin- 
dern in den Tod« angeordnet haben soll. Dieses Telegramm erschien 
zuerst im deutschen Nachrichtenmagazin »Der Spiegel« und wurde 
seither zusammen mit den Erläuterungen des »Spiegels« in einer 
Anzahl von Publikationen, darunter auch amerikanischen Zeitungen 
und Magazinen, zitiert, Der kroatische Journalist Zlatko Pemper 
stempelt sowohl das »Telegramm« als auch die Geschichten als 


»Lügen und Verzerrungen« ab. 


Das bundesdeutsche‘ Nachrich- 
tenmagazin »Der Spiegel« folgt 
einem vom »Stern« eingeleiteten 
Trend der Veröffentlichung von 
Falschinformationen und ge- 
fälschten Dokumenten über 
Sensationsgeschichten aus dem 
Zweiten Weltkrieg. Die Angrif- 
fe des »Spiegels« auf den öster- 


reichischen Bundespräsidenten. 


Kurt Waldheim und das kroati- 


sche Volk werden sich als 


ebenso unzuverlässig erweisen 
wie die vom »Stern« vor einiger 
Zeit veröffentlichten »Hitler-Ta- 
gebücher«. 


Diskriminierung der 
Kroaten 


Der »Stern« bezahlte für die Do- 
kumente, die angeblich Adolf 
Hitlers persönliche Tagebücher 
sein sollten und veröffentlichte 
sie. Später stellte sich heraus, 
daß diese Dokumente gefälscht 


„ waren. Bei den Kroaten handelt 


es sich um ethnische Minderhei- 
ten, die traditionell Gebiete be- 
völkert haben, die sich jetzt in- 
nerhalb der politischen Grenzen 
der künstlichen Nation »Jugosla- 
wien« befinden. 


Es scheint, als sei die Absicht 
des Spiegel-Artikels nicht‘ so 


sehr gewesen, Waldheim »der 
Kriegsverbrechen zu überfüh- 
ren«, als die Kroaten im allge- 
meinen zu diskriminieren. Was 
hätte schließlich ein kleiner 
Leutnant Waldheim angesichts 
der Richtlinien der deutschen 
Wehrmacht tun können, wie im- 
mer diese auch mögen gelautet 
haben? 


Ein Weltrekord in 
Verlogenheit 


Doch zu behaupten, alle Partisa- 
nen waren Kommunisten oder 
die Ustasha wären Faschisten 
gewesen, ist das gleiche, als 
wenn man behaupten würde, je- 
der Amerikaner, der im Zweiten 
Weltkrieg eine Uniform getra- 
gen hat, war ein Demokrat. 


Kroatien war plötzlich ein deut- 
sches Protektorat, ein separates 
Land. 


Der britische Premierminister 

Winston Churchill und der so- 
wjetische Diktator Josef Stalin 
beschlossen, die Partisanen 
brauchten einen Führer, um die 
Guerilla-Bemühungen zu verei- 
nen und so schufen sie buchstäb- 
lich einen und nannten ihn ver- 
ständlicherweise »Führer«. Das 
Wort ist »Tito«. 


[SoDeE 21 


Österreich 


Desinforma- 
tionen gegen 
Waldheim 


So wurde Josip Broz (selbst ein 
Pseudonym) Josip Broz Tito, 
der Führer der Partisanen. Seine 
Verbrechen in und nach dem 
Krieg sind den ethnischen Min- 
derheiten in Jugoslawien und 
dem amerikanischen Außenmi- 
nisterium sehr wohl bekannt, 
doch nicht so der allgemeinen 
Öffentlichkeit, denn wenn man 
ausführlich berichten würde, 
was Tito alles getan hat, dann 
käme sofort die Frage auf, war- 
um die USA ihn nach dem Krieg 
unterstützt haben, als er weiter- 
hin eine Greueltat nach der an- 
deren beging. In diesem Zusam- 
menhang muß man den Krieg in 
Jugoslawien sehen. 


Die kommunistische Regierung 
in Jugoslawien, die einen Welt- 
rekord in Verlogenheit, Brutali- 


Das im »Spiegel« veröffentlichte 
»Telegramm« ist eine Fälschung, 
eine offensichtliche amateurhaf- 
te und primitive Fälschung für 
jeden, der Kroatisch oder Ser- 
bisch lesen und sprechen kann 
und der dies im Zweiten Welt- 
krieg auch schon konnte. 


Dusan Plenca, Titos »Histori- 
ker«, hat in dem »Telegramm« 
mehrere aufschlußreiche Fehler 
gemacht. 


“ Offenbar weiß niemand beim 


»Spiegel«, daß die kroatische 
Regierung am 14. August 1941 
eine neue Orthographie mit 
ethymologischem Charakter er- 
lassen hat, die nicht auf der Pho- 
netik basierte wie das im heuti- 
gen Jugoslawien der Fall ist. 


In den westlichen Establish- 
ment-Medien war in letzter Zeit 
viel über Waldheim und Jugosla- 
wien zu lesen, doch keiner er- 
wähnte die Spieler. Den Esta- 
blishment-Medien zufolge sind 
die Menschen, die innerhalb der 
Grenzen von Jugoslawien leben, 
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Das vom »Spiegel« veröffentlichte Telegramm soll beweisen, 
daß Waldheim an der Deportation von 4224 Menschen beteiligt 
war. 


tät und Vulgarität hält, beschul- 
digt Waldheim, 60 000 Frauen, 
Kinder und alte Männer in den 
Tod geführt zu haben. Doch es 
hat in Wirklichkeit keine Opfer 
gegeben. 


Die Partisanen, die am Berg Ko- 
zara geschlagen wurden, wurden 
in Jalta die »Sieger«, und es 'war 
Josip Broz Tito und Konsorten, 
die angebliche »Konzentrations- 
lager« in Grubisno Polje und Ze- 
mun erfanden. 
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»Jugoslawen« und sie sprechen 
»serbokroatisch«. Das ist jedoch 
falsch. Es gibt Serben und Kroa- 


.ten in Jugoslawien, die die bei- 


den größten Gruppen ethnischer 
Minderheiten darstellen. Doch 
es sind entweder Serben oder 
Kroaten und sie sprechen Ser- 
bisch oder Kroatisch oder 
beides. 


Hier zwei Beispiele, die zum 
Verständnis der Situation beitra- 
gen sollen. Es gibt britische Ka- 


nadier und französische Kana- 
dier, doch es gibt keine »franko- 
britische« Sprache. Sie sprechen 
entweder englisch oder franzö- 
sisch oder beide Sprachen. 


Es ging um die 
Selbstbestimmung 


Im Westen und Südwesten der 
Vereinigten Staaten gibt es viele 
Südamerikaner, die teilweise le- 
gal, teilweise illegal im Land 
sind. Viele von ihnen nennen 
sich Ibero-Amerikaner. Was sie 
sprechen, wenn sie nicht eng- 
lisch sprechen, ist jedoch nicht 
»ibero-amerikanisch«. 


Es würde den Rahmen dieses 
Artikels sprengen, wenn an die- 
ser Stelle eine ausführliche Lek- 
tion Geschichte erteilt werden 
sollte, doch Serben und Kroaten 
wetteifern schon lange um das 
gleiche Territorium — lange be- 
vor irgendjemand ein Land mit 
Namen »Jugoslawien« in Erwä- 
gung gezogen hat. Die Serben 
sind zum größten Teil orthodox 
und folgen damit einer Tradition 
des Ostens. Ihre Schrift ist die 
kyrillische Schrift. 


Die Kroaten sind zum größten 
Teil römisch-katholisch und in 
ihrer Sprache wird das lateini- 
sche Alphabet benutzt. Sie kom- 
men mit den Serben nicht gut 
klar und das beruht auf Gegen- 
seitigkeit. 


Als der Zweite Weltkrieg auch 
Jugoslawien erreichte, war es für 
die ethnischen Minderheiten nur 
natürlich, erneut die Selbstbe- 


‚stimmung anzustreben. Da die 


Regierung vorwiegend aus Ser- 


-ben bestand — wie dies auch heu- 


te noch der Fall ist -, waren die 
Kroaten bereit, für ein eigenes 
Land zu kämpfen. 


Als die deutsche Wehrmacht 
einmarschierte, betrachteten die 
Serben sie als eine Bedrohung, 
die Kroaten nicht. Es bildeten 
sich Guerilla-Gruppen, vorwie- 
gend auf regionaler Ebene, die 
allerdings schlecht organisiert 
und unterversorgt waren. 


Zu diesem Zeitpunkt schickten 
die Sowjets ihre Agenten ins 
Land, um den Widerstand zu or- 
ganisieren und .die Mitglieder 
dieses Widerstandes wurden of- 
fiziell als »Partisanen« bekannt. 


Mit sowjetischer Organisation, 
britischer Versorgung und ame- 


‚das 


rikanischem Geld begannen die 
Partisanen Krieg zu führen so- 
wohl gegen die Deutschen als 
auch.gegen die Kroaten, die un- 
ter dem Namen Ustasha bekannt 
wurden. Die Partisanen trugen 
Mützen mit einem roten Stern 
wie die sowjetischen Streit- 
kräfte. 


Acht Fehler 
bei nur 30 Worten 


Wer dies nicht befolgte, wurde 
umgehend hart bestraft und das 
ohne Ausnahme. Es wäre des- 
halb undenkbar gewesen, daß 
ein kroatischer Beamter — ob Zi- 
vil- oder Militärbeamter — die 
phonetische Orthographie ver- 


wendet hätte, wie sie in dem 


»Telegramm« "verwendet wurde, 
in der Bundesrepublik 
Deutschland veröffentlicht wor- 
den ist. 


Schlimmer noch: Unter den acht 
Fehlern, die in dem aus rund 30 
Worten bestehenden Tele- 
gramm gefunden wurden, gibt es 


ein kleiner 

deutschen 
Wehrmacht; in der Kampagne 
geht es nicht um ihn, sondern 
um die Kroaten zu diskrimi- 
nieren. 


Waldheim war 
Leutnant der 


Wörter, die es nur in der serbi- 
schen Sprache, nicht aber in der 
kroatischen Sprache gibt. 


Kroaten sind keine Serben und 
umgekehrt. In der kroatischen 
Sprache wird wie im Englischen 
das lateinische Alphabet be- 
nutzt, die serbische Sprache ver- 
wendet — wie Russisch — die ky- 
rillische Schrift. Die Kroaten 
vom Land verstehen die Serben 
vom Land nicht und umgekehrt, 


obwohl man davon ausgehen 


»% 


kann, daß die Bewohner der 
eher kosmopolitischen Gegen- 
den einander schon verstehen. 


Wenn ein kroatischer Militärbe- 


amter zu jener Zeit Wörter aus 
der serbischen Sprache verwen- 
det hätte, wäre er sofort ver- 
dächtig erschienen. 


Die acht offenkundigen Fehler 
in dem Telegramm sind folgen- 
de: Es wird das phonetische za- 
povjednistvo verwendet anstatt 
der korrekten ethymologischen 
Form zapovjednictvo (Haupt- 
quartier). Zdrug wird verwendet 
anstelle von sdrug (Division). 


Waldheims Vorname Kurt hätte 
in seiner ursprünglichen Form 
geschrieben werden müssen. 
Wenn er »kroatisiert« worden 
wäre, hätte er Kurto und nicht 
nicht Serbisch Kurta heißen 
müssen. 


Es wird das serbische Wort stab 
statt des richtigen kroatischen 
Worts stozer (Stab) verwendet. 
General Stahls Name erscheint 
in der serbischen Form. 


Die Zahl der Opfer wird mit 
4224 angegeben und müßte 4244 
(3514 + 730 = 4244) heißen. Ein 
Militär, der verantwortlich ist, 
über das Schicksal von Tausen- 
den zu entscheiden, würde nie- 
mals einen solch dummen Re- 
chenfehler begehen. 


Oberst Feder Dragojlov würde 
niemals Kinder, Frauen und alte 
Männer als »Kriegsgefangene« 
(zarobljenika) bezeichnen oder 
eine solche Bezeichnung guthei- 
ßen. Sein Ruf als ein ehrenwer- 
ter Kämpfer ist eine Gewähr da- 
für. Er wäre niemals zum Gene- 
ral und Chef des Generalstabs 
befördert worden, wenn er das 
getan hätte. 


Grubisno Polje (großes »P«) 
sollte nicht Grubisno polje 
(kleins »p«) geschrieben wer- 
den, ein kleiner, aber bedeuten- 
der Fehler. Es ist der Name ei- 
nes Dorfes. 


Geographische Patzer 
durch Unkenntnis 


Noch etwas zu diesem Dorf. Ich 
bin zwölf Meilen entfernt von 
diesem Dorf geboren worden 
und habe nie von einem Konzen- 
trations- oder Durchgangslager 
gehört, das es dort gegeben ha- 


.ben soll. Ich habe damals im 


Zweiten Weltkrieg, als ich zwi- 
schen 11 und 15 Jahre alt war, 
nie etwas davon gehört und auch 
seither niemals etwas darüber 
gehört oder gelesen. 


Ich wundere mich auch über die 
geographische Unkenntnis Plen- 
cas, was dieses Land angeht. 
Wenn diese Kriegsgefangenen 
nach Norwegen gebracht werden 
sollten, warum sie dann in die 
falsche Richtung schicken und 
weg von Kommunikationswe- 
gen? Warum hat Plenca diesen 
dummen Fehler gemacht? 


Die Gruppe, die angeblich nach 
Zemun geschickt werden sollte, 
was Richtung Osten liegt, hätte 
über Belgrad, Bukarest, Mos- 
kau, Leningrad, Helsinki, Oslo 
gehen müssen, ein ungeheuerer 
Umweg. Oberst Dragojlov hatte 
schließlich nichts mit dem Mini- 
sterium für Tourismus zu tun. 


Dann gibt es da noch etwas im 
Zusammenhang mit Grubisno 
Polje. Dieses Dorf mit rund 2000 
Einwohnern — mein Heimatdorf 


Jahr Deutsche 
1940 750 000 
1948 55 337 
1953 60 536 
1961 20 015 
1971 12 785 
1981 8712 


Tito tötete mehr Deutsche (Zivi- 
listen, nicht Soldaten) als Stalin 
Tartaren tötete. Der »Spiegel« 
allerdings hat diese Zahlen nie- 
mals veröffentlicht. 


Die kommunistische Regierung 
Jugoslawiens ist ein wahrer Mei- 
ster der »großen Lügen«, unter- 
stützt durch die westlichen Esta- 
blishment-Medien. Dazu zum 
Abschluß ein Beispiel: 


Am 23. April 1983 feierte Jugo- 
slawien den 38. Jahrestag der 
»Befreiung des Konzentrations- 
lagers von Jasenovac. Mika Spil- 
jak, der damalige Präsident Ju- 
goslawiens, hielt dort eine Rede, 
in der er wörtlich sagte: 

»Das Konzentrationslager von 
Jasenovac ist unser aller Kum- 
mer, denn es hat dort 700 000 
Opfer gegeben, von denen 
500 000 gefunden wurden; rund 


Josip Broz Tito (links) war ein Favorit vieler US-Regierungen, 
unter anderem auch von Jimmy Carter. 


- liegt am Berg Bilogora. In die- 
sem Berg und in den benachbar- 
ten Bergen (Papuk und Krndija) 
gibt es tausende versteckter Grä- 
ber, in denen Opfer der Partisa- 
nen beerdigt wurden. Es handelt 
sich um deutsche Kinder, Frau- 
en und alte Männer sowie deut- 
sche Soldaten. Wieviele Gräber? 


In Jugoslawien hat es im Jahr 
1940 etwa 750 000 Deutsche ge- 
geben, die größte »ausländi- 
sche« Minderheit im Land. Nach 
dem »Sieg« der Partisanen im 
Zweiten Weltkrieg änderte sich 
diese Zahl dramatisch, drastisch, 
ja tragisch: 


200 000 verschwanden in den 
trüben Gewässern des Flusses 
Sava und in den Flammen der 
Gaskammern«. 


In diesem einen Satz haben wir 
zwei Unkorrektheiten. Die erste 
Unrichtigkeit ist die Zahl 
»700 000 Opfer«, die zweite die 
Zahl »500 000«. Wann, wo und 
wer hat die 500 000 Gräber gese- 
hen? Wenn man 500 000 Gräber 
gefunden hätte, hätte man si- 
cherlich die ganze Welt zu einer 
Pilgerfahrt an diesen Ort einge- 
laden. 


Zu der ersten Uhnrichtigkeit: 
»Zweihunderttausend ver- 


schwanden in den trüben Ge- 
wässern des Flusses Sava«. Die 
Sava ist kein großer Fluß und es 
konnten sich kaum 200 000 Fi- 
sche darin befinden, geschweige 
denn die Leichen von 200 000 
Opfern. Selbst wenn tatsächlich 
200 000 Leichen in die Sava ge- 
worfen worden wären, so hätte 
es mindestens 40 Jahre gedauert, 
um die Beweise zu vernichten, 
während das Konzentrationsla- 
ger von Jasenovac nur vier Jahre 
bestanden hat. 


Die zweite Unkorrektheit: 
»Flammen der Gaskammern«. 
In Gaskammern gibt es keine 
Flammen - nur Gas, um die 
Menschen zu töten. Fragen Sie 
die Beamten, die die Gaskam- 
mern in Baltimore, im US-Bun- 
desstaat Maryland, betreiben. 
Flammen existieren im Krema- 
torium, wo die Leichen ver- 
brannt werden. Doch weder 
Gaskammern noch Krematorien 
haben im Konzentrationslager 
von Jasenovac jemals existiert. 


Bei der Wiederaufwärmung der 
Geschichte aus dem »Spiegel« 
nannten einige amerikanische 
Zeitungen das kroatische Militär 


-»Truppen des Nazi-Satelliten- 


staates Kroatien«. Doch selbst 
die Kroaten sind sich uneins 
über das Land Kroatien, wie es 
zwischen den Jahren 1940 und 
1945 existierte. Einige sagen, es 
war ein Satellitenstaat, andere 
sagen, es war kein Satelliten- 
staat, 


Es ist auch eine Lüge, wenn die 
Presse dieses Militär die »loka- 
len faschistischen Streitkräfte« 
nennt. Unter den acht Millionen 
Kroaten gab es weniger Nazis als 
in Amerika. 


Das Problem ist nicht Wald- 
heim. Das Problem ist der Kom- 
munismus selbst. Im Jahr 1917 
begann Lenin die bolschewisti- 
sche Revolution in Rußland mit 
einigen Tausend Gefolgsleuten 
in Petersburg. Jetzt, 70 Jahre 
später, gibt es 85 Millionen Mit- 
glieder der Kommunistischen 
Partei auf der ganzen Welt. Es 
gibt 25 kommunistische Länder, 
25 pro-kommunistische Länder 
und 25 unentschlossene Länder. 
Was wird in den nächsten 70 
Jahren geschehen? 


Die Lüge muß in jeder Form be- 
kämpft werden und das im 
»Spiegel« veröffentlichte »Tele- 
gramm« ist ein Teil dieser ER 


BAHT 


Banker- 


Journal 


Afrika und 
Frankreich 

"kritisieren 
IWF 


Anläßlich einer internationalen 
Konferenz über Afrikas wirt- 
schaftliche Lage wurde eine Er- 
klärung veröffentlicht, in der die 
Austeritätsprogramme des In- 
ternationalen Währungsfonds 
(IWF) heftig kritisiert wurden. 
Es hieß darin, die Programme 
würden das. »Gesellschaftsgefü- 
ge Afrikas zerstören. Anstatt die 
menschlichen Bedingungen zu 
verbessern, sind diese durch die 
Strukturanpassungs-Programme 
noch verschlimmert worden, 
weil sie unvollständig sind«. 


Die Londoner »Financial Ti- 
mes« berichtet dagegen, daß nur 
eine Handvoll der Delegierten, 
die behaupteten, die Politik des 
IWF ruiniere die Länder Afri- 
kas, gegen die Existenz des IWF 
seien. Die Mehrheit argumen- 
tierte dahingehend, daß die 
IWF-Politik ein »menschliches 
Gesicht« bekommen sollte. 


Der französische Premiermini- 
ster Jacques Chirac kritisierte 
“ ebenfalls den IWF. »Die reichen 
Länder müssen Verantwortung 
gegenüber den armen Ländern 
übernehmen. Wir können die 
Dinge nicht einfach laufen las- 
sen, ohne unsere Pflicht zu erfül- 
len. Vor allem müssen wir heute 
neue Lösungen für das schwer- 
wiegende _Verschuldungspro- 
blem finden.« 


Chirac schlug »drei dringende 
Reformen« vor, um diesen Län- 
dern ein »Minimum an Hoff- 
nung zu geben, ohne das keine 
Entwicklung möglich ist«. 


Erstens: Die Schaffung eines 
»Systems, das die Schuldenrück- 
zahlungen der dritten Welt von 
den Schwankungen in den Devi- 
senkursen und den Zinssätzen 
trennt, über die sie keine Kon- 
trolle ausüben und die sie nicht 
verursacht haben«. 


- Zweitens: Milderung der Bedin- 
gungen für die Schuldenrückzah- 
lungen. »Die bisher vom IWF 
auferlegten Maßnahmen sind ei- 
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gentlich verständlich, doch poli- 
tisch untragbar. Wir müssen da 
einen Ausweg finden.« 


Drittens: Verknüpfung der 
Schuldenrückzahlungen mit den 
Exporterlösen der Schuldnerlän- 
der, »denn ihre Fähigkeit zur 
Rückzahlung ist verknüpft mit 
den Einkünften aus dem Ver- 
kauf von Rohstoffen und Agrar- 
erzeugnissen — deren Preise lei- 
der ungeheuer varlieren«. U 


Pakistan führt 
Gespräche mit 
dem IWF 


Pakistan hat Gespräche mit dem 
Internationalen Währungsfonds 
(IWF) begonnen. Das Land 
möchte Sonderkredite von bis zu 
900 Millionen Dollar, die dazu 
beitragen sollen, seine Zah- 
lungsbilanzprobleme zu lösen. 
Der IWF verlangt - was für ihn 
charakteristisch ist - von der Re- 
gierung, sie solle Wege finden, 
um Staatsausgaben zu kürzen. 


Die pakistanische Regierung hat 
Schwierigkeiten, Gelder zur Fi- 
nanzierung ihres Fünf-Jahres- 
Plans für die Jahre 1988 bis 1993 
aufzutreiben. Die Ausgaben im 
Plan wurden bereits von 41,2 
Milliarden Dollar auf knapp 37 
Milliarden Dollar wegen Geld- 
mangels gekürzt. Das pakistani- 
sche Zahlungsbilanzdefizit stieg 
im vergangenen Jahr auf 8,8 
Prozent des Bruttoinlandspro- 
dukts. Das Kontokorrentdefizit 
des Jahres 1987 fiel um 39 Pro- 
zent auf 752 Millionen Dollar, 
doch es steigt erneut auf schät- 
zungsweise eine Milliarde Dollar 
im Jahr 1988. 


Die Exporte stiegen um 27 Pro- 
zent in Dollar-Währung in den 
ersten Monaten des Jahres 1988, 
doch die Importe liegen um 16 
Prozent höher im Vergleich zu 
den Haushaltsvoraussagen von 
nur 9 bis 10 Prozent. 


Bei dem gegenwärtigen Fünf- 


Jahres-Plan hat die ‚Regierung 


politisch unpopuläre Geldmittel- 
beschaffungs-Maßnahmen ein- 
bezogen, so unter anderem eine 
Umsatzsteuer auf Dienstleistun- 
gen in der Ausbildung, der Me- 
dizin und anderen Bereichen so- 
wie eine Steuer auf Landbesitz. 
Der Druck des IWF nach weite- 
ren Sparmaßnahmen könnte zu 
sozialen Unruhen führen. oO 


Suchen die - 
Sowjets die 
Mitgliedschaft 
im IWF? 

Die Sowjetunion und die Tsche- 
choslowakei haben einer be- 
grenzten Konvertibilität ihrer 
Währungen in Handelsbezie- 
hungen zugestimmt. Sie sind.da- 
mit die ersten Mitglieder des 
Warschauer Pakts, die einen sol- 
chen Schritt tun. Ein Bericht in 
der tschechischen Parteizeitung 
»Rude Prawo« scheint darauf 
hinzudeuten, daß es sich bei die- 
sem Schritt nicht nur um eine 
Einleitung zu einer umfangrei- 
chen Konvertibilität des Rubel 
im Comecon handelt, sondern 
es der Beginn ist für eine voll- 
ständige internationale Konver- 
tibilität der sowjetischen Wäh- 
rung. 


Es wird erwartet, daß beim 
nächsten Comecon-Treffen die 
Minister die Einführung von 
Wechselkursen und schließlich 
multilateraler  Konvertibilität 
zwischen den Währungen der 
Sowjetunion und ihren Satelli- 
tenstaaten empfehlen werden. 


In einem Bericht der »Rude Pra- 
wo« wird die »Absicht der So- 
wjetunion betont, vollständige, 
freie Konvertibilität des Rubels 
bis zum Jahr 1995 zu erreichen«, 
und es heißt darin weiter, dies 
habe »bei dem jüngsten Welt- 
wirtschaftsforum in Davos au- 
Berordentliches : Interesse er- 
regt«. Dieses Thema wurde von 
sowjetischen Wirtschaftswissen- 
schaftlern in der letzten Zeit oft 
angesprochen, doch ‘es wurde 
offiziell zum ersten Mal in Davos 
als eines der Ziele der neuen so- 
wjetischen Wirtschaftspolitik ge- 
nannt. 


Die tschechische‘ Zeitung fuhr 
fort: »Damit im Zusammenhang 
steht auch die geänderte Hal- 
tung zum Internationalen Wäh- 
rungsfonds und zur Weltbank 
und das eventuelle Interesse der 
UdSSR, diesen Organisationen 
möglicherweise beizutreten. Der 
IWF ist eine der wichtigsten In- 
stitutionen der Weltwirtschaft 
und hat einen großen Einfluß 
auf internationale Wirtschaftsge- 
schehnisse. Im Geiste ihrer neu- 
en Wirtschaftspolitik will die So- 
wjetunion - mit Recht - auf die- 
se Geschehnisse Einfluß neh- 
men. 


Das meiste | 
Gold 


haben die 


Japaner 


Japan hat die Bundesrepublik 
Deutschland im Jahr 1987 als das 
Land mit den größten Wäh- 
rungsreserven überholt, so be- 
richtet der Internationale Wäh- 


rungsfonds (IWF). Japans Re- . 


serven stiegen im Jahre 1987 um 
32 Milliarden Dollar an Wert 
und erreichten somit insgesamt 
81,1 Milliarden Dollar, berichte- 
te der IWF. Damit übertrafen 
sie Westdeutschland, das Ende 
1987 Währungsreserven in Höhe 
von 78,8 Milliarden .Dollar 
besaß. 


Der IWF führt Gold separat auf. 
Auch hier besitzt Japan nun die 
größten Reserven: 61,5 Milliar- 
den Unzen waren es im Januar 
1988, ausgehend’ von’ 35,4 Mil- 
liarden Ende 1986. Im gleichen 
Zeitraum ist der Goldbestand 
Westdeutschlands von 46,6 Mil- 
liarden Unzen auf 59,2 Milliar- 
den angestiegen. Die Vereinig- 
ten Staaten verfügten im Janur 
1988 nur noch über 32,5 Milliar- 
den Unzen - zuvor waren es 39,8 
Milliarden gewesen. 


Taiwan verzeichnete ebenfalls 
eine starken Anstieg seiner 


Währungsreserven von 20,3 Mil-' 


liarde Dollar. Mit einer Bevöl- 


kerung von nur 20 Millionen ' 


Menschen besaß es damit mehr 
als zehn Prozent der Weltreser- 
ven. 


Rekord- 
roduktion 
er 
Sowjets drückt 
Ölpreise | 


Die Sowjetunion hat im, Jahre 
1987 Rekordmengen an Ol pro- 
duziert und hat vielleicht mehr 
ins Ausland verkauft als in je- 
dem Jahr zuvor und so zu einer 
Überfüllung des Marktes beige- 
tragen, die die Preise auf ihren 
niedrigsten Stand in 15 Monaten 
gebracht hat. 


Petroleum Economics Ltd 
(PEL), einer Beraterfirma zufol- 


ge, die die sowjetische Ölpro- 


duktion verfolgt, hat die Pro- 


0} 


. duktion im vergangenen Jahr in 

der Sowjetunion mit 10,6 Mil- 
liarden Barrel betragen. Das war 
weit mehr als das Soll und 
150 000 Barrel pro Tag mehr als 
der vorherige Rekord der So- 
wjets. 


. Vorläufge Zahlen zeigen auch, 
daß die Sowjetunion, die drin- 
gend Hartwährung braucht, die 
Rohölexporte an den Westen 
wahrscheinlich über den Spit- 
zenwert von 60,2 Millionen Ton- 
nen hinausgebracht hat. 


‚Experten führten den Rekord 
der Sowjets auf aktives Bohren, 
eine effizientere Industrie und 
größeren Einsatz von Gas für 
den inländischen Energiebedarf 
zurück. Die Erschließung des 
großen  Tsnigs-Felds nördlich 
vom Kaspischen Meer half den 
Produktionsrückgang in Sibirien 
auszugleichen. u 


Wieder ein 
neues 

Amt für Paul 
Volcker 


Nach der -halbjährigen Pause, 
die. Paul Volcker sich nach sei- 
nem Ausscheiden als Präsident 
des Federal Reserve System, der 
US-Notenbank, gegönnt hatte, 
wird er wieder aktiv. Nachdem 
er-im März für den Verwaltungs- 
rat der Nestl€ SA in Vevey vor- 
geschlagen wurde, soll er nun 
auch im Aufsichtsrat der briti- 
schen Imperial Chemical Indu- 
stries (ICI) einen Sitz bekom- 
men. Volcker erklärte dazu, sein 
Engagement für ICI basiere 
auch auf deren Größe und Stär- 
kein den Vereinigten Staaten. 


Bonn 
exportiert 
Waffen 
für zwei 
Milliarden 
DM 


Die Kriegswaffenausfuhren der 
Bundesrepublik betrugen im 
Durchschnitt der Jahre 1984 bis 
1986 rund zwei Milliarden DM. 
Eine Aufschlüsselung des Wer- 
tes der 1986 gelieferten geneh- 
migungspflichtigen Waren kom- 
me nach Angaben der Bundesre- 


gierung aus »außenpolitischen 


"Gründen« nicht in Frage. Sie 


will auch keine Auskunft dar- 
über geben, in weiche Länder 


1986 und 1987 Gewehre geliefert 


wurden und um welchen Waren- 
wert es sich bei den einzelnen 
Empfängerländern gehandelt 
hat. 


Auf eine Frage im Bundestag, 
warum die Lieferung von Torna- 
do-Kampfflugzeugen nach 
Oman erteilt wurde, heißt es, 
daß die in britisch-deutsch-italie- 
nischer Partnerschaft produzier- 
ten Flugzeuge von den jeweili- 
gen Partnerländern in eigener 
Verantwortung exportiert wür- 
den. Im Fall Oman sei Großbri- 
tannien der Exporteur gewesen. 


Zur Produktion von möglicher- 
weise militärischen Versionen 
des deutschen Hubschrauber- 
typs BO 105 in Indonesien ant- 
wortete die Regierung, daß der 
zivile Hubschrauber BO 105 
nicht unter die Ausfuhrgenehmi- 
gungspflicht falle. oO 


Uneins über 
Schulden- 
probleme 
der dritten 
Welt 


Ohne einen wesentlichen Bei- 
trag der westlichen Gläubiger- 
banken und Industriestaaten 
gibt es keinen Ausweg aus der 
»Verschuldungskrise der Ent- 
wicklungsländer«. Diese Ansicht 
vertraten in einer Öffentlichen 
Anhörung in Bonn alle zu die- 
sem Thema geladenen Sachver- 
ständigen. Ursachen und mögli- 
che Lösungen der Krise wurden 
dagegen kontrovers beurteilt. 


Der Vertreter der Deutschen 
Bank plädierte für eine auf die 
spezifische Wirtschafts- und In- 
teressenlagen des jeweiligen 
Landes zugeschnittene Einzel- 
lösungen. Für Schuldner mit ak- 
tiven Anpassungsprogrammen 
und ausreichenden Währungsre- 
serven könne die in diesem 
Frühjahr durchgeführte . Um- 
wandlung 'mexikanischer Bank- 
schulden in an der Börse notier- 
te öffentliche Schuldverschrei- 
bungen Modellcharakter haben. 


Auch der Tausch von Forderun- 
gen gegen Beteiligungen sei in 


manchen Fällen geeignet, Schul- 


den abzubauen und Investitio- 
nen anzuregen. Konzessionen 
der Gläubiger müßten von um- 
fassenden Vereinbarungen der 
Schuldnerländer mit dem Inter- 
nationalen Währungsfonds 
(IWF) und der Weltbank abhän- 
gig gemacht werden. Auch in 
den Verhandlungen mit koope- 
rationsbereiten Entwicklungs- 
ländern müßten die Banken im 


Auge behalten, daß Forderungs- 
verzichte sehr problematisch 
seien. 


Dem stellte das Deutsche Insti- 
tut für Entwicklungspolitik sei- 
nen Vorschlag einer »Ver- 
gleichslösung« entgegen. Durch 
die Anpassung der Zins- und Til- 
gungsverpflichtungen an die tat- 
sächliche Leistungsfähigkeit sol- 
le der für beide Seiten ungünsti- 
gere weitere Niedergang der 
Schuldnerländer verhindert wer- 
den. Nur durch eine dann mögli- 
che nachhaltige Gesundung sei 
die Erfüllung der verbleibenden 
Schuldendienst-Verpflichtungen 
zu gewährleisten. 


Da es sich bei der Schuldenkrise 
im wesentlichen um eine Sol- 
venzkrise handele, entspreche 
nur ein solches Vorgehen der 
Logik eines marktwirtschaftlich 
verfaßten Kreditwesens. Das 
Londoner Schuldenabkommen 
von 1953 und die Indonesien- 
Umschuldung hätten gezeigt, 
daß Verhandiungslösungen auch 
bei komplexen Schuldenproble- 
men mit zahlreichen Gläubigern 
möglich seien. 


In die gleiche Richtung ging der 
Vorschlag des Berliner Profes- 
sors Elmar Altvater, eine inter- 
nationale Schuldenkonferenz 
einzuberufen, bei der durch For- 
derungsverzichte der Schulden- 
dienst der Entwicklungslände 
begrenzt werden solle. 


Die Möglichkeit einer solchen 
Konferenz wurde von der Mehr- 
heit der Experten jedoch sehr 
skeptisch eingeschätzt. So sah 
der Schweizer Finanzfachmann 


Dr. Fritz Leutwiler im kleineren 


Kreis des nächsten Weltwirt- 
schaftsgipfels ein erfolgverspre- 
chenderes Forum als in einer 
großen internationalen Konfe- 
renz. 


Der Vertreter der UNCTAD 
hielt eine solche allgemeine Stra- 
tegie wegen der sehr unter- 
schiedlichen Probleme der ein- 
zelnen Länder für wenig sinn- 


voll. Für denkbar hielt.er aber 
differenzierte Obergrenzen für 
die Belastung der einzelnen Län- 
der, einheitliche Konditionen 
für umgeschuldete Kredite oder 
einen Schuldenerlaß für die ärm- 
sten Länder. 


Eine Herausforderung an das 
ethische Bewußtsein 
Menschheit sahen die Sprecher 
der Gemeinsamen Konferenz- 
Kirche und Entwicklung 
(GKKE) in.der Schuldenfrage. 
Sie forderten Industriestaaten 
und Banken auf, die Lebensver- 
hältnisse der Menschen in den 
Entwicklungsländern in den Mit- 
telpunkt ihrer Überlegungen zu 
stellen. Ihre Kritik richtete sich 
insbesondere gegen die Anpas- 
sungsprogramme des IWF und 


der Weltbank, die häufig zuso- 


zialen 
hätten. 


Katastrophen geführt 


Negativ bewertet wurde die tra- 
ditionelle, vorwiegend an der 
Zahlungsbilanz orientierte Auf- 
lagenpolitik auch von der UNC- 
TAD, dem Deutschen Institut 
für Entwicklungspolitik und dem 
Kieler Institut für Weltwirt- 
schaft. Es sei in der Vergangen- 
heit nicht ausreichend berück- 
sichtigt' worden, daß Anpas- 
sungsprogramme, die etwa 
durch den Abbau von Lebens- 
mittelsubventionen das Realein- 
kommen breiter Bevölkerungs- 
gruppen unter das Existenzmini- 
mum drücken, nicht tragbar sei- 
en. Außerdem seien die Pro- 
gramme darauf angelegt gewe- 
sen, _ kurzfristige Zahlungs- 
schwierigkeiten zu überbrücken, 
und hätten daher Probleme in 
der Produktionsstruktur  ver- 
nachlässigt. Die in den letzten 
Jahren eingeschlagene Strätegie 
sei jedoch entwicklungsfähig, da 
sie Strukturfragen in den Vor- 
dergrund stelle. 


Nach Ansicht von Dr. Leutwiler 
waren die von marktwirtschaftli- _ 
chen Grundsätzen getragenen 
Auflagen des IWF von großer 
Bedeutung, um den 1982 dro- 
henden »Systemkollaps« zu ver- 
hindern. Die durch diese Politik 
ermöglichten Umschuldungen 
hätten aber den Nachteil, daß sie 
die Schuldner zu weiterer Kre- 
ditaufnahme zwingen würden. 
Diese Praxis könne daher das 
Problem nur verschleiern. sagte 
Professor Altvater. Das »Vor- 
wärtsrollen der Schuldenlawine« 
würde aber dazu beitragen, daß 
sie immer größer und instabiler 


werde. 
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der . 


US-Dollar 


Es bleibt 
‚alles beim 


alten 


Tom Valentine 


Die Inflation ist ein Killer. Höhere Steuern sind nicht drin, und das 
amerikanische Haushaltsdefizit ist der Weg in den Ruin. Selbst wenn 
es in den Vereinigten Staaten kein Wahljahr wäre, würde niemand 
über diese Tatsachen streiten, dennoch wird in den USA nicht wirk- 
lich etwas unternommen, um diese Situation zu ändern. Auch nach 
den Wahlen bleibt alles beim alten. 


Bei einer Zusammenkunft, in 
der über eine »gesunde Wäh- 
rung« diskutiert wurde, gaben 
»kenntnisreiche« Investmentbe- 
rater in hohen rhetorischen Tö- 
nen Prognosen über die ameri- 
kanische Konjunktur ab, und 
das Publikum schien immer un- 
ruhiger zu werden. Wußte ir- 
gendjemand von diesen Herren 
eigentlich, worüber sie redeten? 


Zwei Billionen Dollar 
Schulden 


Als ob er in den Köpfen der vier- 
hundert Verwirrten im Publi- 
kum lesen könnte, besiegte ein 
braver Achtzigjähriger aus Santa 
Barbara, Kalifornien, seine un- 
geheure Angst vor einem Publi- 
kum zu sprechen und betrat das 
Rednerpult. Trotz seiner lebens- 
langen Furcht vor Mikrophonen 
überraschte Mark Wimble, ein 
pensionierter Elektronik-Inge- 
nieur, jeden, sich selbst einge- 
schlossen, als er es den Experten 
zeigte: 


»Die öffentliche Schuld in Ame- 
rika beträgt über zwei Billionen 
Dollar. Die Schulden der Indu- 
strie liegen zwischen drei und 
vier Billionen Dollar. Für diese 
Schulden müssen Zinsen gezahlt 
werden. Diese Zinszahlungen 
werden an die Leute weitergege- 
ben, wenn sie die Waren, 
Dienstleistungen und die Lei- 
stungen der Regierung bezah- 
len. Die Zinsen für die Schulden 
- sind die Grundursäche für Infla- 
tion — nichts anderes.« 


Wie einfach, aber wahr! Wimble 
weiter: »Jeder von Ihnen zahlt 
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. zung 


17 Dollar täglich für die Benut- 
von Austauschmitteln 
(Bargeld, Schecks, Kreditkar- 
ten). Dachten Sie, das sei ko- 
stenlos?« 


Wimble betonte, wie verwirrt er 
über die ganzen Verwirrungen 
bezüglich Geld, Schulden, Infla- 
tion gewesen sei, so wie gegen- 
wärtig über diese Probleme ge- 
sprochen wird. 


»Wenn ein Tauschmittel von 
Gesetz als legales Zahlungsmit- 
tel anerkannt ist, braucht es kein 
Stütze so wie Gold, denn da es 
keinen Wert besitzt, kann es 
auch keinen verlieren. Die Men- 
ge des Geldes, das sich in Um- 
lauf befindet, ist nicht die Ursa- 
che für Inflation oder Deflation. 
Die Preise für Waren und 
Dienstleistungen sind zwar 
künstlich gesteigert (Inflations- 
preise), doch das Geld verliert 
nicht seinen Wert. Die Preise 
sind Inflationspreise, weil die 
Kosten, die die Schulden verur- 
sachen, weitergegeben werden 
müssen.« 


Banker schaffen Geld aus 
dem Nichts 


Die Abhilfe für Inflation ist ge- 
nauso einfach, meint Wimble: 
»Die Regierung hat das Recht 
und die Pflicht, Geld zu kreieren 
und zu verleihen. Die Regierung 
sollte ihre gerechten Anteile am 
Zinsdiskontsatz des Geldes be- 
kommen, das in Umlauf ge- 
bracht wird durch Verleihen. Je 
mehr Geld durch Verleihen in 
Umlauf gebracht wird, um so 
mehr Geld hat: die Regierung, 


mit dem sie arbeiten kann. Be- 
steuerung ist nicht nötig.« 


Heute kreieren die Banker Geld 
aus dem Nichts heraus und dies 
mit Erlaubnis der Regierung. Sie 
verleihen es »ins Dasein«, wobei 
die Leute dafür sehr hohe Zin- 
sen zahlen müssen. Die Leute 
aber sollten diese speziellen Zin- 
sen verdienen, nicht bezahlen; 
das Geld, das als Tauschmittel 
gedruckt wurde, sollte den Men- 
schen zunutze kommen, nicht 
dem privaten Bankwesen. 


Das sind die Fakten, über die 


viele Amerikaner heute nach- 
denken. Vielleicht haben andere 
es noch nicht so deutlich gesagt 
und das könnte der Grund für 
diese ganze sinnlose Rederei sei, 
die ständig von den Wirtschafts- 
»Experten« und den Politikern 
zu hören ist. 


»Die älteren Menschen müssen 
handeln«, betonte  Wimble, 
»sonst ist der Jugend nicht ge- 
dient.« 


Der Mann, der Angst hatte vor 
einem Publikum zu sprechen, 
trat ab. Es ertönte starker App- 
laus. Den hatte er sich reichlic 
verdient. ; 


Warum werden diese so leicht zu 
verstehenden Dinge nicht in der 
Schule gelehrt und in der Offent- 
lichkeit ständig und immer wie- 
der diskutiert? Warum meiden 
die Kandidaten des Establish- 
ment für die nächste amerikani- 
sche Präsidentschaftswahl das 
Thema Zinsen, wenn sie über 
die schrecklichen Folgen der 
amerikanischen »Staatsschulden 
und Defizite« sprechen? 


Der Begriff Wucher wird weder 
in politischen Kreisen noch von 
den Medien jemals erwähnt. 


Dort spricht man nur von »Defi- 
ziten« und »Inflation«, doch nie- 
mals von »Wucher«! 


Wimble brachte im übrigen eini- 
ge erstklassige Zitate von großen 
Amerikanern zu diesem Thema. 
Er zitierte Thomas Jefferson: 
»Das Privileg Geld zu kreieren 
ist nicht nur das höchste Vor- 
recht der Regierung, sondern es 
ist auch die größte Chance der 
Regierung.« 


Henry Ford: -»Diejenigen, die 
das Geld verstehen, können der 
Menschheit von mehr. Nutzen 


sein als sämtliche Armeen in der 
Geschichte.« ; 


Abraham Lincoln: »Die Befug- 
nis, Geld in Umlauf zu setzen, 


sollten den Banken genommen 


und dem Kongreß und den Leu- 
ten zurückgegeben werden, de- 
nen sie zusteht.« 


Die Banker hoffen auf 
Millionen Schafe 


Schließlich zitierte Wimble ein 
Kredo, das die Schwierigkeiten 
beseitigen zu können scheint, 
die von Spekulanten im interna- 
tionalen Währungssystem ge- 
schaffen werden: »Jedes Land 
oder Volk hat das Recht, sein 
eigenes Tauschmittel zu schaf- 
fen, ohne Kreditaufnahme von 
anderen Ländern. Ihr Geld soll- 
te im Außenhandel den gleichen 
Wert haben.« 


Man kann darauf wetten, daß 
die internationale Bankenge- 
meinde darauf hofft, daß die Mi- 
lionen von Schafen in »menschli- 
cher Verkleidung«, die auf dem 
Weg zu den Wahlurnen sind, 
Wimbles einfache Darstellung 
der Dinge nicht begreifen. 


Von ein paar herausragenden 
Ausnahmen abgesehen, können 
die amerikanischen Präsident- 
schaftskandidaten diese einfache 
Lösung für die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten der Vereinigten 
Staaten nicht erkennen. Der 
achtzigjährige Wimble sollte 
nach Washington gehen. Aber 
auch die Bürger der USA und 
die der anderen westlichen Indu- 
strtestaaten sollten ihre Angst, 
vor einem Publikum zu sprechen 
überwinden und sich endlich 
mehr Gehör verschaffen. u 


Währung 


jer Dollar 


im 
Teufelskreis 


Gordon C. Tether 


Bedeutet die Tatsache, daß der Dollar sich seit Beginn des Jahres auf 
den Geldmärkten in etwas besserer Verfassung gezeigt hat, daß er 
schließlich den Boden unter den Füßen erreicht hat? 


Die Versicherung von seiten des 
Federal Reserve Bord Chefs, 
Alan Greenspan, daß die Werte, 
auf die er sich seit Anfang des 
Jahres 1988 eingependelt hat als 
annehmbar bezeichnet werden 
können, ist gerechtfertigt im 
Hinblick auf das traditionelle 
Kriterium für den internationa- 
len Wert einer Währung: das 
Verhältnis zwischen seiner Kauf- 
kraft auf den Weltmärkten und 
der ähnlicher Währungen. 


Beseitigung der Über- 
bewertung braucht Zeit 


‚Der Wert des Dollars Anfang 
des Jahres 1988 lag im Vergleich 
zu 15 anderen Währungen der 
Industrieländer ganze 30 Pro- 
zent unter dem Wert, auf den er 
in der ersten Hälfte der achtziger 
Jahre angestiegen ist. 


Dadurch kam er grob gesagt 
wieder auf den Wert, den er fast 
die ganzen siebziger Jahre hin- 
durch hatte und etwa 20 Prozent 
unter seinem Wert Ende der 
sechziger Jahre. Kurz gesagt, 
unter der Annahme, die durch- 
aus real ist, daß in den 15 Jahren 
vor dem Reaganismus die Wech- 
selkurse so waren, daß amerika- 
nische Waren auf den Welt- 
märkten wettbewerbsfähig ge- 
wesen sind, hat der Dollar jetzt 
aufgehört nicht mehr deutlich 
überbewertet zu sein. 


Die Tatsache, daß das Verhält- 
nis zwischen US-Exporten und 
Importen äußerst unzufrieden 
bleibt, macht diesen tröstlichen 
Schluß - so sollte betont werden 
- nicht selbst zunichte. Der 
Grund dafür liegt darin, daß die 
Beseitigung einer deutlichen 
Überbewertung einer Währung 


Zeit braucht, bis sie sich im Ver- 
halten der Zahlungsbilanzstati- 
stiken voll widerspiegelt. 


Denn anfangs wird durch eine 
Kürzung im internationalen 
Wert einer Währung die Devi- 
senmenge aus den Exporten des 
Landes reduziert und die Devi- 
senmenge, die das Land für die 
Zahlung seiner Importe benö- 
tigt, erhöht sich. 


Erst nachdem die Abwertung 
die erhoffte Reaktion im Hin- 
blick auf das Handelsvolumen 
gebracht hat - insbesondere da- 
durch, daß die Exporte auf den 
internationalen Märkten im Ver- 
gleich zu ausländischen Produk- 
ten wettbewerbsfähiger gemacht 
werden und Importe einge- 
schränkt werden, indem man sie 
zu Hause im Vergleich teurer 
macht - setzt eine größere Entla- 
stung für die Zahlungsbilanz ein. 


Wachsender Appetit bei 
US-Verbrauchern 


Ob das nun bedeutet, daß ein 
Ende der Krise in der US-Zah- 
lungsbilanz in Sicht ist, hängt al- 
lerdings von der Antwort auf ei- 
ne höchst relevante Frage ab: In- 
wieweit kann man die Schuld an 
dieser Krise der Überbewertung 
des Dollar zuschreiben, die 
durch die währungspolitischen 
Abenteuer der Reagan-Regie- 
rung zustande kam? Hier, das 
muß man erkennen, ist Raum 
für erhebliche Meinungsver- 
schiedenheiten. 


Es wird fast gemeinhin akzep- 
tiert, daß ein Drittel der Lücke 
in der amerikanischen Zahlungs- 
bilanz mit guten Gewissen dem 
Verhalten des Dollar zugeschrie- 


ben werden kann. Doch wäh- 
rend in einigen Analysen festge- 
stellt wurde, daß mehr als ein 
Drittel dem Dollar-Verhalten 
zuzuschreiben ist, ist man in an- 
deren zu dem Schluß gekom- 
men, daß ein noch größerer An- 
teil durch strukturelle und des- 
halb weitaus weniger vorüberge- 
hende Entwicklungen verursacht 
wurde. 


Vorrangig sind dabei die Aus- 
wirkungen auf Amerikas Aus- 
landskonten der Schuldenkrise 
in der dritten Welt. Um damit 
fertig zu werden haben die mei- 
sten der betroffenen Länder 
starke Kürzungen in ihren Im- 
porten vorgenommen, Maßnah- 
men, die’eine besonders nachtei- 
lige Wirkung auf Amerikas Um- 
sätze im Ausland hatten, weil 
die Vereinigten Staaten auf der 
Liste ihrer Lieferanten ganz 
oben standen. 


Was noch schlimmer ist: Die 
jüngsten Schritte vieler Dritte- 
Welt-Länder in ihren Bemühun- 
gen um Entlastung von den 
Schulden durch teilweise Mora- 
torien auf die Schuldenzahlun- 
gen haben zwangsläufig zu einer 
starken Schrumpfung in den 
Einnahmen der USA bei Zins- 
zahlungen geführt. 


Andere Faktoren von möglich- 
erweise langfristigerem Charak- 
ter als die Überbewertung des 
Dollar, die ebenfalls am Werk 
waren, umfassen den steilen An- 
stieg an US-Importen von den 
neu industrialisierten Ländern 
auf der anderen Seite des Pazifik 
- Korea, Thailand und Taiwan - 
und das Anwachsen des Appe- 
tits des amerikanischen Ver- 
brauchers nach ausländischen 
Waren. 


Nötig sind Taten 
keine Worte 


Die Abwertung des Dollar sollte 
sogar dazu beitragen den Scha- 
den zu mildern, den diese struk- 
turellen Schäden bei der ameri- 
kanischen Zahlungsbilanz verur- 
sacht haben. Doch wenn der An- 
teil, den sie bei der Schaffung 
der Krise gespielt haben, so groß 
ist wie die pessimistischeren Ur- 
teile es andeuten, wird die Lük- 
ke beunruhigend groß bleiben, 
selbst wenn die Früchte, die 
durch die Minderung des Dollar 
im Export-Import-Verhältnis ge- 
reift sind, vollständig geerntet 


werden - es sei denn, es werden 
andere Korrektiven eingeführt. 


Hierin liegt der beunruhigendste 
Aspekt der amerikanischen Au- 
Benhandelsbilanz. Denn wenn 
der schlimmste Fall eintreten 
sollte, könnte die sich daraus er- 
gebende erneute Sorge um den 
Dollar weltweit zu einem erneu- 
ten Rutsch führen, der nur äu- 
Berst schwer aufzuhalten sein 
würde, bevor er im Hinblick auf 
die Kaufkraftparität erheblich 
unterbewertet werden würde. 


Durch eine starke Unterhöhlung _ 
der Ertragsfähigkeit der Exporte 
des Landes würde dies der Zah- 
lungsbilanzkrise eine Art Teu- 
felskreis-Charakter geben, aus 
dem es kein Entkommen geben 
könnte. 


Daraus geht hervor, daß die Si- 
tuation zu heikel ist als daß sich 
Washington weiterhin auf die 
Politik »milder Nachlässigkeit« 
verlassen könnte, die man so 
hingebungsvoll verfolgt hat, seit 
die gegenwärtige Lücke in der 
Zahlungsbilanz sich zum ersten 
Mal gezeigt hat. Diese Politik 
hat die Wirtschaft des Landes 
ernsthaft unterwandert. Sie 
könnte das Land jetzt an den 
Rand der Katastrophe führen: 
den totalen Zusammenbruch des 
Dollar. 


US-Finanzminister James Baker 
versicherte vor kurzem, daß der 
Dollar derzeit auf den interna- 
tionalen Devisenmärkten seinen 
richtigen Wert habe und daß je- 
der weitere Wertverfall entschie- 
den verhindert werden müsse. 
Was jetzt nötig ist, sind Taten 
und keine Worte, die Einfüh- 
rung von Maßnahmen, die die 
Arbeit verstärken würden, die 
die Abwertung des Dollar bewir- 
ken wird, um die Lücke in der 
Zahlungsbilanz zu beseitigen - 
unter Einbeziehung eines ver- 
stärkten Schutzes der inländi- 
schen Industrien, für die es so 
schwer ist mit den neuen, oft 
eindeutig unfairen Formen des 
Wettbewerbs von seiten ihrer 
ausländischen Rivalen fertigzu- 
werden. 


Das Weiße Haus solite es nicht 
zulassen, daß seine Beschäfti- 
gung mit den bevorstehenden 
Präsidentschaftswahlen dem im 
Wege steht. Wenn es dies tut, 
läuft Ronald Reagan Gefahr sei- 
ne Amtszeit mit einer unwieder- 
bringlich befleckten Weste zu 

U 
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Gold 


Die 


Aussichten 
sind viel- 
versprechend 


C. Gordon Tether 


Das langanhaltende Absinken des Goldpreises von den schwindeler- 
regenden Höhen Anfang der achtziger Jahre - eine kurze Zeit lang 
lag der Goldpreis tatsächlich über 800 Dollar pro Unze - hörte 
: schließlich Ende des Jahres 1985 auf, als er wenig unter 300 Dollar 
sank. Eine Erholung setzte dann ein, die fast ohne Unterbrechung 
anhielt und bei der er Ende 1987 dann weitere 200 Dollar mehr hatte. 


Der Auftrieb über die Fünf- 
hundert-Dollar-Grenze hinaus 
brachte eine Hausse, durch die 
der Anfang der achtziger Jahre 
gekennzeichnet war. Dann, so 
erinnert man sich vielleicht, sag- 
ten einige Garanten für den 
Nichtverkauf von Aktien - die es 
eigentlich hätten besser wissen 
sollen - lustig spektakuläre wei- 
tere Preisanstiege für das Metall 
voraus; in einem Fall wurden 
2000 Dollar als Endpreis ge- 
“ nannt, der für den Zeitraum des 
folgenden Jahres innerhalb .der 
Grenzen der Möglichkeiten 
läge. 


Es wird viel Gold 
produziert 


Die Geschichte des Goldpreises 
hat sich in den ersten Monaten 
. des Jahres 1988 allerdings als ei- 
ne Art kalte Dusche erwiesen, 
was solche Voraussagen angeht, 
denn der Preis fiel unter 
die Vierhundertfünfzig-Dollar- 
Grenze, bevor man der Ab- 
wärtsbewegung in irgendeiner 
nennenswerten Weise entgegen- 
trat. 


Natürlich führte der Durchbruch 
der Fünfhundert-Dollar-Grenze 
eher zu gewinnträchtigen Um- 
sätzen, als daß er eine stärkere 
Welle von Spekulationskäufen 
ausgelöst hätte. Doch man muß 
dabei im Auge behalten - wenn 
man das Absinken des Goldprei- 
ses Anfang 1988 in die richtige 
Perspektive rücken will -, daß 


283 [CODE 


Die Nachfrage nach Gold 
steigt, so daß sie mit dem Pro- 
duktionsanstieg Schritt hält. 


der Einfluß der Veränderung im 
Angebot - Nachfrage - Verhält- 
nis auf den Goldpreis durch die 
Stabilisierung des .amerikani- 
schen Dollar auf den Geldmärk- 
ten, die ebenfalls ein Merkmal 
der ersten Wochen des Jahres 
1988 gewesen ist, noch vergrö- 
Bert worden ist. 


Der starke Anstieg, den der 
Dollar-Preis des Goldes im. Jahr 
1987 erfuhr, war im wesentli- 
chen ein Spiegelbild des gleich- 
zeitigen starken Falls des Dollar- 
Wertes auf den Geldmärkten. 
Das Gold stieg in keinster Weise 
im gleichen Ausmaß hinsichtlich 
der Weltwährungen in der Run- 
de. Folglich konnte man damit 
rechnen, daß jede Wende zum 
Besseren hin beim Schicksal des 
Dollars sich im Verhalten des 


Dollar-Preises für Gold in umge- 
kehrter Form widerspiegeln 
würde. 


Gemessen an dem Verlauf der 
Währungen allgemein war das 
Absinken des Goldpreises An- 
fang des Jahres 1988 eine relativ 
maßyills Angelegenheit. 


Die Nachfrage 
steigt ständig 


Für sich allein genommen hat es 
deshalb wenig Bedeutung, was 
den längerfristigen Ausblick auf 
den Goldpreis betrifft. Gibt es 
jedoch vielleicht andere Gründe 
für die Annahme, daß von jetzt 
an Kräfte einen ‚größeren Ein- 
fluß haben könnten, die zu ei- 
nem niedrigeren Preis führen als 
jene Kräfte, die bisher in die 
entgegengesetzte Richtung gezo- 
gen haben? 


Die .pessimistischen Analysen 
zur Jahreswende haben zwei 
Gründe herausgestellt: 


Einer ist das Wachstum einer re- 
lativ neuen Form von Finanzver- 
kehr, der vom Gold abhängt. 
Dabei borgen sich Bergwerksge- 
sellschaften Gold von den Ban- 
ken zu niedrigen Zinssätzen mit 
der Vereinbarung, daß die 
Rückzahlung Unze für Unze aus 
der künftigen Produktion erfol- 
gen wird. Der sofortige Wieder- 
verkauf dieser Kreditaufnahme 
durch die Bergwerksgesellschaf- 
ten zur Geldbeschaffung für Ka- 
pitalinvestitionen trägt offen- 
sichtlich dazu bei, den Preis zu 
drücken. 


Der andere Faktor, so argumen- 
tieren die Pessimisten, der in die 
gleiche Richtung ziehen könnte, 
ist das Tempo, mit dem die 
Goldproduktion derzeit steigt. 
Trotz der Schwächung des Gold- 
preises in der ersten Hälfte der 
achtziger Jahre wurde genügend 
Gold produziert, um einen An- 
reiz für hohe Neuinvestitionen 
zu schaffen. 


Die Folge davon ist, daß die Pro- 
duktion jetzt bei Werten liegt, 
die fast 50 Prozent höher als jene 
Ende der siebziger Jahre sind. 
Darüber hinaus erwartet man, 
daß sie weiterhin steigen wird 
und in den achtziger Jahren der 
Wert auf 75 Prozent anwächst. 


Diese Entwicklungen dienen 
deutlich dazu, einen hemmen- 
den Einfluß auf den Goldpreis- 


anstieg auszuüben. Doch es gibt 
vernünftige Gründe zu der An- 
nahme, daß dies nicht voll und 
ganz gelingen muß - geschweige 
denn, daß er weiter fällt. 


Was das neue Geschäft mit den 
Goldkrediten angeht, so darf 
man nicht vergessen, daß die 
Verpflichtung zur Rückzahlung 
des jetzt von den Bergwerksge- 
sellschaften geliehenen Goldes 
aus künftiger Produktion bedeu- 
tet, daß die Industrie in Zukunft 
weniger Gold verfügbar haben 
wird, das sie auf den offenen 
Markt geben kann. 


Anhaltende Popularität 
des Goldes 


Was den Produktionsanstieg be- 
trifft, so muß man wissen, daß 


dies das Bild des 'Goldmarkts. 


nicht .wesentlich verändert. 
Denn um das Jahr 1960 herum 
zeigte die Produktion eine deut- 


liche Tendenz zur Stagnation - 


zumindest außerhalb des So- 
wjetblocks —, da die Industrie in 
enormen Schwierigkeiten war, 


weil man den Goldpreis von 


amtlicher Seite her unbedingt an 
eine Parität von 35 Dollar bin- 
den wollte, als die Produktions- 
kosten überall durch die steigen- 
de Inflation in die Höhe getrie- 
ben wurden. 


Die Statistiken zeigen allerdings, . 
daß die Nachfrage nach Gold in 


den letzten Jahren so angestie- 
gen ist, daß sie mit dem Produk- 
tionsanstieg Schritt hält und an- 


gesichts der anhaltenden Popu- 


larität des Metalls sowohl für in- 
dustrielle Zwecke als auch für 
die Schmuckherstellung, besteht 
kein Grund zu der Annahme, 
daß dies nicht weiterhin der Fall 
sein wird. 


Kurz gesagt: Die Aussichten für 
Gold sind recht vielverspre- 
chend, selbst wenn man in Be- 
tracht zieht, wie sehr sich das 
Hamstern ausweiten könnte in- 
folge des Unbehagens über den 
weltweiten Ausblick in Wirt- 
schaft und Finanzen nach dem 
Krach an der Wall Street im ver- 
gangenen Oktober und dessen 
Nachwirkungen. 


Das ist natürlich ein leicht un- 


“ wägbarer Faktor. Doch klar zu 


sein scheint, daß wenn über- 
haupt, so wird sich dies eher in 
einem Anstieg des Goldpreises 
als in einem Absinken des Gold- 
preises auswirken. U 


Banker 


Ende der 
Nationalisten 


Peter Blackwood 


In ihrem kalkulierten Griff nach der Weltmacht - die internationale 
Schuldenwirtschaft hat zu einer Weltregierung des Elends geführt, 
bestehend aus einer Koalition der internationalistischen Banker - 
haben die Geldmagnaten der Wall Street schon seit langem geplant, 
die nationalistischen und populistischen Führer in ganz Lateiname- 


rika zu stürzen. 


Wie die Banker im Begriff sind, 
ihre Weltregierung zu festigen 
und mit welchen Mitteln sie die- 
ses Ziel verwirklichen, zeigen 
einige der folgenden Fall-Ge- 
schichten. In Panama, das die 
Banker für ihr privates Lehngut 
halten, wurde . Dr. Arnulfo 
Arias, »der einzige Politiker, 
dem das Volk traute, weil er kei- 
“ nen Ausverkauf an die Interna- 
tionalisten betrieb«, so die Wor- 
te eines Historikers aus dem 
Land, zweimal seines Amtes als 
vom Volk gewählter Präsident 
enthoben und zwar von einer 
Koalition von Bankern unter 
Führung des Finanzflaggschiffs 
der Rockefeller-Familie, damals 
bekannt unter dem Namen Cha- 
:se Manhattan Bank. 


Die Banken sind 
rasch bei der Hand 


Der zweite Coup im Mai 1951 


führte zu einem blutigen Kampf. 


Arias, ein bezähmbarer Natio- 
nalist und Absolvent der Har- 
vard Medical School, der zu ei- 
nem der beliebtesten Populisten 
in Mittelamerika geworden war, 
verteidigte sein Amt mit dem 
Gewehr in der Hand. 


Man zerrte ihn aus dem Präsi- 
dentenpalast und ersetzte ihn 
durch den PoliZeichef Jose An- 
tonio Remon, der eine Folge 
von panamaischen Präsidenten 
einleitete, die im eigenen Volk 
den ironischen Titel »Banken- 
garde« erhielten. Dieser Status 
quo ist jetzt gebrochen durch 
den unkontrollierbaren General 
Antonio Noriega. 


In Nicaragua waren die Banken 
rasch bei der Hand, dem gewalt- 
samen Sturz von Präsident Ana- 
stasio Somoza im Jahr 1979 ih- 


General Antonio Manuel No- 
riega ist für die USA und vor 
allem für die Banker unkon- 
trollierbar. 


ren Segen zu geben, einem loya- 
len Verteidiger amerikanischer 
Interessen. Ihm folgte das Sandi- 
nisten-Regime, das jetzt zu den 
schwierigsten außenpolitischen 
Problemen der amerikanischen 
Regierung gehört. 


In der Dominikanischen Repu- 
blik wurde der langjährige star- 
ke Mann Rafael Trujillo, ein un- 
erschütterlicher Verbündeter 
der Vereinigten Staaten im Mai 
1961 durch eine vom amerikani- 
schen Geheimdienst CIA orga- 
nisierte und von der Wall Street 
gebilligte Ermordung des Amtes 
enthoben. Sein legaler Nachfol- 
ger war Präsident Joaquin Bala- 
guer, ein bekannter Nationalist. 


Doch Balaguer wurde hinausge- 
worfen; ein CIA-Team brachte 
ihn außer Landes, wobei sie ihn 
mit der Pistole in Schach hielten 
und man zwang ihn, sieben Jah- 
re lang im amerikanischen Exil 


zu bleiben, während die Domini- 


kanische Republik unter einer 
Folge von linken Politikern und 
solchen mit marxistischen Ten- 
denzen in eine blutige Anarchie 
verfiel. Solche Politiker waren 
den Bankern lieber als ein wah- 
rer Nationalist. 


Als es Balaguer im Jahr 1968 ge- 
lang wieder in sein Land zurück- 
zukommen, wurde er durch ei- 
nen überwältigenden Wahlsieg 
als Präsident wiedergewählt. Er 
hat Ordnung und Stabilität wie- 
der hergestellt und ist noch im- 
mer im Amt. 


In Guatemala wurde Miguel 
Ydigoras Fuentes, ein mürri- 


scher, doch anerkannter Natio- 
nalist im Jahr 1961 als erster Prä- 
sident gewählt. »Bald darauf tra- 
fen zwei gut gekleidete Besucher 
von der Wall Street ein«, erzähl- 
te  Ydigoras amerikanischen 
Journalisten. »Sie legten eine 
Lederaktentasche auf meinen 
Schreibtisch und öffneten sie; sie 
war gefüllt mit Hundert-Dollar- 
Noten. 


Man sagte mir, das Geld würde 
mir gehören - einschließlich ei- 


Anastasio Somoza, sein Sturz 
als Präsident von Nicaragua 
hatte den Segen der Banker. 


nem Schweizer Bankkonto -— 


wenn ich mich zugunsten eines 
gemeinsam ‘von CIA und den 
Bankern ausgewählten Kandida- 
ten zurückziehen würde. Ich 
warf die Burschen hinaus.« 


Doch am Ende war:es Präsident 
Ydigoras, der in weniger als zwei 
Jahren hinausgeschmissen wur- 
de. Ihm folgte eine Reihe von 
Obersten, die der Chase Man- 
hattan Bank gefielen und unter 
denen Guatemala in bürgerliche 
Unruhen und hohe Schulden 
verfiel. 


Interesse für fügsame und 
käufliche Politiker 


In Bolivien wurde Alfredo 
Ovando, bekannt als ein glühen- 
der Nationalist, im Jahr 1970 in 
einem Coup gestürzt, von dem 
inzwischen bekannt ist, daß er 
von »Finanzinteressen« arran- 
giert war. Er wurde ersetzt 


David Rockefeller und vor al- 
lem das Finanzflaggschiff sei- 
nes Clans bestimmen die Poli- 
tik Lateinamerikas. 


durch eine Reihe von Präsiden- 
ten, die der Wall Street unter- 
würfiger dienten und unter de- 
nen Bolivien zu einem »offenen 
Markt« für den Drogenhandel 
wurde. 


»Seltsamerweise scheinen die in- 
ternationalen Banker einen füg- 
samen und käuflichen Politiker - 
selbst einen Linken oder Markxi- 
sten -— wahren Nationalisten vor- 
zuziehen«, schlußfolgerte der 
verstorbene Arturo Villagran, 
der Sprecher der Opposition in 
Guatemala, im Jahr 1978. Nach 
einhelliger Meinung der Exper- 
ten und Kenner der Internatio- 
nalisten-Szene hat sein Urteil 
heute immer noch Gültigkeit. U] 
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Banker 


Geschäfte 
mit Drogen 


Warren Hough 


In der wütenden Debatte über die Drogenkrise in den westlichen 
Industriestaaten bewegen sich die Politiker und die Presse um ein 
Schimpfwort herum: Banker. Recherchen lassen hingegen darauf 
schließen, daß die internationalistischen Megabanken vor allem in 
den Vereinigten Staaten die finanziellen Leistungen liefern, die die 
Unterwelt von Drogenschmugglern und Drogenhändlern in ein inter- 
nationales Syndikat verwandelt hat, deren jährliche Einnahme auf 
180 Milliarden Dollar geschätzt werden. 


Einige kenntnisreiche Experten 
in der amerikanischen Justiz ge- 
hen sogar noch weiter und be- 
haupten, daß die Finanzwirt- 
schaft nicht nur das »Verwer- 
tungssystem« für die Drogen- 
händler liefert, sondern daß sie 
auch dabei hilft die politischen 
und sozialen Bedingungen zu 
schaffen, durch die es genährt 
wird. . 


Die Rolle der Banken im 
Drogengeschäft 


»Das Federal Reserve System 
(Fed), der Internationale Wäh- 
rungsfonds (IWF) und die Welt- 
bank sind ärger in den Drogen- 
handel verstrickt als irgendein 
Drogenhändler, der jemals ver- 
haftet wurde«, sagte Roy Bar- 
ker, ein ehemaliger Detektiv aus 
Miami, der jetzt auf dem Pri- 
vatsektor als Sicherheitsberater 
tätig ist. »Sie fallen in die 
Schuldnerländer ein und brum- 
men ihnen so viele Bestimmun- 
gen, Gebühren und Abgaben, 
Papierkrieg und Bürokratie auf, 
daß am Ende der größte Teil der 
Wirtschaft in den Untergrund 
geht. 


In dieser Szene ‘werden dann 
Drogen zum Teil eines größeren 
Markts, der außerhalb des Ge- 
setzes leben muß, um überleben 
zu können. 


Neben ihrer Rolle, die sie bei 
der Schaffung der gesellschaftli- 
chen Bedingungen spielen — ge- 
plagte Schuldenwirtschaft in 
Dutzenden von armen Län- 
dern -, die den Drogenhandel 
fördern, liefern die Banker den 
‘ größten Teil der finanziellen 
Leistungen, die die erfolgrei- 
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chen benö- 


tigen.« 


Drogenhändler 


»Wenn sie ein illegales Geschäft 
anschauen, das über die Gren- 
zen hin und her operieren muß, 
um seine Gewinne zu machen, 


Die Wunden der »Spritzer«. Die winzigen Einstiche hinterlassen 


werden Sie zwei kriminelle Un- 
ternehmen unterscheiden kön- 
nen«, meint Dr. Casimir Villa- 
gran, ein junger mexikanischer 
Wirtschaftswissenschaftler, der 
bei den Vereinten Nationen für 
transnationale Finanzangelegen- 
heiten zuständig ist. »Das erste 
Unternehmen befaßt sich mit 
dem Verstecken und dem 
Schmuggeln der Ware; das zwei- 
te mit dem Verstecken und dem 
Schmuggeln des Geldes. 


In dem ersten handeln die Dro- 
genhändler, beim zweiten wer- 
den die Banken tätig. Die Dro- 
genbosse und die Finanzwirt- 
schaft sind nicht nur Partner im 
Verbrechen; sie sind die beiden 
Haupttäter, die diese Unterwelt 
am Funktionieren halten.« 


Das Reinwaschen von 


Drogengeldern 


Es ist zu keinen Anklagen oder 
Verurteilungen von hochgestell- 


dicht nebeneinander gelagerte »Punktkettchen«. 


ten Führungskräften an der Wall 
Street wegen Zusammenarbeit 
mit Drogenhändlern gekom- 
men. Zahlreiche Finanzinstitu- 
tionen, die »Drogengelder« rein- 
gewaschen haben, konnten sich 
durch Zahlung hoher Strafen ei- 
ne reine Weste bewahren. 


Doch obwohl die westlichen 
Massenmedien sich offenbar da- 
vor scheuen die Finanzen der 
Drogensyndikate zu untersu- 
chen, ergab sich bei unseren 
Recherchen, daß einige Geld- 
manager für das Recycling von 
Drogengeldern - in Zusammen- 
arbeit mit den größten Ban- 


ken der Vereinigten Staaten - 


hohe Gefängnisstrafen erhalten 
haben. 


»Ich habe mit der Citibank, der 
Chase Manhattan, der Bank of 
America und der First National 
Bank von Boston zusammenge- 
arbeitet, um Bargeld aus großen 
Kokain-Geschäften reinzuwa- 
schen«, erzählte der Rechnungs- 
prüfer Ramon Milian ermitteln- 
den Beamten des amerikani- 
schen Senats. »Manchmal hatte 
ich es mit Einlagen zwischen 100 
und 200 Millionen Dollar zu tun. 


Nur große Geldzentren können 
derartige Transaktionen durch- 
führen.« 


Milian hat nicht übertrieben. 


Das FBI hat amtliche Beweise 
für seine kriminellen Aktivitäten 
als Geldmanager für gut bekann- 
te lateinamerikanische Drogen- 
bosse sorgfältig zusammengetra- 
gen und dokumentiert. Im Jahr 
1985 wurde der Rechnungsprü- 
fer und Millionär, ein US-Bür- 
ger mit Wohnsitz in Miami, New 
York und Palm Springs verhaftet 
und wegen des Reinwaschens 
von Milliarden von »heißen Gel- 
dern« überführt. 


Er wurde zu einer Gefängnis- 
strafe von 43 Jahren verurtgilt - 
der längsten Strafe, die in einem 
amerikanischen Bundesgericht 
jemals über einen Schreibtisch- 
täter verhängt. wurde, der nicht 
direkt in den Drogenverkauf, 
sondern lediglich in die damit 
verbundenen Profite verwickelt 
war. 


Beim Umgang mit solchen gro- 
ßen Summen, erläuterte Milian, 
hat er häufig das Bargeld zu- 
nächst in Koffern auf die Bank 
getragen und Depotquittungen 
zwischen 10 Millionen und 100 


» 


Das Rauschgiftgeschäft, ein internationales Syndikat, wird auf 


jährliche Einnahmen von 180 Milliarden Dollar geschätzt. 


Millionen Dollar dafür be- 


kommen. 


Es ging alles 
ganz einfach 


»Diese Depotquittungen wurden 
dann mit Geldkurieren nach Pa- 
nama geschickt«, erzählte Mi- 
lian. »Mit Hilfe der Banken wur- 
den sie dann oft außer Landes 
verbucht, das heißt, die Trans- 
aktion wurde so behandelt als 
wenn ich die Depotquittungen in 
Panama City gekauft hätte. So 
konnten wir relativ leicht große 
Summen durch den Zoll be- 
kommen.« 


Sobald das Geld in Panama an- 
gekommen war, wurde es in der 
Bank hinterlegt, die das Origi- 
nalzertifikat ausgestellt hatte, 
und zwar meistens auf dem Kon- 
to einer Scheinfirma. 


»Wir hatten Hunderte von 
Scheinfirmen in Panama ange- 
meldet, um die Geldtransfers zu 
erleichtern«, berichtete Milian. 
»Einmal besuchte ich einen 
wohlhabenden Anwalt in Pana- 
ma, der Dutzende solcher 
Scheinfirmen für uns handhabte. 
Wie es hier Brauch ist, servierte 
man mir einen schwarzen Kaffee 
in kleinen Papptassen. 


Als der Laufbursche sich über 
mich beugte, um mir eine zweite 
Tasse einzuschenken, verschüt- 
tete er sie über meinen Anzug. 
Ich brauste auf und der Anwalt 
sagte: »Schimpfen Sie nicht mit 
dem Kind - er ist der Präsident 
von zwei unserer Firmen hier in 
Panama.«« 


Sobald das Geld einmal in einer 
Zweigstelle der Citibank oder 
Bank of America in Panama de- 
poniert war, wurde es wieder zu- 
rück in die Vereinigten Staaten 
transferiert. »Das ging relativ 
einfach: Die Citibank oder die 
Chase Manhattan schickten die 
Gelder zurück nach Miami und 
deponierten sie in dem Regio- 
nalbüro der Federal Reserve 
Bank«, sagte der Buchprüfer. 


Von dort, so Milian, war der 
Weg frei, um das Geld in Immo- 
bilien, Aktien, Hypothekenbrie- 
fe oder andere lukrative Anla- 
gen zu investieren. »Ich habe das 
Recycling von über 11 Milliar- 
den Dollar in weniger als fünf 
Jahren überwacht, das auf diese 
Weise. vonstatten ging«, erzählte 
Milian. 


Milians Geständnis wurde weiter 
erhärtet durch Robert Seino, 
den Rechtsberater beim ameri- 
kanischen Währungskommissar: 
»Die amerikanischen Finanzin- 
stitute sind rechtlich verpflich- 
tet, alle großen Einlagen zu mel- 
den. Doch die aus dem Ausland 
über Elektroniktransfer zurück- 
kommenden Gelder fallen nicht 
unter diese rechtliche Bestim- 
mung. Das von Milian beschrie- 
bene Verfahren ist rechtlich 
durchführbar.« 


Es ist mehr als durchführbar, es 
ist »die Lebenslinie der Drogen- 
syndikate für die Handhabung 
ihrer Profite und doch zauderte 
die Reagan-Regierung damit, 
diesen Kanal zu schließen, denn 
wenn sie dies tun, dann müßten 
die Banken bluten«. 


Banker 


Die Rückkehr 
der 
Sowjetunion 
Peter Blackwood 


Bei der neuen weltweiten 
Gleichmachung, die derzeit zwi- 
schen Washington und Moskau 
unter der Leitung der internatio- 
nalen Banker ausgearbeitet 
wird, bleibt Israel draußen vor, 
sagen einige langjährige Beob- 
achter der auswärtigen Angele- 
genheiten der Vereinigten 
Staaten. 


»Israel, das die Sowjetunion 
vierzig Jahre lang geschickt ge- 
gen die Vereinigten Staaten aus- 
gespielt hat und dabei den Zio- 
nismus insgeheim mit dem Anti- 
Kommunismus gleichsetzte«, so 
sagen die Experten, »wird in Zu- 
kunft seinen Weg allein gehen 
müssen.« 


Tauwetter im Kontakt 
zu den Sowjets 


Diesen Experten zufolge ist die 
Rückkehr der Sowjetunion — der 
Erben des russischen Weltrei- 
ches - in die internationale Fa- 
milie seit langem von den Fi- 
nanzmächten angestrebt wor- 
den, die die Weltangelegenhei- 
ten in hohem Maß beeinflussen, 
wenn nicht gar tatsächlich kon- 
trollieren. Dieses Ziel wurde in 
den siebziger Jahren mit den Ni- 
xon-Kissinger-Initiativen eine 
reale Möglichkeit, die die Wie- 
deröffnung des großen chinesi- 
schen Marktes brachte und ein 
vorübergehendes Tauwetter in 
den Beziehungen zu den So- 
wjets. 


Es wird allerdings noch weitere 
fünfzehn Jahre dauern — außer- 
dem sind die internationalisti- 
schen Banker sowohl geduldig 
als auch beharrlich -, bevor die 
Sowjetunion mit amerikanischen 
Abrüstungszusagen und impli- 
zierten Garantien beträchtlicher 
Finanzkredite der großen westli- 
chen Banken in die Familie zu- 
rückgelockt werden kann. 


Zu den vielen Veränderungen, 
die man als Ergebnis der neuen 
internationalen Gleichmachung 
vorhersieht, gehört * eine 
Neuordnung der Prioritäten in 
Nahost. Das unmittelbare 'Pro- 


blem, das behandelt ‘werden 
muß, sind der Iran und die isla- 
mischen Fundamentalisten, die 
eine direkte Bedrohung darstel- 
len sowohl für die wichtigste Ol- 
quelle des Westens als auch für 


‚die verwundbare Stelle der So- 


wjetunion: die sozialistischen 
Republiken Zentralasiens. 


Um der Ausbreitung des Funda- 
mentalismus Einhalt zu gebieten 
und den politischen Status quo 
in der arabisch-islamischen Welt 
aufrechtzuerhalten, werden die 
israelisch-zionistischen Arger- 
nisverursacher deutlich reduziert 
werden müssen. 


Verringerung der 
Bedeutung des Zionismus 


Ein Schlüssel für die Erreichung 
dieses Ziels und die Schaffung 
größerer Stabilität in Nahost ist 
die Lösung der Situation der Pa- 
lästinenser. Das bedeutet nicht 
nur Dämpfung der territorialen 
Ambitionen des zionistischen 
Staates, sondern auch die Schaf- 
fung eines neuen Palästina mit 
dem jetzt von Israel besetzten 
Land. 


Somit wird Israel nicht mehr län- 
ger in der Lage sein, die Rivali- 
tät zwischen Amerikanern und ° 
Sowjets auszunutzen, und ist 
deshalb in Nahost-Angelegen- 
heiten kein wichtiger Faktor 
mehr. Dieser Wandel wird na- 
türlich nicht über Nacht stattfin- 
den. Es werden Jahre diplomati- 
scher Schachzüge erforderlich 
sein, und man kann damit rech- 
nen, daß sich die Israelis zusam- 
men mit ihren zionistischen 
Sympathisanten in den USA der 
Schwächung der Position des jü- 
dischen Staates widersetzen 
werden. 


Doch die Karten werden gegen 
Israel stehen, so glauben diese 
außenpolitischen Experten. Es 
wird im Interesse der internatio- 
nalen Banker liegen, die Bedeu- 
tung Israels und des Zionismus 
in Weltangelegenheiten zu ver- 
ringern. 


Kanada 


Redefreiheit 
vor Gericht 


William Carmichael 


Wenn die kanadische Regierung ihren Willen bekommt, geht Ernst 
Zundel zurück ins Gefängnis und wird dann abgeschoben. Sein Wie- 
deraufnahmeverfahren nach einer erfolgreichen Berufung gegen das 
im Jahr 1975 ausgesprochene Urteil wurde unter einem dichten 
Schleier der Geheimhaltung durchgeführt. 


Ernst Zundel, ein Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland, 
der in Kanada lebt, wurde be- 
schuldigt und überführt, einen 
unbekannten Paragraphen des 
kanadischen Strafgesetzbuches 
verletzt zu haben, indem er ab- 
sichtlich »Materialien veröffent- 
lichte, von denen er wußte, daß 
sie falsch waren und die dazu 
dienten, dem öffentlichen Inter- 
esse zu schaden«. Das kanadi- 
sche Gesetz erlaubt es dem 
Staat, die Redefreiheit zu unter- 
binden, was auch für die Gesetz- 
gebung zur Völkermord-Kon- 
vention gilt, die jetzt ebenfalls 
vom amerikanischen Kongreß 
verabschiedet werden soll. 


Hinter dem Schleier 
des Schweigens 


Bei den Materialien handelt es 
sich um eine Broschüre mit dem 
Titel »Sind sechs Millionen wirk- 
lich gestorben?« von Richard 
Harwood und ein Buch von 
Zundel selbst mit dem Titel 
»Der Westen, der Krieg und der 
Islam«. 


Offenbar wollte die kanadische 
Regierung die öffentlichen De- 
monstrationen vermeiden, die 
Zundels erster Prozeß begleite- 
ten, denn das Gericht ordnete 
eine Nachrichtensperre über die 
Verhandlungen an, die Ende Fe- 
bruar dieses Jahres lediglich teil- 
weise aufgehoben wurden, als 
das Verfahren bereits im Gang 
war. Folglich ist nur wenig dar- 
über in Kanada veröffentlicht 
worden und in den Establish- 
ment-Medien war überhaupt 
nichts darüber zu lesen. 


Wenn die Anklage allerdings 
siegen wird, so meinte ein Beob- 
achter des Prozesses, »werden 
Sie in beiden Ländern (Kanada 
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Fotografen umringen Douglas Christie, den Rechtsanwalt von 


Was die kanadische Regierung 
veranlaßt haben könnte, den 
Schleier des Schweigens über die 
gegenwärtigen Verhandlungen 
zu verhängen, war vielleicht das, 
was im Jahr 1985 geschah, als die 
Regierung versuchte, Zundel 
abzuschieben, indem eine Ein- 
wanderungsanhörung angesetzt 
wurde, bevor seine strafrechtli- 
che Berufung angehört werden 
konnte. 


Die Krone muß es 
nicht beweisen 


Nach einem mehrere Tage an- 
dauernden Protest von seiten 


Zundel, bei einer Demonstration für die Redefreiheit. 


und den Vereinigten Staaten) 
überall‘ Schlagzeilen finden, in 
denen die Bemühungen der Re- 
gierung gepriesen werden«. 


Vor drei Jahren wurde Ernst 
Zundel zu 15 Monaten Gefäng- 
nis verurteilt. anschließend soll- 
te er nach Deutschland abge- 
schoben werden. Er legte Beru- 
fung ein. Zu den Bedingungen 
seiner Freilassung zählte, daß es 
ihm untersagt war, irgendetwas 
über den Zweiten Weltkrieg zu 
verbreiten oder zu veröffentli- 
chen. 


Zundels und seiner Anhänger 
und der anschließenden Bericht- 
erstattung in den kanadischen 
Medien, gab die Regierung nach 
und gab der Anhörung seiner 
Berufung statt. Er hatte Erfolg 
damit, doch das neue Verfahren 
verläuft ähnlich wie das erste. 


Das Gericht wurde belehrt, es 
könne Zundel nicht für das ver- 
urteilen, was er denkt, »egal wie 
widerstrebend« oder lächerlich 
dies auch sein mag. Sie können 
ihn allerdings wegen der Veröf- 
fentlichung von »Falschinforma- 
tionen« verurteilen. 


Wie einfach für das Gericht der 
Unterschied zwischen Wahrheit 
und Lüge ist, geht aus den Wor- 
ten des Richters hervor: »Ich 
weise Sie an (den angeblichen 
»Holocaust«< des Zweiten Welt- 
krieges) als Tatsache hinzuneh- 
men«, lauten die Worte des 
Richter Ronald Thomas vom 
Bezirksgericht. »Die Krone (das 
heißt, die kanadische Regie- 
rung) muß das nicht beweisen.« 


Was. die kanadische Regierung 
allerdings beweisen will ist die 


Tatsache, daß Zundel ‘wußte, 
daß das, was er veröffentlichte, 
falsch war und »der Toleranz der 
Rassen und der. ‚Gesellschaft 
Schaden zufügen würde«. Selbst 
wenn Zundel für unschuldig er- 
klärt wird, könnte er immer 
noch als »nicht wünschenswert« 
abgeschoben werden. 


Zundel: »Wenn ich den Ameri- 
kanern einen Rat geben darf, so 
möchte ich ihnen sagen, sie sol- 
len Himmel und Erde in Bewe- 
gung setzen, um die Völker- 
mord-Konvention zu bekämp- 
fen. Unter ihr werden Sie den - 
gleichen drakonischen Gesetzen 
unterworfen sein, unter denen 
ich verurteilt wurde. Kämpfen 
Sie wie der Teufel um die Erhal- 
tung Ihrer Verfassungsrechte 
und Ihrer Bill of Rights, die die 
Redefreiheit garantieren.« 


Zundel sagte, selbst wenn er ab- 
geschoben werden würde, wer- 
den seine Freunde seine Arbeit 
fortsetzen. Er meinte: »Der 
Grund dafür, warum ich kämpfe 
und all das Geld in den Gerich- 
ten ausgebe, besteht darin, daß 
ich in rechtlicher Hinsicht ein 
hartes Stück Arbeit zu leisten 
habe.« 


Zundel bestätigte auch die Spe- 
kulationen über die vom Gericht 
angeordnete Nachrichtensperre 
in den Medien: »Was die Publi- 
city und die Informationen an- 
geht, so sind wir auf der ganzen 
Linie am gewinnen. Ich investie- 
re die Ersparnisse meines gan- 
zen Lebens in eine Publicity- 
Kampagne, die mir nicht nur 
landesweite, sondern internatio- 
nale Aufmerksamkeit gebracht 
hat für die Dinge, an die ich 
glaube.« U 


Ernst Zundel, ein westdeut- 
scher Staatsbürger, der in Ka- 
nada lebt, leistet mit seinen 
Prozessen in rechtlicher Hin- 
sicht ein hartes Stück Arbeit. 


Weißes Haus 


Enthüllungen 


über 


Mordpläane 


Warren Hough 


Das Gespenst amerikanischer Mordpläne - und des Krieges, der 
darüber beinahe begonnen hätte - verfolgen den US-Präsidenten 
Ronald Reagan und seinen Rechtsberater Abraham Sofaer, als sie im 
März zu einem Treffen mit den a aeg in Brüssel 


eintrafen. 


Zwei jüngsten Berichten zufolge 
- einer aus dem amerikanischen 
Senat, der andere von einer 
westeuropäischen Arbeitsgrup- 
pe - soll Sofaer, ein ehemaliger 
amerikanischer Bundesrichter, 
der jetzt Chef-Rechtsberater im 
amerikanischen Außenministe- 
rium ist, derjenige gewesen sein, 
der Ronald Reagan im Jahr 1986 
dazu überredet hat, eine Reihe 
von Geheimaktionen ‚zu geneh- 
migen. Dabei handelte es sich 
um die Ermordung eines auslän- 
dischen Staatsoberhauptes - ei- 
ne kriminelle Handlung, die un- 
vereinbar ist mit dem Empfin- 
den und den Gesetzen eines zivi- 
lisierten Landes. 


Moralische und 
Juristische Niete 


Man plante den starken Mann 
Libyens, Oberst Muammar EI- 
Gaddafi, einen ungestümen und 
unnachgiebigen Nationalisten, 
umzulegen. Aus Beweisen, die 
jüngst ans Tageslicht kamen, 
geht hervor, daß die Reagan-Re- 
gierung‘in den Jahren 1985 und 
1986 versucht hat, Gaddafi mit- 
tels politischer Rivalen, Mord- 
kommandos und schließlich ei- 
nem schweren Luftangriff zu »li- 
quidieren«. Diese gerade ent- 
hüllten Beweise warfen einen 
Schatten auf die US-Delegation 
beim NATO-Gipfeltreffen. 


Der vom Senatsausschuß für 
Auslandbeziehungen veröffent- 
lichte Kongreßbericht bezeich- 
net Sofaer als den Schlüsselautor 
des Mordkomplotts.. Er soll der 
Proteg& des Washingtoner An- 
walts Leonard Garment, einer 
mächtigen Figur in der israeli- 


sollte 
nach einem Plan des CIA, der 
die Zustimmung Reagans hat- 
te, ermordet werden. Reagan 
wurde dabei durch Fehlinfor- 
mationen getäuscht. 


Muammar EI-Gaddafi 


Lord Peter Carrington (links), der scheidende NATO-Generalse- 
kretär, kritisierte Reagans Mordversuch an Gaddafi, weil er »die 
Welt an den Rand eines Krieges, eines ungeheuren Konflikts 
zwischen Ost und West gebracht« hätte. 


schen Lobby, sein. Es war auch 
Garment, der für Sofaers Ernen- 
nung zum Chef-Rechtsberater 
des amerikanischen Außenmini- 
steriums im Jahr 1984 gesorgt 
hat. 


In dieser hohen Position hat sich 
Sofaer als moralische und juristi- 
sche Niete erwiesen, heißt es in 
dem amerikanischen Senatsbe- 
richt. Er hat »die ethischen Nor- 
men« nicht erfüllt, die von ei- 
nem Anwalt verlangt werden, 
der der Rechtshüter der auslän- 
dischen Angelegenheiten eines 
Landes ist. Sofaers Bereitschaft, 
Dinge zu befürworten, die in 
Wahrheit dunkle Mordpläne wa- 
ren, haben sich als einen 
»schlechten Dienst« für die 
Reagan-Regierung erwiesen, so 
die Meinung des Senats. 


Aus dem zweiten Bericht, der 
von der Arbeitsgruppe für Ver- 
teidigung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 
erstellt wurde, geht hervor, daß 
Sofaer hinter den Kulissen eng 
mit anderen doppelt-loyalen, 
amerikanischen nationalen Si- 
cherheitsbeamten zusammenge- 
arbeitet hat, um den Anschlag 
auf Gaddafi vorzubereiten. 


Täuschung durch 
efälschte 
eheimdienstberichte 


Aus dem nach sorgfältigen 
Recherchen erstellten Papier 
geht folgendes hervor: »CIA-Di- 
rektor William Casey, der im 
vergangenen Jahr an einem Ge- 
hirntumor starb, spielte. dem 


Präsidenten »gefälschte« Ge- 


heimdienstberichte zu, in denen . 


Gaddafi als fanatischer Terrorist 
dargestellt wurde, der Killerte- 
ams in die. Vereinigten Staaten 
entsandte, die unter anderem 
Präsident Ronald Reagan per- 
sönlich ermorden sollten.« 


Nach Ansicht westeuropäischer = 


Geheimdienstler wurde Reagan 
durch diesen »steten Strom von 
Fehlinformationen« getäuscht, 
was schließlich zu dem Titelfoto 
im Magazin »Newsweek« führte, 
das den libyschen Staatsmann 
mit den Worten abbildete: »Der 
schlechteste Mann 
Welt«. 


auf der 


Der amerikanische Kolumnist 


Jack Anderson rührte die Trom- 
mel für die Falschinformations- 
kampagne gegen Gaddafi. In- 
dem er »exklusive Quellen« zi- 
tierte, veröffentlichte er Fotos 
der sechs »libyschen Männer«, 
die auf dem Weg nach Washing- 
ton sein sollten, um Reagan zu 
ermorden. Andersons Quellen 
und Geschichten haben sich jetzt 
als einen unverschämten 
Schwindel herausgestellt. 


Howard J. Teicher, verantwort- 


lich für Nahostangelegenheiten 


im Nationalen Sicherheitsrat des 
Weißen Hauses, wurde als wei- 
terer Schlüsselverschwörer hin- 
ter dem Komploti zur Ermor- 
dung Gaddafis identifiziert. Tei- 
cher, ein engagierter Doppelt- 
Loyaler, soll dafür gesorgt ha- 
ben, daß ein Satellit, der auf die 
Überwachung des Nachrichten- 
verkehrs der Länder des kom- 
munistischen Blocks program- 
miert war, über Fernbedienung 
rund um die Uhr auf die Über- 
wachung von Nachrichten der li- 
byschen Regierung umgelenkt 
wurde. Dann spielte er Reagan 


den über Satellit aufgefangenen 


Funkverkehr aus Libyen zu, aus 
dem hervorging, daß Gaddafi an 
dem Bombenattentat auf eine 
West-Berliner Diskothek am 5. 
April 1986 beteiligt war. Ein US- 
Soldat war bei der Explosion ge- 
tötet und über 50 Menschen ver- 
letzt worden. 


Nachdem man dem amerikani- 


schen Präsidenten gesagt hatte, 
die Explosion sei von Gaddafis 
Agenten inszeniert worden, gab 
Reagan die Genehmigung für 
den Luftangriff am 15. April 
1986, dessen geheime Mission es 
war, den libyschen Staatsmann 
mitsamt seiner Familie zu töten. 


[SODE 33 


Weißes Haus 


Enthüllungen 
über 
Mordpläne 


Fast wie durch ein Wunder ent- 
kam Gaddafi dem Hagel von 31 
Laser-Bomben, jede 1000 Kilo- 
gramm schwer, die auf sein Zelt 
und das seiner Familie von ame- 
rikanischen F-111-Bombern ab- 
egworfen wurden. Seine Frau 
und seine acht Kinder wurden 
jedoch bei dem Angriff verletzt 
‚und seine achtzehn Monate alte 
Adoptivtochter wurde getötet. 


Gaddafi entkam 
durch ein Wunder 


Von den beiden westdeutschen 
Polizeibeamten, die die Unter- 
suchung des Anschlags auf die 
Diskothek leiteten, wurde kürz- 
lich die Behauptung der Ameri- 
kaner zurückgewiesen, daß es 
-Gaddafis Werk gewesen sei. 


Zu Hunderten kamen die Libyer zu einer Begräbnis-Prozession 


1986 für den amerikanischen 
Präsidenten verfaßte, als schlüs- 
sige Beweise für Libyens Ver- 
wicklung in den Terrorismus. 
Sofaer meinte, Reagan solle der 
Ermordung Gaddafis »seinen 
Segen geben«, denn es würde 
von anderen westlichen Ländern 
als »gerechtfertigten« und »lega- 
len« Schritt angesehen. 


»Eine militärische Operation, 
die zu einem Tod führt, muß 
nicht unter Mord fallen«, meinte 
Sofaer. Reagan akzeptierte die 
Forderungen aus der besten ihm 
verfügbaren Rechtsquelle und 
gab sein geheimes Einverständ- 
nis für die Operation. 


»Es führte zu der gefährlichsten 
Krise in den ganzen vier Jahren, 


“in denen ich auf diesem Posten 


bin«, sagte NATO-Generalse- 
kretär Lord Peter Carrington in 
seiner Eröffnungsrede vor den 
Delegierten beim Gipfel in Brüs- 
sel am 1. März 1988. Der schei- 
dende NATO-Chef, der dabei 
ist, als Chef des Atlantischen 
Bündnisses zurückzutreten, füg- 


‘te hinzu, der Mordversuch an 


durch Tripolis, als die Särge der 20 Zivilisten, die bei dem US- 
Bombenanschlag starben, zu Grabe getragen wurden. 


Manfred Ganschow, West- 
deutschlands Spitzenexperte in 
der Terroristenbekämpfung, 
und Christian Lochte, stellver- 
tretender Leiter des westdeut- 
schen Bundeskriminalamtes, be- 
stätigten beide, daß - wie Lochte 
es nannte — »wir keine zuverläs- 
sigen Anzeichen, geschweige 
denn Beweise dafür haben, daß 
Libyen die Schuld an dem An- 
schlag trägt«. 


Doch Sofaer behandelte die 
Falschinformationen und die ge- 
fälschten Beweise von seiten an- 
derer Doppelt-Loyaler in einem 
Geheimpapier, das er im April 
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Gaddafi »habe die Welt an den 
Rand eines Krieges, eines unge- 
heuren Konflikts zwischen Ost 
und West gebracht«. 


Mit Blick auf Reagan, der an der 
Spitze der US-Delegation saß, 
mit versteinertem Blick nach 
vorn schauend, warnte Carring- 
ton: »Wir können nicht in Rich- 
tung einer neuen Ära des Rü- 
stungsabbaus, gesenkter Militär- 
ausgaben und der Zusammenar- 
beit mit der Sowjetunion gehen, 
wenn nicht alle NATO-Länder 
beschließen, solch tollkühne, ge- 
heime Abenteuer zu vermei- 
den.« Ü 


Supermächte 


Die SS-20 


wurde 


vielleicht 
niemals 
stationiert 


Mike Blair 


Die Gegner der Ratifizierung des Vertrages über atomare Mittel- 
streckenraketen (INF) durch den amerikanischen Senat, der im 
Dezember 1987 von US-Präsident Ronald Reagan und dem sowjeti- 
schen Generalsekretär Michail Gorbatschow bei dem sogenannten 
Washingtoner Gipfeltreffen unterzeichnet wurde, fürchten, daß die 
Sowjets der amerikanischen Regierung Sand in die Augen gestreut 


haben. 


Die amerikanische Regierung, 
die für sich selbst und vor allem 
für US-Präsident Ronald Reag- 
an hofft, sich in der »Geschichte 
einen Platz zu sichern«, indem 
sie die atomare Abrüstung un- 
terstützt, räumt alle Hindernisse 
aus dem Weg, um die Ratifizie- 
rung des Vertrages durch den 
amerikanischen Senat sicherzu- 
stellen. 


Es herrscht jedoch unter einigen 
Nuklearexperten, die gegen den 
Vertrag mit den Sowjets sind, 
die Sorge, daß Gorbatschow und 
seine Männer die Vereinigten 
Staaten mit einer »Phantom- 
streitmacht« von Mittelstrecken- 
raketen getäuscht haben, als die 
USA sich bereit erklärten, ihre 
Mittelstreckenraketen und zu 
Lande stationierte Cruise Missi- 
les zu vernichten. Im Austausch 
dafür, daß die Vereinigten Staa- 
ten 247 Pershing-II und 442 
Cruise Missiles verschrotten, 
von denen viele in Westeuropa 
stationiert sind, erklärten sich 
die Sowjets einverstanden 1752 
ihrer Raketen einschließlich 650 
SS-20 mit drei Sprengköpfen zu 
verschrotten. 


Es ist die Stationierung der viel 
gefürchteten sowjetischen SS-20 
in der westlichen Sowjetunion 
und den osteuropäischen Satelli- 
tenstaaten der Sowjets, die den 
INF-Vertrag, der die Vernich- 


tung der SS-20 verlangt, für die 
Verfechter der atomaren Abrü- 
stung in den Vereinigten Staaten 
so attraktiv macht. 


Einige Experten, darunter Sam 
Cohen, Erfinder der Neutronen- 
bombe, sind allerdings besorgt 
darüber, daß die Sowjets viel- 
leicht sogar überhaupt gar keine 
SS-20 stationiert haben und daß 
die SS-20 in Wirklichkeit viel- 
leicht sogar nicht existieren. 


Cohen weist darauf hin, daß nie- 
mand im Westen jemals wirklich 
eine sowjetische SS-20-Rakete 
gesehen hat. Die Rakete befin- 
det sich auf der mobilen Ab- 
schußvorrichtung verschlossen 
in einem Behälter, in dem sich 
auch andere Raketen befinden 
könnten. 


Cohen sagt weiter, die Sowjets 
hätten die SS-20 immer im 
Schutze der Nacht getestet und 
die Daten- und Meßwertfern- 
übertragung der Raketentests 
verschlüsselt - eine eindeutige 
Verletzung des SALT-I[-Vertra- 
ges aus dem Jahr 1972 -, womit 
sie den amerikanischen Geheim- 
dienstbehörden wichtige Infor- 
mationen über die Merkmale 
der Rakete versagten. 


Cohen meint, die Sowjets könn- 
ten die Rakete als Langstrecken- 
Interkontinentalrakete (ICBM) 


“ 


i» 


konstruiert und dann als Mittel- 
streckenwaffe getestet haben, 


um den Westen zu täuschen. 


Handelt es sich um eine 
massive Täuschung? 


»Mit anderen Worten«, erläuter- 
te Cohen, »es könnte sich um 
eine massive Täuschung gehan- 
delt haben«. 


Bei der Verhandlung des Vertra- 
ges mit den Sowjets, so Cohen, 
haben sich die amerikanischen 
Unterhändler vielleicht auf eine 
Waffe konzentriert, »die nach 
unserer Definition vielleicht nie- 
mals existiert hat«! 


»Somit«, fährt Cohen fort, »wer- 
den wir ein Schlüsselelement der 
nuklearen Abschreckung der 
NATO mit den Pershing-II und 
den Cruise Missiles aufgeben, 
während wir in Wirklichkeit 
nicht wissen, was die Sowjets 
aufgeben, denn die Vertragsbe- 
dingungen für die Zerstörung 
der SS-20 erlauben uns nicht die 
tatsächliche Vernichtung der 
Raketen nachzuprüfen.« 


Es wurde darauf hingewiesen, 
daß die tatsächliche  Stationie- 
rung von SS-20 von amerikani- 
schen Spionagesatelliten niemals 
beobachtet worden ist. Sie ha- 
ben lediglich Stützpunkteinrich- 
tungen und“ Hangare. fotogra- 


‚fiert, in denen sich die Raketen 


angeblich befinden sollen. 


Cohen fragt sich auch, warum 
die Sowjets sich so bereitwillig 


»Wir 
stationieren unsere Raketen 
so, daß eine doppelte Sicher- 
heit gegeben ist.« 


Nikita Chruschtschow: 


verpflichtet haben den amerika- 
nischen Geheimdienst über die 
angeblichen Stützpunkte der SS- 
20 zu informieren. 


Cohen verweist auf eine Aussa- 
ge des ehemaligen sowjetischen 
Premierministers Nikita 
Chruschtschow: »Wir stationie- 
ren unsere Raketen so, daß eine 
doppelte oder sogar dreifache 
Sicherheit gegeben ist. Wir ha- 
ben ein Riesenterritorium und 
können sie weit verstreuen und 
gut tarnen.« 


Cohens Meinung, daß die SS-20 
vielleicht überhaupt nicht exi- 
stiert, wird unterstützt durch die 
Abneigung der Sowjets der 


Reagan-Regierung Fotos von 


der SS-20 zur Verfügung zu 
stellen. 


Der sowjetische Generalmajor 
Vladimir Medvedev, einer der 
sowjetischen Vertragsunter- 
händler, sagte dem amerikani- 
schen Unterhändler offen her- 
aus, der Kreml habe nicht die 
Absicht ein Foto der SS-20 zu 
liefern, weil die amerikanischen 
Vertreter niemals eine der Ra- 
keten außerhalb ihres Behälters 
zu Gesicht bekämen. Die ameri- 
kanischen Unterhändler bestan- 
den jedoch darauf und die So- 
wjets haben sich schließlich er- 
weichen lassen und lieferten am 
8. Dezember 1987, dem gleichen 
Tag, an dem Reagan und Gor- 
batschow den Vertrag in Wa- 
shington unterzeichneten, ein 
Foto. 


Die Sowjets haben einen | 


Coup gelandet 


Jetzt haben Experten der ameri- 
kanischen Luftwaffe und CIA- 
Experten festgestellt, daß es sich 
bei dem Foto von der Rakete um 
eine absichtliche Fälschung der 
Sowjets handelt. Unter anderem 
stellten die amerikanischen Ex- 
perten fest, daß der obere Teil 


‘ des Gehäuses nicht groß genug 


ist für die drei Sprengköpfe, die 
es beherbergen soll. 


Die SS-20 soll die ersten zwei 
Stufen der sowjetischen SS-16 
Interkontinentalrakete, einer 
dreistufigen Rakete, umfassen. 
Die SS-20 hat angeblich eine 
Reichweite von 3100 Meilen im 
Vergleich zu 5600 Meilen für die 
SS-16. Es gibt zwei Versionen 
der SS-16, eine mit einem einzi- 
gen Sprengkopf und die andere 
mit drei Sprengköpfen, wie sie 
auch die SS-20 haben soll. Die 
SS-16  Interkontinentalrakete 
kann von der gleichen Abschuß- 
vorrichtung abgefeuert werden 


wie die angebliche SS-20-Mittel- 
streckenrakete. 


Die Sowjets können ihre SS-20 - 
wenn sie wirklich existieren — 
leicht ändern, indem sie die drit- 
te Stufe hinzufügen, was sie zu 
der SS-16 mit längerer Reichwei- 
te macht. 


Wenn Cohen und die anderen 
amerikanischen Atomexperten 
bezüglich der »Phantomstreit- 
macht« der sowjetischen SS-20 
Recht haben, dann haben die 
Sowjets einen unglaublichen 
Coup gelandet. Als erstes haben 
sie den Westen mit ihrer angebli- 
chen Stationierung der SS-20 
eingeschüchtert und die USA 
dazu gebracht, ihre äußerst prä- 
zisen und starken . Pershing-Il 
und zu Land stationierten Cruise 
Missiles zu vernichten, die den 
atomaren Schutz für Westeuro- 
pa darstellen. 


Zweitens werden die Sowjets es 
geschafft haben die Vereinigten 
Staaten dazu zu bringen, Waffen 
im Wert von neun Milliarden 
Dollar zu vernichten. Darin sind 
enthalten 3,45 Milliarden Dol- 
lar, die das Pentagon für die zu 
Lande stationierten Cruise Mis- 
siles ausgegeben hat, die von der 
General Dynamics Corporation 
hergestellt wurden, und 2,75 
Milliarden Dollar für die Pers- 
hing-II von der Martin Marietta 
Corporation. Das US-Energie- 
ministerium hat eine Milliarde 
Dollar für etwa 485 Atom- 
u Brop der Cruise Missiles 
aufgebracht. Ungefähr 350 Mil- 
lionen Dollar wurden für 120 
Wiedereintrittsfahrzeuge und 
Atomsprengköpfe für die Per- 
shing-Il ausgegeben. D 


Bei diesem Foto soll es sich 
um eine SS-20-Rakete han- 
deln, die irgendwo in einem 
Ostblockland stationiert ist. 


Kuba 


SS-20 als 
Bedrohung 
der USA 


Mike Blair 


Eine internationale Krise führte fast zu einem Atomkrieg, als ameri- 
kanische U-2-Spionageflugzeuge im Herbst 1962 feststellten, daß die 
Sowjetunion Batterien offensiver Atomraketen in Fidel Castros 
Kuba aufstellte. Die Krise endete nach einer amerikanischen See- 
blockade Kubas und nachdem der sowjetische Premier Nikita 
‘ Chruschtschow zugestimmt hatte, die Raketen abzuziehen im Aus- 
tausch für ein Versprechen Präsident John F. Kennedys, daß ameri- 
kanische Streitkräfte nicht in Kuba einfallen würden und daß ameri- 
kanische Raketen von Stützpunkten in der Türkei abgezogen 


werden. 


US-Senator Jesse Helms fürch- 
tet, daß die Sowjetunion Atom- 
raketen auf Kuba stationiert. 
Helms Sorge über die mögliche 
Aufstellung sowjetischer Rake- 
ten in Kuba kam bei einem 
Wortwechsel zwischen dem Se- 
nator und dem US-Generalstab 
in einer Sitzung des Senatsäus- 
schusses für. Auslandsbeziehun- 
gen zum Ausdruck. 


Geheime sowjetische 
Streitmacht 


Der amerikanische Generalstab 
war .vor dem Senatsausschuß er- 
schienen, um zugunsten der Ra- 
tifizierung des INF-Vertrages 
(Vertrag über atomare Mittel- 
streckenraketen) durch den Se- 
nat eine Aussage zu machen. 


Helms ist der ranghöchste Repu- 
blikaner in dem Ausschuß und 
ist gegen eine Ratifizierung des 
Atomwaffenabkommens durch 
den amerikanischen Senat. In ei- 
nem Wortwechsel zwischen 
Helms und dem Generalstab be- 
fragte der Senator die Generäle 
und Admiräle genauestens über 
die Möglichkeit der Aufstellung 
sowjetischer atomarer SS-20- 
Mittelstreckenraketen, die durch 
den Vertrag beseitigt werden 
sollen, und SS-N-21-Mittelstrek- 
kenraketen der Marine mit ato- 
maren Sprengköpfen - die nicht 
verboten werden - auf Kuba. 


Admiral William J. Crowe, Chef 
des amerikanischen General- 
stabs, gab zu, daß die Sowjets 
komplette‘ SS-20-Raketen und 
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Abschußvorrichtungen mit ihren 
riesigen AN-124-Condor-Trans- 
portflugzeugen nach Kuba schaf- 
fen könnten. Er meinte auch, 
der amerikanische Geheim- 
dienst könnte es »wahrschein- 
lich« feststellen, wenn sie dies 
täten. 


Diese Zeichnung zeigt, wie die Sowjets ein »geheimes Po- 


US-Admiral William J. Crowe 
gibt zu, daß die Sowjets SS- 
20-Raketen und Abschußvor- 
richtungen nach Kuba schaf- 
fen könnten. 


Helms fuhr fort, den General 


darauf festzulegen, was er mit 
»wahrscheinlich« meinte, an 
welchem Punkt Crowe darauf 
bestand, die Angelegenheit in 
einer Ausschußsitzung hinter 
verschlossenen Türen zu disku- 
tieren, weil diese Informationen 


tential« an SS-20-Raketen an Bord der AN-134-Condor-Trans- 
portflugzeuge nach Kuba bringen könnten. 


mit einer Geheimhaltungsstufe _ 


versehen seien. 


Die sowjetische SS-20-Rakete 
führt drei Träger mit sich, die 
unabhängig auf drei verschiede- 
ne Ziele gerichtet werden kön- 
nen. Eine einzige SS-20-Ab- 
schußvorrichtung kann mit bis 
zu fünf Raketen bestückt wer- 
den, so behaupten amerikani- 
sche Geheimdienstexperten. 


Oft sowjetische U-Boote 


in kubanischen Häfen 


Helms ist besorgt, weil die So- 
wjets dem CIA und dem Ge- 
heimdienst der US-Luftwaffe zu- 
folge versuchen, ein »Geheim- 
potential« an SS-20 aufzubauen, 
eine klare Verletzung des INF- 
Vertrages, und die versteckten 
Raketen könnten auf Kuba sta- 
tioniert werden. Mit einer 
Reichweite von 3100 Meilen 
können die SS-20 von Stütz- 
punkten auf Kuba praktisch je- 
des Ziel in den Vereinigten Staa- 
ten erreichen. 


Helms brachte auch seine Sorge 
darüber zum Ausdruck, daß die 
Sowjets die SS-N-21-Atomrake- 
ten der Marine in Landbatterien 
auf Kuba stationieren könnten. 
Die SS-N-21 ist eine der jüng- 
sten sowjetischen Atomraketen 


mit einer Reichweite von bis zu. 


1800 Meilen. Sie hat einen einzi- 
gen nuklearen Sprengkopf mit 
einer hohen Leistungsstärke. 


Der amerikanische Generalstab 
räumte ein, daß die SS-N-21 von 
den Sowjets zuletzt von Stütz- 
punkten auf dem Land abgefeu- 
ert worden ist. 


Helms fragte dann, ob die SS-N- 
21 von sowjetischen Atom-U- 
Booten in Kuba an Land ge- 
bracht und in Landbatterien auf- 
gestellt werden könnten. Der 
Generalstab bejahte dies, wenn 
die »richtige Ausrüstung« an den 
Stellen zur Verfügung stände, 
wo die Raketen von den U-Boo- 
ten abgeladen würden. 


Die SS-N-21 kann von den Tor- 
pedo-Ausstoßrohren der sowje- 
tischen Atom-U-Boote der Vic- 
tor-Klasse und der Yankee-Klas- 
se aus abgefeuert werden. Cro- 
we gab zu, daß solche sowjeti- 
schen U-Boote oft in kubani- 
schen Häfen zu sehen sind und 
daß sie regelmäßig in Gewässern 
vor der Südostküste der Verei- 
nigten Staaten gesichtet werden. 


“ 


Kuba 


Raketen im 


Hinterhof 


der USA 


Mike Blair 


Eine Kontroverse beherrscht die Präsidentschaftskampagne in den 
Vereinigten Staaten. Der Präsidentschaftskandidat der Republika- 
ner Marion »Pat« Robertson versicherte in einer Debatte der Kandi- 
daten, die Sowjets hätten in Kuba atomare Mittelstreckenraketen 


aufgestellt. 


Der Republikaner Robertson, 
dessen Behauptung von den 
meisten anderen Kandidaten in 
Abrede gestellt wurde, bleibt 
mehr oder weniger bei dieser 
Aussage. In Leitartikeln der 
amerikanischen Zeitungen wur- 
de er im ganzen Land als »ver- 
antwortungslos«, »leichtsinnig« 
und als »Bangemacher« bezeich- 
net. Der ehemalige Fernseh-Pre- 
diger hat jedoch einigen Exper- 
ten zufolge recht, obwohl die 
Tatsachen, die er bringt, etwas 
verwirrend sind. 


Atomraketen sind nicht 
alle entfernt worden 


Robertson sagte in der Debatte: 
»Die Sowjets haben in Verlet- 
zung der sogenannten Chru- 
schtschow-Kennedy-Vereinba- 
rung einige SS-4 und SS-5 in Ku- 
ba aufgestellt.« Die Behauptung 
machte die übrigen republikani- 
schen Kandidaten sprachlos. 


Robertson sagte damit in Wirk- 
lichkeit, daß die Sowjets in Ver- 
letzung der im Jahr 1962 zwi- 
schen US-Präsident John F. 
Kennedy und dem sowjetischen 
Parteichef Nikita Chruschtschow 
getroffenen Vereinbarungen, 
die die sogenannte Raketenkrise 
von Kuba angeblich beendeten, 
seither in Kuba SS-4- und SS-5- 
Raketen aufgestellt hätten. 


Robertson hätte sich auf siche- 
rem Boden befunden, wenn er 
gesagt hätte, daß die Sowjets in 
Verletzung der Chruschtschow- 
Kennedy-Vereinbarung nicht al- 
le ihre offensiven atomaren Mit- 
telstreckenraketen am Ende der 
Krise im Jahr 1962. entfernt 
haben. 


Pat Robertson behauptet, die 
Sowjets haben Raketen in 
Verletzung des Chru- 
schtschow-Kennedy-Abkom- 
mens in Kuba aufgestellt. 


Robertson behauptet, seine In- 
formationen über die Raketen 
aus zwei Quellen zu haben, un- 
ter anderem von David Sullivan, 
einem Stabsmitglied des US-Se- 
natsausschusses für Auslandsbe- 
ziehungen, und aus einer Sitzung 
der laufenden Anhörungen des 
Senatsausschusses über die vom 
Senat vorgeschlagene Ratifizie- 
rung des Vertrages über die 
amerikanisch-sowjetischen ato- 
maren Mittelstreckenraketen 
(INF), der in Washington im 
Dezember letzten Jahres von 
US-Präsident Ronald Reagan 
und dem sowjetischen General- 
sekretär Michail Gorbatschow 
unterzeichnet worden ist. 


Sullivan hatte seither behauptet: 
»Wir wissen nicht, ob sich in Ku- 
ba Atomwaffen befinden oder 
nicht.« 


In der in Frage kommenden 
Ausschußsitzung befragte US- 
Senator Jesse Helms, führendes 
republikanisches Ausschußmit- 
glied und ein Gegner der Ratifi- 
zierung des INF-Vertrages, die 
Stabschefs intensiv zur Raketen- 
situation auf Kuba. Admiral 
William J. Crowe, Vorsitzender 
der Stabschefs, wurde von 
Helms gefragt, ob er sicher sei, 
daß sich keine SS-4- und SS-5- 
Raketen auf Kuba befänden. 


Keine Diskussion in der 
Öffentlichkeit 


Crowe gab die Frage an Larry 
D. Walsh weiter, den Stabschef 
der Luftwaffe, und der meinte: 
»Ich würde sagen, ja, ich kann 
sagen, daß wir ziemlich sicher 


aan 
John F. Kennedy versprach 
Chruschtschow, US-Raketen 
in der Türkei zu entfernen, 
wenn sowjetische Raketen 
aus Kuba verschwinden. 


wissen, ob sowjetische Raketen 
auf Kuba stationiert sind oder 
nicht.« 


Er hat allerdings nicht gesägt, ob 
sich dort nun welche befinden 
oder nicht. An diesem Punkt 
lehnten es die Stabschefs ab, die 
Angelegenheit in einer offenen 
Ausschußsitzung weiterzudisku- 
tieren. 


Der Sprecher des Weißen Hau- 
ses, Marlin Fitzwater, sagte, es 
»gäbe keine Beweise dafür, daß 
strategische Waffen in Kuba sta- 
tioniert wurden«. 


Man beachte, daß er gesagt hat, 
»stationiert«, das heißt, daß Ra- 
keten sich an Ort und Stelle be- 
finden . und einsatzbereit sind. 
Unsere Informationen, die erst- 
mals im Jahr 1979 ans Tageslicht 


kamen, lauteten, daß sich die 
Raketen in geheimen Höhlen 
und. Untergrund-Bunkern be- 
fänden. 


Fitzwaters Behauptung, es »gä- 
be keinerlei Beweise dafür, daß 
strategische Waffen in Kuba sta- 
tioniert sind«, 
falsch, denn. die Sowjets haben 
im Jahr 1969 angefangen, ato- 
mare Interkontinentalraketen 
und Atom-U-Boote nach Kuba 
zu schicken — eine klare Verlet- 
zung der Chruschtschow-Kenne- 
dy-Vereinbarungen. Crowe hat 
dies in der Senatsanhörung zuge- 
geben. 


Senator Helms sagte in einer Re- 
de, die Sowjets hätten das bei 
der Vereinbarung im Jahr 1962 
gegebene Versprechen gebro- 
chen, das eine Überprüfung vor 
Ort in Kuba zugelassen hätte, 
um die Entfernung der Raketen 
zu überprüfen. 


In der Anhörung gab Crowe zu, 
daß niemals vor Ort überprüft 
worden sei, ob die Raketen aus 
Kuba entfernt worden sind und 
daß die Sowjets bei diesem Ver- 
sprechen tatsächlich wortbrüchig 
geworden sind. 


Das Weiße Haus und das US- 

Verteidigungsministerium haben 

rasch darauf hingewiesen, daß es 

sich bei den SS-4 und SS-5 so- 

we um veraltete Waffen han- 
elt. 


Raketen in Höhlen 
versteckt 


Das ist allerdings Irreführung 
und stimmt nicht wirklich. Die 
SS-4-Sandal-Mittelstreckenrake- 
te mit einer Reichweite von 1120 
Meilen und einem Atomspreng- 
kopf von einer Megatonne ist 
von den Sowjets im Laufe der 
Jahre modernisiert worden, und 
so wurde auch zum Beispiel das 
Lenksystem vollständig ersetzt. 


Die Raketen befanden sich noch 
Anfang der achtziger Jahre in 
Gebrauch und waren auf Ziele 
in Westeuropa und Rotchina ge- 
richtet und wurden dann durch 
die SS-30 mit Mehrfachspreng- 
köpfen ersetzt, die wahrschein- 
lich durch den INF-Vertrag be- 
seitigt werden. 


Die SS-5-Skean-Mittelstrecken- 
rakete, die im Durchmesser et- 
was größer ist als die SS-4 und 
eine Reichweite von 2000 Mei- 
len hat, wurde von den Sowjets 
im Laufe der Jahre ebenfalls mo- 


dernisiert. 
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ist tatsächlich 


> Kuba 


Raketen im 
Hinterhof 
der USA 


Ein Raketenexperte meinte, daß 
die SS-4 und SS-5, die in Kuba 
seit dem Jahr 1962 aufgestellt 


sind, durch sowjetische Techni- - 


ker modernisiert worden sein 
könnten. 


Der pensionierte Oberstleutnant 
‚der amerikanischen Luftwaffe, 
Walter H. Cronk, ein Berater 
von General George S. Patton 
im Zweiten Weltkrieg, lieferte 
‘ im übrigen Anhaltspunkte da- 
für, daß die Sowjets noch Atom- 
raketen in Kuba _ stationiert 
hätten. 


Cronk lernte Kuba erstmals im 
Jahr 1927 kennen, als er dorthin 
geschickt wurde, um Verpfle- 
gungsstellen der United Fruit 
Company zu überprüfen. In der 
Folge kaufte er mehrere Flächen 
Land in Kuba und entwickelte 
ein Netzwerk von Kontakten, 
die aufrechterhalten wurden 
noch lange nachdem Fidel Ca- 
stro im Jahr 1959 Diktator des 
Inselreichs wurde. Im Jahr 1979 
hatte Cronk noch immer Besitz 
in Kuba, um den er sich Sorgen 
machte. 


Im November 1962 verließen 
Frachter Kuba mit großen 
rechteckigen Gegenständen; 
es könnten Raketen gewesen 
sein. 


»Kennedy willigte ein, unsere 
Raketen in der Türkei zu entfer- 
nen, wenn Nikita Chru- 
schtschow die sowjetischen Ra- 
keten auf Kuba entfernen wür- 
de«, erläuterte Cronk. »Kenne- 
dy willigte weiterhin ein, nicht 
zuzulassen, daß irgend jemand 
Kuba überfällt. Wir haben unse- 
re Raketen aus der Türkei ent- 
fernt, doch Chruschtschow ent- 
fernte die Raketen von den Ab- 
schußrampen und versteckte sie 
in nahegelegenen Höhlen in der 
Nähe meines Besitzes.« 


Cronk sagte, in der Nähe seines 
Landbesitzes befänden sich viele 
große, natürliche Höhlen. Dort 
wurden einige der Raketen ver- 
steckt, ohne die geringste Chan- 
ce von der Luft aus entdeckt zu 
werden. 


Cronk sagte weiter, er kenne 
zwei Kubaner, die den Kommu- 
nisten dabei geholfen hätten, 
große Drainagerohre mit Zelt- 
leinwand abzudecken, die sich 


auf sowjetischen Frachtschiffen 
befanden, die dazu bestimmt 
waren, die Raketen von Kuba 
wegzubringen. So-hielt man die 
Rohre für Raketen. 


Die größte Niederlage 
der Amerikaner 


Es gab keine einzige Überprü- 
fung durch US-Streitkräfte an 
Bord der Sowjetfrachter, die die 
Raketen angeblich von Kuba in 
die UdSSR zurückbringen soll- 
ten. 


Der pensionierte Offizier berich- 
tete auch, daß er später über sei- 
ne Kontakte in Kuba erfahren 
habe, einer der Männer sei exe- 
kutiert worden, weil er zuviel 
wußte. 


Ein US-Aufklärungsflugzeug 
nahm dieses Bild von einem 
sowjetischen Frachtschiff mit 
Kurs auf Kuba auf. 


»Der andere lebt unter einem 
anderen Namen in den Vereinig- 
ten Staaten«, so Cronk. 


Cronk berichtete auch, daß Ca- 
stros Schwester Juanita, die jetzt 
in den Vereinigten Staaten lebt, 
ihm einmal erzählt habe, daß 
sich die Raketen noch in Kuba 
befänden: 


»Sie sagte, es hat neun Monate 
gedauert, um die Hardware und 
andere Ausrüstung von sowjeti- 
schen Schiffen abzuladen, wäh- 
rend innerhalb von neun Tagen 
einige leere Kisten verschifft 
wurden, um den Eindruck zu 
schaffen, den unsere Zeitungen 
benutzt haben, um das amerika- 
nische Volk zu täuschen. 


Sie erzählte mir weiter, unsere 
Fernsehstationen und Zeitungen 
wiegen die Öffentlichkeit in dem 
Glauben, sie seien sicher, doch 
in Wirklichkeit sind sie in Ge- 
fahr. Sie bestätigte, was ich von 
anderen Kubanern gehört habe. 
Ein paar Frachtschiffe verließen 
damals Kuba mit leeren Rohren, 
die mit Zeltleinwand abgedeckt 
waren, und mit leeren Kisten an 
Deck, und die Presse berichtete, 
Kennedy hätte die Sowjets in die 
Knie gezwungen. Das stimmte 
überhaupt nicht. 


Es war die größte Niederlage für 
Amerika bis zu Vietnam, als das 
amerikanische Militär gezwun- 
gen wurde, in einem Krieg zu 
kämpfen, der nicht zu gewinnen 
war. Chruschtschow bekam, was 
er wollte: einen Sowjetstaat im 
amerikanischen Hinterhof ohne 
die Angst vor einer amerikani- 
schen Invasion, einen Bereitstel- 
lungsraum für die Schulung von 
Terroristen aus mittelamerikani- 
schen und südamerikanischen 
Ländern.« 


Robertson hat die Reagan-Re- 
gierung herausgefordert zu be- 
weisen, daß er mit seiner Be- 
hauptung über die Atomraketen 
in Kuba unrecht hat. 


»Ich wäre glücklich darüber, 
wenn jemand beweisen würde, 
daß ich unrecht habe«, sagte der 
Präsidentschaftskandidat der’ 
Republikaner. 


Natürlich weiß Robertson, daß 
es ohne eine tatsächliche Uber- 
prüfung vor Ort keine Möglich- 
keit gibt zu beweisen, daß sich 
die Raketen in Kuba befinden, 
doch Robertson selbst scheint 
überzeugt davon, daß dies der 
Fall ist. 


Kuba 


Wiedie 
Sowiets die 


US; 


tauschten 


"Mike Blair 


Es gibt einen Bericht aus dem kubanischen Anti-Castro-Untergrund, 
der in den sechziger Jahren auf dem Inselreich sehr aktiv war, aus 
dem hervorgeht, wo die Sowjets die Atomraketen versteckt haben, 
. die sie angeblich am Ende der Raketenkrise von Kuba im Jahr 1962 


entfernt haben sollen. 


Der Bericht stammt vom 14. No- 


vember 1962, zwölf Tage nach- 
. dem US-Präsident John F. Ken- 
nedy verkündete, daß als Ergeb- 
nis seiner Vereinbarung mit dem 
sowjetischen Parteichef Nikita 


"  Chruschtschow vom 28. Oktober 


1962 die Raketenstandorte in 
Kuba von den Sowjets abgebaut 
würden. In diesem Bericht heißt 
es, daß 44 sowjetische atomare 
Mittelstreckenraketen in Kuba 
versteckt seien. Es sollte darauf 
hingewiesen werden, daß die 
amerikanische Regierung diesen 
- Bericht kennt. 


Raketen in der Nähe 
von Havanna 


In dem Bericht sind auch die tat- 


sächlichen Raketenstandorte er- 
wähnt. Die wichtigsten Stütz- 
punkte befanden sich zu der 
Zeit, als der Bericht verfaßt wur- 
de, offenbar in der Provinz Ma- 
tanzas im Westen. Viele Tunnel 
befinden sich 50 Meilen von Ha- 
- vanna entfernt in einem Gebiet 
mit dem Namen Yumuri Valley. 


An anderer Stelle in dieser Pro- 
vinz sollen die Margot-Minen, 
. ein unterirdischer -Standort, in 
einen riesigen Raketenkomplex. 
verwandelt worden sein, wie es 
in dem Bericht heißt. In einem 
Gebiet mit dem Namen Coope- 
rative La Victoria, südöstlich 
von der Bucht von Cardenas, 
wurde von sowjetischen Techni- 
kern zahlreiche Tunnel gebaut. 


In einem ehemaligen Lager für 
Zielschießen entlang der Haupt- 
verbindungstraße nach Limonar 
befand sich ein großer Stütz- 
punkt mit sowjetischen Techni- 
kern. Raketen befanden sich in 
natürlichen . Höhlen in einem 
Gebiet mit dem Namen Hügel 
von Zatorre. 


Raketen wurden auch aufgestellt 


in den riesigen Höhlen von. 


Hershey südlich von Santa Cruz 
del Norte. Ein weiterer unterir- 
discher Stützpunkt befand sich 
in der Provinz von Havanna. Ne- 
ben Offensivraketen wurden 
einige Standorte für Luftab- 
wehrraketen zum Schutz von 
Havanna in der Provinz verteilt. 


In der. Provinz Pinar del Rio 
ganz im Westen der Insel befan- 
den sich mindestens zwei wichti- 
ge Stützpunkte. Einer bestand 
aus Tunneln und Höhlen in ei- 
nem Gebiet zwischen den Städ- 
ten San Cristobal und Candela- 
ria. Dieser Standort wurde für 
Raketen verwendet, die zuvor 
auf zwei überirdischen Stütz- 
punkten stationiert waren, die in 
der Krise des Jahres 1962 aufge- 
deckt wurden. 


Ein weiteres Gebiet liegt ein 
Stück weiter im Norden, wo Ra- 
keten in großen unterirdischen 
Schutzräumen verborgen wur- 
den, die aus den natürlichen 
Höhlen von Soroa entstanden 
sind. 


In der Provinz Las Villas befan- 


den sich umfangreiche Raketen- 
abschußvorrichtungen in einem 
Gebiet ein paar Meilen südöst- 


lich der Stadt Santa Clara. Es 


wurde von sowjetischem Perso- 


. nal in schwerer Kampfausrü- 


stung rund um die Uhr bewacht. 
Weitere Raketentunnel befan- 
den sich in der Nähe der Nord- 
küste, wo die Provinz an die Pro- 
vinz Camaguey angrenzt. 


Raketen auf den Panama- 
Kanal gerichtet 


Ein weiteres Gebiet ist der Flug- 
hafenstützpunkt La Maleza un- 
weit der Stadt Santa Clara. Ein 
sehr großer Stützpunkt befand 
sich auch in Sagua-Sitiecitos. Er 
hatte eine Größe von über 3000 
Morgen und war schwer be- 
wacht. i ’ 


Ein weiterer Stützpunkt befindet 
sich in den Hügeln von Purial in 
der Nähe der Zuckerfabrik von 
El Purio im Bezirk von Calaba- 


zar de Sagua. In La Rondo in 
der Nähe von Camajunai gab es . 


ein Lager von Sowjettruppen 
mit einer Größe von über 3000 
Morgen. Es befanden sich dort 


viele verborgene Raketenab- 


schußrampen. 


Auf der Buenavista-Farm in der 


‘Nähe des Hafens Casilda gab es 


mehrere Tunnel mit Raketen, 
die auf die Panama-Kanalzone 
gerichtet waren. 


In. der Stadt Camaguey (Provinz 
Camaguey) soll sich entlang der 
Straße nach Vertientes ein gro- 
Ber T-förmiger Tunnel befunden 
haben, in dem eines der größten 
Arsenale auf Kuba vorhanden 
gewesen sein soll. Auf der Stra- 
ße von Camaguey nach Nuevitas 
in einem Gebiet mit dem Namen 
Pilon-Hügel gab es zahlreiche 
Tunnel. 


In der Nähe des Flughafens von 
Camaguey gab es unterirdische 
Hangare für sowjetische Lang- 
streckenbomber. In der. Nähe 
der Stadt San Miguel auf der 
Straße nach Santa Lucia waren 
die wichtigen sowjetischen Ein- 
richtungen in dieser Provinz. 


In der Provinz von Oriente gab 


.es große ‚Lager für sowjetische 


Truppen, die in der Nähe des 
amerikanischen Marinestütz- 
punkts von Guantanamo statio- 
niert waren. Eine Landebahn in 
Holguin wurde verlängert, um 
unterirdische Hangare mit ein- 


zubeziehen. Andere große so- 
wjetische Stützpunkte sollen sich 
in der Nähe von Cauto Embar- 
cadero von Victoria de las Tunas 
und in der Gegend von Mayari 
in den Nipe-Bergen befunden 
haben 


Die Sowjets bauen 
ihre Stellungen aus 


Sämtliche Raketenstützpunkte 
in Kuba, so heißt es in dem Be- 
richt, befanden sich unter fester 
sowjetischer Kontrolle. Die $o- 
wjets, so der Bericht, trauen ku- 
banischem Personal nicht, was 
ihr atomares Arsenal angeht. 


Der Präsidentschaftskandidat 
der Republikaner, Marion »Pat« 
Robertson, weiß scheinbar um 
die Hunderte von Höhlen, die in 
ganz Kuba verstreut sind: »Ich 
behaupte, daß es in den Höhlen 
Raketen geben könnte.« 


Ein amerikanischer Regierungs- 
vertreter mit Zugang zu streng 
geheimen Geheimdienst-Infor- 
mationen sagte, es sei vor kur- 
zem kubanisches und sowjeti- 
sches Militär in der Nähe von 
Havanna beobachtete worden, 
die die Eingänge zu den Höhlen 
nahe der Stadt vergrößert 
hätten. 


Diese Arbeit an den Höhlen ver- 
anlaßte US-Senator Jesse Helms 
sich darüber Sorgen zu machen, 
daß die Sowjets planen könnten, 
diese Höhlen als Versteck für ih- - 
re SS-20-Raketen mit Mehrfach- 
sprengköpfen zu benutzen, die 
durch den Vertrag über die ato- 
maren ‘ Mittelstreckenwaffen 
(INF-Vertrag) abgeschafft .wer- _ 
den sollen. Helms versucht die 
Ratifizierung dieses Vertrages 
im US-Senat zu blockieren. 


Einer jüngsten Beurteilung der 
Nationalen Sicherheitsrates der - 
USA zufolge, die der CIA US- 
Präsident Ronald Reagan vorge- 
legt hat, bauen die Sowjets ins- 


. geheim eine Streitmacht von 100 


SS-20 Raketenabschußeinrich- 
tungen auf. Helms fürchtet, daß 
sie diese nach Kuba transportie- 
ren werden, wo es keine Über- 
prüfung vor Ort geben wird, um 
festzustellen, ob sie sich an den 
Vertrag halten. I 


Nahost-Journal 


Abba Eban 
kritisiert 
Yitzhak Shamir 


Der ehemalige israelische Au- 
Benminister und hochrangige 
Staatsmann, Abba Eban, besuch- 
te Washington und diskutierte im 
amerikanischen Fernsehen die 
Krise in den israelisch besetzten 
Territorien. Er bekräftigte aus- 
drücklich den Gedanken »einer 
Zwischenlösung, in der sich Israel 
von der Verwaltung der Territo- 
rien zurückziehen würde sowie 
die Idee einer dauerhaften Lö- 
sung aufder Grundlage des einzig 
gültigen Prinzips, das heißt, Aus- 
tausch der Gebiete gegen 
Frieden«. 


Eban sagte, ein sehr großer Teil 
der israelischen Wählerschaft 
und des israelischen Establish- 
ments sei mit ihm einer Meinung. 


Eban nannte Premierminister 
Yitzhak Shamir einen »Hypo- 
chonder«, weil er gegen eine in- 
ternationale Friedenskonferenz 
sei. Er sieht in der gegenwärtigen 
Lage »neue Möglichkeiten« und 
meinte, mit amerikanischer In- 
itiative »würde sich unser Volk 
letzten Endes und sehr bald für 
die Vernunft entscheiden und für 
‘ die Befreilng Israels aus dem 
Würgegriff einer Besatzung, die 
Israels Interessen, Vorstellun- 
gen, Image, seiner Solidaritätund 
seinem sozialen Zusammenhalt 
mehr Schaden zufügt als irgend 
jemandanderem«. DO 


Henry 
Kissingers 
Endlösungfür 
‚die West Bank 


Bei einem Treffen mit jüdischen 
“ Führern schlug Henry Kissinger 
vor, Israel solle Fernsehkameras 
und Reporter aus den besetzten 
Territorien verbannen und den 
Widerstand der Palästinenser so 
rasch wie möglich und so brutal 
wie nötig unterdrücken, so stand 
es in der »New York Times« zu 
lesen. Der Bericht basierte auf 
einem vertraulichen Protokoll 
des Treffens, das von einem der 
Teilnehmer, Julius Berman, in 
Umlauf gebracht wurde. Berman 


40 [ESODE 


ist ehemaliger Vorsitzender der 
Konferenz der großen jüdischen 
Organisationen in Amerika. 


In dem Protokoll waren die Be- 
merkungen Kissingers zusam- 
mengefaßt: »Israel sollte den Me- 
dien den Zutritt zu den Gebieten, 
die von den gegenwärtigen De- 
monstrationen betroffen sind, 
verbieten, die kurzfristige Kritik 
der Weltpresse für ein solches 
Verhalten akzeptieren und den 
Aufstand so schnell wie möglich 
niederschlagen, und zwar endgül- 
tig, brutal und rasch. Der Auf- 
stand muß sofort niedergeschla- 
gen werden und der erste Schritt 
sollte sein das Fernsehen - wie in 
Südafrika - hinauszuwerfen. Si- 
cher wird dieser Schritt interna- 
tionale Kritik hervorrufen, doch 
sie wirdsich innerhalb kurzer Zeit 
auflösen. Es gibt keine Beloh- 
nung dafür mit mäßigendem Ver- 
halten zu verlieren.« 


In dem Protokoll heißt es auch, 
Kissinger habe darauf gedrängt, 
während des Aufstands keinerlei 
Konzessionen zu machen, son- 
dern daß Israel zur richtigen Zeit 
sagen solle, daß es bereit sei, Ga- 
za und Teile der Westbank als 


Gegenleistung für Konzessionen 


von seiten Jordaniens an. der 
Westbank aufzugeben. Die Kon- 
zessionen Jordaniens müßten da- 
bei so aussehen, daß militärische 
Streitkräfte und palästinensische 
Regierungen in den umstrittenen 
Gebieten verboten sind. 


Kissinger und Berman waren bei- 
de bestürzt über die Preisgabe des 


Protokolls, und Kissinger ‚sagte 


dazu: »Das reicht aus, um mir 
einenanzusaufen!« DO 


Neben- 


wirkungen 


eines 
Regenmachers 


Professor Abraham Gagin von 
derHebräischen Universitätsagt, 
er und seine Kollegen haben seit 
dem Jahr 1961 für Regen in Israel 
gesorgt. Doch es wird noch mehr 
Wasser gebraucht, denn Israel 
verbraucht jetzt über 100 Prozent 
seines jährlichen »Wasserpo- 
tentials«, was heißt, daß die Re- 
serven des Landes stark ausge- 
schöpft sind und die Lage immer 
ernster wird. Gagin stellte fest, 
daß eine der Nebenwirkungen 
seiner »Wolkensucharbeit« ver- 
stärkte Regenfälle in Jordanien 
waren. 


Keffiyeh 
alsneue Mode 


Das Symbol des palästinensi- 
schen Nationalismus - der Kef- 
fiyeh (Schal), der von den jugend- 
lichen Steinewerfern in Gaza und 
an der West Bank um Kopf und 
Gesicht getragen wird - ist raschr 
zum neuen Trend und zur Mode 
in Amerikageworden. DieSchals 
werden in verschiedenen Groß- 
städten zu fünf Dollar das Stück 
an jeder Straßenecke verkauft. 
Einige jüdische Lobbyisten sind 
besorgt über diesen Trend und 
meinen, die Mode könne leicht zu 
einem deutlich sichtbaren Aus- 
druck der Unterstützung der pa- 
lästinensischen Sache werden. [1 


Wennheutein 
Israel 
gewählt würde 


Wenn heute in Israel Wahlen 


' stattfinden würden, so könnte der 


rechte Likud-Block von Premier- 
minister Yitzhak Shamir die ge- 
mäßigtere Labour-Gruppierung 
von Außenminister Shimon Peres 
schlagen, dies ergab eine von der 


Zeitung . »Yediot Ahronot« 
durchgeführte Meinungsum- 
frage. 


Der Hauptfaktor für den Sieg der 
Likud wäre die Zunahme vonSit- 


zen in der Knesset durch extremi-. 


stische Gruppen wie die Kach- 
Partei des radikalen Rabbi Meir. 
Kahane, die wahrscheinlich min- 
destens drei Sitze gewinnen wird. 
Die Kommunisten jedoch, die 
sich mit Labour zusammengetan 
haben, würden vier Sitze gewin- 
nen. oJ 


Hühner- 
Massaker 


als Aktdes 
Nationalismus 


Es war kaum ein schöner Purim- 
Feiertag auf der Moshav Nehu- 
sha, einerisraelischen Kooperati- 
ve (Genossenschaft) kurz hinter 
der grünen Linie an der West 
Bank. Über 2000 Hühner der 
Kooperative wurden in einer 
Nacht in einemn »Akt des Natio- 
nalismus« von Palästinensern aus 
nahe gelegenen Dörfern ersto- 
chen und mit der Axt geköpft. 
Auf die Frage, warum es um die 
Kooperative herum keinen 


S 


Schutzzaun. gäbe, sagte ein Mos- 
havnik: »Und dann? Wollen Sie 


alle Siedlungen in Israel einzäu-, 
nen? Unddann dasganze Land?« 


Hoffnung auf 
Tourismus- 
Boom 


Das israelische Ministerium für 
Tourismus hat eine Drei-Millio- 
nen-Dollar-Kampagne gestartet, 
um die Amerikaner davon zu 
überzeugen, daß Israel ein schö- 
ner und Sicherer Ort ist, den man 
besuchen kann. Israelische Ver- 
treter fürchten, daß das neue ne- 
gative Image des Landes zu einer 
deutlichen Abnahme der Besu- 
cherzahlen in diesem Jahr führen 
wird. 


Etwa 293 000 Amerikaner haben 
im vergangenen Jahr in dem jüdi- 


schen Staat Urlaub gemacht, 20: 


Prozent weniger als im Rekord- 
jahr 1985. In den USA macht die 
World Zionist Organization ge- 
genwärtig intensive Werbung für 
den Tourismus in Israel mit der 
Begründung, die amerikanischen 
Juden seien verpflichtet, ihre Un- 
terstützung für die Politik des har- 
ten Kurses der Regierung deut- 
lichzumachen, indem sie Israel so 
baldwiemöglichbesuchen. DJ 


Die Pollards 
auf 
freien Fuß 


setzen 


Siebzig Mitglieder (58 Prozent 
der Mitglieder) der israelischen 
Knesset haben eine Petition an 
den amerikanischen Präsidenten 
Ronald Reagan unterzeichnet 
mit der Bitte, den überführten 
Spion Jonathan Pollard und seine 
Frau zu begnadigen. Die Unter- 
zeichneten bitten den US-Präsi- 
denten, die Begnadigung »auf ei- 
ner humanitären Basis zu geneh- 
migen unter der Voraussetzung, 
daß die Pollards anschließend 
nach Israelauswandern«. U 
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Israels Pflicht 
zur Gewalt 


. Israels schlauer Alibi-Künstler 
für Menschenrechte im amerika- 
“ nischen Außenministerium, 
Staatssekretär Richard Schifter, 
behauptet, die zionistische Re- 
gierung »hat nicht nur das 
Recht, sondern die Pflicht, die 
- Ordnung in den besetzten palä- 
stinensischen Territorien zu be- 
wahren und wiederherzustellen, 
indem sie geeignete Mittel der 
Gewalt einsetzt, um dieses Ziel 
zu erreichen«. 


Schifter brachte die offizielle 
Meinung des US-Außenministe- 
riums bei einer Sonderanhörung 
des Unterausschusses der Re- 
präsentantenhauses für Außen- 
. angelegenheiten zum Ausdruck. 
Die Anhörung wurde abgehal- 
ten, um die Taktiken der Israelis 
zu untersuchen, die angewendet 
werden, um mit dem blutigen 
Aufstand in Gaza und an: der 
West Bank fertig zu werden. 


Die sechs Mitglieder des US- 
-- Kongresses, die an der Sitzung 
teilnahmen, hielten es nicht für 
richtig, den Ministeriumsspre- 
cher heraüszufordern, obwohl 
sie dies sicherlich hätten tun 
können. 


Jeder von ihnen hätte Schifter 
‘ fragen können, wie diese Beur- 
teilung der »Pflicht« Israels, die 
Menschenrechte der Palästinen- 
ser mit Füßen zu treten, mit sei- 
ner oft freimütig ausgesproche- 
nen Kritik Südafrikas ın Ein- 
klang steht, die ähnliche Aktio- 
nen unternehmen, »um die Ord- 


nung aufrechtzuerhalten und. 


wiederherzustellen«. 


Oder man hätte ihn fragen kön- 
nen, inwieweit sich seine An- 
sicht über die brutale Behand- 
lung der Palästinenser unter 
israelischer Herrschaft von den 
Menschenrechtsverletzungen 

der jüdischen Dissidenten in der 
Sowjetunion unterscheidet, de- 
ren Sache lange und lauthals 
vom Kongreß verteidigt wurde. 


Was noch richtiger gewesen wä- 
re: Einer der anwesenden Kon- 
greß-Abgeordneten hätte von 
Schifter vielleicht verlangen sol- 
len, sich wegen Befangenheit in 
dieser Sache der Stimme zu ent- 
halten, aufgrund seiner wohl be- 
kannten pro-zionistischen und 
pro-israelischen Einstellung. Als 
ein Gründer des Jüdischen Insti- 


tuts für Nationale Sicherheitsan- 
gelegenheiten hat Schifter es 
sich zu eigen gemacht, »die Ver- 
bindungen zwischen amerikani- 
scher nationaler Sicherheit und 
Israels Sicherheit‘ zu erläutern 
und zu beurteilen, was wir tun 
können und müssen, um beide 
zu stärken«. 


Somit ist Schifters Ansicht, daß 
Israels Einsatz von tödlicher Ge- 
walt. trotz »beunruhigender Be- 
richte über körperliche Miß- 
handlungen« nach Ansicht der 
US-Regierung keine Menschen- 
rechtsverletzung darstellt, 
höchst verdächtig, wenn nicht 
gar eine flagrante Beleidigung 
für das amerikanische Volk. U 


George 
Shultz’s Tage 
sind gezählt 


Der anhaltende Aufstand der 
Palästinenser und wie man damit 
fertig wird, verursacht weiterhin 
Aufruhr in der pro-israelischen 
jüdischen Gemeinde in den 
USA. Die intellektuellen und re- 
ligiösen Führer sprechen von ih- 
rer »Pein« für Israel und erbitten 
Verständnis und Sympathie. 


Doch sie schweigen über die An- 
zahl der Palästinenser, die be- 
reits getötet wurden, und die 
vielen, die von den israelischen 
Besatzungstruppen brutal nie- 
dergeschlagen worden sind. 
Kein Wort fällt über die mehr als 
6000 Demonstranten, die ver- 
haftet worden sind und jetzt in 
Notbehelfs-Konzentrationsla- 
gern eingekerkert sind und die 
ein ungewisses Schicksal er- 
wartet. 


Unterdessen kämpfen die Lob- 
byisten. und Spendensammler - 
deren Jobs in der Luft hängen - 
heftig darum, Entschuldigungen 
für die israelische Regierung zu 
finden und Gründe dafür, war- 
um es keine Nahost-Friedens- 
konferenz oder Freiheit für das 
seit langem unterdrückte palästi- 
nensischa Volk geben soll. 
Wenn sie sich anders verhielten, 
so würden sie damit ihren dubio- 
sen Diensten für Israel die Not- 
wendigkeit absprechen. 


Wolf Blitzer, der Washingtoner 
Bürochef der »Jerusalem Post«, 
warnt die israelischen Politiker, 
auf die Friedensbemühungen 
von US-Außenminister George 


Shultz nicht einzugehen, denn 
seine und Präsident Reagans 
»Tage im Amt sind gezählt und 
das, was folgt, könnte schlecht 
sein für Israel«. 


Wenn man bis zum nächsten 
Jahr wartet - wenn eine neue 
US-Regierung am Ruder ist -, 
um den Friedensprozeß fortzu- 
setzen, könnte der derzeitige Vi- 
zepräsident George Bush im 
Weißen Haus sitzen und ein neu- 
es Gesicht im US-Außenministe- 


rium, vielleicht der derzeitige Fi- . 


nanzminister James Bäker. Ob- 
wohl Bush und Baker »keines- 
wegs Feinde Israels sind«, 
schreibt Blitzer, »teilen sie nicht 
unbedingt Reagans und Shultz’ 
positive Gefühle gegenüber Is- 
rael«. 


Blitzer warnt seine Leser, insge- 
heim nicht auf einen Sieg des 
Gouverneurs von Massachu- 
setts, Michael Dukakis, bei den 
kommenden Präsidentschafts- 
wahlen zu zählen. Wenn sie jetzt 
faule Ausreden gebrauchen, 
»riskiert Israel, das Friedensthe- 
ma im nächsten Jahr mit einem 


‘neuen und wahrscheinlich weni- 


ger freundlichen Team in Wa- 
shington zu diskutieren«. Ein 
Team, das vielleicht sogar von 
dem gefürchteten Jesse Jackson 
beeinflußt sein könnte. 


Andererseits sieht Larry Cohler 
von der Washingtoner »Jewish 
Week« einen wachsenden Trend 
gegen Shultz’ Friedensinitiative 
unter den Führern der jüdischen 
Gemeinden in Amerika. »Die 
Rose verliert ihre Blüten«, 
schreibt er. 


Ein Grund dafür ist offenbar die 
Tatsache, daß es der US-Außen- 
minister gewagt hat, sich kürz- 
lich in Washington mit zwei an- 
gesehenen amerikanischen Pro- 
fessoren zu treffen, die zufällig 
auch Mitglieder des Palästinensi- 
schen Nationalrats sind, einem 
der PLO angeschlossenen Ver- 
band. Shultz holt sich in Nahost- 
Angelegenheiten offenbar nicht 
nur den Rat von pro-israelischen 
amerikanischen Juden. 


Außerdem meint Cohler, in der 
amerikanischen Presse sei eine 
wachsende, Opposition gegen 
Shultz’ Friedensplan zu erken- 
nen. Er schreibt, die Opposition 
ließe sich zumindest teilweise 
den »Erfolg« des Besuchs von 
Premierminister Yitzhak Shamir 
in den USA zuschreiben, im 
Verlaufe dessen er bei verschie- 


"Presse 


denen pro-israelischen Zusam- 
menkünften, die von zionisti- 
schen Spendensammel-Organi- 
sationen gefördert worden sind, 
gefeiert und aufs höchste gelobt 
worden ist. 

Als Beweis für die zunehmende 
Opposition gegen die Friedens- 
bemühungen von Shultz zitiert 
Cohler Leitartikel der jüngsten 
Zeit aus der »New York Post«, 
der »New York Times« und dem 
»Wall Street Journal«, die alle 
seit langem für ihre pro-israeli- 
schen Haltungen bekannt sind. 


Unterdessen sucht die jüdische 
in Amerika weiterhin 
nach einer Lösung für Israels -Di- 
lemma in der Verwirrung, die 
durch den Aufstand der Palästi- 
nenser hervorgerufen. wurde. 
Doch eine Zeitung, das Magazin 
»Moment«, hat praktisch aufge- 
geben und schreibt, es habe sei- 
nen Lesern keine »außerordent- 
lichen Erkenntnisse« mitzutei- 
len. Alles, was es zu sagen gäbe, 
ist von »jedem großen Denker, 
Weisen, Politiker, ja sogar Ko- 
mödianten« gesagt worden. 


Der Herausgeber Hershel 
Shanks schlußfolgert gelang- 
weilt: »Was klar zu sein scheint, 
ist die Tatsache, daß aus dieser 
verdammten Klemme nicht 
leicht herauszukommen ist. Die 
Lösung scheint offensichtlich: 
die Araber in Gaza und an der 
West Bank sollten die Selbstver- 
waltung erhalten, während 


gleichzeitig Israels Sicherheit in 
angemessener Weise geschützt 
werden muß. Doch es scheint 
keinen Weg zu geben, wie man 
von hier nach dort kommt.« D 


Spionage 


Jagd nach 


Pollards. 
»Mr. X« 


Victor Marchetti 


Die ermittelnden Beamten am amerikanischen Justizministerium 
sind überzeugt davon, daß der überführte israelische Spion Jonathan 
Pollard nicht allein handelte, als er eine halbe Million Seiten streng 
geheimer Geheimdienstunterlagen von der US-Regierung stahl. Sie 
sind jetzt auf der Jagd nach seinem Komplizen, den sie »Mr. X« 


nennen. 


Die amerikanischen Beamten 
sind der Überzeugung, daß Mr. 
X so hoch oben im US-Verteidi- 
gungsministerium oder dem CIA 
gesessen haben muß, daß er 
nicht regelmäßig mit großen 
Mengen an Dokumenten »aus 
seinem Büro.hätte kommen kön- 
nen«, ohne daß er die Aufmerk- 
samkeit auf sich gezogen hätte. 
Pollard hingegen war ein Ge- 
heimdienstmann niedrigen Ran- 
Bes, dessen Aufgabe es war, gro- 
e Mengen heikler Informatio- 
nen zusammenzutragen und zu 
studieren. Er war auch im Besitz 
einer Kurierkarte, die ihm er- 
laubte, Geheimdokumente in 
die verschiedenen Behörden des 
amerikanischen Geheimdienstes 
hinein- und hinauszutragen. 


Lieferung anhand 
eines Kafaloges 


Mr. X versorgte seine israeli- 
schen Kontaktleute offenbar mit 
den. Titeln, Daten und Doku- 
mentationsnummern der höchst 
heiklen Geheimdienstberichte 
und in einem Fall mit »einem 
Katalog von Dokumenten«, auf 
die es ihnen ankam. Pollard be- 
kam dann die Aufgabe, die Do- 
kumente zu stehlen, die an- 
schließend von israelischen Di- 
plomaten kopiert wurden, die 
für Rafael (Smelly Rafi) Eitan, 
den damaligen Kopf einer Spe- 
zial-Geheimdiensteinheit, be- 
kannt unter dem Namen Lekem, 
arbeiteten. 


Die Beamten des amerikani- 
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schen Justizministeriums glau- 
ben, Mr. X - der, so meinen 
manche, vielleicht sogar eine 
Frau gewesen sein könnte - ope- 
riere noch immer innerhalb der 
US-Regierung. Sie ermitteln ge- 
gen eine Anzahl Verdächtiger, 
auf die sie von den Geheim- 
dienstbehörden hingewiesen 
wurden. Eine Quelle sagte, es 
sei möglich, daß Israel mehrere 
zusätzliche Agenten hat, die 
amerikanische Geheimdienstda- 
ten sammeln, und nicht nur ei- 
nen einzigen Mr. X. 


In den über zwei Jahre dauern- 
den Ermittlungen haben Detek- 
tive festgestellt, daß die Spen- 
denaktivitäten der amerikani- 
schen Juden zugunsten des zioni- 
stischen Staats von den israeli- 
schen Geheimdiensten oft dazu 
verwendet werden, sich pro-is- 
raelische Eiferer in wichtigen 
Positionen in der amerikani- 
schen Regierung auszugucken 
und später zu rekrutieren. 


Obwohl die Ermittlungen der 
Justiz noch weitergehen, sind die 
Beamten nicht allzu optimi- 
stisch, daß man Mr. X oder an- 
dere zusätzliche israelische Ge- 
heimdienstagenten enttarnen 
wird. 


Uber den Mossad 
an die Sowjetunion 


Mit den Bemühungen, von sei- 
ten der USA die Identität von 
Mr. X aufzudecken, ist man in 
Israel gegen eine Wand gerannt. 


Dort leugnet man natürlich, daß 
es einen weiteren Spion gab oder 
gibt. 


Zusätzlich zu ihren Sorgen über 
Mr. X sind die Beamten auch 
besorgt darüber, wieviel von den 
heiklen Informationen, die Pol- 
lard und die Israelis gestohlen 


haben, in die Hände des sowjeti- 


schen KGB und anderer feindli- 
cher Geheimdienste gefallen 
sind. Es besteht kein Zweifel 
daran, so sagen sie, daß inner- 
halb des Mossad und anderer is- 
raelischer Geheimdienste feind- 
liche Agenten operieren, von 
denen jeder in der Lage gewesen 
sein könnte sich zumindest von 
einigen der gestohlenen Infor- 
mationen Kopien zu machen, 
um sie weiterzugeben. 


Die jüngste Enttarnung des in 
der Sowjetunion geborenen is- 
raelischen Geschäftsmanns 
Shabtai Kalmanowitz, der enge 
Verbindungen zum Mossad hat- 
te durch seine Beteiligung an 
Emigrationsbemühungen von 
Juden, ist ein charakteristisches 
Beispiel. Kalmanowitz war für 
den Mossad und den amerikani- 
schen Geheimdienst auch an 
Spion-Austauschaktionen mit 
Moskau beteiligt. 


Eine weitere Sorge der US-Be- 
hörden ist, daß einige Mitglieder 
des israelischen Geheimdienstes 
oder des militärischen Establish- 
ments die heiklen Daten an an- 
dere Länder weiterverkauft ha- 
ben könnten, unter anderem an 
die Sowjetunion, um im Gegen- 
zug Geheimdienstinformationen 
über Syrien und den Irak zu be- 
kommen, beides Länder, die Is- 
rael schon lange als eine ernst- 
hafte Bedrohung ansieht. Die 
gestohlenen amerikanischen Ge- 
heimdienst-Informationen könn- 
ten auch als Gegenleistung da- 
für, daß mehr Juden aus der So- 
wjetunion emigrieren dürfen, an 
die Sowjetunion verkauft wor- 
den sein. 


Von Juni 1984 bis November 
1985 belieferte Pollard die Israe- 
lis teilweise mit so viel gestohle- 
nen Geheimdienstmaterialien, 
daß seine Kontaktleute es nicht 
schnell genug kopieren konnten. 
In dem Versteck, ein Apparte- 
ment in der Nähe der israeli- 
schen Botschaft in Washington, 
arbeitete man »Tag und Nacht«, 
wie eine Quelle sagte, um die 
riesigen Mengen an Dokumen- 
ten zu kopieren, »mit denen Pol- 
lard sie überflutete«. 


Das Appartement war mit Spe- 
zialelektronik ausgerüstet, um 
sicherzustellen, daß die Geräte, 
die zum Kopieren des Materials 
verwendet wurden, keine Signa- 
le aussendeten, die von der ame- 
rikanischen Sicherheitsüberwa- 
chung hätten aufgenommen wer- 
den können, die alle israelischen 
Einrichtungen überwacht. 


Der Schaden war 
»unglaublich« 


Vor allem auf der Grundlage 
umfangreicher Verhöre und Be- 
fragungen Pollards wurde im 
letzten Jahr eine streng geheime, 
46seitige Beschreibung des Scha- 
dens erstellt, den der is- 
raelische Spion den amerikani- 
schen Geheimdienstquellen und 
Methoden zugefügt hat. Daraus 
geht hervor, daß der Schaden 
»unglaublich« war; so ein ehe- 
maliger CIA-Beamter, der zu- 
rückgerufen wurde, um an der 
Schadensbeurteilung mitzu- 
wirken. 


Der damalige amerikanische 
Verteidigungsminister Caspar 
Weinberger sagte bei der Verur- 
teilung Pollards im vergangenen 
Jahr unter Eid aus, der israeli- 
sche Agent habe »die Politik und 
die nationalen Werte geschädigt 
und zerstört, deren Sicherung 
jahrelange Bemühungen und un- 
geheuere Mittel gekostet hat«. 


Ein großer Teil der von Pollard 
gestohlenen Daten beinhaltet 
Abfangeinrichtungen und Ab- 
fangoperationen ausländischer 
Kommunikation sowie Material 
über die streng geheimen ameri- 
kanischen Codes und Geheim- 
schriften. Außerdem ist es ihm 
gelungen, große Mengen wichti- 
ger und streng geheimer ameri- 
kanischer Geheimdienstinfor- 
mationen, so Daten, die man 
über Satellitenfotos erhalten 
hat, zu stehlen. 


Die ermittelnden Beamten des 
US-Justizministeriums waren 
schockiert, wie stark die Israelis 
Pollard rangenommen haben. 
»Er hat sich total überarbeitet. 
Es war fast so, als ob es ihnen 
egal wäre, ob er geschnappt 
wird«, sagte ein Informant. »Sie 
haben sicherlich nicht alles ge- 


tan, was sie hätten tun können, 


um ihn und die Operation zu 
schützen.« Dieser Informant 
meint weiter: »Die Israelis wa- 
ren mehr daran interessiert, 
Mr. X zu decken.« 


c 


Geheimdienste 


'Vernunftsehe 
zwischen CIA 
und Mossad 


Victor Marchetti 


Über zwanzig Jahre lang hatte 
der CIA eine Vereinbarung mit 
dem Mossad, derzufolge der is- 
raelische Geheimdienst bei der 
Entwicklung enger Beziehungen 
zu verschiedenen zwielichtigen 
Diktatoren und Despoten in 
Afrika, Lateinamerika und in 
jüngster Zeit auch in Fernost für 
die amerikanische Geheim- 
dienstbehörde gehandelt hat. 


Diese .Vernunftsehe hat es der 
US-Regierung ermöglicht unter 
anderem so unbarmherzige star- 
ke Männer wie Idi Amin aus 
Uganda, Mobutu Sese Sekon in 
Zaire, Augusto Pinochet in Chi- 
le und Manuel Noriega von Pa- 
nama insgeheim zu unterstützen, 
während sie bei Bedarf behaup- 
ten konnten, daß sie mit repres- 
siven Regimen nichts zu tun 
haben. 


Unterdessen haben die Israelis 
das große Geld gemacht, indem 
sie die Waffen lieferten und die 
Sicherheitsdienste leisteten, die 
erforderlich sind, um diese 
Kriegsherren der Neuzeit an der 
Macht zu halten und im allge- 
meinen den Status quo aufrecht- 
zuerhalten, den die großen inter- 
nationalen Banken und deren 
Firmenkunden benötigen, die 
Geschäfte mit diesen Ländern 
machen. 


Von Zeit zu Zeit allerdings wird 
die Lage ernst oder ein Diktator 
wird unkontrollierbar wie im 
Fall von Amin, was nach drasti- 
schen Maßnahmen verlangt, um 
die bequeme Dreiecks-Verein- 


barung zu korrigieren. Manch- 


mal verliert der starke Mann sei- 
nen Nutzen und muß abgesetzt 
werden - so Anastasio SomoZo 
in Nicaragua und erst kürzlich 
Ferdinand Marcos auf den Phi- 
lippinen. Das ist jetzt der Fall in 
Panama mit Noriega. 


Die Eliminierung eines starken 
Mannes war eine relativ leichte 
Aufgabe für den CIA und den 
Mossad, wenn ein Ersatz bereit- 
stand. Doch in den letzten Jah- 
ren ist es schwerer geworden, 
solch harte und korrupte Perso- 


nen zu finden. Somit haben wir 
die vertrackten Situationen, wie 


‚sie jetzt auf den. Philippinen und 


in Nicaragua existieren. 


Außerdem hat der CIA seit eini- 
ger Zeit feststellen müssen, daß 
der Mossad in einigen dieser Jo- 
int-ventures-Staatsstreiche weni- 
ger Bereitschaft zur Koopera- 
tion gezeigt hat. Die Israelis sind 
mehr und mehr in diese Länder 
verwickelt und sind in den Regi- 
men dieser starken Männer en- 
gagiert. Das gilt heute für Pana- 
ma, wo der Mossad darauf aus 
ist, ihren Mann an der Macht zu 
halten und es keinen leicht ver- 
fügbaren Ersatz für den CIA 
gibt, den sie fördern könnten. 
Präsident Eric Delvalle - hat 
kaum Unterstützung aus dem 
Volk und noch weniger politi- 
sches Durchsetzungsvermögen, 
obwohl er. durchaus kooperativ 
ist und gleichermaßen korrupt. 


Dem CIA fehlen harte 
Männer 


Der Mann des Mossad hinter 
Noriega ist Mike Harari, der ei- 
ner der engsten Berater des Dik- 
tators geworden ist. Harari.ge- 
hört zu dem Mossad-Team, das 
die Terroristen gejagt und getö- 
tet hat, die verdächtigt wurden 
die israelischen Athleten bei den 
Olympischen Spielen in Mün- 
chen im Jahre 1972 getötet zu 
haben. Er führte auch das Mord- 
kommando, das im Jahr 1973 ei- 
nen marokkanischen Kellner in 
Norwegen erschossen hat, weil 
sie ihn irrtümlich für den zwie- 
lichtigen Terroristenführer Abu 
Nidal gehalten haben. Später 
übernahm Harari die Leitung 
der Mossad-Station in Mexico 
City. 


Jetzt angeblich aus dem Mossad 
ausgetreten, operiert Harari seit 
dem Jahr 1979 in Panama, wo er 
zum Exklusivkanal für den Waf- 
fenhandel der Israelis mit Norie- 
ga geworden ist, bei dem es je- 
des Jahr um 20 Millionen Dollar 
geht und wo er auch eine wichti- 
ge Rolle in anderen Handelsbe- 
reichen Panamas - so auch im 
Drogenhandel spielt. 


Mit Partner wie Hararı und dem 
Mossad und einem fehlenden 
Ersatz für Noriega, wird der 
CIA große Schwierigkeiten ha- 
ben Washingtons gegenwärtigen 
Wunsch zu erfüllen, nämlich den 
starken Mann Panamas loszu- 
werden. 


GC. 
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Israel 


Krise im 


Mark Lane 


Zionismus. 


Es ist mehr als nur eine Ironie des Schicksals, daß Israel - das erst vor 
ein paar Wochen den 40. Jahrestag seiner Gründung in großen 
Feierlichkeiten begangen hat - jetzt mit der ungeheuerlichen Auf- 
gabe konfrontiert ist, einen von den Palästinensern geführten Unab- 
hängigkeitskrieg niederzuschlagen, deren Land sie damals gestohlen 
haben in dem Versuch den Traum des Zionismus zu erfüllen. 


Die Rollenumkehrung, die die 
Israelis erfahren haben - von der 
unterdrückter Opfer, die um ih- 
re Freiheit kämpfen, zu brutalen 
militärischen Besatzern -, kam 
sowohl für sie als auch für ihre 
amerikanischen Freunde rasch 
und in überwältigender Form. 
Doch was noch wichtiger ist: der 
zionistische Staat ist jetzt tief 
verstrickt in seine größte Über- 
lebenskrise seit dem Yom-Kip- 
pur-Krieg im Jahr 1973, und 
diesmal steht er wirklich alleine 
da, zumindest was die weltweite 
Sympathie angeht, wenn nicht 


gar auch die materielle Unter- 


stützung. 
Eine Kombination von 
, Gier und Kurzsichtigkeit 


Die Ereignisse haben sich ein- 
mal im Kreis gedreht. Vierzig 


Jahre nach der Bekämpfung der 
Palästinenser um das Existenz- 
recht Israels, bekämpft Israel 
heute die Palästinenser, um sein 
Recht als ein freies und unab- 
hängiges Land zu existieren, zu 
sichern. 


Das Dilemma, dem sich die Is- 
raelis durch den Aufstand der 
Palästinenser gegenübersehen 
und das allmählich zu einer re- 
gelrechten Revolte eskaliert, 
läßt ihnen nur zwei Alternati- 
ven: entweder das Aushandeln 
einer Verständigung-oder »Land 
gegen Frieden«, wozu die Selbst- 
bestimmung genügen würde 
oder die Beibehaltung der mili- 
tärischen Kontrolle über die be- 
setzte West Bank und Gaza um 
jeden Preis. Das letztere würde 
wahrscheinlich letztendlich zu 
einem Blutbad führen. 


% 
Re az 
P m, 
FR 0 or 
I! 


Dies sind mit Sicherheit die ein- 
zigen Alternativen, doch die Is- 
raelis haben diese Krise selbst 
durch eine Kombination von 
Gier, Kurzsichtigkeit und 
Dummheit herbeigeführt. Nicht 
zufrieden mit dem Erreichen des 
wichtigsten Ziels des Zionismus 
- die Etablierung eines jüdi- 
schen Heimatlandes in Palästina 
— haben es die Israelis zugelas- 
sen, daß ihr nationalistischer Fa- 
natismus und ihr religiöser Eifer 
den gesunden Menschenver- 
stand überwältigt. Sie wurden 
beherrscht von der unwahr- 
scheinlichen Vorstellung ganz 
Palästina in ein »größeres Israel« 


"zu verwandeln. 


Die geschickte Regie 
der PLO für die 
Aufständischen 


Der Aufstand der Palästinenser 
hat diesem unerreichbaren 
Traum ein Ende bereitet - für 
immer und das geschah nicht mit 
Kanonen sondern mit Steinen 
und Menschen, den zwei Din- 
gen, die in Palästina in Hülle 
und Fülle vorhanden sind und 
die die Israelis nicht unter ihre 
Kontrolle bringen können. 


Obwohl die Israelis die Palästi- 
nenser vertrieben und ihrer 
Rechte beraubt haben, ist es ih- 
nen nicht gelungen, die Urbevöl- 
kerung aus der Region wegzu- 
bringen, oder sie durch jüdische 
Immigranten zu ersetzen. Das ist 
in sich selbst ein Testament des 
Trugschlusses, der dem zionisti- 
schen Traum innewohnt. 


Jetzt nach 40 Jahren unrealisti- 
scher Hoffnung und falscher Si- 
cherheit, ist Israel gezwungen 
mit den Realitäten seiner unhalt- 
baren Situation fertigzuwerden. 
Der Aufstand wird - trotz der 
falschen Behauptungen des ame- 
rikanischen Präsidenten Ronald 
Reagan und anderer, furchtloser 
Sympathisanten der Zionisten - 
selbst von den Israelis als spon- 
tane Manifestation der Frustra- 
tion und des Argers des Volkes . 
gegen die rohe militärische Be- 
satzung anerkannt. Er hat über- 
raschenderweise eine Art Selbst- 
erhaltungskraft entwickelt und 
bewegt sich unerbittlich in Rich- 
tung Selbstbestimmung der Palä- 
stinenser. Die einzige Frage ist: 
jetzt: Wie und wann werden die 
Israelis diese Tatsache akzep- 
tieren? h 


Die Israelis warten noch immer 
auf das Erscheinen einer Art 
deus-ex-machina, der ihr Dilem- 
ma auf magische Weise löst. Ei- 
ne solche Hoffnung ist, daß der 
Aufstand sich zu einer »Revolu- 
tion, in der Schüsse fallen«, ent- 
wickeln wird, die es der israeli- 
schen Verteidigungsmacht erlau- 
ben würde, ihn rasch und dauer- 
haft niederzuschlagen - auch 


“ wenn dabei Blut fließen muß. 


Israelische Experten erkennen 
allerdings, daß Yasser Arafat 
und die PLO fleißig daran arbei- 
ten, um zu verhindern, daß das 
Steinewerfen zu einer Schießerei 
eskaliert. Sie geben zu, daß sich 
die PLO des Public Relations- 
Vorteils völlig bewußt ist, wenn 
Steine werfende Teenager und 


THANK You! 


Kinder, . unterstützt von ihren 


Müttern und Schwestern schwer 


bewaffneten israelischen Solda- 
ten gegenüberstehen, die häufig 
ihre Geduld verlieren und brutal 
werden. 


Die Unfähigkeit bittere 
Tatsachen zu akzeptieren 


»Die Tatsache, daß sie keine 
Waffen verwenden, hat ihr Ima- 
ge in das eines palästinensischen. 
David umgekehrt, der gegen ei- 
nen israelischen Goliath 
kämpft«, sagt der israelische 


"Journalist Yehuda Litani. 


Andere Kenner der israelischen 
Lage weisen auf ein tieferes Pro- 
blem hin, dem sich der jüdische 


. Staat gegenübersieht, nämlich 


die Unfähigkeit der Regierung 
die bitteren Tatsachen zu akzep- 
tieren und die richtigen Maßnah- 
men zu ergreifen — selbst wenn 
das das Aufgeben des zionisti- 
schen Traums und ein Ein- 
schränken bedeuten würde. Die- 
se Experten werden zunehmend 
ärgerlicher über Premierminister 
Yitzhak Shamirs hartnäckige 
Weigerung jegliche Art von Ver- 


. handlungen mit den Palästinen- 


sern konsequent abzulehnen. 


»Die Lage hat ihn völlig unbe- 
weglich gemacht«, sagte ein jü- 
discher Journalist, der kürzlich 
von einem Besuch aus Israel zu- 
rückgekehrt ist. »Seine Haltung 
ist wie immer, es durchzustehen 
und auf ein Wunder hoffen. 
Doch er wird jeden Tag verwirr- 
ter und frustrierter. Er fühlt sich 
von den USA und deren Bemü- 
hungen einen Frieden auszuhan- 
deln verraten. Aus dem gleichen 
Grund ist er wütend auf den 
israelischen Außenminister Shi- 
mon Peres und er hat höllische 
Angst vor den Falken im Likud- 
Block, besonders Ariel Sharon. 
Er ist davon überzeugt, daß Sha- 
ron versucht ihn zu isolieren und 
ihn letztlich herauszufordern, 
was die Kontrolle über die Partei 
betrifft.« 


Der Falke Sharon 
ist für einen harten Kurs 


Shamir hat vielleicht wirklich 
Grund den unbarmherzigen und 
opportunistischen Sharon zu 
fürchten. Ehud Sprinzak, einem 
Professor an der Hebräischen 
Universität zufolge, fangen eini- 
ge Leute in Israel an zu glauben, 
daß der Falke Sharon, der einen 


. ‚harten Kurs einschlägt, der rich- 


tige Mann wäre, um die Sackgas- 
se in der israelischen Regierung 
zu durchbrechen. 


»Sharon ist ein sehr gefährlicher 
Mann«, sagte Sprinzak, »aber 
ein sehr kluges politisches Tier.« 


Der Professor stimmte zu, daß 
etwas getan werden muß, und 
zwar bald und sagte: »Der Preis 
steigt für Israel täglich.« 


Während der amerikanische Au- 
Benminister George Shultz mit 
seinem bei weitem nicht begei- 
stertenden Friedensplan nach 
vorne preschte und verzweifelt 
hofft, sowohl die Sowjets als 
auch die PLO auszuschließen, 
hat die Unterstützung für Sha- 
mir und seine Politik im norma- 
lerweise willfährigen amerikani- 
schen Kongreß angefangen ab- 
zubröckeln. 


Ein Brief mit den Unterschriften 
von 30 Senatoren und ein Tele- 
gramm von 40 Mitgliedern des 
amerikanischen Repräsentan- 
tenhauses .- darunter viele von 
Israels überzeugtesten Verfech- 
tern - wurde erst vor kurzem an 
US-Außenminister Shultz ge- 
schickt, in denen seine Friedens- 
bemühungen gelobt und Shamirs 
Hinhaltetaktik kritisiert wurde. 


Für eine rasche und 
friedliche Lösung 


Gleichzeitig nimmt die Unter- 
stützung innerhalb der norma- 
lerweise völlig loyalen jüdischen 
Gemeinde in Amerika weiterhin 
ab, während die offene Kritik an 
der israelischen Führung von 
Tag zu Tag wächst. Trotz größ- 
tet Bemühungen der B’nai 
B’rith - angeblich auf Drängen 
der Anti-Defamation-League - 
und von Morris Abram, dem 
Vorsitzenden der Konferenz der 
Präsidenten der großen jüdi- 
schen Organisationen, fordern 
die Juden in Amerika zuneh- 
mend eine rasche und friedliche 
Lösung des Palästinenser-Pro- 
blems - selbst wenn das territo- 
riale Zugeständnis für die israeli- 
sche Regierung bedeuten würde. 


Die Zeit ist also für die israeli- 
sche Regierung gekommen den 
Tatsachen ins Auge zu sehen. 
Doch welchen Preis wird die 
westliche Welt diesmal zahlen 
müssen, um für Israel die Kasta- 
nien aus dem Feuer zu holen, 
wenn sich bei Shamir und Sha- 


ron nichts bewegt? L. 


Israel | 


Kritik an der 
Politik muß 
sein 

Mark Lane 


Henry Siegman, der leitende Di- 
rektor des Amerikanisch-Jüdi- 
schen Kongresses (AJC), hat in 
einem der Zeitung »Washington 
Jewish Week« gegebenen Inter- 
view den »vereinfachten Begriff 
von Solidarität« mit Israel be- 
stritten, von dem Morris Abram 
und die Konferenz der großen 
jüdischen Organisationen in 
Amerika, die Dachorganisation 
für über 50 pro-israelische Grup- 
pen, immer wieder sprechen. 


Siegman sagt, er sei stark berun- 
ruhigt über den »Oliver-North- 
Komplex« in der jüdischen Ge- 
meinde Amerikas, das heißt, 
daß alles, was nicht eine absolu- 
te Unterstützung Israels kurz- 


‚sichtiger Politik der eisernen 


Faust gegen den Aufstand der 
Palästinenser darstellt, unpatrio- 
tisch ist. 


Es ist eine widerliche 
Politik 


Er bemerkte, als er vor kurzem 
an einem »bar mitzvah« teilge- 
nommen habe, habe er Kom- 
mentare aus Jesaia und Jeremia 
gelesen und plötzlich festge- 
stellt, daß beide Propheten zu 
ihrer Zeit ernsthaft kritisiert 
wurden, weil sie keine »Solida- 
rität« mit ihren Brüdern zeigten 
zu einer Zeit, wo der »Feind vor 
den Toren stand«. 


Siegman sagte: »Ich dachte, 
wenn es in jenen Tagen eine 
Konferenz der Präsidenten gege- 
ben hätte, dann wären die Bü- 
cher von Jesaia und Jeremia 
wahrscheinlich nie in die Bibel 
aufgenommen worden.« 


Die amerikanischen Juden, de- 
nen es wirklich um Israels Wohl- 
ergehen geht, sagte Siegman, 
haben eine Verpflichtung, sich 
zu Angelegenheiten zu äußern, 
die das Überleben der Israelis 
betreffen, besonders, da sich der 
jüdische Staat seiner schlimm- 
sten bürgerlichen Unruhen in 
Gaza und an der West Bank ge- 
genübersieht, die es je. gegeben 
hat. Wörtlich sagte er: »Ich leh- 
ne die Vorstellung einfach ab, 


daß - per Definition - verant- 
wortliches Verhalten heißt Still- 
schweigen zu bewahren und zu- 
zulassen, daß sich die Lage noch 
verschlechtert«. 


Was die konventionelle Weisheit 
in der jüdischen Gemeinde 
Amerikas angeht, die Politik Is- 


- raels nur auf inoffizieller Ebene 


zu kritisieren, sagte er: »Ich den- 
ke, es liegt in der Natur der Poli- 
tik, daß Dinge, die man den 
Leuten ins Ohr flüstert, kein po- 
litisches Gewicht haben; sie wer- 
den nicht ernstgenommen.« 


Das Vorgehen der Israelis wie 
das Einschlagen auf die Demon- 
stranten, wobei sie ihnen die 
Knochen brechen, um den Auf- 
stand der Palästinenser nieder- 
zuschlagen, muß offen zur Spra- 
che kommen, »Es muß Teil der 
öffentlichen Debatte werden.. 
Entweder muß es zurückgewie- 
sen werden oder es gewinnt an 
Bedeutung und wird akzep- 
tiert.« 


Eine unmoralische und 
unnötige Politik 


Siegman glaubt, das öffentliche 
Schweigen der Juden in Ameri- 
ka werde gemeinhin als Bekräf- 
tigung der israelischen Politik in- 
terpretiert, mit der sie in Wirk- 
lichkeit nicht übereinstimmen. 
»Ich bin der Meinung, daß es ei- 
ne widerliche Politik ist, die un- 
nötig, unmoralisch ist und nicht 
funktioniert.« 


Die Versuche des AJC den 
israelischen Premierminister 
Yitzhak Shamir davon zu 'über- 
zeugen, eine Schlichtung mit den 
Palästinensern auszuhandeln 
einschließlich territorialer Kon- 
zessionen, sind von dem Politi- 
ker, der einen harten Kurs ver- 
folgt, zurückgewiesen worden. 
Folglich ist Siegman nicht sehr 
optimistisch, was die Friedens- 
bemühungen des amerikani- 
schen Außenministers George 
Shultz angeht. 


Siegman sieht zwei Möglichkei- 
ten, wenn Shamirs Likud-Block 
die Neuwahlen gewinnt: erstens, 
fortgesetzte Eskalation des Auf- 
standes und schließlich ein poli- 
tischer Kompromiß; und zwei- 
tens, wenn die Likud mit ihrem 
harten Kurs fortfährt, werden 
die USA und die Sowjetunion 
eingreifen und die Angelegen- 
heit beilegen müssen - was für 
Israel noch schlimmer wäre. U 
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Palästinenser 


Ein 


Scharfmacher 


Israels 


Victor Marchetti. 


Einer von Israels führenden Verfechtern im offiziellen Washington, 
Richard Perle, sagt, die Israelis müßten sich gegen den Aufstand der 
Palästinenser behaupten. Der ehemalige amerikanische Staatssekre- 
tär für internationale Sicherheitspolitik im US-Verteidigungsministe- 
rium, der jetzt für das pro-israelische American Enterprise Institute 
arbeitet, äußerte dies sowie diverse andere Perlen der Weisheit über 
Israels derzeitige Krise bei einem Vortrag vor der Zionisten-Organi- 
sation von Amerika (ZOA) in Washington. 


Richard Perle: »Es ist falsch zu 
glauben, die gegenwärtige so- 
wjetische Regierung sei den 
USA oder deren ‚Verbündeten, 
insbesondere Israel gegenüber 
freundlich gesinnt.« Es wäre also 
nicht ratsam, Moskau an Frie- 
densverhandlungen im Nahen 
Osten teilnehmen zu lassen. 


Ein Fehler das Konzept 
aufzugeben 


Außerdem sagte Perle: »Es gibt 
keinerlei Beweise dafür, daß der 
Sowjetunion in irgendeiner 
Form an den Sicherheitsinteres- 
sen des Staates Israel gelegen 
ist.« Deshalb sind alle Vorstel- 
lungen, daß zu diesem Zeitpunkt 
grundiegende Änderungen an 
der amerikanischen oder israeli- 
schen Nahost-Politik vorgenom- 
men werden sollten, um sich den 
Palästinensern anzupassen, »völ- 
lig falsch«. 


»Es wäre ein Fehler das Konzept 
aufzugeben, Israel müsse haltba- 
re Grenzen historischen Ausma- 
Bes haben«, meinte Perle. Die 
gegenwärtigen Probleme an der 
West Bank und in Gaza sind kei- 
ne Entschuldigung für die Ande- 


rung der grundlegenden Politik 


der Militärbesatzung, die jetzt in 
Kraft ist. »Sie können Frieden 
nicht gegen Land aushandeln«, 
betonte er. 


Perle unterstützte Premiermini- 
ster Yitzhak Shamirs Politik des 
harten Kurses voll und fügte hin- 
zu: »Es gibt überhaupt keinen 
Sinn, die Sowjets zu einem Nah- 


46 [ODE 


ost-Friedensprozeß einzuladen. 
Die Sowjets haben keinerlei In- 
teresse an einem Frieden in Nah- 
ost. Sie wollen Aufstand und 
Aufruhr. Sie wollen den Topf 
unter Feuer halten.« 


Mit Bezug auf Israels Außenmi- 
nister Shimon Peres sagte Perle, 
er fand es besonders »erstaun- 
lich«, daß es Elemente in der is- 
raelischen Regierung gibt, die es 
in Erwägung ziehen würden, 
sich zusammen mit den Sowjets 
an den Verhandlungstisch zu 
setzen. 


»Ich habe niemals eine Zeit in 
Israel erlebt, wo es so viel Ver- 
wirrung über die Sowjetunion 
gegeben hat«, behauptete Perle. 


Die Medien haben den 
Aufstand geschürt 


Auf eine Frage aus dem Publi- 
kum meinte Perle später, daß 
die Palästinenser »in der Tat ei- 
ne fünfte Kolonne« sind. Als 
Antwort auf eine andere Frage 
sagte er, er glaube die »Deporta- 
tion« der Palästinenser aus den 
besetzten Territorien wäre eine 
mögliche Lösung für das speziel- 
le Problem, doch eine solche 
Maßnahme wäre, wie er es 
nannte, »undurchführbar«, .zu- 
mindest »unter den gegenwärti- 
gen Umständen«. 


Perle warnte die Israelis außer- 
dem die »Weltmeinung« zu be- 
rücksichtigen, bevor sie eine 
solch drastische Maßnahme er- 
greifen. Doch, so bemerkte er, 


»Israel hat bereits den schlechte- 
sten Sinn für Public Relations 
von allen Regierungen auf der 
Welt«. 


Der ehemalige amerikanische 
Beamte aus dem Verteidigungs- 
ministerium äußerte katego- 
risch, die West Bank und Gaza 
»hätten von Beginn der Unru- 
hen an vor der Presse verschlos- 
sen werden sollen. Nicht, weil 
das, was da passiert, zu 
schmachvoll war als daß man es 
der Außenwelt zeigen konnte, 
sondern weil die Gegenwart der 
Presse selbst die Schwierigkeiten 
nur vergrößert«. 


Perle glaubt, die Gegenwart der 
Massenmedien - vor allem des 
Fernsehens - habe den Aufstand 
der Palästinenser nur geschürt, 
weil sie den Demonstranten in 
den besetzten Gebieten die Ge- 
legenheit: dadurch gaben, ihre 
Klagen vor den Augen der Welt 
auf dramatische Weise darzu- 
stellen und zu verbreiten. 


Obwohl er zustimmte, Israel 
müsse die Sicherheit in den be- 
setzten Gebieten aufrechterhal- 
ten, räumte er ein, daß »das 
Thema nicht auf der Straße bei- 
gelegt werden könne«. Perle 
sagte, die Aussage des israeli- 
schen Verteidigungsministers 
Yitzhak Rabin, »Schläge« seien 
die offizielle Politik der Regie- 
rung, sei »von einem Public Re- 
lations Standpunkt her eine Ka- 
tastrophe«, selbst wenn die ‚Poli- 
tik angemessen ist. 


Bei der Diskussion der amerika- 
nisch-sowjetischen Rüstungs- 
kontrollmaßnahmen sagte Perle, 
er glaube die vorgeschlagenen 
Verbote für chemische Waffen 
»seien ein großer Fehler«. Dann 
fügte er hinzu: »Es könnte sein, 
daß Freunde von uns chemische 
Waffen brauchen könnten, wenn 
sie selbst von chemischen Waf- 
fen angegriffen werden.« Offen- 
sichtlich meinte er mit den 
»Freunden« die Israelis. 


Perle glaubt, daß die Sowjetpoli- 
tik von Glasnost und Perestroika 
(Öffnung und Wiederaufbau) 
keinen Erfolg haben wird und 
daß die USA und Israel dem so- 
wjetischen »Wandel« gegenüber 
skeptisch bleiben sollten. Er füg- 
te jedoch hinzu: »Die Aussich- 
ten dafür, die sowjetischen Ju- 
den aus der UdSSR herauszube- 
kommen sind besser als je zuvor. 
Gorbatschow braucht den We- 
sten. Er braucht Kredite. Er 


braucht eine Periode der .De- 


tente.« 


Perle wurde damals vom 
CIA erwischt 


Wenn .der Status der sowjeti- 
schen Juden zu einem Teil des 
Handels gemacht wird, glaubt 
Perle, daß die Zeit reif ist, um 
anzufangen Druck auf den 
Kreml auszuüben, um Freiheit 
für das sowjetische Judentum zu 
gewinnen. 


Obwohl Perle vor der Versamm- 
lung bei dem WZO-Treffen pre- 
digte, empfahl er keine blutige 
Unterdrückung des Aufstandes, 
dies empfahl dagegen der ehe- 
malige amerikanische Außenmi- 
nister Henry Kissinger am glei- 
chen Tag in einer Konferenz mit 
jüdischen Führern in New York. 


Zur Person von Richard Perle 
wäre noch anzumerken: Perles 
virulente antisowjetische Hal- 
tung spiegelt nicht eine gleicher- 
maßen starke Antipathie gegen 


den Kommunismus wider, sagen. 


seine ehemaligen Kollegen. 
Noch sollte sie gleichgesetzt wer- 
den mit einem starken Sinn für 
Sicherheitsbewußtsein im Hin- 
blick auf die offiziellen Geheim- 
nisse der USA. 


Während Perle Ende der siebzi- 
ger Jahre als Berater für den ver- 
storbenen US-Senator Henry. 
Jackson arbeitete, wurde er da- 
bei erwischt, als er hoch gehei- 
mes Geheimdienstmaterial der 
nationalen Verteidigung der 
USA an die Israelis weitergab. 
Daß er sensitive CIA-Berichte 
an israelische »Diplomaten« lie- 
ferte, erfuhr man durch Abhö- 
ren der israelischen Botschaft - 
was vom Nationalen Sicherheits- 
rat angeordnet worden war. Als 
Konsequenz forderte der dama- 
lige CIA-Direktor, Admiral 
Stansfield Turner, daß Jackson 
Perle feuern sollte, doch der Se- 
nator — einer von Israels härte- 
N Verfechtern - lehnte dies 
ab. 


Perles engste Kollegen hatten 
ähnliche Sicherheitsprobleme. 
Stephen Bryen, Staatssekretär 
im _ US-Verteidigungsministe- 
rium zuständig für Handelssi- 
cherheit, war vor ein paar Jah- 
ren die Zielscheibe von FBI-Er- 
mittlungen, weil er Geheimin- 
formationen an die Israelis wei- 
ter gegeben haben soll. Auch 
ihm gelang es einer Strafverfol- 
gung zu entgehen. J 


Israel 


Die 


Zeitbombe 


tickt 
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Die jüdischen Führer in Amerika und die Spendensamniler für Israel 


‚. machen sich zunehmend Sorgen über die sich ständig verschlech- 


ternde Lage in dem zionistischen Land. Einige beginnen vorsichtig 
Kritik daran zu üben, wie die israelische Führung das Problem der 
Palästinenser handhabt, und ein paar haben angedeutet, daß die Zeit 
gekommen ist für einen freundschaftlichen Ratschlag an Tel Aviv, so 
verlautete es aus jüdischen Pressequellen. 


»Israel muß mit dem palästinen- 
sischen Problem fertigwerden«, 
sagte Seymour Reich, der Präsi- 
dent von B’nai B’rith. »Es wird 
nicht von allein verschwinden. 
Die Palästinenser wollen eine 
Heimat. Die Frage ist: Wo wird 
diese Heimat sein und unter wel- 
chen Umständen wird es sie 


‚geben?« 


Ist das der zionistische 
Traum? 


»Der Status quo ist unhaltbar«, 
sagt Rabbi Alexander Schindler, 
der Führer der Reformbewe- 
gung. »Ich schlage vor, mit Isra- 
el zu reden. Ich stimme völlig 
mit Abba Eban (dem damaligen 
Botschafter in den Vereinigten 
Staaten) überein, die Zeit läuft 
nicht zugunsten Israels. Wenn 
die Frage nach sicheren und ver- 
nünftigen Grenzen auftaucht, 
frage ich: »Was wird hinter die- 
sen sicheren und vernünftigen 
Grenzen erhalten% Der einzige 
Weg eine Bevölkerung, die eine 
Million überschreitet, unter 
Kontrolle zu halten, ist die 
Macht einer Kanonenkugel. Ist 
das der zionistische Traum?« 


»Wenn sich die Situation nicht 
ändert«, sagte Henry Siegman, 
leitender Direktor des Amerika- 
nisch-Jüdischen Kongresses, 
»dann besteht die wirkliche Ge- 
fahr, daß diese Unruhen — die 
Aufstände in Gaza und an der 
West Bank - zur Libanisierung 
der Gebiete führen wird.« 


Eine Inangriffnahme des Pro- 
blems in zwei Stufen wird derzeit 


Als David Ben Gurion die Verwirklichung des zionistischen 


sung für das Dilemma in Gaza 
und an der West Bank anzu- 
streben. : 


Der Rat wird in »nichtöffentli- 
cher Form« erteilt und wird au- 
Berhalb des existierenden Gefü- 
ges der jüdischen Organisation 
in Amerika liegen, so verlautete 
aus gut unterrichteten Quellen. 


Doch die amerikanischen Führer 
haben einen Konsensus erreicht, 
daß - ohne Lösung in Sicht — 
irgend etwas getan werden muß, 
um die politische Sackgasse in- 
nerhalb der israelischen Regie- 
rung in der Frage Nahost aufzu- 
lösen. 


Kontrolle der Aufstände 
ist keine Politik 


Obwohl er der Meinung ist, daß 
es das erste Gebot ist, die Unru- 


a 


Traumes, die Gründung Israels, verkündete, ahnte niemand, 
was daraus nach 40 Jahren wird. 


unter jüdischen Gemeindefüh- 
rern in Amerika diskutiert. Die 
erste Stufe besteht darin, Israel 
aufzufordern, in einer geduldi- 
gen und menschlichen Art und 
Weise die Ordnung wiederher- 
zustellen, damit es sich sein im 
allgemeinen günstiges interna- 
tionales Image erhält. 


Die zweite Stufe besteht in der 
Eröffnung eines ruhigen Dialo- 
ges mit israelischen Führern, in 
denen man ihnen nahelegt, eine 
vernünftige und dauerhafte Lö- 


hen unter den. Palästinensern 
zum Stillstand zu bringen, brach- 
te Morris Abram, der Vorsitzen- 
de der Konferenz der Präsiden- 
ten der großen jüdischen Orga- 
nisation, seine Sorge über die 
Art zum Ausdruck, wie die 
israelischen Methoden, die Auf- 
stände unter Kontrolle zu be- 
kommen, von der Öffentlichkeit 
in Amerika aufgenommen wur- 
den. Mehrere persönliche Bot- 
schaften einschließlich einer 
schriftlichen Note zu diesem 
Thema wurde von der ‚Konfe- 


renz an führende israelische Po- 
litiker gesandt. 


»Israel kann sich nicht der Ge- 
walt ausliefern, doch die Kon- 
trolle der. Aufstände ist keine 
langfristige Politik«, meint Sieg- 
man. »Den Arabern in den Ter- 
ritorien muß eine gewisse Hoff- 
nung auf eine politische Lösung 
angeboten werden.« 


Die jüdischen Führer in Ameri- 
ka bereiten sich jetzt darauf vor, 
Tel Aviv ruhig aber eindringlich 
dahingehend zu beeinflussen, 
daß »sie der Sackgasse ein Ende 
machen und eine Friedeninitiati- 
ve der einen oder anderen Art 
beginnen«, sagt ein leitender Di- 
rektor einer der Organisationen. 
Diese Beeinflussung wird aller- 
dings eher die Form privater 
Ratschläge haben als offene 
oder politische Aussagen. 


»Wenn wir versuchen, Israel von 
New York oder Washington aus 
unter Druck zu setzen«, sagt ein 
jüdischer Führer, »oder wenn 
unsere Organisation offizielle 
Positionen bezieht, wird der 
Schuß nach hinten losgehen.« 


»Israel muß über sein Schicksal 
selbst entscheiden«, sagt Reich. 
»Doch die Zeit arbeitet für keine 
Seite und das Thema einer poli- 
tischen Schlichtung muß von der 
israelischen Regierung jetzt di- 
rekt konfrontiert werden.« 


Es kann nicht mehr lange 
so weitergehen 


Israel muß allerdings jemanden 
haben, mit dem es reden kann, 
sagt Abram und fügt hinzu, ohne 
eine lebensfähige, gemäßigte pa- 
lästinensische Führung, verbun- 
den mit einem zugänglichen Kö- 
nig Hussein von Jordanien, wer- 
den die Friedensbemühungen Is- 
raels- zu nichts führen. Somit 
hoffen die jüdischen Führer, daß 
die amerikanische Regierung 
Druck- auf König Hussein aus- 
üben wird, damit dieser koope- 
riert. 


Während einige jüdische Orga- 
nisationen wie Abram darum 
kämpfen, die israelische Füh- 
rung zu verteidigen und den Pa- 
lästinensern und ihren arabi- 
schen Nachbarn den größten 
Teil der Schuld für die Probleme 
in den besetzten Territorien ge- 
ben, besteht zunehmende Über- 
einstimmung darin, daß eine 
Zeitbombe am Ticken ist. iM 
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Israel 


Bilanz des 
zıonistischen 
Staates 


Mark Lane 


Die zunehmenden weltweiten Forderungen nach einer friedlichen 
und andauernden Lösung des Palästinenser-Problems, der wirt- 
schaftlichen und politischen Stagnation innerhalb Israels und den 
deutlichen Verfall in der jüdischen Tradition unter den Menschen 
der Diaspora hat dazu geführt, daß die amerikanischen Juden sehr in 


sich gehen. | 


Eine Gruppe von zehn großen 
beitragsleistenden jüdischen und 
israelischen Agenturen sowie ge- 
meinnütziger Vereinigungen hat 
vor kurzem einen Bericht über 
den gegenwärtigen Stand der 
Beziehungen zwischen den isra- 
elischen Juden und ihren Glau- 
bensgenossen in der Diaspora 
erstellt. 


Die Milliarden haben 
Israel wenig geholfen 


Der Bericht wurde geschrieben 
von Martin D. Seiden, einem 
ehemaligen amerikanischen 
-Wirtschaftswissenschaftler und 

olitischen Experten, der jetzt in 
srael lebt. Es heißt darin, daß 
die gegenwärtigen Regeln, die 
diese Beziehung leiten, über 
Bord geworfen werden müssen, 
um das Überleben nicht nur Is- 
raels als eines jüdischen Staates, 
sondern auch das Überleben der 
Juden als einer eigenständigen 
Religion, Kultur und eines ei- 
genständigen Volkes zu steigern. 


Seiden behauptet, die Milliarden 
von Dollar, die über jüdische 
Agenturen vom Westen nach Is- 
rael geschleust wurden, sind von 
den israelischen Politikern be- 
nutzt worden, um sich an der 
Macht zu halten und nicht um 
das Wirtschaftswachstum zu un- 
terstützen oder die Selbständig- 
keit voranzutreiben. Dabei ist 
der Wettbewerbsgeist der freien 
Marktwirtschaft erheblich ge- 
dämpft worden und hat Israel zu 
einem unerwünschten Ort für 
Juden der Mittelklasse aus der 
westlichen Welt gemacht, an 
dem sie sich niederlassen und ih- 
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ren Lebensunterhalt verdienen 
könnten. 


Die überraschende Schlußfolge- 
rung des Berichts ist, daß die 
amerikanischen Juden aufhören 
sollten die Millionen Dollar zu 
spenden, die jährlich die Welt- 
Zionisten-Organisation, der 
United Jewish Appeal und die 


Jewish Agency bekommen. Die 
Milliarden, die nach Israel ge- 
schickt worden sind, haben we- 
nig zum Nutzen Israels oder der 
Diaspora beigetragen. 


Seiden sagt, die Juden innerhalb 
und außerhalb Israels hätten 
mehr davon, wenn diese Gelder 
in den USA blieben und für die 
Erhaltung der jüdischen Kultur 
und des jüdischen Charakters 
verwendet würden. 


Seiden zufolge ist dies die größte 
Herausforderung, der sich die 
Juden gegenübersehen, ‚die Er- 
haltung ihres Judentums ange- 
sichts des »kulturellen Holo- 
caust«. Er sagt: »Wir sind auf 
eine sehr reale und spürbare 
Weise Zeuge des buchstäblichen 
Verschwindens der Juden und 
der Verwässerung des Juden- 
tums bei jenen, die sich selbst 
für Juden halten... Heute ist 
die üblichste »jüdische< Hand- 
lung, die viele unserer Jugendli- 
chen begehen, eine Mischehe.« 


Die unerbittliche 
Zahlenlogik 


Das Problem: ist verwurzelt in 


Europäische Juden auf dem Weg nach Israel. Die von der 


Regierung geförderte Masseneinwanderung seit 1948 ließ Isra- 
els Bevölkerung stark ansteigen. 


der unerbittlichen Zahlenlogik, 
meint Seiden: »Wenn alle Ju- 
den, die nach Amerika gekom- 
men sind, Juden geblieben wä- 
ren und ihre Kinder gelehrt hät- 
ten Juden zu bleiben, gäbe es 
heute zehn Millionen Juden in 
den Vereinigten Staaten. Die 
Zahl sechs Millionen Juden ist 
die-Zahl, die jetzt allgemein ge- 
nannt wird, doch sie ist über- 
trieben.« 


Seiden nennt Zahlen, die einen 
Rückgang um 25 Prozent bei den 
Juden der Diaspora bis zum Jahr 
2000 voraussagen, was für die 
Gesamtbevölkerung der Juden 
außerhalb Israels lediglich eine 
Million ergeben würde, »halb so 
viel wie die Einwohner einer 
heutigen Großstadt irgendwo 
auf der Welt«. 


»Darauf sollten sich die jüdi- 
schen Führer heute konzentrie- 
ren. Das ist das Problem mit der 
höchsten Priorität für das Juden- 
tum in dem kommenden Jahr- 
zehnt«, bekräftigt Seiden. 


Das heißt nicht, daß Seiden der 
Meinung ist, das Überleben Isra- 
els sei ein Gesamtprojekt von se- 
kundärer Bedeutung. Doch 
wenn die jüdische Gemeinde 
weltweit ausstirbt, wird es keine 
Juden mehr geben, die nach Is- 
rael gehen können, zumindest 
nicht die spezielle Art von Ju- 
den, die dessen Sicherheit und 
Wohlstand garantieren werden. 


Wie Seiden sagt: »Der einzige 
Ort, wo man fast sicher sein 
kann, daß die eigenen Enkelkin- 
der Juden sein werden, ist Israel. 
Es ist jedoch nicht realistisch da- 
mit zu rechnen, daß Juden der 
Mittelklasse aus dem Westen un- 
ter den gegenwärtigen Bedin- 
gungen nach Israel gehen wer- 
den. Deshalb ist das Problem 
der Assimilation in der Diaspora 
als erstes in Angriff zu nehmen. 
Gleichzeitig sollten die jüdi- 
schen Führer in Amerika Druck 
auf Israel ausüben, daß jene 
Veränderungen dringlich ge- 
macht werden, so daß Israel für 
die Juden der Mittelklasse aus 
dem Westen attraktiv wird.« 


Israel basiert 
auf »Shnor« 


Die Abhängigkeit Israels von ex- 
ternen Einkommensquellen hat 
in der Tat - so Seiden — dort 


Bedingungen geschaffen, die für 
»Juden der Mittelklasse aus dem 
Westen« unhaltbar sind. Israel, 
so sagt er, basiert auf »Shnor, 
der Verwendung von nicht ver- 
dientem Kapital«. 


Dies ergab sich erstens durch die 


von den USA in der Gründungs- 


- zeit des Landes gelieferten Gel- 


der. Die zweite Welle dieser 
Geldsummen kam aus deutschen 
Reparationszahlungen, mit de- 
nen der größte Teil der Infra- 
struktur des Landes gebaut wur- 
de und viele private Renten ge- 


“ zahlt worden sind. Die dritte 


Welle war amerikanische Hilfe, 
die sich insgesamt auf mehr als 
drei Milliarden Dollar belief. 


»Die politische Maschinerie, die 
für die Verteilung dieser Gaben 
verantwortlich ist, hat die Gel- 
der dazu benutzt, sich selbst an 
der Macht zu halten.« Das israe- 


“ wesentlichen gegen Investoren 
und Unternehmen, da deren Pri- 
vatkapital als »eine Gefahr für 
das existierende System« ange- 
sehen wird und was noch wichti- 
ger ist: »Wenn es zu einem star- 
ken Fluß von Privatkapital kä- 
: me, dann könne das den Fluß 
des Kapitaleinkommens (nicht 
erarbeitetes Einkommen) 
stoppen.« 


. Damit wäre die Macht dem der- 
zeitigen politischen Establish- 


ment in Israel entrissen und wür- ° 


:. de in die Hände des privaten 
“Sektors gelangen. »Die Demo- 
kratisierung der Wirtschaft wird 


. von den führenden israelischen 


Politikern nicht gern geschen, 
trotz des gegenteiligen Lippen- 
bekenntnisses, das sie ablegen«, 
schreibt Seiden. 


Da die Mittelkasse-Juden der 
Diaspora daran gewöhnt sind 
unternehmerische Risiken zu 
übernehmen und. sich die Frei- 
heit zu nehmen, diese Risiken 
auch wirklich einzugehen, wer- 
den sie natürlich von der wirt- 
schaftlichen Umgebung in Israel 
abgestoßen, wo man die Geneh- 
migung für größere Investitio- 
nen oder Risikounternehmun- 
gen von einer unübersehbaren 
Zahl von Regierungsbehörden 
und Gewerkschaften einholen 
muß, berichtet Seiden. 


Das führt natürlich zu Seidens 
zweitem Punkt, daß die »andere 
wichtige Priorität für die jüdi- 
sche Führung in Amerika darin 


+ lische Establishment ist somit im- 


besteht, die Tore Israels für Mit- 
telklasse-Olim aus dem Westen 
zu öffnen«. 


Seiden weist auch darauf hin, 
daß der-verringerte Handlungs- 
spielraum Israels eine weitere 
Konsequenz seiner Abhängig- 
keit von ausländischen Mächten 
in bezug auf seine wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit ist, obwohl 
Israel in der Praxis nie so gehan- 
delt hat als wenn es durch seine 
Gönner, die Vereinigten, einge- 
engt wäre. 


Obwohl Seiden diesen letzten 
Punkt nicht anspricht, sollte er 
zur Kenntnis genommen wer- 
den, denn Israel hat diesen 
Aspekt der traditionellen Rolle 
eines Satellitenstaates immer 
eher als ein Public-Relations- 
Problem behandelt denn als ein 
diplomatisches oder politisches 
Problem. & 


Ein Meer von 
Staatsschulden _ 


Doch nach Seiden hat man so- 
eben ein Beispiel dafür, wie Isra- 
els Abhängigkeit von den Verei- 
nigten Staaten ins Spiel kommen 
könnte. 


Seiden: »Wann und wie Israel 
Frieden mit seinen Nachbarn 
macht ist zu sehr von Bedeu- 
tung, als daß dies durch ein Ab- 
hängigkeitsverhältnis mit einem 
anderen Land beeinflußt werden 
sollte. Es ist.auch schwierig In- 
dustriezweige zu entwickeln, die 
mit dem eigenen Sponsor in 
Wettbewerb stehen könnten. 
Das israelische Lavi-Kampfflug- 
zeug ist dafür ein Beispiel. 


Was hält die israelische Industrie 
über Wasser? Ein Meer von 
Staatsschulden und Auslands- 
hilfe.« 


Seiden sagt, es sei an der Zeit, 
daß die »Geschäftsleute, : Inve- 
storen und jüdischen Wissen- 
schaftler« den »Spendensamm- 
lern und Sozialarbeitern« die 
Kontrolle über das Schicksal Is- 
raels gewaltsam entreißen. 
Wenn es den Juden außerhalb 
Israels gelingt das Wirtschafts- 
klima in Israel zu verändern und 
unter den Jugendlichen ein er- 
höhtes jüdisches Bewußtsein 
hervorzurufen, dann ist Israels 
Sicherheit und Zukunft gesi- 
chert, schlußfolgert er, und es 
liegt an den führenden Juden in 
Amerika dieszuerreichen. U 


Palästinenser 


Auf dem Weg 
zu einem Staat 
Victor Marchetti 


Unter dem Geplapper und Ge- 


tratsche bei einem. diplomati- 


schen Empfang in Washington 
meinte Eric Rozenman, Heraus- 
geber der pro-israelischen Nah- 
ost-Berichte, »das Ende des 
Jahrhunderts des Zionismus na- 
hen zu hören«. 


In der in ‘Washington erschei- 
nenden »Jewish Week« berichtet 
er, wie er einen israelischen Kor- 
respondenten sagen hörte: »Wir 
befinden uns auf dem Weg zu 
einem palästinensischen Staat an 
der West Bank und Gaza. Die 
einzige Frage ist, ob er in irgend- 
einer Form mit Jordanien zu- 
sammengefaßt oder ob es ein 
PLO-Staat sein wird.« 


Eine Idee, deren’ 
Zeit vorüber ist 


Während die Camp-David-Ver- 


einbarungen des Jahres 1979 für 
Israel hinreichend Gelegenheit 
boten, für die besetzten palästi- 
nensischen Territorien eine Au- 
tonomievereinbarung auszuar- 
beiten, tat die zionistische Re- 
gierung wenig, außer zu versu- 
chen, sie als Kolonien auszu- 
beuten. 


Diese Idee brach mit den gegen- 


wärtigen Unruhen lauthals zu- 


sammen. Jetzt sagen führende 
arabische Politiker wie der ägyp- 
tische Präsident Hosni Mubarak, 
daß Camp David »eine Idee ist, 
deren Zeit vorüber ist«. 


Das heißt, alle Anderungsvor- 
schläge, die sich aus der 
Friedensinitiative von US-Au- 
ßBenminister George Shultz erge- 
ben könnten, können nur in 
Richtung Befriedigung der Wün- 
sche der Palästinenser gehen 
und nicht in Richtung Besänfti- 
gung der Angste Israels. 


Die amerikanischen Zionisten 
sind auch betroffen von der Be- 


urteilung der gegenwärtigen La- 


ge, die der ehemalige Direktor 
für Kommunikation im Weißen 
Haus und in mehreren Zeitun- 
gen schreibende Leitartikler Pa- 
trick Buchanan von sich gegeben 
hat. Er betrachtet die Aufstände 


der Palästinenser als Anzeichen 
für das Erreichen der politischen 
Trennungslinie und ‚vergleicht 
die Aufstände in den besetzten 
Territorien mit dem Massaker 
von Boston im Jahr 1770. Da- 
mals töteten britische. Truppen 
eine Handvoll amerikanischer 


Schneeballwerfer und halfen so - 


den Funken zu zünden, der zur 
amerikanischen Revolution 
führte. 


Erforderlich eine 
neue US-Politik 


Buchanan weist seinen ehemali- 
gen Boß, US-Präsident Ronald 
Reagan, außerdem darauf hin, 
daß die amerikanischen Interes- 
sen in der großen arabisch-isla- 
mischen Welt eine neue US-Po- 
litik erforderlich machen wer- 
den. Mit anderen Worten: Wa- 
shington sollte wegschauen oder 
gar dabei mithelfen, wenn Israel 
eingeheizt wird. 


Als einzige Reaktion darauf 
scheinen die amerikanischen 
Zionisten nur in der Lage sein zu 
sagen, es könnte stimmen, daß 
Israel kurzfristig gesehen ohne 
das Land der Palästinenser bes- 
ser dran wäre. Doch sie warnen 
davor, daß es sich bei dem arabi- 
schen Konflikt mit Israel nicht 
um eine kurzfristige Sache han- 
delt. 


Somit schlußfolgert Rozenman 
schwermütig, daß die West Bank 
und Gaza eine Flagge, eine 
Hymne und mehr internationale 
Anerkennung bekommen wer- 
den als Israel. Man wird sie 
drängen, vollständige Souver- 
änität zu erlangen und ihre terri- 
torialen Ansprüche vielleicht so- 
gar auf das Ostufer und Westga- 
liläa auszudehnen, das jetzt voll 
in den Staat Israel integriert ist, 
und sämtliche internationalen 
Garantien der Entmilitarisie- 
rung der West'Bank und Gaza 
werden zwangsläufig mit der 
Zeit immer schwächer werden, 
während der neue palästinensi- 
sche Staat Legitimität erlangt. U 


Is 


Israel 


Die Jüdische 
Neue Rechte 


Victor Marchetti 


Wie die meisten amerikanischen Juden fühlen sich die sogenannten 
»Neo-Konservativen« in diesen Tagen äußerst unbehaglich, was die 
Ereignisse in Israel und den besetzten Territorien angeht, schreibt 
Walter Ruby, der New Yorker Korrespondent der »Jerusalem Post«. 
Doch ihre Unbehaglichkeit scheint weniger zu tun zu haben mit 
moralischen Anwandlungen über die harte Reaktion des zionisti- 
schen Staates auf die palästinensischen Unruhen als mit ihrem eige- 
nen Mangel an Ideen für einen raschen und leichten Weg weg von 
dem dunklen Pfad, auf dem sich Israel jetzt befindet. 


Die Neo-Konservativen, von de- 
nen die meisten um das Magazin 
»Commentary« — es wird vom 
New Yorker Kreis des amerika- 
nisch-jüdischen Komitees veröf- 
fentlicht - herum gruppiert sind, 
sind eine höchst einflußreiche 
Gruppe einstiger liberaler Intel- 
lektueller, die in den siebziger 
Jahren — als die Demokratische 
Partei der Vereinigten Staaten 
das Glück verließ - zum Konser- 
vatismus übergelaufen sind. Die- 
se fast ausschließlich jüdische 
Gruppe, so Ruby, entwickelte 
eine Schule des Denkens, die ei- 
ne ungeheuere Stütze für die Re- 
gierung Ronald Reagans war. 


Eine Rückkehr zum 
Kalten Krieg 


Diese hoch kreativen Denker 
und brillanten Opportunisten 
haben gepredigt, daß eine Rück- 
kehr zum Kalten Krieg mit Mos- 
kau - indem Israel ein unerläßli- 
cher strategischer Verbündeter 
sein würde — die einzige Antwort 
auf die Probleme wäre, mit der 
die westliche Welt konfrontiert 
wird. Doch heute, so geben sie 
nur zögernd zu, haben sie kein 
Rezept dafür, wie man Israel 
und den Vereinigten Staaten 
helfen könne, Frieden im Nahen 
Osten zu finden und Anerken- 
nung für den jüdischen Staat un- 
ter den arabischen Ländern zu 
erreichen. 


In »Commentary«, einem politi- 
schen Meinungsblatt, predigen 
die Neo-Konservativen ein 
Evangelium hoher Verteidi- 
gungsausgaben; enge Beziehun- 
gen zu Israel und eine Konfron- 
tationshaltung gegenüber der 
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Personen — manche würden sa- 
gen zweifelhafte Persönlichkei- 
ten — wie die ehemalige Bot- 
schafterin der USA bei den Ver- 
einten Nationen, Jeane Kirkpa- 
trick; der ehemalige nationale 
Sicherheitsberater Robert 
McFarlane und eine Gruppe zio- 
nistischer Sympathisanten, die 
sich eifrig bemühen, auf der 
Welle der Neo-Konservativen 
mitzuschwimmen. 


Der Status quo 
ist unhaltbar 


Einzeln und als Gruppe unter- 
stützen die Neo-Konservativen 
weiterhin das strategische Bünd- 
nis zwischen den USA und Israel 
und drängen die US-Regierung, 
den zionistischen Staat nicht zu 


Für George Shultz, US-Außenminister, und seine Beamten sind 
Leute, die Israel kritisieren, nicht länger Freunde Amerikas. 


Sowjetunion, den nicht-alliier- 
ten Staaten der dritten Welt und 
Israels arabischen Rivalen. So 
wurde die pro-zionistische Poli- 
tik ein Synonym für Antikom- 
munismus. 


Zu der Riege der Neo-Konser- 
vativen gehören solche Unruhe- 
stifter aus der amerikanischen 
Regierung wie der Staatssekre- 
tär im Außenministerium, Elliot 
Abrams, der ehemalige Staatsse- 
kretär im US-Verteidigungsmi- 
nisterium, Richard Perle, und ei- 
ne Schar weniger bekannter, 
doch deshalb nicht weniger ein- 
flußreicher Staatssekretäre mit 
starker zionistischer Überzeu- 
gung, die in der ganzen amerika- 
nischen Staatsbürokratie ver- 
streut sind, sich jedoch beson- 
ders um das Verteidigungsmini- 
sterium herum konzentrieren. 


Dazu gehören solch wichtige 


Konzessionen zu zwingen, die 
die Weltmeinung besänftigen 
würden, die aber Israels zweifel- 
hafte Sicherheit gefährdet. Sie 
sind besonders auf der Hut vor 
der derzeitigen Initiative von 
US-Außenminister George 
Shultz, der hinter den Kulissen 
versucht, eine Friedenskonfe- 
renz zustandezubringen, und sie 
hegen den Verdacht, daß US- 
Präsident Ronald Reagan den 
Wunsch haben mag, als Frie- 
denspräsident in die Geschichte 
einzugehen, der neben einem 
Rüstungsabkommen mit den So- 
wjets »einen weiteren Handel 
mit den Arabern geschlossen 
hat«. 


Norman Podkoretz, der Heraus- 
geber von »Commentary«, der 
als der Pate der Jüdischen Neu- 
en Rechten angesehen wird, 


schrieb vor kurzem in einer Ko- 


lumne, die in mehreren Blättern 


gleichzeitig erschien, der palästi- 
nensische Aufstand »repräsen- 
tiert die Offnung einer neuen 
Front und einer neuen Reihe 
von Taktiken in dem unbarm- 
herzigen Krieg, den die arabi- 
sche Welt seit dem Jahr 1948 
führt, um den jüdischen Staat zu 
zerstören«. Doch er empfiehlt 
nichts außer stillschweigender 
Übereinstimmung mit Israels 
knochenbrechender Politik, die 
er als »äußerst unerfreulich und . 
häßlich bezeichnet, doch die im 
wesentlichen eine Frage der 
Kontrolle des Aufruhrs und ei- 
gentlich polizeiliche Angelegen- 
heit sei«. 


Noch jüngeren Datums ist ein 
anderes Zitat von ihm, wo er ge- 
sagt haben soll: »Natürlich ist 
der Status quo unhaltbar, doch 
die Alternativen für eine fortge- 
setzte Besatzung sind gleicher- 
maßen unangenehm und alles ist 
gefährlich. Israel ist gespalten, 
weil nicht klar ist, welches der 
richtige Kurs ist. Der derzeitige 
Kurs ist schrecklich, doch ein 
Rückzug ist genauso schreck- 
lich.« 


Eine Verständigung 
mit den Palästinensern 
ist machbar 


Irving Kristol, der häufig für 
»Commentary« schreibt und 
Herausgeber von »The Public 
Interest«, einem anderen neo- 
konservativen Blatt ist, hat 
ebensowenig eine Lösung für Is- 
raels gegenwärtigen Krise parat, 
obwohl er immerhin andeutet, 
eine Verständigung mit den Pa- 
lästinensern könnte machbar 
sein. 


»Ich sehe nicht, warum Israel 
selbst vor einem PLO-Staat an 
der West Bank Angst haben soll- 
te, denn Jordanien würde ihm 
nicht viel erlauben«, sagte er. 


»Die Vorstellung einfach so wei- 
ter machen zu können, bis sie 
mit den Arabern verhandeln 
werden, ist ziemlich absurd. Die 
Araber werden niemals ernst- 
haft verhandeln.« 


Kristol gibt dem israelischen 
Wahlsystem die Schuld dafür, 
daß es »keine Regierung hervor- 
gebracht hat, die bereit, ist eine 
einseitige Maßnahme zu ergrei- 
fen, die bei einer großen Min- 
derheit« der Bevölkerung, den 
Ultra-Nationalisten, unpopulär 
wäre. U 


Judentum 


Aufden 
chwingen 
der Geier 


Im folgenden Beitrag geht es um Aliyah, der Rückkehr nach Israel, 
- und das nicht endende Bevölkerungsproblem des zionistischen Staa- 
tes. Der Beitrag erschien in der Zeitschrift »Issues«, einer Veröffent- 
lichung des Amerikanischen Rates für das Judentum, eine Organisa- 


- tion, die gegen den Zionismus ist. 


- Die gegenwärtige Kontroverse 
über das endgültige Schicksal 
der sowjetischen Juden und ob 
sie ausschließlich nach Israel ge- 
hen sollten oder ob ihnen nicht 
die Wahl überlassen bleiben soll, 
hat diesen Beitrag veranlaßt. Er 
- wurde von Israel Shamir für die 
israelische Zeitung »Al Hamish- 
mar« geschrieben: 


- Die Geschichte einer 
- Flugzeugentführung 


Ein Sprecher der israelischen 
Verteidigungsstreitkräfte hat 
verkündet, daß eine Komman- 
doeinheit der IDF in der vergan- 
genen Nacht ein Flugzeug der 
- Pan American Airlines während 
seines Routinefluges zwischen 
London und New York in seine 
Gewalt gebracht hat. Das Flug- 
zeug landete ohne Zwischenfälle 
auf dem Ben Gurion Flughafen 
in Lod. Nichtjüdische Passagiere 
. wurden sofort freigelassen und 
das Flugzeug durfte seinen Flug 
nach kurzer Verzögerung fort- 
setzen. 


In einer feierlichen Zeremonie, 
die am Flughafen abgehalten 
wurde, präsentierte der Minister 
für Aufnahme, Yakov Tisur, 
zwanzig amerikanischen und bri- 
tischen Juden — die Passagiere 
dieses Flugzeuges gewesen sind 
— Repatriierungszertifikate und 
die israelische Staatsbürger- 
schaft. 


Das war das erste Mal, daß ein 
Flugzeug auf der Route Lon- 
don -New York entführt wurde, 
doch im vergangenen Jahr hat 
. die IDF über zwanzig Flugzeuge 
mit russischen Juden umgeleitet, 


die in die Vereinigten Staaten 
emigrieren wollten. 


Die Entscheidung ein Programm 
zu starten, um Passagiere der 
Route London - New York nach 
Israel »umzuleiten«, wurde bei 
der letzten Vollversammlung des 
israelischen Kabinetts getroffen. 
Sie wurde getroffen, weil keine 
Juden aus der Sowjetunion mehr 
das Land verließen, da sie fürch- 
teten, daß ihr Flugzeug entführt 
wird. 


ie: h 
| 
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gefällt oder nicht.« 
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»Alle Juden gehören nach Israel, es ist ihre Heimat, ob es ihnen 


»Die Menschen in Israel stam- 
men aus dem Land Israel. Das 
ist die Heimat aller Juden, ob es 
ihnen gefällt oder nicht«, sagte 
Major Shmulik, der komman- 
dierende Offizier der Einheit, 
die die Mission erfolgreich been- 
det hatte. 


»Was machen die für ein Thea- 
ter? Glauben die amerikani- 
schen Juden, wir nehmen die 
russischen Juden und lassen die 
amerikanischen Juden im Exil 
leiden?« 


Repatriierung 
aller Juden 


Als Antwort auf Fragen der 
Presse, ob die neuen Immigran- 
ten ins Ausland reisen dürften, 
sagte der Vertreter des Aufnah- 
meministers, alle neuen Bürger 
dürften Israel verlassen, wann 
immer sie wollten. 


Die einzige Voraussetzung ist, 
daß sie die Kosten ihres Trans- 
portes nach Israel und die Ko- 
sten für die Dienstleistungen 
und die Unterkunft zahlen, die 
ihnen zur Verfügung gestellt 
wurden. Außerdem müßten sie 
für eine kurze Zeit Wehrdienst 
tun und eine kleine Ausreise- 
steuer bezahlen. 


»Wir sind hier nicht in Ruß- 
land«, sagte der Sprecher des 
Ministeriums. »Unsere Tore 
sind nicht verschlossen. Diejeni- 
gen, die gehen wollen, können 
gehen!« 


Die neuen Immigranten - offen- 
bar vom Gefühl überwältigt - 
konnten die Tränen nicht zu- 
rückhalten. Der Streit darüber, 
ob die neuen Olim (Immigran- 
ten) in die neu erschlossenen 
Gebiete in der Wüste geschickt 
werden oder in die Siedlungen 
an der West Bank wurde durch 
einen Kompromiß gelöst: die 
Hälfte von ihnen ging in die Wü- 
ste, der Rest an die West Bank. 


»Die Zeit ist gekommen, um das 
Galut (Exil) ein für allemal zu 
beenden«, sagte ein israelischer 
Regierungsvertreter. »Die Exi- 
stenz selbst auch nur eines Juden 
außerhalb des Staates Israel ist 
ein Schlag ins Gesicht des jüdi- 
schen Heimatlandes. Wir müs- 
sen diese Peinlichkeit loswer- 
den. Die Kritik von seiten Ame- 
rikas und des europäischen Ge- 
meinsamen Marktes ist offenbar 
motiviert durch scharfen Antise- 
mitismus. Wir haben schon im- 
mer gewußt, daß die Welt gegen 
uns ist, doch es ist uns gelungen, 
dies in der Vergangenheit zu 
überwinden, und wir werden es 
auch diesmal überwinden!« 


Sofortige Besetzung von 
New York 


Die Welt-Zionisten Organisa- 
tion (WZO) hat dafür gestimmt 
die Mapam Partei wegen ihrer 
mangelnden Unterstützung für 
die mutige Land-Luft-Operation 
zu verurteilen. Andererseits hat 
die WZO es abgelehnt, die For- 
derungen der Likud-Partei nach 
einer sofortigen Besetzung New 
Yorks und seiner Vororte zu un- 
terstützen, um die Repatriierung 
aller Juden durchzuführen. 


Man war gegen die Initiative der 
Likud-Partei, weil sie zu einem 
katastrophalen Absinken der 
Geldmenge geführt hätte, die 
durch die verschiedenen Aktio- 
nen des United Jewish Appeal 
hätte gesammelt werden kön- 
nen; dieses Geld könnte dann in 
die Fortführung der Operation 
mit dem Code-Namen »Auf den 
Schwingen der Geier« - als Erin- 
nerung an die Operation »Auf 
den Schwingen der Adler«, die 
in der Vergangenheit durchge- 
führt wurde - gesteckt werden. 
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Deutschland 


Eberhard Diepgen, Regierender 
Bürgermeister von Berlin: »Das 
Ziel der Deutschland- und Ber- 
linpolitik für die neunziger Jahre 
muß und kann angesichts der 
globalen Bedingungen nur lau- 
ten: Wir hoffen, daß die Einheit 
der Nation trotz der staatlichen 
Teilung für immer mehr Deut- 
sche erlebbar wird. Die Metho- 
den zur Verfolgung dieses Zieles 
sind: Zusammenarbeit der bei- 
den Staaten in Deutschland, 
Wandel durch Offenheit, eine 
° Veränderung der trennenden 
Wirklichkeiten durch die Ver- 
netzung von Infrastrukturen und 
durch mehr menschliche Begeg- 
nungsmöglichkeiten. Deutsch- 
landpolitik für die neunziger 
Jahre verliert dabei das erstreck- 
te Ziel einer Einheit der deut- 
schen Nation ohne. staatliche 


Teilung nicht aus den Augen. 


Aber wir müssen heute das tun, 
was machbar ist, und Perspekti- 
ven bieten, ohne Illusionen zu 
fördern. Pragmatismus für heute 
und die Vision für die geschicht- 
liche Perspektive, das ist kein 
Widerspruch, das ist die notwen- 
dige Ergänzung.« 


USA 


Arthur „Miller, amerikanischer 


Dramatiker: »Es ist schlimmer 


geworden. Zunächst einmal wird 
alles immer teurer. Je teurer es 
wird, ein Stück aufzuführen oder 
‘ einen Film zu produzieren, desto 
- schärfer die Forderung, daß ein 
möglichst breites Publikum er- 
reicht wird. Also wird alles tri- 
vialisiert, homogenisiert, damit 
nur ja alle alles verstehen und so 
weiter. Die Folge ist, daß die 
Vereinigten Staaten die Popkul- 
- tur der Welt schaffen. Es fällt 
uns immer schwerer, irgend et- 
was auf der Ebene hervorzubrin- 
gen, die ich einmal populäre 
Hochkultur nenne möchte. Bei 
. uns entsteht entweder Elitekunst 
“ für einen kleinen Kreis von Ein- 
geweihten oder Pop-Zeug.” Im 
Pop-Zeug sind wir Weltmeister. 
Auf der mittleren Ebene schaf- 
fen wir wenig.« 


Geld 


- Tito Tettamanti, Schweizer An- 
walt und: Finanzmann: »Es är- 
gert mich, ‘wenn die Medien 
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Rangordnungen .der reichsten 
Leute veröffentlichen. Die Ju- 
gend bekommt dadurch den Ein- 
druck, daß materieller Erfolg 
der einzige Maßstab im Leben 
sei. Wenn Geld Selbstzweck 
wird, dann gehen alle unsere an- 
deren Werte zugrunde. Dann 
breitet sich die Korruption im- 
mer weiter aus.« 


Ungeborenes 
Leben 


Martin Brecht, - Professor für 
evangelische Theologie an der 
Universität Münster: »Derzeit 
wird der Preis der Gleichberech- 
tigung der Frau zum Teil dem 
ungeborenen Leben tödlich auf- 
gelastet, indem eine rechtliche 
Konvention den Schwanger- 
schaftsabbruch gestattet. Die 
Gesellschaft liebt es nicht, wenn 
an diese bequeme, aber so ei- 
gentlich nicht verantwortbare 
Regelung gerührt wird. Die Kir- 
chen müßten noch deutlicher wi- 
dersprechen und vor allem in ih- 
rer Diakonie mehr dagegen tun. 
Das gleiche gilt für eine christli 
che Sozialpolitik.« 


USA 


Robert M. Solow, Wirtschafts- 
wissenschaftler und Nobelpreis- 
träger: »Die Vorstellung, daß 
der Niedergang des British Em- 
pire ein Beispiel dafür sein 
könnte, was dem Römischen 
Reich widerfuhr und den Ameri- 
kanern bevorsteht, beeindruckt 
mich nicht. Ich glaube aller- 
dings, daß der Erfolg manchmal 
Länder und Völker korrumpiert, 
und es ist denkbar, daß der ame- 
rikanische Erfolg die Amerika- 
ner zu selbstbewußt gemacht 
hat. Aber daß wir schon an ei- 
nem bedeutenden Wendepunkt 
sein könnten, nehme ich nicht 
an. Die Amerikaner haben lange 
in der Vorstellung gelebt, daß 
ihr Lebensstandard immer höher 
sein müßte als der aller anderen 
Länder. Das ist natürlich Non- 
sens. Es mußte immer damit ge- 
rechnet werden, daß Europäer, 
Japaner oder andere uns einho- 
len und auch überholen könn- 
ten. Uns sollte das nicht nur 
nicht überraschen, wir sollten es 
begrüßen. Und in diesem Sinne 
ist die tiefe Überzeugung, der 
große amerikanische Traum, 
Gott hätte mit diesem Land et- 
was ganz Besonderes vor, wahr- 
scheinlich zu Ende. gegangen. 
Ich kann das'nur begrüßen.« 


‚stützt, 


Soldaten 


Manfred Rommel, Oberbürger- 
meister von Stuttgart: »Zur Frie- 
denspolitik genügt nicht ein Pa- 
zifismus, der sich vorwiegend in 
der Feindschaft gegen Soldaten 
äußert, und zwar vorsichtshalber 
gegen die eigenen.« 


Souveränität 


Helmut Kohl, Bundeskanzler: 
»Die . Vier-Mächte-Verantwor- 
tung für Deutschland als Ganzes 
besteht fort und kann von uns 
nicht aufgekündigt werden.« 


Gorbatschow 


Swjetlana Allilujewa, die Toch- 
ter Stalins: »Michail Gorba- 
tschow ist ein Naivling. Die 
Glasnost ist zum Untergang ver- 
urteilt. Gorbatschow ist eine 
ehrliche und ausgezeichnete Per- 
sönlichkeit, aber er handelt zu 
schnell. Er wird die Zukunft 
Rußlands und der Welt nicht be- 
stimmen.« 


Kremi-Chef 


Hans-Dietrich Genscher, Bun- 
desaußenminister: »Ich möchte 
davon ausgehen, daß Gorba- 
tschow ein guter sowjetischer 
Patriot ist, ein Mann, der er- 
kannt hat, daß der Einfluß der 
Sowjetunion auf die Welt und in 
der Weltpolitik steigt, wenn sie 
sich nicht mehr "hauptsächlich 
oder nür auf die Rüstung, das 
heißt aufxdie Bedrohung anderer 
sondern diese Bedro- 
hungspotentiale abbaut und sich 
mehr auf die kreativen Kräfte ih- 
rer begabten Völker verläßt. 
Aber selbst wenn dies ein Irrtum 


- wäre und seine Worte nur Worte 


wären, hinter denen sich ein an- 
derer teuflischer Sinn verbirgt, 
so wäre dieses Spiel auf jeden 
Fall für ihn selbst sehr viel risi- 
koreicher als für die westlichen 
Staaten.« 


CDU 


Norbert Blüm, stellvertretender 
CDU-Bundesvorsitzender und 
Bundesarbeitsminister: »Die 
CDU leidet nicht an Ermü- 
dungserscheinungen, sondern 
eher an einer fiebrigen Flatter- 
haftigkeit, die ständig auf Neues 
und Spektakuläres lüstern ist. 
Während wir die erste Weg- 
strecke noch nicht eingeweiht 
haben, streiten wir schon über 


. den dritten Wegabschnitt.« 


Bonn 


Helmut Kohl, Bundeskanzler: 
»So könnt ihr das mit mir hier 
nicht machen. Ich erwarte, daß 
das Kabinett das Ding gleich 
verabschiedet, und zwar einstim- 
mig. Und wenn ihr das nicht 
wollt, dann müßt ihr euch halt 
jemand anderes suchen, dann 
kann ich ja gleich zum Richard 
von Weizsäcker gehen, dann ist 
die Sache zu Ende. Ich lasse 
mich hier nicht vorführen wie ei- 
nen Tanzbären.« 


Frankreich 


Jean-Marie LePen, Präsident 
der Nationalen Front Frank- 
reichs: »Frankreich hat sechs 
Millionen Einwanderer. Unsere 
Geburten bleiben zurück, wir 
müssen also die Familien-Hilfe 
aufstocken. Die Zahl der Kri- 
minaltaten hat sich bei Mord in 
den letzten Jahren unter den 
Präsidenten Giscard d’Estaing 
und Francois Mitterrand verdop- 
pelt. Die Zahl der Drogensüchti- 
gen ist um das 34fache gestiegen. 
Schule und Eiternhaus haben 
aufs Leben vorzubereiten und 
nicht sozialistischen Experimen- 
ten zu dienen. Frankreich muß. 
wieder lernen, zwischen Gut und 
Böse zu unterscheiden. Das Bö- 
se muß betraft werden. Ich bin 
deswegen für die Wiedereinfüh- 
rung der Todesstrafe.« 


Bundestag 


Hannelore Rönsch, CDU-Bun- 
destagsabgeordnete: »Jeder drit- 
te der 519 Abgeordneten kommt 
aus dem öffentlichen Dienst. 
Von den 32 SPD-Frauen sind al- 
lein 14 Lehrerinnen oder Erzie- 
herinnen. Hinzu kommen mehr 
als 70 Abgeordnete, die direkt 
aus den Gewerkschaften, den 
Parteien oder sozialen Organisa- 
tionen in den Bundestag ge- 
wechselt sind. Sie alle wissen 
nicht, wie es im wirklichen Le- 
ben zugeht. Damit muß Schluß 
sein. Wir brauchen mehr berufs- 
erfahrene Unternehmer, Hand- 
werker und Arbeiter im Bundes- 
tag.« m 


Medizin 


Ionen 


bestimmen 


die Atemluft 


Kay Vogel 


Mit jedem Atemzug kommen Ionen in unsere Lungen und werden 
vom Blut den Zellen zugeführt. Ionen erfüllen die Luft in riesigen 
Mengen. Es sind elektrisch geladene Teilchen, die dadurch entste- 
hen, daß Atome oder Moleküle unter Einwirkung starker Energien 
negative Elektronen aufnehmen oder verlieren. Die Energien stam- 
men aus der kosmischen und der ultra-violetten Strahlung, aus radio- 
aktiven Elementen im Gestein, aus Gewittern, Wasserfällen, Wind, 


: Sand- und Staubstürmen. 


Auf welche Weise beeinflussen 
Ionen die Stimmung des Men- 
schen? Nach Meinung von medi- 
zinischen Autoritäten hängt die 
Fähigkeit, Sauerstoff aufzuneh- 
. men und zu verwerten, zum Teil 
von den Ionen ab. Negative Io- 
.. nen im Blutstrom beschleunigen 
:“ die Beförderung des Sauerstoffs 
? in die Zellen und Gewebe und 
-regen den Menschen in vielen 
Fällen ebenso an, wie einige 
Atemzüge reinen Sauerstoffs. 


», Positive Ionen hemmen die Sau- 


 erstoffbeförderung im Körper 
und rufen dieselben Symptome 
hervor, wie beispielsweise die 
durch Sauerstoffmangel beding- 
» te Höhenkrankheit. Man glaubt, 
daß negative Ionen auch das Re- 
tikuloendothel. anregen, eine 
. Zellengemeinschaft, die die Ab- 
- wehrkräfte des Körpers steuert. 


Die Gefahren der 
Luftverschmutzung 


‘ Schmutz- und Giftpartikel von 


Heizungen, Autos und Industrie 


dringen durch Tür- und Fenster- 
ritzen in unsere Räume ein und 
werden Tag und Nacht vom 
Menschen eingeatmet. Gefähr- 
lich: ist die Luftverschmutzung, 
- weil sie unspürbar, unsichtbar 
und oft auch geruchlos ist; sie 
wird vom Menschen kaum be- 
achtet oder zu spät. Dabei haben 
Wissenschaftler festgestellt, daß 
viele chronische Krankheiten 
durch Luftverschmutzung verur- 
sacht werden. 


Zwar bekämpfen wir zu trocke- 
ne Luft‘ mit Luftbefeuchtern 


oder schlechte Gerüche mit 
Raumsprays; die viel schädliche- 
ten Schwebepartikel bleiben je- 
doch unbeachtet, weil sie von 
uns nicht wahrgenommen 
werden. 


Überall auf der Welt nimmt dar- 
um die Zahl der Menschen mit 
Atembeschwerden oder er- 
krankten. Atemwegen zu. Eine 
langsame, aber stete Schädigung 
der Gesundheit durch Luftver- 
schmutzung ist gewiß. Die Na- 
senschleimhäute, das Flimmer- 
epithel der Luftröhre und Bron- 
chien können wohl Grobstaub 


aufhalten, aber nicht den mikro 
feinen Luftschmutz. : 


Zum Entfernen dieser mikrofei- 
nen Luftschmutz- und Giftparti- 
kel aus der Raumluft gibt es jetzt 
ein neues, geniales Raumluftrei- 
nigungsgerät. Zu diesem Gerät 
schreibt Professor Dr. med. G. 
Lebek, Leiter der Abteilung für 
Allgemeine Mikrobiologie der 
Universität Bern: 


»Wir erhielten den »Vitar 250« 
zur Prüfung der Wirksamkeit 
hinsichtlich der Bakterien- und 
Schmutzpartikelaufnahme durch 
den Auffangstreifen des Gerä- 
tes. Zusammenfassend kann be- 
stätigt werden, daß das Gerät 
aus der Raumluft bedeutende 
Mengen von Schmutzpartikel 
anzieht und innerhalb von vier 
Stunden in unseren Versuchen 
bis zu 165 000 Keime auf dem 
Auffangstreifen aufnimmt.« 


Mit diesem Luftreinigungsgerät 
»Vitar«, das sich hauptsächlich 
für den Wohn- und Schlafbe- 
reich eignet, werden die Luft- 
schmutzpartikel durch Ionisa- 
tion elektrostatisch aufgeladen. 


Dies hat nichts mit ionisierenden ' 


Strahlen zu tun, sondern erfolgt 
nur elektrostatisch. l 


Sobald der Luftschmutz elek- 
trostatisch negativ geladen ist, 
wird er vom positiv geladenen 
Schmutzmagneten des. Gerätes 
angezogen und bleibt auf einem 
Auffangstreifen haften. 


Aufladung der Schmutz- 
u. Staubpartikel der Raumluft 


Schmutzfolie BE, 


Der Luftreiniger »Vitar 250« mit seinem elektrostatischen Wir- 


kungsprinzip. 


‚Streifen 


Ohne Luftzug, ohne Geräusche 
und mit minimalstem Stromver- 
brauch von nur einem Watt ist 
die Raumluft einem steten Rei- 
nigungsprozeß unterworfen. Auf 
dem Auffangstreifen rund um 
das Gerät beobachtet man von 
Tag zu Tag, wie der grauschwar- 
ze Luftschmutzpelz immer dich- 
ter und: schwärzer wird. 


Untersuchungen der Luft- 
schmutzschicht zeigen, daß die- 
ser hauptsächlich von Autoabga- 
sen, Ölheizungen und Industrie 
stammt. Es finden sich Ruß, 
Staub, aus Autoabgasen Koh- 
lendioxid, Schwefeldioxid, 
Schwermetalle, Stickoxide, 
Bleioxide und verschiedenartig- 
ste andere Partikel und Aeroso- 
le, sogar Bakterien und Pilze auf 
dem Streifen. 


Etwa alle zwei Wochen wird der 
samt Schmutz- und 
Giftstoffen weggeworfen und ein 
neuer um das Gerät gewickelt, 
damit der Prozeß von vorne an- 
fangen kann. 


Vergleiche mit anderen Luftrei- 
nigern nach herkömmlichem Sy- 
stem mit Ventilator und Filtern 
zeigen, daß beim »Vitar« der 
Reinigungsprozeß speziell für 
sehr feinen Luftschmutz rasch 
abläuft. Oft werden mit her- 
kömmlichen Geräten hauptsäch- 
lich Grobpartikel erfaßt, die we- 
niger gesundheitsschädlich sind, 
weil sie durch Nasenschleimhäu- 
te und Flimmerepithel aufgehal- 
ten und ausgeschieden werden. 


Ionen bestimmen unser 


- Wohlbefinden 


Das »Vitar«-Gerät ist das einzi- 
ge Ionisationsgerät, das einen 
Luftschmutzmagneten besitzt. 


Das patentierte Verfahren er- 
zeugt keine schwarzen Wände, 
wie dies beim Betrieb anderer 
Ionengeräte der Fall ist. Das 
»Vitar«-Gerät erlaubt durch die 
Spezialschaltung eine hohe Io- 
nenproduktion, und die nach der 
Luftreinigung in der Luft ver- 
bleibenden negativen Ionen sind 
biologisch wirksamer, weil sie 
nicht gegen »Erde« wandern wie 
beim altherkömmlichen Ionen- 
gerät. 


Weitere Informationen über »Vi- 
tar«-Luftreinigungssystem von 
Pro Vital Versand Tien, Postfach 
2468/1, D-4460 Nordhorn 
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Medizin 


_Schwingun- 
ven statt 
Iabletten 


Karl Vogel 


Der Umstand, daß der Tablettenverbrauch in der Bundesrepublik 
rapide angestiegen ist, ist sehr beunruhigend. Er zeigt nicht nur an, 
daß viele Menschen unter Schmerzen zu leiden haben: Er hat auch 
eine Kostenseite und scheint außerdem völlig an der Tatsache vorbei 
zu gehen, daß es kein wirksames Arzneimittel ohne Nebenwirkungen 
gibt. Es ist also eine Alternative gefragt, nach der die Rücken-, 
Migräne-, Rheuma-, Ischias-, Kreuz-, Neuralgie- und sonstigen 


Schmerzgeplagten greifen können. 


Die neue Schweizer Sano-Sono- 
Methode ist eine solche Alterna- 
tive, die Schmerzen, aber auch 
ihre Ursachen gezielt bekämpft 
und das ohne Nebenwirkungen. 
Dabei ging ein Team von Erfin- 
dern, Technikern und Naturheil- 
kundigen von der Erkenntnis 
aus, daß viele Gebrechen des 
Bewegungsapparates mit Ver- 
spannungen und Bewegungsein- 
schränkungen verbunden sind, 
die oft massive Schmerzen ver- 
ursachen. Diesen nun geht man 
mit den Mitteln modernster 
Elektronik zu Leibe - mit einem 
Tonschwingungsgerät, mit dem 
man nicht nur die Stärke, son- 
dern auch die Frequenz einstel- 
len kann. 


Lösung von 
Muskelkrämpfen 


' Hier können in einem Bereich 
zwischen 50 und 600 Hertz je 
nach Bedarf 3000 bis 36 000 
Schwingungen pro Minuten er- 
zeugt werden, die nun auf ganz 
natürliche und unschädliche 
Weise das Zellgewebe in 
Schwung bringen und zu seiner 
Durchblutung beitragen. 


Verblüffend unkompliziert, aber 
erfolgreich hat sich diese welt- 
neue Methode in folgenden An- 
wendungsbereichen erwiesen: 
bei der Auflockerung der Mus- 
kulatur, bei der Lösung. von 
Muskeikrämpfen, bei der Über- 
tragung leichter Vibrationen auf 
innere Organe — etwa Lunge, 
Baucheingeweide oder zur 
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Atemgymnastik -, bei der Lok- 
kerung des Bandapparates - 
zum Beispiel an der Wirbelsäule 
— oder bei der Beruhigung erreg- 
ter Nerven. 


Denn der Magnet-Hubmotor 
des Sano-Sono-Zell-Aktivators 
reagiert sensibel und zuverlässig 
auf alle Wünsche, wobei die an- 
gestrebte Schwingungsfrequenz 
genau von Hand eingestellt wer- 
den kann. Daß man dabei die 
Frequenz mit der größten Effi- 
zienz findet, dafür sorgen zehn 
markierte Frequenzstellen. Und 
das ist nicht nur höchst komfor- 
tabel, sondern auch notwendig, 
da das Gewebe nicht überall 
gleich empfindlich ist. Hier wal- 
ten also natürliche, gesunde und 


Verspannungen und Muskel- 
schmerzen ganz einfach mit 
dem  Sano-Sono-Gerät weg- 


schwingen. 


segensreiche Urkräfte, gebän- 
digt für das eigene Wohlbe- 
finden. 


Gesteigerter Sauerstoff- 
Austausch in der Zelle 


Das Wesentliche dieser neuen 
Schmerzbehandlungsmethode 

aus der Schweiz ist aber, daß 
sich diese neue faszinierende 


- Anwendung noch zusätzlich mit 


dem Einsatz von Magnet-Ron- 
dos kombinieren läßt, die mit ih- 
ren zirkulierenden Feldstärken 
die heilsamen Einflüsse des Erd- 
magnetismus vervielfachen. Die 
Folge ist, daß dadurch der le- 
benswichtige _Sauerstoff-Aus- 
tausch in der Zelle entscheidend 
gesteigert wird: gut durchblute- 
tes Gewebe aber lebt - und läßt 
leben. 


In diesem Sinne schreibt Dr. 


Erich Thulcke, der ehemalige 
Leiter der staatlichen Massage- 
schule der Charit& Berlin, über 
die Voraussetzungen einer wirk- 
samen Vibrationsmassage. 


Man stelle sich das menschliche 
Gewebe wie einen Beutel voller 
kleiner Murmeln vor, wobei je- 
de Murmel einer Gewebezelle 
entspricht. Setzt man nun das 
neue Heimbehandlungsgerät mit 
dem Schwingteller auf den Beu- 
tel und schaltet es ein, erhalten 
die Murmeln einen Stoß. Beim 
Zurückschwingen des Behand- 
lungstellers hainyen auch die 
Murmeln zurück. Auf diese 
Weise entsteht eine vibratori- 
sche Massagewirkung. Das Ge- 
webe wird etwas zusammenge- 
drückt und Ernährungsflüssig- 
keiten — meist sind es verbrauch- 
te Schlackenstoffe — herausbe- 
fördert. 


Durch den nachlassenden Druck 
entsteht ein Vakuum, das vom 
Körper sogleich mit frischem 
»Nährstoffgemisch« nachgefüllt 
wird. So wird die Wirkungsweise 
bei den herkömmlichen Vibra- 
tionsgeräten erklärt. Das stimmt 
auch. Nur, die Körperzellen sind 
keine Murmeln oder Tennisbälle 
oder was man sonst noch an Bei- 
spielen anführt, sondern fast 
ausschließlich aus Flüssigkeit be- 
stehende Gebilde. Diese Zellen 
puffern auf sie einwirkende 
Schwingungen sehr schnell weg, 
so daß nur eine ganz geringe 
Eindringtiefe entsteht. 


Stößt man jedoch mit dem Sano- 
Sono-Gerät die »Murmeln« an, 


so ergibt sich der bisher nicht ge- 


kannte Effekt einer heilsamen 
Tiefenwirkung. Diese Tiefenwir- 
kung läßt sich durch die Fre- 
quenzmodulation des Gerätes 
lenken. Je höher die Frequenz, 
desto tiefer die Wirkung. 


Je höher die Frequenz, 


desto tiefer die Wirkung 

Je tiefer das Behandlungsziel im 
Gewebe liegt - wenn man zum 
Beispiel Verspannungen in der 
Gelenkkäpsel des Hüftgelenkes 
»lockern« will, muß die Gesäß- 
muskulatur durchdrungen wer- 
den -, desto höher wird die Fre- 
quenz gewählt. 


Bei Schwierigkeiten im Hand- 
oder im Ellbogenbereich genügt 
es, eine mittlere Frequenz zu 
wählen. 


Auch die vegetativen Nerven- 
stränge, die aus der Wirbelsäule 
kommen und zu den Fernzielen 
im Körper laufen, können auf 
diese Weise stoffwechselmäßig 


begünstigt werden und so für ei- 


ne bessere Funktion der entspre- 
chenden Organe sorgen. 


Mit dem Sano-Sono-Gerät las- 
sen sich Schwingungen erzeu- 
gen, die die Zellen entschlacken, 
die Gewebshormone auf Trab 
bringen und die Durchblutung 
fördern. 


Der Sano-Sono-Aktivator er- 
bringt genau jene Leistungen, 
die für eine erfolgreiche, 
schmerzbefreiende Anwendung 
notwendig sind. Es sind nicht die 
von Schiller beschriebenen »ro- 
hen Kräfte«, die hier »sinnlos 
walten«, sondern natürliche, ge- 
sunde, segensreiche Urkräfte. 


Weitere interessante Einzelhei- 
ten über diese faszinierende 
Neuheit auf dem Gesundheits- 
sektor kann man dem Buch 
»Schmerzfrei« von Frank Bildau 
und Hanspeter Sommer entneh- 
men. Es beschreibt 185 Krank- 
heits-Indikationen und wurde 
von Therapeuten, Physikern, 
Elektronikern und Medizinjour- 
nalisten gemeinsam und seriös 
erarbeitet. 


Das Buch von Frank Bildau und 
Hanspeter Sommer mit dem Titel 
»Schmerzfrei« sowie weitere In- 
formationen über die Sano-Sono- 
Methode erhalten Sie vom Vital- 
Versand Tien, Postfach 2468/1, D- 
4460 Nordhorn. 
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Energien 


Erna Dobler- 


In der mexikanischen Wüste wächst ein Kaktus, der die Energien der 
Elektrizität, der Radioaktivität und des Magnetismus der Erde nutzt 
und sie in aufbauende Wachstumsvorgänge umwandelt. Hier setzt 
die gesundheitserhaltende und krankheitsverhütende Funktion der 
. Aventurin-Kosmetika ein: die Wirkstoffe dieses mexikanischen Kak- 
»  tusses helfen, die überschüssigen und daher schädlichen künstlichen 
Energien zu neutralisieren und gestörte Energien beziehungsweise 

' Energiefelder nach einem natürlichen Prinzip wieder auszugleichen. 


Seit Jahrtausenden lebt und. 


: wächst der für die Aventurin- 
“. Kosmetika verwendete Kaktus 
als »UÜberlebenskünstier« in der 
Wüste Mexikos. Nie wurde er 


“von Menschen in seinem Bio- 


rhythmus verändert oder ge- 
düngt. Da er von der Luftelek- 
trizität, dem Erdmagnetismus, 
den Radonstrahlen aus dem Bo- 
.. den sowie allen Elementen, Spu- 
- renelementen, Mineralien, Vita- 
minen, Elektronen, Protonen 
und Neutronen des ihn umge- 
benden Makro-Kosmos lebt, 
beinhaltet er diese. Sein Stoff- 
wechsel ist danach ausgerichtet. 


Ausgleich von 
Yin und Yang 


Das Ausgangsmaterial für die 
Aventurin »Georgstropfen« ist 
dieser Kaktus. Die Tropfen ent- 
halten fast keine Materie mehr, 
sondern sind als vorwiegend gei- 
stiges Mittel anzusehen. Sie wir- 
ken auf vier Ebenen: körperlich, 
emotional-psychisch, geistig und 
- spirituell durch Harmonisierung 
oder Ausgleich von Yin und 
Yang, was bekannt die Grundla- 
ge der Gesundheit ist. 


Die Herstellung der Tropfen er- 
folgt über ein neuartiges Verfah- 
ren von gespeicherten Informa- 
tionen in gleichbleibender Zu- 
sammensetzung. Bei dieser Ge- 
legenheit sollte ich erwähnen, 


daß ich nicht nur in erster Linie 
Bioplasmatiker bin, sondern 
auch Anhänger der »Noetic 
Science«, der Wissenschaft vom 
Denken und Erkennen, die es 
sich zur Aufgabe gestellt hat, 
Heilwissen der alten Kulturen 
mit den modernen Möglichkei- 
ten der Medizin und Technik 
zum Wohle der leidenden Men- 
schen zusammenzubringen und 
einzusetzen. 


Jahrelange Testungen mit dem 
Biotensor von Dr. Josef Ober- 
bach und Computertestungen 
ergaben, daß der Kaktus in einer 
bestimmten Zusammensetzung 
die Energien der einzelnen Me- 
ridiane im menschlichen Körper 
ausgleichen kann. Sie wirken 
wie eine sanfte Nadelakupunk- 
tur. Die chinesische Meridian- 
Definition besagt, daß intelligi- 
ble Verbindungswege des Ener- 
gieaustausches zwischen Körper- 


-oberfläche - und damit der Au- 


Benwelt - und den im Körperin- 
neren vorhandenen Orbis (otge- 
nische Funktionskreise) für die 
Funktion aller Körper-, aber 
auch Seelenvorgänge verant- 
wortlich sind. 


Es sind 
Harmonisierungsmittel 
und keine Medikamente 


Es gibt vier verschiedene Trop- 
fenformen, die eine Einheit bil- 


den: »Georgstropfen R« gegen 
die energetischen Auswirkungen 
der Radioaktivität; »Georgs- 
tropfen M« gegen die energeti- 
schen Auswirkungen der elek- 
tromagnetischen Felder und Ma- 
gnetfelder,; »Georgstropfen E« 
gegen die energetischen Auswir- 
kungen der Elektrizität; »Micha- 
elstropfen« zusätzlich zu. den 
Georgstropfen R, E, M zum 
energetischen Meridianausgleich 
bei inneren und äußeren Narben 
sowie tiefgreifenden oder chro- 
nischen Energieflußstörungen. 


Alle Tropfen werden eingerie- 
ben. Es sind Harmonisierungs- 
mittel und keine Medikamente. 
Auch wenn man nach der ersten 
Einreibung noch nichts Umwer- 
fendes verspüren sollte, so wer- 
den doch bereits nach der ersten 
Einreibung die Weichen in Rich- 
tung Energieausgleich gestellt, 
wie unzählige Biotensor-Mes- 
sungen, Computertests und Kir- 
lian-Fotographien beweisen. 


Der Energie-Transport wird 
wieder in Gang gesetzt und jede 
Zelle nimmt sich blitzschnell 
das, was sie aus dem Elemente- 
angebot braucht. Die weiteren 
Einreibungen bewirken dann, 
daß der Energiefluß verbessert 
und aufrechterhalten wird und 
die Zellen weiter gefüttert wer- 
den. Aus dem riesigen feinstoff- 
lichen Angebot nimmt sich der 
Körper per Anziehung und auf- 
grund der vollen kosmischen In- 
telligenz jeder Zelle - wenn sie 
nicht schon schwer geschädigt ist 
- was er braucht, was nicht be- 
nötigt wird, geht durch. 


Außer den auch aus der natur- 
heilkundlichen Medizin bekann- 
ten Reaktionen im Sinne von 
Heil- oder Harmonisierungsre- 
aktionen sind bei vorschriftsmä- 
Biger oder mit dem Biotensor 
getesteten Anwendung keine ne- 
gativen ‘Nebenwirkungen be- 
kanntgeworden. 


Die Etiketten der Aventurin 
»Georgs- und Michaelstropfen« 
haben eine besondere Symbolik, 


Energetik, Schutz- und Verstär- 


kerwirkung. Zur Symbolik: In 
der Mitte ist die Urpyramide mit 
den drei Stufen Radioaktivität, 
Magnetismus und Elektrizität, 
die. die Menschheit symbolisiert. 
Außen die Natur durch den 
Kaktus symbolisiert und Gott, 
der sich durch die uns umgeben- 
de Natur darstellt. Die Natur 


“hilft der Menschheit oder die 


Menschheit wird durch die Na- 
tur beziehungsweise Gott er- 
halten. 


Bezüglich der Energetik kann 
jeder Bioplasmatiker die La- 
dung am Fläschchen und am ein- 
zelnen Tropfen testen und wird 
dabei den großen Unterschied 
feststellen. Die Schutzwirkung 
zu erzielen war sehr schwierig 
und war für jede Tropfenart ver- 
schieden. 


- Die alte Vorhersage 


der Indianer 


Es gibt eine alte Vorhersage der 
Indianer die besagt, daß die 
Weißen eines Tages vor vollen 
Tellern sitzen werden und doch 
nichts essen können. Tscherno- 
byl hat uns die erste Vorstellung 
davon gegeben und wenn wir 
uns weiterhin vor Augen halten, 
daß unsere Lebensmittel eigent- 
lich Todesmittel genannt werden 
können, nachdem sie 350 Che- 
mikalien enthalten dürfen, war 
es nicht abwegig, sich darüber 
Gedanken zu machen. 


Durch die mikrobiologische Be- 
handlung konnte ich seit Jahren 
die. zunehmende Verschlechte- 
rung und Schädigung der 
Schleimhäute des Verdauungs- 
traktes, insbesondere des Darm- 
wandiymphaticums beobachten, 
so daß von manchen Menschen 
auch keine Vollwerternährung 
mehr vertragen wird. Deshalb 
habe ich den Tropfen noch die 
Strahlungspartikel von 25 westli- 
chen und makrobiotischen Nah- 
rungsmitteln aufmoduliert, so 
daß auch hier ein Angebot be- 
steht. 


Was dann nach einigen Monaten 
der Einreibung der Tropfen 
noch nicht harmonisiert ist, geht 
sehr oft auf Regulationsblocka- 
den oder Anomalien im Kopf 
zurück oder auch verhärtete 
Blutgerinnsel. 


Auch über Ursachen, warum 
einzelne Menschen wie lebende 
Antennen auf alle Strahlung und 
Elektrizität reagieren und ande- 
re nicht, ließe sich viel sagen. 
Nur soviel: Yttrium-Mangel und 
feinstofflicher Vitamin-B1-Man- 
gel sind immer unter den Haupt- 
ursachen. I 


Weitere Informationen über die 
»Georgs- und Michaelstropfen« 
erhalten Sie von der Aventurin 
GmbH, Jagdstraße 7, D-8000 Mün- _ 


chen 19. 
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Zuruck zum 
naturlichen 


Gleichgewicht 


Nikolaus Bergmüller 


Der Bio-Aktivator Regazell energen stimuliert die Tätigkeit des 
Knochenmarks und fördert die »Selbstopferung« der Granulozyten, 
einer Unterart der weißen Blutkörperchen. Gelee Royale, Ginseng, 
Weißdorn, Weizenkeime und Pflanzenpollen sind in diesem Natur- 
heilmittel zu einem hochwertigen Arzneimittel vereinigt. 


Den ersten Nachweis der multi- 
faktoriellen Wirkung von Rega- 
zell energen auf das blutbildende 
System konnte Professor Heine 
von der Universität Witten-Her- 
decke, an Gesunden, Multimor- 
biden und Tumorpatienten er- 
bringen. Bereits zwei Wochen 
nach Therapiebeginn war bei ge- 
sunden Probanden und multi- 
morbiden Patienten ein starker 
Anstieg der Neutrophilen und 
Monozyten (Unterarten der 
Leukozyten = weiße Blutkör- 
perchen) zu beobachten. Dies ist 
ein deutlicher Nachweis für die 
Stimulation des Knochenmarks 
als Produktionsort dieser Zellen. 
Damit verbunden ist zwangsläu- 
fig und erwünschtermaßen eine 
Verbesserung des unspezifischen 
Immunsystems. 


Der Einfluß auf das 
Knochenmark 


Bei den Tumorpatienten trat 
dieser Effekt mit einer Verzöge- 
rung von zwei Wochen auf. Dies 
wird durch die energetische Be- 
lastung des Organismus ver- 
ständlich. 


Durch diese Ergebnisse konnte 
anhand klinischer Parameter die 
subjektiv empfundene Steige- 
rung des Wohlbefindens und der 
Leistungsfähigkeit objektiv 
nachgewiesen werden. 


Eine fast vergessene Fähigkeit 
der .neutrophilen Granulozyten 
rückt durch die grundlegenden 
Arbeiten von Professor Heine 
wieder in den Blickpunkt. Nor- 
malerweise gehen beim Gesun- 
den pro Sekunde ungefähr 1,2 
Millionen. voll funktionsfähige 
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Granulozyten in physiologische 
Lyse, das heißt diese enorme 
Anzahl von Zellen geht zugrun- 
de und gibt ein ungeheures Po- 
tential an biologisch aktiven 


- Jation der Homöostase, 


Substanzen frei. 
handelt es sich hierbei um Pros- 
taglandine, Leukotriene, 
Wachstumsfaktoren und Interfe- 
rone. 


Diese Vielfalt an Substanzen ist 
wesentlich beteiligt an der Regu- 
dem 
Gleichgewicht des inneren Mi- 
lieus eines jeden Organismus. 
Nach Einnahme von Regazell 
energen kam es bei den Proban- 
den und den Patienten zu einer 
Steigerung der Lysebereitschaft 
der neutrophilen Granulozyten 
bis zu hundert Prozent. 


Neue Perspektiven in der 
Tumornachsorge 


Regazell energen ist somit auf- 
grund der Unterstützung und 
Anregung der physiologischen 
Lyse von Granulozyten geeig- 
net, bei allen unphysiologischen 
Belastungen des Organismus 


Insbesondere - 


prophylaktisch oder auch beglei- 
tend zu notwendigen Therapie- 
maßnahmen eingesetzt zu 
werden. 


Als besonders beachtenswert er- 
scheint Professor Heine die 
zweifache Wirkung des Bio-Ak- 
tivators auf die Leukozyten zu 
sein; zum einen die Steigerung 
der Anzahl der Leukozyten 
durch Stimulation des Knochen- 
marks, dies bedeutet eine Ver- 
besserung der Abwehrfunktion 
und des Immunsystems, zum an- 
deren die Erhöhung der »Selbst- 
opferungsrate« der Granulo- 
zyten. 


Beide Funktionen sind zur Re- 
gulierung der Grundsubstanz, 


Der »Kur-Erfolg« von Regazell 
energen ist eine höhere Lei- 
stungsbereitschaft, ein_bes- 
seres Allgemeinbefinden und 
eine Verbesserung des Eigen- 
antriebs. 


€ 


des Blutplasmas sowie der un- 
spezifischen Immunreaktion und 
- der allgemeinen Homöostase le- 
bensnotwendig.. Hier eröffnen 
sich weitere neue Perspektiven 
zum Verständnis der Therapie 
mit Regazell energen in so un- 
terschiedlichen Bereichen wie in 
der Geriatrie, bei Rheuma, in 
der Tumornachsorge, im Kli- 


makterium und im Hochlei- 
stungssport. 
Damit ist diese biologische 


Wirkstoffkombination für die 
Gesunderhaltung und Gesund- 
heitsvorsorge der Bevölkerung 
von großer Bedeutung. Dieser 
Bio-Aktivator reguliert das Zu- 
sammenspiel von Makrophagen, 
Lymphozyten, Granulozyten 
und Fibrozyten im Dienste der 
Grundsubstanz, der »Schutzpoli- 
zei« des menschlichen Körpers. 


In neuen Studien wurde der 
Nachweis erbracht, daß Regazell 
_ energen im Sinne einer Neuord- 
. nung und eines Neubaus des 
übergeordneten Regelsystems 
Grundsubstanz wirkt. Da von 
der Grundsubstanz sämtliche 
.. Zellen des Körpers abhängen, 
: können Abwehrfunktionen bes- 
ser ausgeübt, Ernährungs- und 
--. Transportfunktionen in physio- 
logischer Weise übernommen 
werden. 


Wie die Befunde zeigen, ist die- 
ses Arzneimittel in hohem Maße 
geeignet, die Fähigkeit der neu- 
- .trophilen Granulozyten - phy- 
-siologische gesunde Grundsub- 
stanz - anzustoßen. Dadurch 
wird die multifaktorielle Wir- 
kung des biologischen Wirksy- 
stems bestätigt. 


Rheuma, diese heimtückische 
Krankheit, die Millionen Men- 
schen das Leben, zur Hölle 
macht, hat Dr. med. H.-P. Hem- 
. gesberg zum Thema einer inter- 
- essanten Studie gemacht. Er be- 
handelte über einen Zeitraum 
‚von zwei Jahren 21 Rheumapa- 
. tienten mit dem Regazell ener- 
gen. Das Krankheitsbild der 
Rheumaleidenden wurde über- 
aus positiv beeinflußt. Neben ei- 
ner Verbesserung des Allge- 
meinbefindens und der Stim- 
mungslage war ein deutlicher 
Rückgang der rheumatischen 
Beschwerden zu verzeichnen, 
sowie die gleichzeitige Stärkung 
der körpereigenen Abwehrfunk- 
tionen. 


.Diese Ergebnisse konnten er- 
. zielt. werden, . weil: die Vorstel- 


lung der klassischen Schulmedi- 
zin — nach der Krankheiten spe- 
zifische Vorgänge sind, die sich 
auf ganz bestimmte Organe oder 
Körperfunktionen beschränken 
- neu überdacht wurde. 


Erfolge bei chronischen 


Krankheitsprozessen 


Vielmehr wurde von der ganz- 
heits-medizinisch orientierten 
Auffassung ausgegangen, daß 
jede Krankheit letztlich nur ein 
Zeichen dafür ist, daß das natür- 
liche Gleichgewicht im Gesamt- 
organismus gestört ist. Ein Zei- 
chen dafür, daß die Selbsthei- 
lungskräfte des Körpers versagt 
haben. Die gezielte Stärkung der 
Grundsubstanz ist daher von 
zentraler Bedeutung für jeden 
Menschen. 


Denn nur dadurch können die 
Selbstheilungskräfte des Kör- 
pers aktiviert werden, die der 
beste Schutz vor jeder Krankheit 
sind und helfen, bereits beste- 
hende Krankheiten zu über- 
winden. 


Kuren mit Regazell energen stei- 
gern die psychische Leistungsfä- 
higkeit bei Schülern, Studenten 
und Menschen, die Streßsitua- 
tionen ausgesetzt sind, verbes- 
sern sogenannte »Altersbe- 
schwerden« bei älteren Men- 
schen und verhelfen Spitzen- 
sportlern zur Steigerung: ihrer 
Leistungsfähigkeit. Auch diesen 
Ergebnissen liegen wissenschaft- 
liche Untersuchungen zugrunde. 


Positive Wirkungen einer Rega- 
zell-energen-Kur sind bei jung 
und alt, bei Kranken und Gesun- 
den zu beobachten. Das Ge- 
heimnis dieser besonderen 
Wirksamkeit ist allein die Tatsa- 
che, daß der Organismus ganz- 
heitlich im Bereich der Zellen, 
Organfunktionen, Nerven und 
der Grundsubstanz aktiviert und 
stabilisiert wird. Und zwar auf 
natürlichem Wege ohne die Ge- 
fahr irgendwelcher schädlicher 
Nebenwirkungen. 


Wie Dr. Klaus Heß berichtet, 
hat er in einer von ihm durchge- 
führten Untersuchung festge- 
stellt, daß durch die Einwirkung 
des Bio-Aktivators auf das Re- 
gelsystem Grundsubstanz . eine 
Zunahme der Spermienzahl und 
-mobilität, eine Verbesserung 
der Spermienmorphologie und 
ein Anstieg des Serum Testoste- 
rons nachgewiesen wurde. 


Gleichzeitig konnten durch eine 
bessere Streßbewältigung und 
Durchblutung, Potenzstörungen 


beim Mann behoben werden. 


Diese bei rund 50 Prozent der 
untersuchten diagnostizierten 
Befunde bestätigen die Überle- 
gung, daß Regazell energen ei- 
nen positiven Einfluß auf das 
Keimepithel hat. 


Für die Richtigkeit der von Heß 
gemachten Beobachtungen spre- 
chen auch die von Professor Hei- 
ne gemachten und bereits er- 
wähnten Erfahrungen, daß das 
biologische Wirkprinzip Rega- 


& 


Eine Kur mit dem Naturheil- 
mittel hilft älteren Menschen, 
aber auch Sportlern zur Stei- 
gerung ihrer Leistung. 


zeli energen in der Lage ist, das 
Knochenmark _ zu stimulieren. 
Das Knochenmark ist dabei 


gleichzeitig das Zentrum ho-. 


möostatischer Regelung, in dem 
es übergeordnete nervöse und 
hormonelle Einflüsse umsetzt. 


Was ist 
Regazell energen? 


Die Grundstoffe des Bio-Akti- 
vators sind Gelee Royal, Gin- 
seng, Weißdorn, Weizenkeime 
und Pflanzenpollen. Diese In- 
haltsstoffe sind so aufeinander 
abgestimmt, daß sie sich in ihren 
Wirkungen nicht nur ergänzen, 
sondern durch Synergismus so- 
gar verstärken. 

Durch diese Kombination, die 
ein pharmakodynamisches Gan- 
zes, ein neues Therapieprinzip 
ist, wird Regazell' energen zum 
Bio-Aktivator. Das Naturheil- 
mittel stellt die für Gesundheit, 
Wohlbefinden und Heilungser- 
folge so wichtige Balance für 
Körper, Geist und Seele wieder 


her und ermöglicht dadurch häu- 
fig erst die erfolgreiche Therapie 
des Grundleidens. 


Die Inhaltsstoffe von Regazell 
energen liefern ein nahezu lük- 
kenloses Spektrum an essentiel- 
len Substanzen für die Zellen 
und den Organismus. Durch die 
gleichzeitige Zufuhr aller wichti- 
gen Zellbausteine und Biokata- 
lysatoren wird die Aufrechter- 
haltung eines normalen Zell- 
stoffwechsels ermöglicht, die 
Synthese regelhafter Grundsub- 
stanz wird aktiviert. 


Normalerweise reicht eine Voll- 
kur von 40 Tagen aus, um die 
erwünschten Regenerations- 
und Auffrischungsvorgänge im 
Organismus einzuleiten. Bei 
starken Erschöpfungszuständen 
und chronischen Erkrankungen 
sind 40 Tage allerdings nicht aus- 
reichend, um eine Stabilisierung 
des Allgemeinzustandes zu er- 
reichen. In solchen Fällen ist es 
daher notwendig, die Einnahme 
über die 40 Tage hinaus fortzu- 
setzen. 


Um Mangelerscheinungen, wie 
sie in den »dunklen« Herbst- 
und Wintermonaten auftreten, 
vorzubeugen, sind in dieser Jah- 
reszeit durchaus zwei Kuren 
empfehlenswert. 


Objektiv läßt sich die knochen- 
marks-stimulierende Wirkung. 
von Regazell energen in den bis- 
her untersuchten Fällen bereits 
innerhalb von vierzehn Tagen 
bis drei Wochen im weißen Blut- 
bild nachweisen. Die Art der 
subjektiven Reaktion bezie- 
hungsweise Feststellung eines 
»Kur-Erfolges« ist naturgemäß 
je nach individueller Ausgangs- 
situation und Sensibilität sehr 
unterschiedlich. Sie wird erfah- 
rungsgemäß meistens innerhalb 
von zwei bis drei Wochen vom 
Patienten bemerkt. 


In der Regel stellt der Patient 
unter Regazell-energen-Einnah- 
me-zuerst eine Verbesserung des 
Eigenantriebs, eine Stabilisie- 
rung der psychischen Befindens- 
situation sowie ein vermindertes 
Schlafbedürfnis bei gleichzeitig 
verbesserter Erholungslage m 


Regazell energen erhalten Sie in 
jeder Apotheke. Weitere Informa- 
tionen können Sie direkt vom Her- 
steller, Bio-Naturkraft GmbH, Bio- 
logische Präparate, Gruberstraße 
64, D-8011 Poing, anfordern. 
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Germanen 


Licht vom 


O 


Karl Richter 


Richard Wagner schrieb im Jahr 1848 in seinem Buch »Die Wibelun- 
gen - Weltgeschichte aus der Sage«: »Der Menschen und Geschlech- 
ter rastloses Streben und Drängen nach nie erreichten Zielen erhält 
aus ihren Ur- und Stammsagen meist eine deutlichere Erklärung, als 
sie aus ihrem Auftreten in der nackten Geschichte, welche uns nur 
die Konsequenzen ihrer wesenhaften Eigentümlichkeit überliefert, 
zu erhalten ist.« Um die Bedeutung dieser Erkenntnis für die 

eschichtliche Identität der germanischen Völker geht es in dem 


olgenden Beitrag. 


Zwei Antworten wußte die anti- 
ke Welt auf die Frage nach Ur- 
sprung und Herkunft der germa- 
nischen Völker zu geben. Die ei- 
ne gibt offenbar nur Tacitus, der 
von der Ureingesessenheit der 
Germanen an ihren historischen 
Stammsitzen überzeugt war. In 
einem der ersten Kapitel seiner 
»Germania« behauptet er: »Die 
Germanen selber, möchte ich 
-glauben, sind eingeboren und 
gar nicht durch Einwanderung 
und Aufnahme anderer Stämme 
vermischt, weil nicht zu Lande 
einst, sondern mit Flotten nahte, 
wer seinen Wohnsitz ändern 
wollte, der unermeßliche und so- 
zusagen gegnerische Ozean aber 
drüben selten von unserer Welt 
aus durch Schiffe besucht wird.« 


Zur Zeit Tacitus war 
bereits mehr bekannt 


Nun entstand die »Germania« zu 
einer Zeit - um die erste nach- 
christliche Jahrhundertwende -, 
da die wissenschaftliche Ausein- 
andersetzung mit den Völkern 
des Nordens noch in ihren An- 
fängen steckte; außer einigen va- 
gen Hinweisen bei Herodot, 
Strabo und Livius lag wenig vor, 
das über die germanischen Stäm- 
me fundiert und erschöpfend 
hätte Aufschluß geben können. 


Auch die konkrete Bedrohung, 
die Rom einst von diesen Völ- 
kern zu gewärtigen haben wür- 
de, begann sich allenfalls von 
ferne abzuzeichnen. Eine zwin- 
gende Veranlassung zu einem 
Befassen mit dem germanischen 
Norden bestand also nicht, wie 
denn auch der Verfasser der 
»Germania« eher kompiliert 
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denn kritisch auswertet, was ihm 
an Quellen und Informationen 
zur Verfügung stand. 


Daß aber bereits zur Zeit Taci- 


tus mehr bekannt war, als in der 


»Germania« mitgeteilt wird - 
und zwar gerade im Hinblick auf 
die in unserem Zusammen- 
hang interessierende Herkunfts- 
frage —, das belegt ein Passus in 
der »Naturgeschichte« des älte- 
ren Plinius. Es heißt dort: 
»Schon deutlicher werden die 
Nachrichten von den Ingväonen 
an, dem ersten Volk von dort 
aus in Germanien. Hier bildet 
das sehr hohe Gebirge Sevo, 
nicht kleiner als die Ripäen, bis 
an das Cimbrische Vorgebirge 
einen Meerbusen, welcher Co- 
danus heißt und voll Inseln ist. 


Die größte derselben ist Skandi- 
navia von unbekannter Ausdeh- 
nung; einen Teil des bekannten 
bewohnt in 500 Gauen das Volk 
der Hillevionen, welches ihn den 
zweiten Erdkreis nennt.« 


Die Antike wußte um die 
Bedeutung des Nordens 


Und weiter: »Gegenüber im 
Germanischen Meer liegen auch 


noch zerstreut die Gläsarien, 
welche die neueren Griechen die 
Elektriden genannt haben, weil 
sich hier der Bernstein (Elek- 
tron) erzeuge. Die entfernteste 
von allen, die erwähnt werden, 
ist Thule, auf der, wie früher ge- 
sagt, um die Zeit des Sonnen- 
stillstandes keine Nacht ist, 
wenn nämlich die Sonne in das 
Zeichen des Krebses tritt, und 
ebenso zur Zeit des kürzesten 
Tages kein Tag. Nach Einigen 
geschieht dies immer sechs Mo- 
nate hintereinander . ... Andere 
nennen auch noch Scandia, 
Dumna, Bergos und als größte 
von allen Nerigos, von wo aus 
man nach Thule schiffe. Eine 
Tagesreise von Thule ist das 
Meer gefroren; einige nennen es 
Kronion.« 


Daß hier von der circumpolaren 
Region die Rede ist, ist offen- 
sichtlich. Es ist ein Mythos, daß 
die Antike nichts vom hohen 
Norden gewußt habe. Die Exi- 
stenz der heiligen Insel Helgo- 


Der Steinring in Cornwall, England, ungefähr 3000 Jahre alt, ist eine Chiffre, die bis heute nicht 
entschlüsselt werden konnte. 


. nahestehenden 


land war bereits dem griechi- 
schen Geschichtsschreiber Dio- 
dorus bekannt gewesen, und ein 
anderer Grieche, Pytheas von 
Marseille, hatte im vierten Jahr- 
- hundert vor der Zeitenwende 
selbst zu Schiff die Nordsee er- 
reicht. Wie der Bericht des Pli- 
nius belegt, wußte man auch 
vom »gefrorenen Meer« noch 
weiter nördlich und von der po- 
laren Nacht, die ein halbes Jahr 
dauert. Und man wußte, daß 
hoch im Norden Menschen 
wohnten. 


Das aber ist die zweite Erklä- 
rung, die die römische Welt für 
die Herkunft der Germanen pa- 
rat hatte: eine Insel hoch oben 
im Norden, rings vom Meer um- 
geben, von unbekannter Aus- 
dehnung, aber von Menschen in 
schier unübersehbarer Fülle be- 
siedelt, eine zweite Welt gerade- 
zu, alter orbis. Tacıtus weiß von 
alledem nichts. Und seine Be- 
hauptung von der Ureingeses- 
senheit der Germanen gewinnt 
dadurch nicht eben an Glaub- 
würdigkeit, daß er mitunter kur- 
zerhand auf die germanischen 
Stämme überträgt, was andere 
Autoren längst von anderen 
Völkerschaften berichtet hatten. 


Mit dem Fortschreiten der Jahr- 
hunderte gerieten die Germanen 
zunehmend ins Blickfeld der rö- 
mischen Welt, als Söldner im 
kaiserlichen Heer zunächst, spä- 
ter als Eroberer. Zwangsläufig 
. wurden damit die Berührungs- 

flächen zwischen Rom und den 
Völkern des Nordens größer, 
und nicht zuletzt erfuhren römi- 
“ sche Gelehrte jetzt auch, was die 
Germanen von sich selbst be- 
richteten, von ihrem Glauben 

ebenso wie von ihrer Herkunft. 


Dabei konnten spätere Berichte 
im allgemeinen nur bestätigen, 
was bereits Plinius erwähnt 
hatte. 


Die Stammessage 
als Chiffre 


So heißt es bei dem den Goten 
Geschichts- 
schreiber Jordanes, (6. Jahrhun- 
dert): »Dieser Ozean hat aber 


: auch noch andere Inseln weit 


draußen inmitten seiner Wogen. 
Weit draußen am Ende des We- 
stens liegt eine Insel namens 
Thyle .. . Auch hat dieses unge- 
heure Meer in seinem arkti- 
schen, das heißt in seinem nörd- 
lichen Teil, eine umfangreiche 


Insel namens Skandza, worüber 
unsere Erzählung mit Gottes 
Hilfe anheben soll. Denn das 
Volk, nach dessen Ursprung du 
fragst, kam, wie ein Bienen- 
schwarm aus dem Schoß dieser 
Insel hervorbrechend, nach Eu- 
Topa.« 


Weiter schreibt Jordanes: »So ist 
das Land nicht nur für Menschen 
unwirtlich, sondern auch für Tie- 
re schrecklich. Auf Skandza 
aber, wovon die Rede ist, woh- 
nen viele verschiedene Völker, 
doch nur von sieben gibt Ptole- 
mäus den Namen an.« 


Der Chronist nennt dann eine 
ganze Reihe von Völkern, die 
auf Skandza ihre Wohnsitze hät- 
ten; schließlich kommt er auf die 
Goten zu sprechen und resü- 
miert: »Von dieser Insel Skand- 
za also sollen einst wie aus einer 
Werkstatt der Völker oder eine 
Mutter der Nationen die Goten 
mit ihrem König Berig ausgefah- 
ren sein.« 


Ganz Ähnliches berichtet der 
Geograph von Ravenna (8. Jahr- 
hundert), der unter Hinweis auf 
Jordanes lapidar vermerkt: 


»Ebenso sollen von dieser Insel 
auch die Völker des Westens ih- 
ren Ausgang genommen haben; 
lesen wir doch, daß die Goten 
und die Dänen und ebenso die 
Gepiden von dort einstmals aus- 
gezogen seien.« 


Das diesem Artikel vorangestell- 
te Wort Richard Wagners, einer 
weithin unbekannten Schrift des 
Komponisten aus dem Jahr 1848 
entnommen, trifft in zweierlei 
Hinsicht das Richtige: erstens ist 
noch in jeder Legende das oft 
benannte »Fünkchen Wahrheit« 
verborgen, das im vorliegenden 
Fall durchaus mehr sein kann als 
ein Funke; zweitens aber mani- 
festieren sich Stammestradition 
und Stammes-Bewußtsein  nir- 
gends in komprimierterer Form 
als in der Stammessage. Die 
Stammessage ist sozusagen die 
Chiffre, unter der sich das Stam- 
mes- und Volkskollektiv selbst 
seiner Umwelt präsentiert und 
von ihr erkannt werden will. 


Sie ist das in konkrete, anschau- 
liche Form gebrachte Bewußt- 
sein eines Kollektivs von sich 


selbst. Und sie gibt gleichsam 


den kollektiv-seelischen Hinter- 
grund für das geschichtliche 
Handeln eines Stammes. oder 
Volkes ab, den durch bloßes 


Quellenstudium nicht erfaßba- 
ren Urgrund seiner realhistori- 
schen Handlungsmotive, -ten- 
denzen und Ansprüche. Ge- 
schichte ist oftmals spätes Er- 
gebnis, quasi die spätere Ab- 
schrift dessen, wozu Sage und 
Mythos die Urschrift sind. 


Der Drehpunkt 
der Weltordnung 


Daß gerade die mittelalterliche 
Geschichte, die sich auf dem 
Fundament der während der 
germanischen Völkerwanderung 
keimhaft angelegten abendländi- 
schen Staaten vollzieht, eine Ge- 
schichte des politischen Han- 
delns in Symbolen ist, beruht auf 
dem Umstand, daß Symbolver- 
stehen und Sagentradition wäh- 
rend des gesamten germanischen 
Mittelalters zumindest unter- 
gründig lebendig geblieben und 
von den Beteiligten der mittelal- 
terlichen Geschichte auch ernst 
genommen wurde. 


Ein Stamm, »Staat« oder Herr- 
schergeschlecht war niemals ein 
unbeschriebenes Blatt. Wo eine 
neue Größe den Plan betrat, tra- 


‚ten — unterschwellig oder von 


dem in Rede stehenden Ge- 
schlecht ganz bewußt ins Spiel 
gebracht - auch die Stammes- 
beziehungsweise Familientradi- 
tion sowie eventuell aus der Sage 
sich herleitende Herrschafts- 
oder Gebietsansprüche mit ins 
Blickfeld. Die bilaterale »Diplo- 
matie« des Mittelalters trug dem 
ebenso Rechnung, wie die 
Selbstdarstellung der Herrscher 
in ihren Herrschaftsformeln 
oder in der Kunst. 


Wenn also, und das. ist von 
Wichtigkeit, Spätantike und frü- 
hes Mittelalter von der »skandi- 
navischen« Herkunft der Ger- 
manen wußte, so war ihnen dies 
nicht nur durch die Berichte ih- 
rer Geschichtsschreiber und Na- 
turforscher bekannt, sondern 
vor allem eben auch deshalb, 
weil die Germanen selbst in ih- 
ren Überlieferungen davon spra- 
chen: was vom heidnischen wie 
vom christlichen Rom ernstge- 
nommen wurde. 


Weiter: daß den germanischen 
Völkern des Nordens als Rich- 
tung und Ort ihrer einstmaligen 
Heimat heilig war, ist vielfach 
bezeugt. So bemerkt der Vorge- 
schichtsforscher Hermann 
Wirth: »Dort ist der Sitz Gottes, 
der Drehpunkt der Weltord- 


nung, aus der das Recht hervor- 
geht, die Himmelsrichtung der 
unergründlichen Ewigkeit. Auf 
uralte Überlieferung weist hier 
die gemeingermanische Bezeich- 
nung des Polarsterns als »Leit- 
stern< hin, in der isländischen 
Volkspoesie heißt er veraldar- 
nagli »Weltnagek.« 


Der Norden, gerade die polnahe 
Region ist damit für den Men- 
schen, der sich ihrer als eines ge- 
heiligten Erdbezirks erinnert, 
ungleich mehr als bloße Ortsbe- 
zeichnung der alten, längst ver- 
lassenen und vielleicht verlore- 
nen Stammesheimat. Der hohe 
Norden ist der Ort, da das Wel- 
ten-Heil, das Licht Gottes und 
seiner Gegenwart auf Erden sei- 
nen realen Sitz hat. Der Pol ist 
der einzige Ort auf unserem 
Planeten, auf dem Auf- und Un- . 
tergang der Gestirne - mit Aus-. 
nahme der Sonne - nicht beob- 
achtet werden können; alle .Ge- 
stirne der nördlichen Himmels- 
halbkugel sind dort zu jeder Zeit 
des Jahres gegenwärtig, ohne 
unter dem Horizont zu ver- 
schwinden. 


Das Firmament zeigt sich dem 
irdischen Beobachter am Pol als 
ein gewaltiges, immerfort sicht- 
bares und in Drehung begriffe- 
nes Rad, dessen Speichen die 
Gestirne sind; seine Nabe aber 
ist der ewig unbewegliche Polar- 
stern und seine Verlängerung 
auf die Erde, der irdische Pol, 
Ort ewiger Ruhe im Zentrum 
des nie ruhenden kosmischen 
Geschehens. 


Die Sehnsucht 
nach Thule 


Hier, nur hier offenbarte sich 
Gott sinnfällig in seinem Gesetz, 
nach dem er die Schöpfung voll- 
zogen und geordnet hatte. Und 
nur hier, nirgends sonst, trat die 
Idee »Gott« in voller Deutlich- 
keit ins Bewußtsein des frühen 
Menschen, als Schöpfer des 
Himmels und der irdischen 
Kreatur; des Himmels, dessen 
Gestirne den Sehenden des ho- 
hen Nordens das lebendige Buch 
einer unermeßlichen kosmischen 
Weisheit waren, und der Krea- 
tur, die berufen war, Gott und 
sein Werk in Ehrfurcht zu schau- 
en und zu begreifen. 


Man ahnt, daß die skandinavi- 
sche Halbinsel nicht die Urhei- 
mat des nordischen: Menschen 
ist, daß Skandinavien und. das 
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Germanen 


Licht vom Pol 


mythische Thule in der Nähe des 
Pols nicht identisch sind; daß 
Skandinavien bereits zweite Sta- 
tion auf dem Weg des germani- 
schen Menschen in den Süden 
ist, nachdem Thule seinem Au- 
ge, nicht aber seiner Erinnerung 
entrückt ist. 


Die Sehnsucht nach der ent- 
schwundenen Insel Thule oder 
Atlantis schlummert noch immer 
in seiner Seele, archetypenhaft 
und unauslöschlich. In einer 
neueren Darstellung von V. K. 
Wendt mit dem Titel »Die Hy- 
perboreer«, 1984, heißt es dazu: 


»Der uralten Überlieferung nach 
sei in einer Epoche der frühesten 
Vorgeschichte, die mit dem Gol- 
denen Zeitalter zusammenfällt, 
die symbolische Insel oder das 
»Polar<-Land ein wirkliches, im 
Norden gelegenes Gebiet gewe- 
sen, das in einer Zone gelegen 
haben soll, in die heute der 
Nordpol fällt. Dieses Gebiet sei 
von Wesen bevölkert gewesen, 
die über jene außermenschliche 
Geistigkeit verfügten, die später 
durch die Symbolik ihres nor- 
dischen Sitzes zum Ausdruck ge- 
langt, und die jene Rasse bilde- 
ten, denen die uranische Tradi- 
tion im reinen und einheitlichen 
Zustand zu eigen war. Damit 
waren sie der zentrale und un- 
mittelbare Ausgangspunkt der 
verschiedenen Formen und Aus- 
organ ir die diese Tradition 

ei verschiedenen Völkern und 
Kulturen einnahm.« 


Hier, am Pol, leuchtete zuerst 
das »Licht der Welt«, und die 
germanischen Völker wußten 
darum, weil sie selbst an ihm 
teilhatten. 


Literarischer Schauplatzwech- 
sel: Im alttestamentarischen 
Buch Jeremia findet sich 1,14 
folgende Aussage: »Da sprach 
Jahwe zu mir: »Von Norden her 
wird das Unglück losgelassen 
werden über alle Bewohner des 
Landes.«« 


Daß: Jahwe im folgenden »allen 
Familien der Königreiche des 
Nordens« unmißverständlich 
sein Gericht ankündigt, weil sie 
von seinem Kult abgefallen sei- 
en, ist bezeichnend genug; man 
tut gut, Jahwe auch an dieser 
Stelle unübersetzt zu lassen: 
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»Gott« nämlich, verstanden als 
das große, unwandelbare Welt- 
Gesetz, dürfte kaum Anstoß 
daran nehmen, daß die Familien 
der nördlichen Königreiche 
»mich verlassen haben und... 
ständig anderen Göttern räu- 
chern«. Anders Jahwe, der nicht 
eben von Liebe und Toleranz 
beseelte Stammesgott des klei- 
nen israelitischen Volkes, der 
nach eigenem Eingeständnis ein 
»eifernder Gott« ist und »Rache 
und Vergeltung« wie selbstver- 
ständlich für sich in Anspruch 
nimmt. 


Der Jahwekult gegen den 
polaren Lichtträger 


Man sollte denken, es ist ein 
Grundanliegen aller Religionen, 
die Menschen zu Gott zu führen 
und Gott, dem All-Einen im 


Glänzender, Sohn der Morgen- 
röte! Wie bist du niedergehauen 
worden zur Erde, du, der die 
Nationen entkräftete! Was dich 
betrifft, du hast in deinem Her- 
zen gesagt: »>Zu den Himmeln 
werde ich aufsteigen. Über die 
Stirne Gottes werde ich meinen 
Thron erheben, und ich werde 
mich niedersetzen auf dem Berg 
der Zusammenkunft in den ent- 
legensten Teilen des Nordens.«« 


Ganz abgesehen davon, daß die 
Selbstüberhebung, die der Ge- 
stalt des Lichtbringers hier un- 
terstellt wird, durchaus nicht au- 
thentisch zu sein braucht, son- 
dern einfach auf übler Nachrede 
der israelitischen Buchgelehrten 
beruhen kann, so ist doch be- 
merkenswert, daß dem Wüsten- 
gott Jahwe und seinen Kultdie- 
nern der Zusammenhang zwi- 


Von allen Denkmälern der Vorzeit ist Stonehenge das problem- 
reichste und unerklärlichste. Die großen grauen Steine, die als 
ungeschlachte Masse aus dem Nebel über der welligen Gras- 
ebene Südenglands treten, liegen da wie ein Haufen Riesenbau- 


klötze. 


Zentrum der Dinge, ähnlich zu 


machen. Dem ist nicht so. Jahwe 
hält in Jes. 14,12 £. wie folgt Ge- 
richt über den »Sohn der Mor- 
genröte«, der nach Gottähnlich- 
keit gestrebt hatte: »O wie bist 
du vom Himmel ‚gefallen, du 


schen dem »Licht der Welt« und 
dem hohen Norden von Anfang 
an klar vor Augen steht. 


Der Versuch, diesen Zusam- 
menhang zu leugnen, wird gar 
nicht erst unternommen, weil er 


offenbar für die Völker der 
Frühzeit augenfällig war. Dieses 
Augenfällige im Verlauf von 
Jahrhunderten so gründlich um- 
zudeuten und umzuinterpretie- 
ren, daß am Ende - und bis auf 
den heutigen Tag - nunmehr das 
Zerrbild des ursprünglichen 
Lichtbringers die Köpfe der 
Menschen beherrscht, darin be- 
steht die einzigartige historische 
Leistung der Jahwe-Religion 
und ihrer Priester. Der Jahwe- 
Kult ist als Antikult gegen den 
polaren Lichtträger und sein hi- 
storisches Erscheinen in die Ge- 
schichte eingegangen. 


Theologisch ließ sich die Um- 
wertung Luzifers - der Name be- 
sagt nichts anderes als »Lichtträ- 
ger« - vom einstmaligen Licht- 
heros zum kosmischen Böse- 
wicht ohne Schwierigkeiten be- 
werkstelligen: Laut Vulgata ist 
der »Sohn der Morgenröte« 
identisch mit Luzifer. Nun ist 
durch Kombination mit Luk. 
10,18 Luzifer kurzerhand zur 
Bezeichnung des Teufels gewor- 
den, so daß sich also zwangsläu- 
fig folgende Gleichung ergibt: 
Der Sohn der Morgenröte, des- 
sen »Berg der Zusammenkunft« 
im hohen Norden gelegen ist, ist 
Luzifer, also der Teufel. 


Gleichwohl ist deutlich, daß Jah- 
we auch ohne die neutestament- 
lich-christliche Auslegung von 
unversöhnlichem Haß gegen den 
Norden erfüllt ist. Der Norden 
war nun einmal als Sitz Luzifers 
bekannt, und in seinen entlegen- 
sten Regionen ist der Mons Te- 
stamenti zu suchen, Berg also 
nicht nur der Zusammenkunft, 
sondern auch des »Bundes« zwi- 
schen Mensch und Gottheit. Das 
Licht menschlicher Erkenftnis, 
die gleichbedeutend ist mit dem 
Wissen um das Sein und seine 
Gesetze, manifestierte sich auf 
unserem Planeten zuerst in den 
nördlichen Polregionen, die erst 
relativ spät der Vereisung an- 
heimfielen. Die Vorstellung des 
»Ex oriente lux« darf getrost ins 
Reich der Fabel verwiesen 
werden. 


Jahwes Haltung 
ist die des Neides 


Der eifernde Lokaldämon Jah- 
we hat Grund genug, den Licht- 
bringer aus tiefster.Seele zu has- 
sen und ihm und seinen Nach- 
kommen Feindschaft bis ans En- 
de der Zeiten anzusagen; es ist 
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 bolschewistischen des 


_ historischen Phänomens, 


der abgründige Haß des existen- 
tiell zu kurz Gekommenen, des 
»Schlechtweggekommenen«, 
wie Spengler den Typus charak- 
terisiert. 


Jahwes Haltung ist die des Nei- 
des, der alles Halbe, zu kurz Ge- 
ratene angesichts des Gesunden, 
Lebenstüchtigen erfüllt. Wie die 
Geschichte ‘in erschütternder 
Weise lehrt, ist es dieser Neid, 
der immer wieder unvorstellba- 
res Chaos über die Völker ge- 
bracht hat - als beredte Beispie- 
le mögen die europäischen Re- 
volutionen einschließlich der 
Jahres 
1917 dienen. 


Der semitische Wüstendämon - 
Jahwe ist nur einer unter vielen, 
obschon der langfristig erfolg- 
reichste — und seine Priester- 
schaft sind die Ahnherren dieses 
das 
erst in der neueren Geschichte 
seine volle Wirksamkeit zu er- 
langen droht. 


- In Jes. 14,20 ereifert sich Jahwe: 
- »Auf unabsehbare Zeit wird die 


Nachkommenschaft von Übeltä- 
tern nicht genannt werden. 


- Macht für seine eigenen Söhne 


einen Schlachtblock bereit we- 
gen des Vergehens ihrer Vorvä- 


- ter, damit sie nicht aufstehen 


und... . von der Erde Besitz er- 


 greifen.« 


a" 


A; 


Kein Zweifel, es ist gerade so, 
als ob Jahwe den Konkurrenten 
aus dem Norden — oder die an 
ihn glauben - fürchtete, weil er 
sich seiner eigenen Zweitrangig- 


- keit, ja Unzulänglichkeit unter- 


gründig bewußt ist und sie mit 
allen Mitteln zu kompensieren 


versuchen muß. Der Lichtträger 


aus dem Norden sollte, dies am 
Rande, um die Feindschaft Jah- 
wes wissen, die nicht eher ruht, 
als nicht sein Widersacher unter 
das Joch Zions gebeugt und sein 


- Andenken aus dem Gedächtnis 
der Völker ausgetilgt ist. 


Eine Überlegung muß gestattet 
sein: A priori sollte man meinen, 
ist an jemandem, der das Licht 
bringt, nichts Böses oder Ver- 
werfliches. Zum Unhold ist der 
Archetyp Luzifer in unserem 
Bewußtsein tatsächlich erst 
durch zweitausend Jahre rom- 
christlicher oder jüdischer Gei- 
steserziehung geworden. An sich 
war der Norden, wie oben ge- 
zeigt wurde, den indo-germani- 
schen Völkern heilig. 


Von der römischen Kirche nun 
wurde deren Bewußtsein ihrer 
einstigen Herkunft und des 
Göttlichen, das sich in ihrer 
Überlieferung mit dem hohen 
Norden verband, von Anfang an 
systematisch untergraben, wobei 
die Schriftwahrheit unleugbar 
auf seiten des Christengottes 
stand. So wurde die Nordseite 
der christlichen Kirche die »bö- 
se«, gefährliche, an der Dämo- 
nen und Teufel ihr Unwissen 
trieben. 


Am Ende siegt der 
Stammesgott Jahwe 


Nach dem Norden wurde der 
Wohnsitz des Teufels verlegt, 
und die Neubekehrten mußten 
mit gerunzelter Stirn und zorni- 
ger Gebärde nordwärts gerichtet 
dem alten Glauben entsagen. 


dort stammenden Völker, die 
schon das Alte Testament der 
Rache Jahwes preisgegeben hat- 
te, galt es zu treffen. Mitnichten 
hatte Jahwe - trotz Golgatha - 
seinen Haß gegen den Norden 
vergessen, vielmehr wurde das 
römische Christentum nur zu 
bald zu seinem Vollzugsorgan; 
die Völker des Nordens, theolo- 
gisch im Luzifer-Mythos verteu- 
felt, mußten auch realhistorisch 
der Macht Jahwes unterworfen 
werden, »der ausschließliche Er- 
gebenheit« fordert. 


Die Bekehrung der Nordvölker 
im römischen beziehungsweise 
alttestamentlichen Sinne folgte 
dabei einem ebenso tückischen 
wie konsequenten Verfahrens- 
muster: einerseits wurden »pola- 
re« Überlieferungen und nordi- 
sche Herkunft der Germanen 
von der römischen Kirche nur 


Man hat Stonehenge nicht nur Merlin zugeschrieben, ‚sondern 
auch den Druiden, den Römern, den Dänen, Phöniziern und 
Agyptern. 


Ambrosius, Bischof von Mai- 
land, ging in einer allegorischen 
Schrift für Kaiser Gratian sogar 
so weit, die germanischen Go- 
ten, die ihre Urheimat ebenfalls 
im hohen Norden wußten, kur- 
zerhand mit den apokalypti- 
schen Völkern Gog und Magog 
gleichzusetzen, die am Ende der 
Zeiten mit gewaltiger Streit- 
macht gegen Israel heraufziehen 
sollen. 


Natürlich ging es bei alledem 
nicht um die Dämonisierung des 
Nordens allein; in erster ‚Linie 
die dort ansässigen oder von 


allzu ernst genommen; anderer- 
seits aber, und das war Bestand- 
teil des schon im Alten Testa- 
ment angelegten Heilsplanes 
Jahwes, wurde diese Tradition 
beharrlich verteufelt, verschwie- 
gen und durch den fremden My- 
thos von der Heilbringerin Zion 
verdrängt. Jahwe kam dabei das 
Recht zu, mit den Völkern nach 
seinem : Gutdünken zu. ver- 
fahren. 


Schon Deut. 7,16 verheißt dem 
Volk Israel: »Und du wirst alle 
Völker verzehren, die Jahwe, 
dein Gott, dir geben wird. Dein 


Auge soll ihrer nicht schonen, 
und du sollst ihren Göttern nicht 
dienen; denn das würde dir ein 
Fallstrick sein.« 


Ähnlich Jes. 63,6, wo der trium- 
phierende Jahwe frohlockt: 
»Und ich stampfte fortwährend 
Völker nieder in meinem Zorn, 
und ich ging daran, sie trunken 
zu machen in meinem Grimm 
und ihr hervorspritzendes Blut 
zur Erde niederrinnen zu 
lassen.« 


Am Ende kann nach jüdischer 
und rom-christlicher Eschatolo- 
gie nur der Sieg des Stammes- 
gottes Jahwe über die Völker 
der Erde stehen: »Und es soll 
geschehen im Schlußteil der Ta- 
ge, daß der Berg des Hauses 
Jahwe fest gegründet werden 
wird über dem Gipfel der Berge, 
und er wird gewißlich erhaben 
sein über die Hügel; und zu ihm 
sollen alle Nationen strömen. 
Und viele Völker werden gewiß- 
lich hingehen und sagen: 
»Kommt, und laßt uns hinaufzie- 
hen zum Berge Jahwes, zum 
Haus des Gottes Jakobs; und er 
wird uns über seine Wege unter- 
weisen, und wir wollen auf sei- 
nen Pfaden wandeln.< Denn von 
Zion wird das Gesetz Gottes 
ausgehen und das Wort Jahwes 
von Jerusalem.« (Jes. 2,2 ff.) 


Das Chaos hat noch nicht 
die Weltherrschaft 


Jahwe und mit ihm die christli- 
chen Großkirchen dulden neben 
sich keine autonomen, stammes- 
und arteigenen Götter und Tra- 
ditionen. In Luzifer aber, der, 
anders als Jahwe, vom lokalen 
Kulturzentrum eines semitischen 
Volksstammes aus, den Völkern 
das Licht von Norden brachte — 
ohne Ketzerverfolgung, Hexen- 
verbrennungen und Religions- 
kriege -, in Luzifer haben Rom 
und Jerusalem ihren gefährlich- 
sten Gegner erkannt: das Licht 
und die Wahrheit. 


»Und das Licht scheint in der 
Finsternis, und die Finsternis 
hat es nicht erfaßt.« (Joh. 1,5). 
Noch lebt der Lichtbringer, noch 
ist das Choas nicht zur Weltherr- 
schaft gelangt, noch besteht 
Hoffnung, das apokalyptische 
Szenario, das mit der Herauf- 
kunft der Dunkelmächte einher- 
geht, von unserem Planeten ab- 
zuwenden oder doch abzumil- 
dern. Aber wir müssen etwas da- 
für tun. 


Philippinen 
Außenminister 
gegen 

US-Stützpunkte 


Die Philippinen könnten sich zur 
Entfernung der amerikanischen 
Militärstützpunkte in ihrem 
Land entschließen und die Ein- 
richtungen für kommerzielle 
Zwecke nutzen, sagte der philip- 
inische Außenminister Raul 
anglapus. Alternativ könnten 
sie auch einen der beiden Stütz- 
unkte, Clark Airfield oder die 
arinestation Subic Bay, behal- 
ten, meinte Manglapus. 


Der Außenminister äußerte sich 
dahingehend, daß er persönlich 
gegen die Verlängerung der Ver- 
einbarung über die amerikani- 
schen Militärstützpunkte, die im 
Jahre 1991 ausläuft, sei. Präsi- 
dentin Corazon Aquino, so äu- 
Berte er sich, glaube nicht, daß 
die Stützpunkte noch wichtig sei- 
en für den Schutz der Luft- und 
Seewege Südostasiens. ° 


»Es besteht nicht mehr diese kla- 
re Verpflichtung zu einer harten, 
antikommunistischen Blockbil- 
dung in den USA, die ich noch 
in den fünfziger Jahren verteidi- 

en mußte, als ich Staatssekretär 
ım Außenministerium war, und 
für die wir damals angeblich 

lausible Gründe hatten«, sagte 

anglapus. a 


Afghanistan 


USA lassen 
Verbündete 

“ . 

im Stich 

Die Vereinigten Staaten werden 
die Forderungen Pakistans nach 
einer Interim-Regierung in Ka- 
bul vor dem Abzug der sowjeti- 
schen Truppen aus dem Land 
nicht unterstützen, sagte‘ ein 
hochrangiger US-Vertreter. Sei- 
ne Aussage machte die Führer 


des afghanischen Widerstandes 
wütend. 


»Wir möchten den Zug nicht 
verpassen. Wir haben jahrelang 
versucht, die Sowjets aus dem 
Land herauszubekommen, und 
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es wäre falsch, ihnen zu sagen, 
sie sollen bleiben, bis die Afgha- 
nen eine politische Lösung aus- 
gearbeitet haben«, sagte der US- 


. Beamte vor Journalisten, die mit 


Außenminister George Shultz 
von Moskau nach Brüssel gereist 
waren. 


Die Aussage ist ein eindeutiges 
Anzeichen dafür, daß das, was 
in der Region geschieht, einzig 
und allein von den Supermäch- 
ten abhängt und nicht von den 
Beteiligten. 


Einen Tag nach der Erklärung 
des amerikanischen Vertreters 
schlugen die Führer des afghani- 
schen Widerstands ein Friedens- 
abkommen auf der Grundlage 
einer Übergangsregierung für 
»die islamischen Staaten Afgha- 
nistans« vor, bei der sie die Hälf- 
te der 28 Kabinettssitze halten 
würden. Der Chef der Allianz, 
Yunis Khalis, sagte, sie lehnten 
einstimmig eine Koalition mit 
»Kommunisten« ab. 


In der Erklärung heißt es, ein 
Viertel der Kabinettssitze ginge 
an die Vertreter der fünf Millio- 
nen afghanischen Flüchtlinge 
und ein weiteres Viertel an 
»Moslems, die jetzt in Afghani- 
stan leben«..In dem Plan werden 
auch eine 75köpfige beratende 
Versammlung und eine gewählte 
Nationalversammlung vorge- 
schlagen. 


Khalis deutete an, daß die Chefs 
der Allianz sich auf die Namen 
der Führer der Übergangsregie- 
rung geeinigt hätten, die alle aus 
der Allianz kommen würden, 
doch sie würden ihre Liste erst 
dann veröffentlichen, wenn die 
Vereinigten Staaten, Pakistan 
und vielleicht auch die Sowjet- 
union zugestimmt hätten, sie 
vorbehaltlos zu akzeptieren. 


»Wir haben ein Kabinett. Wir 
haben Führer. Wir warten auf 
die weltweite Zusage, daß sie 
akzeptiert werden.« 


Der Plan der Guerillas schlägt 
Wahlen nach islamischem Ge- 
setz innerhalb von sechs Mona- 
ten nach dem Rückzug der So- 
wjets vor sowie die Schaffung ei- 
ner UNO-Streitmacht zur Über- 
wachung des Rückzugs der So- 
wjets. 


Ein westlicher Vertreter, der mit 
den Führern zusammentraf, sag- 
te, sie hätten von einem Rück- 
gang amerikanischer Militärhilfe 


in der letzten Zeit berichtet, was 
sie auf den Handel zwischen den 
Supermächten zurückführten. U 


Saudi-Arabien 
Die Sowjets 
zeigen 
immer mehr 
Interesse 


Zum ersten Mal nach über 30 
Jahren hat ein hochrangiger so- 
wjetischer Diplomat -Riad, die 
Hauptstadt Saudi-Arabiens, zu 
Gesprächen mit saudi-arabi- 
schen Vertetern besucht. Vladi- 
mir Polyakov, Leiter der Nah- 
ost-Abteilung im sowjetischen 
Außenministerium, machte die- 
sen Stopp im Zuge einer aus- 
führlichen Reise in diese Re- 
gion, bei der er unter anderem 
den Irak, Jordanien, Syrien und 
Agypten besuchte. 


Seine Reise fiel zusammen mit 
einem sechstägigen Besuch des 
stellvertretenden Außenmini- 
sters Vladimir Petrovsky im 
Iran. Er hatte ein Schreiben 
Gorbatschows für den iranischen 
Parlamentsführer zum Thema 
Afghanistan bei sich. 


Ein weiterer sowjetischer Ge- 
sandter, Oleg Grinevsky, hielt 
sich zur gleichen Zeit in Bagdad 
auf, um das Thema Afghanistan 
zu diskutieren. 


Unterdessen befand sich eine so- 
wjetische Militärdelegation un- 
ter Führung von General C. N. 
Mikhalkhin, Chef des Luftrake- 
tenabwehrsystems der Boden- 
streitkräfte, zu Feierlichkeiten 
bei den SAM-8-Luftverteidi- 
gungsanlagen in Jordanien. U 


CFR 
Diskussion 


über den 


Niedergang 
Amerikas 


Die gemeinsame Konferenz der 


‚Ditchley-Stiftung des Chicagoer 


Council on Foreign Relations 
(CFR) konzentrierte sich auf das 
Thema »Der nächste amerikani- 
sche Präsident: Außenpolitische 
Tagesordnung und Themen«, 
wobei man sich .eingehend »mit 


dem Verfall der amerikanischen 
Finanz- und Militärmacht auf 
der Welt« beschäftigte. 


Ein britischer Insider, der an 
dieser Konferenz teilnahm, be- 
richtete: »Einige Leute sprechen 
von der Regenerierung der USA 
in industrieller Hinsicht, das, 
was man von Felix Rohatyn zu 
hören bekommt, und davon, daß 
die USA ihre finanzielle Unab- 
hängigkeit wiedererlangen. An- 
dere sprechen von dem »insze- 
nierten Verfall« der Vereinigten 
Staaten. Ich denke, das letztere 
sollte Thema des Tages sein. Die 
Vereinigten Staaten sind über- 
beansprucht und unterfinanziert 
und das elastische Band wird 
früher oder. später reißen. Na- 
türlich werden die tatsächlichen 
Auswirkungen nicht vor dem 
Jahre 1989 zu spüren sein. Jeder- 
mann wird es bis dahin beiseite 
schieben, doch im Jahr 1989 
wird es entweder zu einer Redu- 
zierung der militärischen Ver- 
pflichtungen kommen oder die’ 
Wirtschaft wird zusammenbre- 
chen.« 


Die britische Delegation bei die- 
ser Konferenz wurde angeführt 
von Lord Windlesham, einem 
Absolventen der Benedictine 
Ampleforth Abbey und einem 
der top-liberalen Briten, die als 
»Ampleforth Old Boys« bekannt 
sind. oO 


Panama 
Sowjets 
schlagen 
Kapital 
aus der 
US-Politik 


Die Sowjetunion und Kuba be- 
reiten sich rasch darauf vor, aus 


.der verrückten Politik der Verei- 


nigten Staaten im Hinblick auf 
Panama so viel Kapital wie mög- 
lich herauszuschlagen. Hier nur 
ein paar Hinweise dafür: 


Der von Moskau kontrollierte 
Weltverband der Gewerkschaf- 
ten hat soeben eine Delegation 
nach Panama entsandt, die mit 
dem kommunistisch kontrollier- 
ten Gewerkschaftsbund CNTP 
zusammentreffen soll. 


Der Leiter des kommunistisch 
kontrollierten Gewerkschafts- 


verbandes in Peru, der CGTP, 
ist dabei, eine Unterstützung Pa- 
namas und dessen unter Druck 
stehenden Befehlshabers der be- 
waffneten Streitkräfte, General 
Manuel Antonio Noriega, zu or- 
ganisieren, der in Miami unter 
fingierter Anklage wegen Dro- 
genhandels steht. 


In Radio Moskau, das nach Süd- 
amerika ausgestrahlt wird, hieß 
es, die Anklagen gegen Noriega 
drohten zu einem Bumerang und 
zu einem.Skandal für die US- 
Regierung zu werden und sie 
würden seine Ankläger in Ver- 
ruf bringen. 


- Eine TASS-Meldung enthielt ei- 
‘ ne.lange Verteidigung Noriegas, 
‘in der es hieß, die Vereinigten 


Staaten wollten eine Marionet- 


“ ‚tenregierung, mit der die ameri- 


kanische Militärpräsenz in Pana- 
ma fortgesetzt werden könne, 
und sie wollten die zwischen 


“ Carter und Torrijos geschlosse- 
. nen Verträge aufheben, denen 
“ zufolge Panama im Jahr 2000 


Souveränität über die Kanalzone 


» erhalten würde. 


Schweiz 


- Evolutions- 


e theorie ist _ 


\ grundlegender 


" Die gesamte Evolutionslehre ba- 
‘siert auf einem grundlegenden 


Irrtum; insbesondere deshalb, 


weil bis jetzt die meisten Evolu- 


tionisten die Informationstheo- 


“ rie außer acht gelassen haben. 


5 Dies stellte der in der Schweiz 


lebende Chemiker und Pharma- 
kologe Professor Dr. A. E. Wil- 
der Smith fest. Smith nahm da- 
mit Stellung zu einer von der 
Agentur Reuter verbreiteten 
Meldung, wonach neueste Fun- 
de aus Höhlenwohnungen in Is- 
rael die bisherige Evolutions- 


. theorie des Menschen auf den 
. Kopf stellten. Es seien Spuren 
: eines modernen Menschen ge- 

“ funden 


worden, die rund 
100.000 Jahre zurückreichen - 
lange bevor der erste Neanderta- 
ler in Erscheinung getreten sei, 
so Reuter. 


. Smith- betonte, während die 


Evolutionstheorie davon ausge- 


‘he, daß Zeit Information erzeu- 


ge, lehre die Informationstheo- 


rie genau das Gegenteil. Die 
Evolutionslehre basiere darauf, 
daß der hoch komplizierte gene- 
tische Code mit seinen Informa- 
tionen aufgrund. einer langen 
Entstehungszeit per Zufall ent- 
standen sei. Dem widerspreche 
jedoch die Informationstheorie. 
Lange Zeitperioden synthetisier- 
ten nicht Information — was 
Grundlage der Evolutionshypo- 
these sei -, sondern zerstören 
sie. 


Der Naturwissenschaftler übte 
außerdem Kritik an den gängi- 
gen Datierungsmethoden, die zu 
den allgemein angenommenen 
Zeiträumen von Millionen Jah- 
ren für die Evolution des Lebens 
geführt haben. Diese Datie- 
rungsmethoden seien sehr brü- 
chig. 


Philippinen | 
Japanische 
Rote Armee 
versorgt 
Rebellen 


Mitglieder der japanischen Ro- 
ten Armee sind auf die Philippi- 
nen gekommen und bewaffnen 
und schulen Rebellen für die 
Durchführung von Mord- und 
Sabotageaktionen, so berichtete 
die philippinische Bevollmäch- 
tigte für Immigration, Miriam 
Santiago, die in der »Bangkok 
Post« zitiert wurde. 


In einer Rede vor einer Gruppe 
von Zivilisten sagte sie, Mitglie- 
der der Terroristengruppe und 
von Bouryuku-Dan, einer japa- 
nischen Verbrecherorganisation, 
kämen als Touristen getarnt 
über den Flughafen Gebu ins 
Land. Sie behauptete weiterhin, 
Berichten zufolge, die von ihrem 


. Amt zusammengetragen worden 


sind, »gibt es Anzeichen dafür, 
daß sie sich mit Mitgliedern der 
verbotenen _ Kommunistischen 
Partei zusammentun«. 


Neben Geld haben die Männer 
der Roten Armee die Rebellen 
auch mit Gewehren und Muni- 
tion versorgt, sagte sie und 
meinte, die beiden japanischen 
Gruppen seien »aktiv verwik- 
keit« in den. Import und Export 


von Feuerwaffen. 


»Die japanische Rote Armee 
importiert Feuerwaffen und Mu- 


nition«, so Mrs. Santiago, »die 
sie dann an die kommunistischen 
Rebellen weiterreicht.« Sie sag- 
te, sie werde sich mit der japani- 
schen Botschaft koordinieren, 
um den beiden Gruppen entge- 
genzutreten. m 


Angola 
Sudafrika 
bietet 
Sowjets einen 
Handel an 


Der südafrikanische Verteidi- 


gungsminister, General Magnus 


Malan, bekannt als ein »Falke« 
in  Verteidigungsangelegenhei- 
ten, hat der Sowjetunion zum er- 
sten Mal öffentlich einen Handel 
über Angola angeboten. In einer 
Rede im staatlichen südafrikani- 
schen Rundfunk sagte Malan, er 
sei bereit, in Angola die gleiche 
Art von Formel zu akzeptieren, 
wie sie die Sowjets für Afghani- 
stan nach einem sowjetischen 
Truppenabzug verkündet haben: 


»frei, nicht alliiert und neutral«. . 


Seine Aussagen konzentrierten 
sich der Londoner »Financial 
Times« zufolge auf die Möglich- 
keit einer sowjetisch-südafrika- 
nischen Vereinbarung zur För- 
derung ‚einer internen politi- 
schen Übereinkunft »zwischen 
den kämpfenden Parteien in An- 
gola«. 


Informanten, die General Malan 
nahestehen, berichten, daß er 
von den diplomatischen Bemü- 
hungen der USA in der südafri- 
kanischen Region nichts halte 
und der Meinung ist, daß der 
amerikanische Einfluß abnimmt. 
Nach der Sendung meinten po- 
litsche Experten, durch Malans 
Aussage sei die »Zukunft Ango- 
las zu einem südafrikanisch-so- 
wjetischen Thema geworden«. [] 


Sowjetunion 


Keine Wende 
in der 
Kremil-Doktrin 


In einem Artikel in’der »New 
York. Times« wurde auf, eine 
weltweite Pressekampagne der 
Desinformation . über _ eine 
»Wende in der sowjetischen 
Doktrin«. hin ‚zu einer »neuen 


Verteidigungsdoktrin«- . -hinge- 
wiesen. Als Beweise führte man 
die Aussagen von vielen Sowjet- 
experten über die angebliche 
Wende an: Zitate aus dem Buch 
des Generalsekretärs Michail 
Gorbatschow über Perestroika - 
was er geschrieben hat, als Mar- 
schall Nikolai Ogarkov und Ye- 


- gor Ligachov bei seiner Abwe- 


senheit seine Herrschaft in Mos- 
kau unterhöhlt haben -; die Be- 
hauptung des Verteidigungsmi- 
nisters D. T. Yazov, daß »die 
sowjetische Militärdoktrin die 
Verteidigung als eine Haupt- 
form der militärischen Operatio- 
nen ansieht«, im Vergleich zu 
früheren Formulierungen, daß 
»die Offensive die Hauptform 
des Kampfes ist«; sowie militäri- 


sche Schriften über die »nicht of- . 


fensive Verteidigung« und »ver- 
nünftiges Auskommen«. 


Der ehemalige SALT-Unter- 
händler Raymond Garthoff, der 
jetzt für das Brookings-Institut 
arbeitet, sagte gegenüber der 
»New York Times«, »die mei- 
sten westlichen Experten mein- 
ten, bei der sowjetischen Strate- 
gie handele es sich um einen 
Trick, um den Westen in Selbst- 
gefälligkeit zu wiegen«. Der 
amerikanische Verteidigungsmi- 
nister Frank Carlucci sagte: »Ich 
werde mich freuen zu erfahren, 
was sie darunter verstehen.« 


Die Zeitung vergaß allerdings zu 
berichten, daß es der stellvertre- 
tende Chef des sowjetischen Ge- 
neralstabs, General M. A. Ga- 
reyev, gewesen ist, der in einer 
Pressekonferenz- im Frühjahr 
1987 die Annahme einer »neuen 
Verteidigungsdoktrin« durch 
den Warschauer Pakt verkündet 
hat. Dies ist der gleiche Garey- 
ev, in dessen Buch über Strate- 
gie aus dem Jahr 1985 ständig 
wiederholt wird, daß es »sehr ge- 
fährlich ist, die Offensive als 
Hauptform militärischer Aktio- 
nen außer acht zu lassen«. 


Wie auch andere hohe Offiziere 
des sowjetischen Generalstabs 
hat Gareyev intensiv an neuen 
heimlichen Offensivwaffen - 
einschließlich  Funkfrequenz- 
Waffen und Spetsnaz-Stationie- 
rungen — gearbeitet und er ist 
auch ein Experte für strategische 
Täuschungen. 
! 


Sowjetunion 
Die Miliz 
soll die 
Drogenplage 
stoppen 


Im sowjetischen Ministerium für 

interne Angelegenheiten erfolg- 

te eine Besprechung zum The- 

ma: »Setzt die Miliz alle ihre Re- 

serven voll ein; was hindert sie 

daran, alle Drogenabsatzwege 
zu schließen?« 


Einem Bericht zufolge, der in 
der sowjetischen Tageszeitung 
»Prawda« erschien, sagte Gene- 
ralleutnant V. Pankin, der Lei- 
ter des Kriminalamtes: »Wir 
sind noch immer nicht in der La- 
ge gewesen, ein wirksames Sy- 
stem zur Bekämpfung der Dro- 
gensucht zu entwickeln. Die 
Zahlen scheinen beeindruckend. 
Wir haben 42 Tonnen Rohstoffe 
und Drogen beschlagnahmt. Die 
Zahl der Verbrechen, die mit 
Drogen im Zusammenhang ste- 
hen, ist um 25 Prozent gefallen. 
Doch wir wollen uns nicht selbst 
loben. In einigen Regionen bei- 
spielsweise werden bis zu 60 Pro- 
zent der Einbrüche von Drogen- 
abhängigen verübt.« 


Das Moskauer Fernsehen be- 
richtete, daß bei einer vor kur- 
zem durchgeführten Anti-Dro- 
genkampagne unter dem Namen 
»Poppy-87« fast 4000 illegale 
Opium- und Hanffelder ent- 


deckt und über 140 000 Hektar. 


zerstört worden sind. Im Jahr 
1987 haben sich 77 Prozent der 


Drogensüchtigen bereits einer . 


freiwilligen Behandlung unter- 
zogen, wie aus dem Ministerium 
für innere Angelegenheiten der 
Sowjetunion verlautet. U 


Iran 


Sowjets 
rechnen mit 
baldiger Krise 


Verschiedene gut informierte 
europäische Experten sind der 
Meinung, daß die sowjetischen 
Reaktionen auf Entwicklungen 
im sowjetischen Zentralasien 
und in der afghanisch-pakistani- 
schen Krise zunehmend geleitet 
werden von der Erwartung einer 
: neuen großen strategischen Kri- 
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se, die bald im Iran ausbrechen 
wird, womöglich ausgelöst durch 
den Tod von Ayatolla Kho- 
meini. 


Ein britischer Experte meinte, 
der Abzug der Sowjets aus Af- 
ghanistan würde mit ziemlicher 
Sicherheit dort Chaos bedeuten. 
Das ist um so problematischer 
angesichts der gegenwärtigen 
Unruhen im sowjetischen Zen- 
tralasien und »unter Bedingun- 
gen, wo die Sowjets der Ansicht 
sind, daß Khomeini bald sterben 
wird. Dies wird Chaos auch im 
Iran bedeuten, das sich in der 
ganzen Region ausbreiten wird. 
Das sowjetische Militär will, daß 
seine Luftwaffenstützpunkte in 
Afghanistan in der Lage sind, 
den Golf mit Mittelstreckenra- 


“ keten zu erreichen, um jedem 
Schritt der Amerikaner entge- 


genzutreten, der in dem Chaos 
und der Krise passieren könnte. 


Meiner Ansicht nach könnte es 
zu einer Bewegung kommen, 
Gorbatschow zu stürzen, bevor 
die Truppen aus Afghanistan ab- 
gezogen werden, so daß das Mi- 
litär für eine Situation sorgen 
kann, in der die Stützpunkte 
bleiben können.« D 


Japan 
Anpassung an 
den 

Rückzug der 
USA 


Das japanische Militär möchte 
die Fähigkeit entwickeln, einen 
sowjetischen Angriff auf die In- 
sel Hokkaido im Norden ohne 


Hilfe der Vereinigten Staaten 


abzuwehren, heißt es in einem 
Bericht, der in der Tageszeitung 
»Yomiuri Shimbun« erschienen 
ist. 


In einer geheimen Studie der 
Verteidigungsbehörde wird von 
den japanischen Selbsthilfe- 
streitkräften verlangt, sich nicht 
mehr länger auf eine Verteidi- 
gungsstrategie zu Lande im Nor- 
den zu konzentrieren, sondern 
auf eine Strategie der »aktiven 
Reaktion in einer fortgeschritte- 
nen Position«, um feindliche 
Angriffe vor Hokkaido abzu- 
wehren. Der Plan betont die 
Macht der Luftwaffe und emp- 
fiehlt die Stationierung von 
Schiffen von Hokkaido aus, die 


mittels Boden-Schiffs-Raketen 
in der Lage sind, feindlichen An- 
griffen zu widerstehen. 


Laut »Yomiuri« hieß es in der 
Studie, ein sowjetischer Angriff 
auf Hokkaido käme wahrschein- 
lich inmitten eines offenen Kon- 
flikts zwischen der Sowjetunion 
und den Vereinigten Staaten in 
Europa oder Nahost und des- 
halb käme Hilfe aus Washington 
dann sowieso zu spät. 


Die Wende der Japaner wird als 
Anpassung an den Rückzug des 
amerikanischen Militärs von sei- 
nen Auslandsverpflichtungen 
angesehen. In einer damit zu- 
sammenhängenden Entwicklung 
wurde im März bereits zwischen 
Japan und den Vereinigten Staa- 
ten eine Vereinbarung unter- 
zeichnet, der zufolge Japan alle 
Vergütungen und sonstigen Lei- 
stungen für die 21 000 japani- 
schen Arbeiter auf den amerika- 
nischen Militärstützpunkten in 
Japan zahlen muß einschließlich 
Transport, Unterkunft und Al- 
tersversorgung. 


Die Vereinigten Staaten werden 
die Gehälter der Arbeiter wei- 
terhin zahlen. Der finanzielle 
Beitrag Japans wird sich auf un- 
gefähr 40 Prozent der jährlichen 
Kosten für die Aufrechterhal- 
tung der US-Stützpunkte in Ja- 
pan belaufen, sobald die Verein- 
barung voll in Kraft tritt. iM 


West Bank 


Was Henry 
Kissinger 
rät 


In einem jüngsten privaten Tref- 
fen mit jüdischen Politikern in 
New York gab der ehemalige 
amerikanische Außenminister 
und Vertraute von David Rok- 
kefeller, Henry Kissinger, den 
Rat, die israelische Regierung 
solle den Nachrichtenmedien 
den Zutritt zur West Bank und 
zum Gaza-Streifen verbieten. 
Der vertrauliche Hinweis sicker- 
te durch einen der Befürworter 
israelischer Brutalität gegenüber 
den Palästinensern sofort an die 
Presse durch; es geschah sehr 
zum Kummer von Kissinger. 
Später, bei dem Versuch, seine 
Empfehlung zu dementieren, 
jammerte Kissinger: »Es ist 
nicht einfach, den Juden zu hel- 
fen.« 


Sowjetunion 
Engere 


Beziehungen 
zu Thailand 


Moskau strebt langfristigere 
Handelsabkommen und Trans- 
aktionen im Frachtausgleich mit 
thailandischen Firmen an, sagte 
der sowjetische Handelskom- 
missar Victor Glaznev in Bang- 
kok, der Yuri Mikhailov als 
Handelskommissar ersetzte. 
Sein Ziel ist es, den gegenwärti- 
gen _sowjetisch-thailändischen 
Handel auf 86 Millionen Dollar 
zu verdoppeln. 


Glaznev diskutiert zur Zeit mit 
thailändischen Firmen ein neues 
Frachtausgleichsabkommen. Un- 
ter dieser Art von Transaktion, 
die erstmalig im Jahre 1986 
durchgeführt wurde, verwendet 
Thailand sowjetische Schiffe 
zum Export thailändischer Pro- 
dukte an Drittländer und die So- 
wjets benutzen die Frachtkosten 
zum Kauf thailändischer Pro- 
dukte. Die Thasos-Schiffsagen- 
tur ist der sowjetische Agent in 
Thailand. 


Glaznev erwartet in den näch- 
sten Monaten vier sowjetische 
Direktoren, die Außenhandel- 
sorganisationen sowie eine Bank 
vertreten, um das erste Joint- 
venture zwischen Thailand, Ja- 
pan und der Sowjetunion, die . 
Aspac Company, zu gründen. 
Die Sowjets werden ihre Part- 
nerschaft in der Firma dazu be- 
nutzen, sowjetische Exporte von 
Mineraldünger, chemischen Pro- 
dukten, Maschinen und Werk- 
zeugen zu fördern. 


Die Sowjets haben auch das An- 
gebot Thailands akzeptiert, so- 
wjetische Schiffe in thailändi- 
schen Werften zu reparieren. 
Glaznev sagte, es seien dazu Be- 
sprechungen mit der Chao- 

phraya-Schiffswerft im Gange. 
Im Oktober 1987 ließ Thailand 6 
bis 8 Sowjetschiffe in der Schiffs- 
werft reparieren, das erste Mal, 
daß Thailand einem sozialisti- 
schen Land eine solche Geneh- 
miung erteilte. Im Jahre 1983 
hat Thailand noch ein ähnliches 
Angebot zurückgewiesen. Die 
meisten sowjetischen Schiffe 
werden zur Zeit in Singapur re- 
pariert. «u 


Israel 


. Aufder Jagd 
nach Geld 


»Es läßt sich schwer leugnen, 
daß das heutige Israel weitaus 
abgenutzter« und vulgärer ist als 
das noch vor zwanzig Jahren 
oder mehr der Fall war«, 
schreibt der in Amerika gebore- 
ne, israelische Journalist Yosef 


“..Goell in dem Magazin »Mo- 


_ ment«. Er nennt dafür drei 


Gründe: 


“ »Erstens, der überhöhte, fast hy- 
sterische Tenor der israelischen 
Politik, der die Folge davon ist, 
- daß man eine Politik, die zuvor 
. eine Elitepolitik war, ersetzt hat 
“ durch eine populistische Politik. 


» Zweitens: In der Geschäftswelt 
“ sind viele Israelis auf der Jagd 


.. nach dem Geld. Angeregt wur- 


“ den sie dazu durch beispiellos 


” hohe Summen, die Ende der 


» sechziger Jahre in Form von 
‘amerikanischer Regierungshilfe 
° und Hilfe jüdischer Institutionen 
in das Land geflossen sind. 


- Und drittens: Diese Entwick- 
Jung förderte eine populäre 
- Presse, die in den achtziger Jah- 


- samen Nenner unter ihren Le- 
» sern einpendelte, was eine ge- 
„. sellschaftliche Eifersucht unter 
den Besitzlosen anstachelte und 
-. damit deren Entschlossenheit er- 
. höhte, sich ihren Anteil am A 


=; chen zu holen.« 


‘ Polen 

Ein Drittel der 
Menschen lebt 
in Armut 
»Mindestens 25 Prozent und 
vielleicht sogar 33 Prozent der 
» polnischen Bevölkerung leben in 
“ Armut; das entspricht einer ab- 
soluten Zahl zwischen 9 und 12 
Millionen Bürgern«, so berichtet 
»Przeglad Wiadomosci Agency- 
Inych«, Polens unabhängige 
Presseagentur. »Die ganze Ge- 


sellschaft ist  unterernährt«, 
heißt es weiter. 


Dem Bericht zufolge wird ein 
übermäßig hoher Anteil des Fa- 
‘ milienbudgets der Polen für den 
Kauf von Nahrungsmitteln ver- 
wendet. In reicheren Ländern 


ren sich auf dem kleinen gemein- 


werden etwa 20 Prozent des Ein- 
kommens für Nahrungsmittel 
eingesetzt, während die Ausga- 
ben für Nahrungsmittel in Polen 
fast 50 Prozent der Einkommen 
betragen. Rentner und Familien 
mit vielen Kindern geben 80 bis 
90 Prozent ihres monatlichen 
Einkommens für Lebensmittel 
aus. 


Die Lage am polnischen Lebens- 
mittelmarkt ist stark betroffen 
von der langfristigen ‚allgemei- 
nen Wirtschaftskrise, besonders 
seit dem Jahr 1982, als die Le- 
bensmittelpreise ihren dramati- 
schen und bis jetzt noch unver- 
minderten Anstieg begannen. 
Der Verbrauch von Fleisch ist 
stark zurückgegangen; nur die 
Preise für Brot, Milch und Eier 
sind die gleichen wie vor der 
Krise. 


Der Bericht schlußfolgert: »Nur 
ein kleiner Teil der Bevölkerung 
gibt so viel für Lebensmittel aus, 
wie es eine vernünftige Ernäh- 
rung verlangt. Die ärmsten 
Gruppen geben weniger als die 
Hälfte dessen, was sie sollten, 
für Lebensmittel aus. Unter Be- 
rücksichtigung von gesundheitli- 
chen Gesichtspunkten kann man 
schon sagen, daß die ganze pol- 
nische Gesellschaft unterernährt 
ist.« 


ADL 


Maßnahmen 
gegen Kritiker 


zionistischen 
Staates 


Die geschickte Kommandoein- 
heit von B’nai B’rith, die wach- 
sende und lautstarke Anti-Defa- 
mation League (ADL), hat in 
letzter Zeit geschwiegen, als sich 
die Palästinenser der West Bank 
und in Gaza gegen die unter- 
drückerische militärische Besat- 
zung ihrer Heimat durch Israel 
erhoben haben. Doch es gibt 
Anzeichen dafür, daß sich die 
ADL darauf vorbereitet, Maß- 
nahmen gegen jene zu ergreifen, 
die die Tollkühnheit besitzen, 
die ungerechte und unmorali- 
sche Politik des zionistischen 
Staates zu kritisieren. 


Kürzlich veranstaltete die ADL 
ihre zehnte, alljährlich stattfin- 


dende nationale Führungskonfe- 
renz in Washington inmitten ei- 
ner selbst für sie erstickenden. 
Atmosphäre strengster Sicher- 
heitsvorkehrungen. Die 75 Jahre 
alte Organisation ergriff beson- 
dere Maßnahmen, um während 
der dreitägigen Konferenz nicht 
viel von sich reden zu machen. 


Die Veranstaltung wurde nir- 
gends angekündigt, noch nicht 
einmal in der jüdischen Presse. 
Es waren nur geladene Gäste an- 
wesend, und jene, die kamen, 
wurden stark abgeschirmt, um 
jeden draußen zu halten, der 
nicht völlige Sympathie zeigte 
mit.der israelischen Sache. Die 
Teilnahme der Presse wurde ver- 
hindert und über den Ablauf der 
Veranstaltung erschien kein Be- 
richt in den Massenmedien. Die 
normalerweise publicity-hungri- 
ge ADL war seltsamerweise völ- 
lig in Deckung gegangen. 


An der ADL-Zusammenkunft 
im letzten Jahr hatte US-Bun- 
desrichter Antonin Scalia, jetzt 
Richter am Obersten Gerichts- 
hof der USA, 
teilgenommen. Außerdem fan- 
den auch zahlreiche Sitzungen 
mit Senatoren, Kongreß-Abge- 
ordneten und amerikanischen 
Regierungsbeamten statt, und es 
wurde auch hinreichend über die 
Veranstaltung in den Medien be- 
richtet. 


Auf der Tagesordnung in diesem 
Jahr jedoch stand die Diskussion 
einer Vielzahl von Themen, die 
überhaupt nichts zu tun hatten 
mit Verleumdung und Anti-Ver- 
leumdung, sondern »von Mittel- 
amerika bis zu Rüstungskon- 
trollgesprächen mit der Sowjet- 
union reichten; die Zukunft der 
israelischen Wirtschaft und seine 
ungeheuere militärische Bürde; 
die wahren Aussichten auf Frie- 
den im Nahen Östen«. Im we- 
sentlichen aber wandte sich die 
ADL und ihre nächste Genera- 
tion von Führern nach innen und 
bemühte sich darum, wie man 
der negativen Publicity für Israel 
wegen seiner blutigen Unter- 
drückung des Aufstands der Pa- 
lästinenser . entgegentreten 
könnte. 


Mit der Neudefinierung des Be- 
griffes »Verleumdung« für ihre 
eigenen Zwecke einigte sich die 
ADL-Führung auf eine neue 
Propaganda-Formel, großzügig 
umgeben von Falschinformatio- 
nen und Fehlinformationen, mit 


als Gastredner 


' Das sollte geschehen, 


denen die Öffentlichkeit über- 
häuft werden soll. Man hofft da- 
mit den »wachsenden Trend in 
Richtung Antisemitismus, Anti- 
zionismus und anti-israelische 
Sentiments« umzukehren, der 
»in den Nachrichtenmedien als 
Folge der größten Bedrohung 
für die israelische Sicherheit in 
über 20 Jahren« - den Aufstand 
der Palästinenser - ausgebro- 
chen ist. 


Eine der Haupttaktiken im Ge- 
genangriff der ADL gegen die 
Wahrheit wird die Verleumdung 
jener Journalisten und Publika- 
tionen sein, die Israel und die 
blinde Unterstützung des zioni- 
stischen Staates von seiten der 
US-Regierung kritisieren. 


Verleumdung ist schon seit lan- 
gem eine der Lieblingstaktiken 
der ADL. Jeder, der mit ihrer 
Politik nicht übereinstimmt oder 
den sie aus irgendeinem Grund 
nicht mögen, wird automatisch 
als Antisemit abgestempelt. 
Wenn es sich bei einer solchen 
Person zufällig um einen Juden 
handelt, wird er als ein »sich 
selbst hassender Jude« bezeich- 
net. Beschimpfen ist leichter und 
oft effektiver als der Versuch, 
die Themen objektiv zu behan- 
deln. Fakten und Wahrheit sind 
für die ADL kein Thema. U 


Palästinenser 


Entweder 
erschießen 
oder verhaften 


Wegen Israels Versagen, Ruhe 
in die besetzten Territorien zu 
bringen, schreibt die israelische 
Tageszeitung »Haaretz«, 
»nimmt die Macht der palästi- 
nensischen Extremisten zu«. Es 
ist deshalb »dringend notwen- 
dig, mit den Leuten fertig zu 
werden, das heißt, die erschie- 
Ben oder verhaften, die den Auf- 
stand organisieren und lenken. 
selbst 


wenn es dabei um Tausende von 
Menschen geht. Aufrührer soll- 
ten nicht länger einen Luxus- 
krieg führen dürfen.« 


Betr.: Sowjetunion 
»Worüber Gorbatschow 
nicht spricht«, Nr. 3/88 


Ich geriet Anfang 1944 - ein Jahr nach 
dem’ Debakel von Stalingrad - in so- 
wjetische Gefangenschaft. Einen gro- 
Ben Teil der Jahre 1946 und 1947 ver- 
brachte ich im Lager 260/7 Orsk (Süd- 
ural)). Hier waren in sieben oder acht 
Teillagern auch die rund sechstausend 
Überlebenden von Stalingrad unterge- 
bracht, die Offiziere waren größtenteils 
im Lager Moschaisk bei Moskau. 


Von den in Gefangenschaft geratenen 
90 000 (nach sowjetischen Angaben 
115 000) deutschen Soldaten der 6. Ar- 
mee unter Generalfeldmarschall Paulus 
waren also in den Jahren 1943 bis 1946 
84 000 umgekommen. Doch abgesehen 
von‘den sogenannten Todesmärschen 
im Februar 1943, bei denen die Gefan- 
genen in Ermangelung einer Unter- 
bringung immer wieder im Kreis her- 
umgeführt wurden sowie von einzelnen 
Fluchtversuchen haben die NKWD- 
Mannschaften keine deutschen Gefan- 
genen erschossen; sie sind alle von 
selbst gestorben an Auszehrung (Dy- 
strophie), Tuberkulose, Fleckfieber, 
Typhus und anderen Krankheiten. Un- 
ter den harten Lebensbedingungen ei- 
nes Arbeitslagers in Kriegszeiten kön- 
nen nur wenige Menschen einen länge- 
ren Zeitraum überleben. Jedenfalls 
dürfte von den vermißten Kriegsgefan- 
genen heute keiner mehr am Leben 
sein. 


Deutsche Gefangene waren nicht »an- 
gekettet«; gegen Fluchtversuche gab es 
bei bestimmten Arbeitskommandos auf 
Menschen abgerichtete Wachhunde 
(sogenannte »Bluthunde«). 


Wenn man die wenigen unrühmlichen 
Ausnahmen vergißt, war unser Ver- 
hältnis zu den Mannschaften und Offi- 
zieren des NKWD (ab 1946: MWD, 
heute: KGB) durchweg gut. Wenn wir 
uns in 1945/46 in Fünferkolonnen durch 
Busuluk bewegten, verlangte der 
NKWD-Sergeant stets, daß wir zur Be- 
schleunigung des Marschtempos ein 
Lied singen und zwar ausgerechnet im- 
mer die »Grauen Kolonnen« mit dem 
Refrain: »denn wir marschieren in 
Feindesland«. Die Russen sind alles an- 
dere als engherzig. 


Durch positive Darstellung der sog. 
»Organe« will ich keineswegs die ko- 
munistische Staatsideologie aufwerten. 
Weder der Kommunismus noch der 
American way of Life sind für uns er- 
strebenswert. Beide weisen in die glei- 
che Richtung: Raserei der Technik, 
Vermaßung wurzelloser genormter 
Menschen; beide sind geprägt durch 
Konformismus und materialistisches 
Konsumdenken. 


Karl Schäfer, Konstanz 


Betr.: Zionismus »Das 
Leben eines US-Juden in 
Israel«, Nr. 1/88 


Die soziale Lage der Ostjuden war 
schlecht, einmal von den »staatlichen 
Zwängen« her, dann aber auch von den 
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Briefe 


Rabbiaten. Diese wachten eifersüchtig 
darauf, daß sich alle Juden unter den 
strengen Religionsgeboten duckten 
und sich verhielten. Ähnlich hat es ja 
das Papsttum auch über lange Jahre so, 
gehalten. Luther kam ja nicht von un- 
gefähr. 


Die politischen Ideen des 19. Jahrhun- 
derts drangen trotzdem auch nach Ruß- 


land, und damit auch zu den Juden. 


Insbesondere die Jüngeren, wollten 
mehr geistige Freiheit, Freiheit von den 
Gesetzen Mose. Daß dies nur durch 
politische Freiheit zu erreichen war, 
leuchtete ihnen ein und als revolutionä- 
re Kraft waren eben nur die Sozialisten 
da. 


So kam es, daß sich viele Juden in der 
marxistischen Bewegung engagierten. 
Das radikale Verhalten war ja aus dem 
Druck des Zarismus durchaus zu ver- 
stehen. Auch fortschrittliche Rabbis er- 
kannten in der Bewegung der Marki- 
sten eine Chance zur politischen-gesell- 
schaftlichen Befreiung. Frühzeitig kam 
es zu einer intensiven Zusammenar- 
beit, wobei den Juden natürlich auch 
ein eigener Staat vorschwebte. Die en- 
ge Verbindung zwischen sozialistischen 
und zionistischen Vorstellungen ist, da 
zu suchen. 


Sicher die Kibbuz-Idee trägt sozialisti- 
sche Züge. Aber wie hätten die Juden 
denn es anfangen sollen? Die finanziel- 
len Mittel waren nicht groß, aber es 
fehlte auch an Experten, für diese oder 
jene Aufgabe. Die USA und damit ihre 
Bürger haben diese politischen Be- 
drückungen nicht kennen gelernt und 
somit erscheint es dem Verfasser oft- 
mals unverständlich. 


Irgendwie ist es doch bedrückend, 
wenn man die Ereignisse sieht, die sich 
durch diese Gleichsetzung ergeben ha- 
ben. Der Zionismus als Staatsidee hat- 
te es schwer, sich unter den »westlichen 
Juden« durchzusetzen und Anhänger 
zu finden. Man mag über manche Me- 
thode bei der Errichtung und Durchset- 
zung der Staatsgründung der Juden 
nicht gerade glücklich sein, aber wie 
hätten sie es denn erreichen sollen? 
England hatte zwar durch die Balfour- 
Erklärung seine »Hilfe« zugesagt, aber 
gleichzeitig auch die Araber ermuntert 
für die »Freiheit Palästina« gegen die 
Türken die Waffen zu ergreifen. 


Jetzt zeigen sich auch für die Israelis 
die Sachzwänge, die sich eben aus einer 
Staatsgründung nun einmal ergeben. 


Herbert Bolz, Regensburg 


Betr.: Sowjetunion 
»Gorbatschow schlimmer 
als die Vorgänger«. 

Nr. 4/88 


Die BRD wurde auf Weisung der 
Westmächte etabliert und ist daher an 
deren Weisungen gebunden, besitzt al- 
so keine Souveränität. Ein Lizenzstaat 
kann eo ipso kein »Rechtsstaat« sein, 
weil er ja die Interessen der Sieger- 
mächte vertritt. Außerdem ist das 
Deutsche Reich (auch nach Auffassung 
des Bundesverfassungsgerichts) auch 


heute noch de jure existent, mit dem 
die BRD als Besatzungsregime nichts 
zu tun hat. Deshalb sind alle Abkom- 
men der BRD für das deutsche Volk 
und Reich unverbindlich, auch ein 
»Friedensvertrag« mit den Siegermäch- 
ten, der die Wiederherstellung des 
Deutschen Reiches zur Voraussetzung 
haben müßte. Die UdSSR hat sich auch 
heute noch ein Hintertürchen aufgelas- 
sen zum Deutschen Reich, indem sie 


die »Reichsbahn« in der DDR nicht ‘ 


umbenannte. 


Die »volle Souveränität« der BRD ist 
unmöglich, weil das Ziel der West- 
mächte seit je die Zerstückelung, Aus- 
beutung und -Niederhaltung Deutsch- 
lands war, ist und bleibt. Weder die 
Westmächte noch ihre Lizenzpolitiker 
wollen die »Wiedervereinigung«, von 
der Rückgliederung der annektierten 
deutschen Ostgebiete ganz zu schwei- 
gen. Denn schon die Wiedervereini- 
gung der DDR mit der BRD - und sei 
es auch unter sozialistischem Vorzei- 
chen, wie das die Linken in der BRD 
erstreben — würde bei den Politikern 
der Westmächte eine Gänsehaut her- 
vorrufen. 


Die Westmächte wollen die Sanktionie- 
rung des Status quo, ein neues Jalta! 
Churchill sagte dem »Helden des 20. 
Juli 1944«, Goerdeler, aufrichtig: »Sie 
wissen doch, daß der Krieg nicht gegen 
Hitler oder den Nationalsozialismus 
geht, sondern gegen die Kraft des deut- 
schen Volkes, die man für immer zer- 
schlagen will.« 


An dieser Politik hat sich bis heute 
nichts geändert und wird sich auch 
nichts ändern. Eine Änderung des 
deutschen Schicksals kann deshalb nur 
von der UdSSR her kommen, die ja die 
DDR und die deutschen Ostgebiete 
kontrolliert. 


Der Schlüssel dazu ist Polen und Chi- 
na. Stalin wähnte, die Polen durch das 
Überlassen der deutschen Ostgebiete 
zu treuen Freunden und Bundesgenos- 
sen der UdSSR gewonnen zu haben. 
Das war ein grundsätzlicher Fehler Sta- 
lins. 


Denn die Polen waren niemals Freunde 
der Russen und der Deutschen. Polen 
konnte nur dann eine Rolle in der Ge- 
schichte spielen, wenn Rußland und 
Deutschland ohnmächtig waren wie 
nach 1918. Dann dehnte sich Polen auf 
Kosten aller umgebenden Völker aus 
und drangsalierte sie. 


Die Polen trauern heute noch um die 
»verlorenen polnischen Ostgebiete«, 
die aufgrund des Versailles-Diktates 
(das die UdSSR nie anerkannt hat!) 
von Rußland abgetrennt worden waren 
und die Stalin 1945 wieder rückglieder- 
te. Die größenwahnsinnigen Polen, die 
1945 die Sowjets frenetisch als »Befrei- 
er« begrüßten und die Ostdeutschen 
unter gräßlichen Greueln aus ihrer Hei- 
mat vertrieben, möchten nicht nur die 
geraubten deutschen Ostgebiete behal- 
ten, sondern auch die russischen West- 
gebiete sich einverleiben. 


»Es liegt in der Natur der Polen, daß 
sie nicht auf dem Boden des Realen 
bleiben können. Ihre Phantasie greift 


weiter; haben sie erst ein Stückchen 
Land in Händen, so verlangen sie bald 
mehr. Sie wollen die ganze Welt.« 
(Professor Limanowski, Wilna). 


Hatte sich Stalin schon in bezug .auf 
Polen getäuscht, so gelang es ihm auch 
nicht, die Einheit Chinas zu hintertrei- 
ben, so daß die UdSSR heute die reni- 
tenten Polen vor der Nase und den chi- 
nesischen (zur Weltmacht aufgestiege- 
nen) Drachen im Rücken hat. Diese 
Fehler Stalins müssen seine Nachfolger 
heute ausbaden, und das bei einer 
Wirtschaftskrise in Ost und West. 


In dieser verzweifelten Lage versucht 
Gorbatschow nach innen und außen 
Ruhe zu gewinnen. Das aber ist un- 
möglich, weil die Probleme sich nicht 
fixieren lassen. Die UdSSR wird trotz 
aller gegenteiligen Reden gezwungen 
werden, die »Ergebnisse des Zweiten 
Weltkrieges« zu revidieren — und sei es 
zugunsten der DDR als zuverlässigsten 
Freund und Verbündeten im Westen. 
Da die BRD-Politiker auf Weisung der 
Westmächte auf den Status quo hinar- 
beiten, kann Gorbatschow nur die Re- 
vision mit der DDR realisieren - mit 
ungeheurer Auswirkung auf die BRD 
und den Westen. 


Helmuth Golz, Köln 


Betr.: Bonn »Wahlen 
1988«, Nr. 3/88 


Es gab mal »Demokraten«, die nach 
eigener Aussage die Belastbarkeit der 
Wirtschaft testen wollten. Brandt, 
Apel, Matthöfer, Ehmke und die Ge- 
werkschaftsbosse von Vetter bis Vietor 
gehörten dazu. Fast hätten sie es ge- 
schafft, unser Gemeinwesen durch 
Überschuldung in den Bankrott zu trei- 
ben. Arbeitsplätze wurden Mangelwa- 
re, weil Hunderte Firmen der Zinsbela- 
stung nicht mehr gewachsen waren und 
aufgeben mußten. 


Dann kam die »Wende«. 


Heute wollen die Nachfolger Vorge- 
nannter die Belastbarkeit des Men- 
schen testen: immer weniger Arbeiten- 
de müssen in immer kürzerer Zeit im- 
mer mehr leisten. Bis zum Umfallen. 


Neue Arbeitsplätze sind nirgends in 
Sicht - schon gar nicht im öffentlichen 
Dienst. Die Hetze gegen Stoltenberg 
wird stärker, obwohl er sich schon um 
180 Grad gedreht hat. Aus dem »soli- 
den Haus-Vater«, als der er antrat, 
wurde ein neuer Bundesschuldenmini- 
ster. Wird er jetzt auch noch Arbeits- 
zeitverkürzungsminister? 


Das Ende dieser traurigen Entwicklung 
ist absehbar: die Wiederholung Wei- 
mars unter anderen Vorzeichen. Da 
werden Raketen tatsächlich über- 
flüssig. 


Weiter so, Deutschland? 


Was hat sich denn grundlegend geän- 
dert? Nichts! Nach wie vor gilt der 
Grundsatz: Kein »angemessener« Zins 
- kein Geld - keine Arbeit. Die inter- 
nationalistiichen Banker können mit 
»Bonn« zufrieden sein. 


Helmut Griener, Werdohl 


Eine gottlose Gesellschaft operiert weltweit, um über die Finanzen und die marxistische Ideologie 
das politische Ziel einer Weltregierung zu erreichen. Diese internationalistische Gruppe, die die 
»Neuerschaffung der Welt« will, versteckt sich hinter vielen Namen in verschiedenen Gremien. 

Mit ihrem Geld wollen sie die ganze Welt unter ihre Herrschaft bringen. Dieses Nachschlagewerk 

informiert über die Arbeit, die Pläne und die Ziele der Internationalisten. 


Peter Blackwood 
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